
 

INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 28 

Beteiligungen an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen 

ZIEL 

1 Ziel dieses Standards ist die Regelung der Bilanzierung von Beteiligungen an assoziierten Unternehmen 
und die Festlegung der Vorschriften für die Anwendung der Equity-Methode für die Bilanzierung von 
Beteiligungen an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen. 

ANWENDUNGSBEREICH 

2 Dieser Standard gilt für alle Unternehmen, die als Investoren an der gemeinschaftlichen Führung eines 
Beteiligungsunternehmens beteiligt sind oder maßgeblichen Einfluss auf ein Beteiligungsunternehmen 
haben. 

DEFINITIONEN 

3 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Ein assoziiertes Unternehmen ist ein Unternehmen, auf das der Investor maßgeblichen Einfluss hat. 

Ein Konzernabschluss ist der Abschluss eines Konzerns, in dem Vermögenswerte, Schulden, Eigenkapital, 
Erträge, Aufwendungen und Zahlungsströme des Mutterunternehmens und seiner Tochterunternehmen so 
dargestellt werden, als handele es sich um ein einziges Unternehmen. 

Die Equity-Methode ist eine Bilanzierungsmethode, bei der die Beteiligung zunächst mit den Anschaffungs­
kosten angesetzt wird, dieser Ansatz aber in der Folge um etwaige Veränderungen beim Anteil des 
Investors am Nettovermögen des Beteiligungsunternehmens angepasst wird. Der Gewinn oder Verlust 
des Investors schließt dessen Anteil am Gewinn oder Verlust des Beteiligungsunternehmens ein und das 
sonstige Ergebnis des Investors schließt dessen Anteil am sonstigen Ergebnis des Beteiligungsunterneh­
mens ein. 

Eine gemeinschaftliche Vereinbarung ist eine Vereinbarung, bei der zwei oder mehr Parteien die gemein­
schaftliche Führung innehaben. 

Gemeinschaftliche Führung ist die vertraglich geregelte Teilung der Beherrschung einer Vereinbarung, die 
nur dann gegeben ist, wenn Entscheidungen über die maßgeblichen Tätigkeiten die einstimmige Zustim­
mung der sich die Beherrschung teilenden Parteien erfordern. 

Ein Gemeinschaftsunternehmen ist eine gemeinschaftliche Vereinbarung, bei der die Parteien, die die ge­
meinschaftliche Führung der Vereinbarung innehaben, Rechte am Nettovermögen der Vereinbarung haben. 

Ein Partnerunternehmen bezeichnet einen Partner an einem Gemeinschaftsunternehmen, der an der ge­
meinschaftlichen Führung dieses Gemeinschaftsunternehmens beteiligt ist. 

Maßgeblicher Einfluss ist die Möglichkeit, an den finanz- und geschäftspolitischen Entscheidungen des 
Beteiligungsunternehmens mitzuwirken, nicht aber die Beherrschung oder die gemeinschaftliche Führung 
der Entscheidungsprozesse. 

4 Die folgenden Begriffe werden in Paragraph 4 von IAS 27 Einzelabschlüsse und in Anhang A von IFRS 10 Konzern­
abschlüsse definiert und im vorliegenden Standard mit der in den oben genannten IFRS angegebenen Bedeutung 
verwendet: 

— Beherrschung eines Beteiligungsunternehmens, 

— Konzern, 

— Mutterunternehmen, 

— Einzelabschluss, 

— Tochterunternehmen.
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MASSGEBLICHER EINFLUSS 

5 Hält ein Unternehmen direkt oder indirekt (z. B. durch Tochterunternehmen) 20 % oder mehr der Stimmrechte an 
einem Beteiligungsunternehmen, so wird vermutet, dass ein maßgeblicher Einfluss des Unternehmens vorliegt, es 
sei denn, dies kann eindeutig widerlegt werden. Umgekehrt wird bei einem direkt oder indirekt (z. B. durch 
Tochterunternehmen) gehaltenen Stimmrechtsanteil des Unternehmens von weniger als 20 % vermutet, dass das 
Unternehmen nicht über maßgeblichen Einfluss verfügt, es sei denn, dieser Einfluss kann eindeutig nachgewiesen 
werden. Ein erheblicher Anteilsbesitz oder eine Mehrheitsbeteiligung eines anderen Investors schließen nicht 
notwendigerweise aus, dass ein Unternehmen über maßgeblichen Einfluss verfügt. 

6 Das Vorliegen eines oder mehrerer der folgenden Indikatoren lässt in der Regel auf einen maßgeblichen Einfluss des 
Unternehmens schließen: 

a) Zugehörigkeit zum Geschäftsführungs- und/oder Aufsichtsorgan oder einem gleichartigen Leitungsgremium des 
Beteiligungsunternehmens, 

b) Teilnahme an den Entscheidungsprozessen, einschließlich der Teilnahme an Entscheidungen über Dividenden 
oder sonstige Ausschüttungen, 

c) wesentliche Geschäftsvorfälle zwischen dem Unternehmen und seinem Beteiligungsunternehmen, 

d) Austausch von Führungspersonal oder 

e) Bereitstellung bedeutender technischer Informationen. 

7 Ein Unternehmen kann Anteilsoptionsscheine, Anteilskaufoptionen, Schuld- oder Eigenkapitalinstrumente, die in 
Stammanteile oder in ähnliche Instrumente eines anderen Unternehmens umwandelbar sind, halten, deren Aus­
übung oder Umwandlung dem ausübenden Unternehmen die Möglichkeit gibt, zusätzliche Stimmrechte über die 
Finanz- und Geschäftspolitik eines anderen Unternehmens zu erlangen oder die Stimmrechte eines anderen Anteils­
eigners über diese zu beschränken (d. h. potenzielle Stimmrechte). Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Unter­
nehmen über maßgeblichen Einfluss verfügt, werden die Existenz und die Auswirkungen potenzieller Stimmrechte, 
die gegenwärtig ausgeübt oder umgewandelt werden können, einschließlich der von anderen Unternehmen gehal­
tenen potenziellen Stimmrechte berücksichtigt. Potenzielle Stimmrechte sind nicht als gegenwärtig ausübungsfähig 
oder umwandelbar anzusehen, wenn sie zum Beispiel erst zu einem künftigen Termin oder bei Eintreten eines 
künftigen Ereignisses ausgeübt oder umgewandelt werden können. 

8 Bei der Beurteilung der Frage, ob potenzielle Stimmrechte zum maßgeblichen Einfluss beitragen, prüft das Unter­
nehmen alle Fakten und Umstände, die die potenziellen Stimmrechte beeinflussen (einschließlich der Bedingungen 
für die Ausübung dieser Rechte und sonstiger vertraglicher Vereinbarungen, gleich ob in der Einzelfallbetrachtung 
oder im Zusammenhang), mit Ausnahme der Handlungsabsichten des Managements und der finanziellen Möglich­
keiten einer Ausübung oder Umwandlung dieser potenziellen Rechte. 

9 Ein Unternehmen verliert seinen maßgeblichen Einfluss über ein Beteiligungsunternehmen in dem Moment, in dem 
es die Möglichkeit verliert, an dessen finanz- und geschäftspolitischen Entscheidungsprozessen teilzuhaben. Dies 
kann mit oder ohne Änderung der absoluten oder relativen Eigentumsverhältnisse der Fall sein. Ein solcher Verlust 
kann beispielsweise eintreten, wenn ein assoziiertes Unternehmen unter die Kontrolle staatlicher Behörden, Ge­
richte, Zwangsverwalter oder Aufsichtsbehörden gerät. Er könnte auch das Ergebnis einer vertraglichen Verein­
barung sein. 

EQUITY-METHODE 

10 Bei der Equity-Methode wird die Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen 
zunächst mit den Anschaffungskosten angesetzt. In der Folge erhöht oder verringert sich der Buchwert der 
Beteiligung entsprechend dem Anteil des Investors am Gewinn oder Verlust des Beteiligungsunternehmens. Der 
Anteil des Investors am Gewinn oder Verlust des Beteiligungsunternehmens wird im Gewinn oder Verlust des 
Investors erfasst. Vom Beteiligungsunternehmen empfangene Ausschüttungen vermindern den Buchwert der Be­
teiligung. Änderungen des Buchwerts können auch aufgrund von Änderungen der Beteiligungsquote des Investors 
notwendig sein, welche sich aufgrund von Änderungen im sonstigen Ergebnis des Beteiligungsunternehmens 
ergeben. Solche Änderungen entstehen unter anderem infolge einer Neubewertung von Sachanlagevermögen 
und aus der Umrechnung von Fremdwährungsabschlüssen. Der Anteil des Investors an diesen Änderungen wird 
im sonstigen Ergebnis des Investors erfasst (siehe IAS 1 Darstellung des Abschlusses).
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11 Werden Erträge auf Basis der erhaltenen Dividenden angesetzt, so spiegelt dies unter Umständen nicht in an­
gemessener Weise die Erträge wider, die ein Investor aus einer Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen oder 
einem Gemeinschaftsunternehmen erzielt hat, da die Dividenden u. U. nur unzureichend in Relation zur Ertrags­
kraft des assoziierten Unternehmens oder des Gemeinschaftsunternehmens stehen. Da der Investor in die gemein­
schaftliche Führung des Beteiligungsunternehmens involviert ist oder über maßgeblichen Einfluss auf das Betei­
ligungsunternehmen verfügt, hat er ein Interesse an der Ertragskraft des assoziierten Unternehmens oder des 
Gemeinschaftsunternehmens und demzufolge an der Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Diese Beteiligung an 
der Ertragskraft bilanziert der Investor, indem er den Umfang seines Abschlusses um seinen Anteil am Gewinn 
oder Verlust eines solchen Beteiligungsunternehmens erweitert. Dementsprechend bietet die Anwendung der Equi­
ty-Methode mehr Informationen über das Nettovermögen und den Gewinn oder Verlust des Investors. 

12 Wenn potenzielle Stimmrechte oder sonstige Derivate mit potenziellen Stimmrechten bestehen, wird der Anteil 
eines Unternehmens an einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen lediglich auf 
Grundlage der bestehenden Beteiligungsquote und nicht unter Berücksichtigung der möglichen Ausübung oder 
Umwandlung potenzieller Stimmrechte oder sonstiger derivativer Instrumente bestimmt, es sei denn, Paragraph 13 
findet Anwendung. 

13 In einigen Fällen hat ein Unternehmen dem wirtschaftlichen Gehalt nach ein Eigentumsrecht infolge einer Trans­
aktion, die ihm Zugang zu den mit einem Eigentumsanteil verbundenen wirtschaftlichen Erfolgen verschafft. Unter 
diesen Umständen wird der dem Unternehmen zugewiesene Anteil unter Berücksichtigung der letztlichen Aus­
übung dieser potenziellen Stimmrechte und sonstigen derivativen Instrumente festgelegt, aufgrund deren das 
Unternehmen derzeit Zugang zu den wirtschaftlichen Erfolgen hat. 

14 IFRS 9 Finanzinstrumente findet keine Anwendung auf Beteiligungen an assoziierten Unternehmen und Gemein­
schaftsunternehmen, deren Bilanzierung nach der Equity-Methode erfolgt. Wenn Instrumente mit potenziellen 
Stimmrechten ihrem wirtschaftlichen Gehalt nach derzeit Zugang zu den mit einem Eigentumsanteil an einem 
assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen verbundenen wirtschaftlichen Erfolgen verschaf­
fen, unterliegen die Instrumente nicht IFRS 9. In allen anderen Fällen werden Instrumente mit potenziellen Stimm­
rechten an einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen nach IFRS 9 bilanziert. 

14A Ein Unternehmen wendet IFRS 9 zudem auf sonstige Finanzinstrumente an einem assoziierten Unternehmen oder 
einem Gemeinschaftsunternehmen an, auf die die Equity-Methode nicht angewendet wird. Hierzu gehören lang­
fristige Anteile, die dem wirtschaftlichen Gehalt nach der Nettoinvestition des Unternehmens in das assoziierte 
Unternehmen oder das Gemeinschaftsunternehmen zuzuordnen sind (siehe Paragraph 38). Bevor ein Unternehmen 
Paragraph 38 und die Paragraphen 40–43 des vorliegenden Standards anwendet, wendet es auf solche langfristigen 
Anteile IFRS 9 an. Bei der Anwendung von IFRS 9 berücksichtigt das Unternehmen keine Änderungen des Buch­
werts der langfristigen Anteile, die sich aus der Anwendung des vorliegenden Standards ergeben. 

15 Sofern eine Beteiligung oder ein Teil einer Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen oder Gemeinschafts­
unternehmens nach IFRS 5 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte und aufgegebene Geschäftsbereiche 
nicht als zur Veräußerung gehalten eingestuft wurde, ist die Beteiligung oder ein zurückbehaltener Teil der Betei­
ligung, der nicht als zur Veräußerung gehalten eingestuft wurde, als langfristiger Vermögenswert einzustufen. 

ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE 

16 Ein Unternehmen, das in die gemeinschaftliche Führung eines Beteiligungsunternehmens involviert ist oder maß­
geblichen Einfluss auf ein Beteiligungsunternehmen hat, hat seine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen 
oder einem Gemeinschaftsunternehmen nach der Equity-Methode zu bilanzieren, es sei denn, die Beteiligung fällt 
unter die Ausnahmeregelung nach den Paragraphen 17–19. 

Ausnahmen von der Anwendung der Equity-Methode 

17 Ein Unternehmen muss die Equity-Methode nicht auf seine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen oder 
einem Gemeinschaftsunternehmen anwenden, wenn das Unternehmen ein Mutterunternehmen ist, das nach der 
Ausnahme vom Anwendungsbereich gemäß Paragraph 4a von IFRS 10 von der Aufstellung eines Konzernabschlus­
ses befreit ist oder wenn alle folgenden Punkte zutreffen: 

a) Das Unternehmen ist ein hundertprozentiges Tochterunternehmen oder ein teilweise im Eigentum eines anderen 
Unternehmens stehendes Tochterunternehmen und die anderen Eigentümer, einschließlich der nicht stimm­
berechtigten, sind darüber unterrichtet, dass das Unternehmen die Equity-Methode nicht anwendet, und erheben 
dagegen keine Einwände. 

b) Die Schuld- oder Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens werden an keinem öffentlichen Markt (einer 
inländischen oder ausländischen Wertpapierbörse oder am Freiverkehrsmarkt, einschließlich lokaler und regio­
naler Märkte) gehandelt. 

c) Das Unternehmen hat seine Abschlüsse nicht zum Zweck der Emission von Finanzinstrumenten jeglicher 
Kategorie an einem öffentlichen Markt bei einer Börsenaufsicht oder sonstigen Aufsichtsbehörde eingereicht 
oder beabsichtigt dies zu tun.
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d) Das oberste oder ein zwischengeschaltetes Mutterunternehmen des Unternehmens stellt einen IFRS-konformen 
Abschluss auf, der veröffentlicht wird und in dem Tochtergesellschaften entweder konsolidiert oder nach 
IFRS 10 erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden. 

18 Wenn eine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen direkt oder 
indirekt von einem Unternehmen gehalten wird, bei dem es sich um eine Wagniskapital-Organisation, einen 
offenen Investmentfonds, einen Unit Trust oder ein ähnliches Unternehmen, einschließlich einer fondsgebundenen 
Versicherung, handelt, kann das Unternehmen diese Beteiligung erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert nach 
IFRS 9 bewerten. Ein Beispiel für eine fondsgebundene Versicherung sind Fonds, die von einem Unternehmen als 
zugrunde liegende Posten für eine Gruppe von Versicherungsverträgen mit direkter Überschussbeteiligung gehalten 
werden. Für die Zwecke dieses Wahlrechts umfassen Versicherungsverträge auch Kapitalanlageverträge mit ermes­
sensabhängiger Überschussbeteiligung. Diese Entscheidung ist für jedes assoziierte Unternehmen oder Gemein­
schaftsunternehmen bei dessen erstmaligem Ansatz gesondert zu treffen. (Siehe IFRS 17 Versicherungsverträge in 
Bezug auf die in diesem Paragraphen verwendeten Begriffe, die in diesem Standard definiert sind.) 

19 Hält ein Unternehmen eine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen, von der ein Teil indirekt über ein 
Unternehmen gehalten wird, bei dem es sich um eine Wagniskapital-Organisation, einen Investmentfonds, einen 
Unit Trust oder ähnliche Unternehmen, einschließlich fondsgebundener Versicherungen, handelt, kann sich das 
Unternehmen dafür entscheiden, diesen Teil der Beteiligung am assoziierten Unternehmen erfolgswirksam zum 
beizulegenden Zeitwert nach IFRS 9 zu bewerten, unabhängig davon, ob die Wagniskapital-Organisation, der 
Investmentfonds, der Unit Trust oder ähnliche Unternehmen, einschließlich fondsgebundener Versicherungen, 
maßgeblichen Einfluss auf diesen Teil der Beteiligung haben. Entscheidet sich das Unternehmen für diesen Ansatz, 
hat es die Equity-Methode auf den verbleibenden Teil seiner Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen 
anzuwenden, der nicht von einer Wagniskapital-Organisation, einem Investmentfonds, einem Unit Trust oder 
ähnlichen Unternehmen, einschließlich fondsgebundener Versicherungen, gehalten wird. 

Einstufung als „zur Veräußerung gehalten“ 

20 Ein Unternehmen hat IFRS 5 auf eine Beteiligung oder einen Teil einer Beteiligung an einem assoziierten Unter­
nehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen anzuwenden, die/der die Kriterien für die Einstufung als „zur 
Veräußerung gehalten“ erfüllt. Jeder zurückbehaltene Teil einer Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen 
oder einem Gemeinschaftsunternehmen, der nicht als zur „zur Veräußerung gehalten“ eingestuft wurde, ist nach der 
Equity-Methode zu bilanzieren, bis dass der Teil, der als „zur Veräußerung gehalten“ eingestuft wurde, veräußert 
wird. Nach der Veräußerung hat ein Unternehmen jeden zurückbehaltenen Anteil an einem assoziierten Unter­
nehmen oder Gemeinschaftsunternehmen nach IFRS 9 zu bilanzieren, es sei denn, bei dem zurückbehaltenen Anteil 
handelt es sich weiterhin um ein assoziiertes Unternehmen oder ein Gemeinschaftsunternehmen; in diesem Fall 
wendet das Unternehmen die Equity-Methode an. 

21 Wenn eine Beteiligung oder ein Teil einer Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen oder Gemeinschafts­
unternehmen, die/der bisher unter die Einstufung „zur Veräußerung gehalten“ fiel, die hierfür erforderlichen 
Kriterien nicht mehr erfüllt, muss sie/er ab dem Zeitpunkt, ab dem sie/er als „zur Veräußerung gehalten“ eingestuft 
wurde, rückwirkend nach der Equity-Methode bilanziert werden. Die Abschlüsse für die Perioden seit der Ein­
stufung als „zur Veräußerung gehalten“ sind entsprechend anzupassen. 

Beendigung der Anwendung der Equity-Methode 

22 Ein Unternehmen hat die Anwendung der Equity-Methode ab dem Zeitpunkt, an dem es sich bei seiner 
Beteiligung nicht mehr um eine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemein­
schaftsunternehmen handelt, in folgender Weise zu beenden: 

a) Wird die Beteiligung zu einer Beteiligung an einem Tochterunternehmen, bilanziert das Unternehmen 
seine Beteiligung nach IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse und IFRS 10. 

b) Handelt es sich beim zurückbehaltenen Anteil am ehemaligen assoziierten Unternehmen oder Gemein­
schaftsunternehmen um einen finanziellen Vermögenswert, hat das Unternehmen den zurückbehalte­
nen Anteil zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten. Der beizulegende Zeitwert des zurückbehalte­
nen Anteils entspricht seinem beizulegenden Zeitwert beim erstmaligen Ansatz als finanzieller Ver­
mögenswert nach IFRS 9. Das Unternehmen hat eine etwaige Differenz zwischen den folgenden Wer­
ten erfolgswirksam zu erfassen: 

i) dem beizulegenden Zeitwert eines etwaigen zurückbehaltenen Anteils und etwaige Erlöse aus der 
Veräußerung eines Teils des Anteils an dem assoziierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunter­
nehmen und 

ii) dem Buchwert der Beteiligung zum Zeitpunkt der Beendigung der Anwendung der Equity-Methode. 

c) Beendet ein Unternehmen die Anwendung der Equity-Methode, hat es alle in Bezug auf diese Betei­
ligung bisher im sonstigen Ergebnis erfassten Beträge auf derselben Grundlage zu bilanzieren wie für 
den Fall, dass das Beteiligungsunternehmen die dazugehörigen Vermögenswerte und Schulden direkt 
veräußert hätte.
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23 Falls daher ein zuvor vom Beteiligungsunternehmen im sonstigen Ergebnis erfasster Gewinn oder Verlust bei der 
Veräußerung der dazugehörigen Vermögenswerte oder Schulden erfolgswirksam umgegliedert würde, gliedert das 
Unternehmen den Gewinn oder Verlust erfolgswirksam um (als einen Umgliederungsbetrag), wenn es die Anwen­
dung der Equity-Methode beendet. Hat z. B. ein assoziiertes Unternehmen oder ein Gemeinschaftsunternehmen 
kumulierte Umrechnungsdifferenzen aus der Tätigkeit eines ausländischen Geschäftsbetriebs und beendet das 
Unternehmen die Anwendung der Equity-Methode, hat das Unternehmen den zuvor im sonstigen Ergebnis erfass­
ten Gewinn oder Verlust in Bezug auf den ausländischen Geschäftsbetrieb erfolgswirksam umzugliedern. 

24 Wird eine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen zu einer Beteiligung an einem Gemeinschafts­
unternehmen oder eine Beteiligung an einem Gemeinschaftsunternehmen zu einer Beteiligung an einem 
assoziierten Unternehmen, wendet das Unternehmen die Equity-Methode weiterhin an und bewertet den 
zurückbehaltenen Anteil nicht neu. 

Änderungen der Beteiligungsquote 

25 Wenn sich die Beteiligungsquote eines Unternehmens an einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemein­
schaftsunternehmen verringert hat, die Beteiligung aber weiterhin als Beteiligung an einem assoziierten Unterneh­
men bzw. Gemeinschaftsunternehmen eingestuft wird, hat das Unternehmen den Teil des zuvor im sonstigen 
Ergebnis erfassten Gewinns oder Verlusts, der auf die Verringerung der Beteiligungsquote entfällt, erfolgswirksam 
umzugliedern, wenn dieser Gewinn oder Verlust bei Veräußerung der dazugehörigen Vermögenswerte und Schul­
den erfolgswirksam umzugliedern wäre. 

Verfahren der Equity-Methode 

26 Viele der für die Anwendung der Equity-Methode sachgerechten Verfahren ähneln den in IFRS 10 beschriebenen 
Konsolidierungsverfahren. Außerdem werden die Ansätze, die den Konsolidierungsverfahren beim Erwerb eines 
Tochterunternehmens zugrunde liegen, auch bei der Bilanzierung des Erwerbs einer Beteiligung an einem assozi­
ierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen übernommen. 

27 Der Anteil eines Konzerns an einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen ist die 
Summe der vom Mutterunternehmen und seinen Tochterunternehmen daran gehaltenen Anteile. Die von den 
anderen assoziierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen des Konzerns gehaltenen Anteile bleiben für 
diese Zwecke unberücksichtigt. Wenn ein assoziiertes Unternehmen oder ein Gemeinschaftsunternehmen Tochter­
unternehmen, assoziierte Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen besitzt, sind bei der Anwendung der 
Equity-Methode der Gewinn oder Verlust, das sonstige Ergebnis und das Nettovermögen zu berücksichtigen, wie 
sie im Abschluss des assoziierten Unternehmens oder des Gemeinschaftsunternehmens (einschließlich dessen 
Anteils am Gewinn oder Verlust, sonstigen Ergebnis und Nettovermögen seiner assoziierten Unternehmen und 
Gemeinschaftsunternehmen) nach etwaigen Anpassungen zur Anwendung einheitlicher Rechnungslegungsmetho­
den (siehe Paragraphen 35 und 36A) ausgewiesen werden. 

28 Gewinne und Verluste aus „Upstream“- und „Downstream“-Transaktionen zwischen einem Unternehmen (ein­
schließlich seiner konsolidierten Tochterunternehmen) und seinem assoziierten Unternehmen oder Gemeinschafts­
unternehmen sind im Abschluss des Unternehmens nur entsprechend den Anteilen unabhängiger Investoren am 
assoziierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen zu erfassen. „Upstream“-Transaktionen sind beispiels­
weise Verkäufe von Vermögenswerten eines assoziierten Unternehmens oder eines Gemeinschaftsunternehmens an 
den Investor. „Downstream“-Transaktionen sind beispielsweise Verkäufe oder Einlagen von Vermögenswerten eines 
Investors an bzw. in sein assoziiertes Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen. Der Anteil des Investors am 
Gewinn oder Verlust des assoziierten Unternehmens oder Gemeinschaftsunternehmens aus solchen Transaktionen 
wird eliminiert. 

29 Lassen „Downstream“-Transaktionen darauf schließen, dass der Nettoveräußerungswert der zu veräußernden oder 
einzubringenden Vermögenswerte abgenommen hat oder eine Wertminderung dieser Vermögenswerte eingetreten 
ist, sind diese Verluste vom Investor in voller Höhe anzusetzen. Lassen „Upstream“-Transaktionen darauf schließen, 
dass der Nettoveräußerungswert der zu erwerbenden Vermögenswerte abgenommen hat oder eine Wertminderung 
dieser Vermögenswerte eingetreten ist, hat der Investor seinen Anteil an diesen Verlusten anzusetzen. 

30 Die Einlage eines nichtmonetären Vermögenswerts in ein assoziiertes Unternehmen oder ein Gemeinschaftsunter­
nehmen im Austausch für einen Eigenkapitalanteil an dem assoziierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunter­
nehmen ist nach Paragraph 28 zu bilanzieren, es sei denn, der Einlage fehlt es an wirtschaftlicher Substanz im 
Sinne dieses in IAS 16 Sachanlagen erläuterten Begriffs. Fehlt es einer solchen Einlage an wirtschaftlicher Substanz, 
wird der Gewinn oder Verlust als nicht realisiert betrachtet und nicht ausgewiesen, es sei denn, Paragraph 31 findet 
ebenfalls Anwendung. Solche nicht realisierten Gewinne und Verluste sind gegen die nach der Equity-Methode 
bilanzierte Beteiligung zu verrechnen und dürfen in der Konzernbilanz des Unternehmens oder der Bilanz des 
Unternehmens, in der die Beteiligungen nach der Equity-Methode bilanziert werden, nicht als erfolgsneutral abge­
grenzte Gewinne oder Verluste dargestellt werden. 

31 Erhält ein Unternehmen über einen Eigenkapitalanteil an einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemein­
schaftsunternehmen hinaus monetäre oder nichtmonetäre Vermögenswerte, weist das Unternehmen den Teil des 
sich aus der nichtmonetären Einlage ergebenden Gewinns oder Verlusts, der sich auf die erhaltenen monetären oder 
nichtmonetären Vermögenswerte bezieht, in voller Höhe erfolgswirksam aus.
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32 Eine Beteiligung wird von dem Zeitpunkt an nach der Equity-Methode bilanziert, ab dem die Kriterien eines 
assoziierten Unternehmens oder eines Gemeinschaftsunternehmens erfüllt sind. Bei dem Beteiligungserwerb ist 
jede Differenz zwischen den Anschaffungskosten der Beteiligung und dem Anteil des Unternehmens am beizule­
genden Nettozeitwert der identifizierbaren Vermögenswerte und Schulden des Beteiligungsunternehmens wie folgt 
zu bilanzieren: 

a) Der mit einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen verbundene Geschäfts- oder 
Firmenwert ist im Buchwert der Beteiligung enthalten. Die planmäßige Abschreibung dieses Geschäfts- oder 
Firmenwerts ist untersagt. 

b) Jeder Betrag, um den der Anteil des Unternehmens am beizulegenden Nettozeitwert der identifizierbaren Ver­
mögenswerte und Schulden des Beteiligungsunternehmens die Anschaffungskosten der Beteiligung übersteigt, ist 
bei der Bestimmung des Anteils des Unternehmens am Gewinn oder Verlust des assoziierten Unternehmens 
oder des Gemeinschaftsunternehmens in der Periode, in der die Beteiligung erworben wurde, als Ertrag ent­
halten. 

Der Anteil des Unternehmens an den vom assoziierten Unternehmen oder vom Gemeinschaftsunternehmen nach 
Erwerb verzeichneten Gewinnen oder Verlusten wird sachgerecht angepasst, um beispielsweise die planmäßige 
Abschreibung zu berücksichtigen, die bei abschreibungsfähigen Vermögenswerten auf der Basis ihrer beizulegenden 
Zeitwerte zum Erwerbszeitpunkt berechnet wird. Gleiches gilt für vom assoziierten Unternehmen oder Gemein­
schaftsunternehmen erfasste Wertminderungsaufwendungen, z. B. für den Geschäfts- oder Firmenwert oder für 
Sachanlagen. 

33 Das Unternehmen verwendet bei der Anwendung der Equity-Methode den letzten verfügbaren Abschluss 
des assoziierten Unternehmens oder des Gemeinschaftsunternehmens. Weicht der Abschlussstichtag des 
Unternehmens von dem des assoziierten Unternehmens oder des Gemeinschaftsunternehmens ab, muss 
das assoziierte Unternehmen oder das Gemeinschaftsunternehmen zur Verwendung durch das Unterneh­
men einen Zwischenabschluss auf den Stichtag des Unternehmens aufstellen, es sei denn, dies ist undurch­
führbar. 

34 Wird nach Paragraph 33 der bei der Anwendung der Equity-Methode herangezogene Abschluss eines 
assoziierten Unternehmens oder eines Gemeinschaftsunternehmens zu einem vom Unternehmen abwei­
chenden Stichtag aufgestellt, so sind für die Auswirkungen bedeutender Geschäftsvorfälle oder anderer 
Ereignisse, die zwischen diesem Stichtag und dem Abschlussstichtag des Unternehmens eingetreten sind, 
Anpassungen vorzunehmen. In jedem Fall darf der Zeitraum zwischen dem Abschlussstichtag des asso­
ziierten Unternehmens oder des Gemeinschaftsunternehmens und dem Abschlussstichtag des Unterneh­
mens nicht mehr als drei Monate betragen. Die Länge der Berichtsperioden und die Abweichungen 
zwischen den Abschlussstichtagen müssen von Periode zu Periode gleich bleiben. 

35 Bei der Aufstellung des Abschlusses des Unternehmens sind für gleichartige Geschäftsvorfälle und Ereig­
nisse unter ähnlichen Umständen einheitliche Rechnungslegungsmethoden anzuwenden. 

36 Wenn ein assoziiertes Unternehmen oder ein Gemeinschaftsunternehmen für gleichartige Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse unter ähnlichen Umständen andere Rechnungslegungsmethoden anwendet als das Unternehmen, sind für 
den Fall, dass der Abschluss des assoziierten Unternehmens oder des Gemeinschaftsunternehmens vom Unterneh­
men für die Anwendung der Equity-Methode herangezogen wird, die Rechnungslegungsmethoden an diejenigen des 
Unternehmens anzupassen, es sei denn, Paragraph 36A findet Anwendung. 

36A Besitzt ein Unternehmen, das selbst keine Investmentgesellschaft ist, Anteile an einem assoziierten Unternehmen 
oder einem Gemeinschaftsunternehmen, das eine Investmentgesellschaft ist, kann es ungeachtet der Bestimmung in 
Paragraph 36 bei der Anwendung der Equity-Methode die Bewertung zum beizulegenden Zeitwert, die diese 
Investmentgesellschaft (assoziiertes Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen) bei ihren Anteilen an Toch­
tergesellschaften vornimmt, beibehalten. Diese Entscheidung ist für jede Investmentgesellschaft (assoziiertes Unter­
nehmen oder Gemeinschaftsunternehmen) gesondert zu treffen a) zu dem Zeitpunkt des erstmaligen Ansatzes der 
Investmentgesellschaft (assoziiertes Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen), b) zu dem Zeitpunkt, zu dem 
das assoziierte Unternehmen oder das Gemeinschaftsunternehmen eine Investmentgesellschaft wird, oder c) zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die Investmentgesellschaft (assoziiertes Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen) erstmals 
ein Mutterunternehmen wird – je nachdem, welcher dieser Zeitpunkte der späteste ist. 

37 Falls ein assoziiertes Unternehmen oder ein Gemeinschaftsunternehmen kumulative Vorzugsanteile ausgegeben hat, 
die von anderen Parteien als dem Unternehmen gehalten werden und als Eigenkapital ausgewiesen sind, berechnet 
das Unternehmen seinen Anteil an Gewinn oder Verlust nach Abzug der Dividende auf diese Vorzugsanteile, 
unabhängig davon, ob ein Dividendenbeschluss vorliegt. 

38 Wenn der Anteil eines Unternehmens an den Verlusten eines assoziierten Unternehmens oder eines Gemeinschafts­
unternehmens dem Wert seines Anteils an dem assoziierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen ent­
spricht oder diesen übersteigt, erfasst das Unternehmen keine weiteren Verlustanteile. Der Wert des Anteils an 
einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen ist der nach der Equity-Methode ermit­
telte Buchwert der Beteiligung an dem assoziierten Unternehmen oder dem Gemeinschaftsunternehmen zuzüglich 
sämtlicher langfristigen Anteile, die dem wirtschaftlichen Gehalt nach der Nettoinvestition des Unternehmens in
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das assoziierte Unternehmen oder das Gemeinschaftsunternehmen zuzuordnen sind. So stellt ein Posten, dessen 
Abwicklung auf absehbare Zeit weder geplant noch wahrscheinlich ist, seinem wirtschaftlichen Gehalt nach eine 
Erhöhung der Beteiligung an dem assoziierten Unternehmen oder dem Gemeinschaftsunternehmen dar. Solche 
Posten können Vorzugsanteile und langfristige Forderungen oder Darlehen einschließen, nicht aber Forderungen 
und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen oder langfristige Forderungen, für die angemessene Sicher­
heiten bestehen, wie etwa besicherte Kredite. Verluste, die nach der Equity-Methode erfasst werden und die 
Beteiligung des Unternehmens am Stammkapital übersteigen, werden den anderen Bestandteilen des Anteils des 
Unternehmens am assoziierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen in umgekehrter Rangreihenfolge (d. 
h. ihrer Priorität bei der Liquidierung) zugeordnet. 

39 Nachdem der Wert des Anteils des Unternehmens auf null reduziert ist, werden zusätzliche Verluste nur in dem 
Umfang berücksichtigt und als Schuld angesetzt, wie das Unternehmen rechtliche oder faktische Verpflichtungen 
eingegangen ist oder Zahlungen für das assoziierte Unternehmen oder das Gemeinschaftsunternehmen geleistet hat. 
Weist das assoziierte Unternehmen oder das Gemeinschaftsunternehmen zu einem späteren Zeitpunkt Gewinne 
aus, berücksichtigt das Unternehmen seinen Anteil an den Gewinnen erst dann, wenn der Gewinnanteil die noch 
nicht erfassten anteiligen Verluste abdeckt. 

Wertminderungsaufwand 

40 Nach Anwendung der Equity-Methode, einschließlich der Berücksichtigung von Verlusten des assoziierten Unter­
nehmens oder des Gemeinschaftsunternehmens gemäß Paragraph 38, hat das Unternehmen unter Anwendung der 
Paragraphen 41A–41C zu bestimmen, ob objektive Anhaltspunkte für eine Wertminderung der Nettoinvestition in 
das assoziierte Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen vorliegen. 

41 [gestrichen] 

41A Die Nettoinvestition in ein assoziiertes Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen ist nur dann wertgemindert 
und es fallen nur dann Wertminderungsaufwendungen an, wenn infolge eines oder mehrerer Ereignisse, die nach 
dem erstmaligen Ansatz der Nettoinvestition eingetreten sind („Verlustereignis“), ein objektiver Anhaltspunkt für 
eine Wertminderung vorliegt und dieses Verlustereignis (diese Verlustereignisse) eine verlässlich schätzbare Aus­
wirkung auf die geschätzten künftigen Zahlungsströme aus der Nettoinvestition hat (haben). Möglicherweise lässt 
sich nicht ein einzelnes, singuläres Ereignis als Grund für die Wertminderung identifizieren. Vielmehr könnte ein 
Zusammentreffen mehrerer Ereignisse die Wertminderung verursacht haben. Erwartete Verluste aus künftigen 
Ereignissen dürfen ungeachtet der Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens nicht erfasst werden. Als objektive Anhalts­
punkte für eine Wertminderung der Nettoinvestition gelten auch beobachtbare Daten zu den folgenden Verlust­
ereignissen, von denen das Unternehmen Kenntnis erlangt: 

a) erhebliche finanzielle Schwierigkeiten des assoziierten Unternehmens oder Gemeinschaftsunternehmens, 

b) ein Vertragsbruch wie beispielsweise ein Zahlungsausfall oder -verzug durch das assoziierte Unternehmen oder 
Gemeinschaftsunternehmen, 

c) Zugeständnisse, die das Unternehmen gegenüber dem assoziierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunterneh­
men aus wirtschaftlichen oder rechtlichen Gründen im Zusammenhang mit den finanziellen Schwierigkeiten des 
assoziierten Unternehmens oder Gemeinschaftsunternehmens macht, ansonsten aber nicht gewähren würde, 

d) es wird wahrscheinlich, dass das assoziierte Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen in Insolvenz oder 
ein sonstiges Sanierungsverfahren geht, oder 

e) der durch finanzielle Schwierigkeiten des assoziierten Unternehmens oder Gemeinschaftsunternehmens bedingte 
Wegfall eines aktiven Markts für die Nettoinvestition. 

41B Der Wegfall eines aktiven Markts infolge der Einstellung des öffentlichen Handels mit Eigenkapital- oder Finanz­
instrumenten des assoziierten Unternehmens oder Gemeinschaftsunternehmens ist kein Anhaltspunkt für eine 
Wertminderung. Eine Herabstufung des Bonitätsratings eines assoziierten Unternehmens oder Gemeinschaftsunter­
nehmens oder ein Rückgang des beizulegenden Zeitwerts des assoziierten Unternehmens oder Gemeinschaftsunter­
nehmens ist an sich noch kein Anhaltspunkt für eine Wertminderung, kann aber zusammen mit anderen ver­
fügbaren Informationen ein Anhaltspunkt für eine Wertminderung sein. 

41C Zusätzlich zu den in Paragraph 41A genannten Arten von Ereignissen sind auch Informationen über signifikante 
Änderungen mit nachteiligen Folgen, die in dem technologischen, marktbezogenen, wirtschaftlichen oder recht­
lichen Umfeld, in welchem das assoziierte Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen tätig ist, eingetreten sind, 
ein objektiver Anhaltspunkt für eine Wertminderung der Nettoinvestition in die Eigenkapitalinstrumente des 
assoziierten Unternehmens oder Gemeinschaftsunternehmens, der anzeigt, dass die Anschaffungskosten der Inves­
tition in das Eigenkapitalinstrument möglicherweise nicht zurückerlangt werden können. Ein signifikanter oder 
länger anhaltender Rückgang des beizulegenden Zeitwerts einer Finanzinvestition in ein Eigenkapitalinstrument 
unter dessen Anschaffungskosten ist ebenfalls ein objektiver Anhaltspunkt für eine Wertminderung.
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42 Da der im Buchwert einer Nettoinvestition in ein assoziiertes Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen 
enthaltene Geschäfts- oder Firmenwert nicht getrennt ausgewiesen wird, wird er nicht gemäß den Vorschriften 
für die Überprüfung auf Wertminderung beim Geschäfts- oder Firmenwert nach IAS 36 Wertminderung von Ver­
mögenswerten separat auf Wertminderung geprüft. Stattdessen wird der gesamte Buchwert der Beteiligung nach 
IAS 36 als ein einziger Vermögenswert auf Wertminderung geprüft, indem sein erzielbarer Betrag (der höhere der 
beiden Beträge aus Nutzungswert und beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten) mit dem Buchwert 
immer dann verglichen wird, wenn sich bei der Anwendung der Paragraphen 41A–41C Hinweise darauf ergeben, 
dass die Nettoinvestition wertgemindert sein könnte. Ein Wertminderungsaufwand, der unter diesen Umständen 
erfasst wird, wird keinem Vermögenswert zugeordnet und somit auch nicht dem Geschäfts- oder Firmenwert, der 
Teil des Buchwerts der Nettoinvestition in das assoziierte Unternehmen oder das Gemeinschaftsunternehmen ist. 
Folglich wird jede Wertaufholung nach IAS 36 in dem Umfang erfasst, in dem der erzielbare Betrag der Nettoin­
vestition anschließend steigt. Bei der Bestimmung des Nutzungswerts der Nettoinvestition schätzt ein Unternehmen 

a) seinen Anteil am Barwert der geschätzten künftigen Zahlungsströme, die von dem assoziierten Unternehmen 
oder Gemeinschaftsunternehmen voraussichtlich erwirtschaftet werden, einschließlich der Zahlungsströme aus 
den Tätigkeiten des assoziierten Unternehmens oder Gemeinschaftsunternehmens und der Erlöse aus der end­
gültigen Veräußerung der Beteiligung, oder 

b) den Barwert der geschätzten künftigen Zahlungsströme, die aus den Dividenden der Beteiligung und ihrer 
endgültigen Veräußerung resultieren. 

Bei sachgemäßen Annahmen führen beide Methoden zu demselben Ergebnis. 

43 Der für eine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen erzielbare 
Betrag wird für jedes assoziierte Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen einzeln bestimmt, es sei denn, ein 
einzelnes assoziiertes Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen erzeugt keine Mittelzuflüsse aus der fort­
gesetzten Nutzung, die von denen anderer Vermögenswerte des Unternehmens die Beteiligung haltenden Unter­
nehmens größtenteils unabhängig sind. 

EINZELABSCHLUSS 

44 Eine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen ist im Einzelabschluss eines 
Unternehmens nach Paragraph 10 von IAS 27 (in der 2011 geänderten Fassung) zu bilanzieren. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

45 Dieser Standard ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2013 beginnen. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diesen Standard früher an, hat es dies anzugeben und IFRS 10, 
IFRS 11 Gemeinschaftliche Vereinbarungen, IFRS 12 Angaben zu Anteilen an anderen Unternehmen und IAS 27 (in der 
2011 geänderten Fassung) gleichzeitig anzuwenden. 

45A Durch IFRS 9 in der im Juli 2014 veröffentlichen Fassung wurden die Paragraphen 40–42 geändert und die Para­
graphen 41A–41C eingefügt. Wendet ein Unternehmen IFRS 9 an, hat es diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

45B Mit der im August 2014 veröffentlichten Verlautbarung Equity-Methode in Einzelabschlüssen (Equity Method in 
Separate Financial Statements) (Änderungen an IAS 27) wurde Paragraph 25 geändert. Diese Änderung ist nach 
IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler rückwirkend auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2016 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. 
Wendet ein Unternehmen diese Änderung auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. 

45D Mit der im Dezember 2014 veröffentlichten Verlautbarung Investmentgesellschaften: Anwendung der Ausnahme von der 
Konsolidierungspflicht (Änderungen an IFRS 10, IFRS 12 und IAS 28) wurden die Paragraphen 17, 27 und 36 
geändert und Paragraph 36A eingefügt. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder 
nach dem 1. Januar 2016 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Än­
derungen auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. 

45E Durch die Jährlichen Verbesserungen an den IFRS-Standards, Zyklus 2014–2016, veröffentlicht im Dezember 2016, 
wurden die Paragraphen 18 und 36A geändert. Diese Änderungen sind nach IAS 8 rückwirkend auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2018 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein 
Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben.
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45F Durch IFRS 17, veröffentlicht im Mai 2017, wurde Paragraph 18 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 17 an, 
ist diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

45G Mit der im Oktober 2017 veröffentlichten Verlautbarung Langfristige Anteile an assoziierten Unternehmen und Gemein­
schaftsunternehmen wurde Paragraph 14A eingefügt und Paragraph 41 gestrichen. Diese Änderungen sind mit Aus­
nahme der Darlegungen in den Paragraphen 45H–45K auf Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 2019 
beginnen, nach IAS 8 rückwirkend anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen 
diese Änderungen früher an, hat es dies anzugeben. 

45H Ein Unternehmen, das die Änderungen in Paragraph 45G erstmals bei der erstmaligen Anwendung von IFRS 9 
anwendet, hat auf die in Paragraph 14A beschriebenen langfristigen Anteile die Übergangsvorschriften von IFRS 9 
anzuwenden. 

45I Ein Unternehmen, das die Änderungen in Paragraph 45G erstmals nach der erstmaligen Anwendung von IFRS 9 
anwendet, wendet die in IFRS 9 festgelegten Übergangsvorschriften an, die für die Anwendung der Vorschriften 
von Paragraph 14A auf langfristige Anteile erforderlich sind. Dabei sind Verweise auf den Zeitpunkt der erst­
maligen Anwendung in IFRS 9 als Bezugnahmen auf den Beginn des Geschäftsjahrs zu verstehen, in dem das 
Unternehmen die Änderungen erstmals anwendet (Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung der Änderungen). Das 
Unternehmen ist nicht verpflichtet, frühere Berichtsperioden anzupassen, um der Anwendung der Änderungen 
Rechnung zu tragen. Das Unternehmen darf frühere Berichtsperioden nur anpassen, wenn dabei keine nachträg­
lichen Erkenntnisse verwendet werden. 

45J Ein Unternehmen, das die Änderungen in Paragraph 45G erstmals anwendet und nach IFRS 4 Versicherungsverträge 
die vorübergehende Befreiung von der Anwendung von IFRS 9 in Anspruch nimmt, ist nicht verpflichtet, frühere 
Berichtsperioden anzupassen, um der Anwendung der Änderungen Rechnung zu tragen. Das Unternehmen darf 
frühere Berichtsperioden nur anpassen, wenn dabei keine nachträglichen Erkenntnisse verwendet werden. 

45K Passt ein Unternehmen frühere Berichtsperioden in Anwendung des Paragraphen 45I oder 45J nicht an, so erfasst 
es zum Zeitpunkt der ersten Anwendung der Änderungen in der Eröffnungsbilanz der Gewinnrücklagen (oder, falls 
angemessen, einer anderen Eigenkapitalkategorie) eine etwaige Differenz zwischen 

a) dem bisherigen Buchwert der in Paragraph 14A beschriebenen langfristigen Anteile zu diesem Zeitpunkt und 

b) dem Buchwert dieser langfristigen Anteile zu diesem Zeitpunkt. 

Verweise auf IFRS 9 

46 Wendet ein Unternehmen diesen Standard, aber noch nicht IFRS 9 an, so ist jeder Verweis auf IFRS 9 als Verweis 
auf IAS 39 verstehen. 

RÜCKNAHME VON IAS 28 (2003) 

47 Dieser Standard ersetzt IAS 28 Anteile an assoziierten Unternehmen (in der 2003 überarbeiteten Fassung).
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 29 

Rechnungslegung in Hochinflationsländern ( 13 ) 

ANWENDUNGSBEREICH 

1 Dieser Standard ist auf Einzel- und Konzernabschlüsse von Unternehmen anzuwenden, deren funktionale 
Währung die eines Hochinflationslandes ist. 

2 In einem Hochinflationsland ist eine Berichterstattung über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage in der lokalen 
Währung ohne Anpassung nicht zweckmäßig. Der Kaufkraftverlust ist so enorm, dass der Vergleich mit Beträgen, 
die aus früheren Geschäftsvorfällen und anderen Ereignissen resultieren, sogar innerhalb einer Bilanzierungsperiode 
irreführend ist. 

3 Dieser Standard legt nicht fest, ab welcher Inflationsrate Hochinflation vorliegt. Die Notwendigkeit einer Anpas­
sung des Abschlusses gemäß diesem Standard ist eine Ermessensfrage. Allerdings gibt es im wirtschaftlichen 
Umfeld eines Landes Anhaltspunkte, die auf Hochinflation hindeuten, nämlich u. a. folgende: 

a) Die Bevölkerung bevorzugt es, ihr Vermögen in nicht monetären Vermögenswerten oder in einer relativ 
stabilen Fremdwährung zu halten. Beträge in Inlandswährung werden unverzüglich investiert, um die Kaufkraft 
zu erhalten. 

b) Die Bevölkerung rechnet nicht in der Inlandswährung, sondern in einer relativ stabilen Fremdwährung. Preise 
können in dieser Währung angegeben werden. 

c) Verkäufe und Käufe auf Kredit werden zu Preisen getätigt, die den für die Kreditlaufzeit erwarteten Kaufkraft­
verlust berücksichtigen, selbst wenn die Laufzeit nur kurz ist. 

d) Zinssätze, Löhne und Preise sind an einen Preisindex gebunden. 

e) Die kumulative Inflationsrate innerhalb von drei Jahren nähert sich oder überschreitet 100 %. 

4 Es ist wünschenswert, dass alle Unternehmen, die in der Währung eines bestimmten Hochinflationslandes bilan­
zieren, diesen Standard ab demselben Zeitpunkt anwenden. In jedem Fall ist er vom Beginn der Berichtsperiode an 
anzuwenden, in der das Unternehmen erkennt, dass in dem Land, in dessen Währung es bilanziert, Hochinflation 
herrscht. 

ANPASSUNG DES ABSCHLUSSES 

5 Dass sich Preise im Laufe der Zeit ändern, ist auf verschiedene spezifische oder allgemeine politische, wirtschaft­
liche und gesellschaftliche Kräfte zurückzuführen. Spezifische Kräfte, wie Änderungen bei Angebot und Nachfrage 
und technischer Fortschritt, führen unter Umständen dazu, dass einzelne Preise unabhängig voneinander erheblich 
steigen oder sinken. Darüber hinaus führen allgemeine Kräfte unter Umständen zu einer Änderung des allgemeinen 
Preisniveaus und somit der allgemeinen Kaufkraft. 

6 Unternehmen, die ihre Abschlüsse auf der Basis historischer Anschaffungs- und Herstellungskosten erstellen, tun 
dies ungeachtet der Änderungen des allgemeinen Preisniveaus oder bestimmter Preissteigerungen der angesetzten 
Vermögenswerte oder Schulden. Eine Ausnahme bilden die Vermögenswerte und Schulden, die das Unternehmen 
zum beizulegenden Zeitwert ansetzen muss oder dies freiwillig tut. So können z. B. Sachanlagen zum beizulegen­
den Zeitwert neu bewertet werden und biologische Vermögenswerte müssen in der Regel zum beizulegenden 
Zeitwert angesetzt werden. Einige Unternehmen erstellen ihre Abschlüsse jedoch nach dem Konzept der Tages­
werte, das den Auswirkungen bestimmter Preisänderungen bei im Bestand befindlichen Vermögenswerten Rech­
nung trägt.
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7 In einem Hochinflationsland sind Abschlüsse unabhängig davon, ob sie auf dem Konzept der historischen An­
schaffungs- und Herstellungskosten oder dem der Tageswerte basieren, nur zweckmäßig, wenn sie in der am 
Abschlussstichtag geltenden Maßeinheit ausgedrückt sind. Daher gilt dieser Standard für den Abschluss von 
Unternehmen, die in der Währung eines Hochinflationslandes bilanzieren. Die in diesem Standard geforderten 
Informationen in Form einer Ergänzung zu einem nicht angepassten Abschluss darzustellen, ist nicht zulässig. 
Auch von einer separaten Darstellung des Abschlusses vor der Anpassung wird abgeraten. 

8 Der Abschluss eines Unternehmens, dessen funktionale Währung die eines Hochinflationslandes ist, ist 
unabhängig davon, ob er auf dem Konzept der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten oder 
dem der Tageswerte basiert, in der am Abschlussstichtag geltenden Maßeinheit auszudrücken. Die in 
IAS 1 Darstellung des Abschlusses (in der 2007 überarbeiteten Fassung) geforderten Vergleichszahlen 
zur Vorperiode sowie alle anderen Informationen zu früheren Perioden sind ebenfalls in der am Ab­
schlussstichtag geltenden Maßeinheit anzugeben. Für die Darstellung von Vergleichsbeträgen in einer 
anderen Darstellungswährung sind die Paragraphen 42(b) und 43 von IAS 21 Auswirkungen von Wechsel­
kursänderungen maßgeblich. 

9 Der Gewinn oder Verlust aus der Nettoposition der monetären Posten ist erfolgswirksam zu erfassen und 
gesondert anzugeben. 

10 Zur Anpassung des Abschlusses gemäß diesem Standard müssen bestimmte Verfahren angewandt sowie Ermes­
sensentscheidungen getroffen werden. Eine periodenübergreifend stetige Anwendung dieser Verfahren und Ermes­
sensentscheidungen ist wichtiger als die Exaktheit der daraus in den angepassten Abschlüssen resultierenden 
Beträge. 

Abschlüsse auf Basis historischer Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Bilanz 

11 Beträge in der Bilanz, die noch nicht in der am Abschlussstichtag geltenden Maßeinheit ausgedrückt sind, werden 
anhand eines allgemeinen Preisindex angepasst. 

12 Monetäre Posten werden nicht angepasst, da sie bereits in der am Abschlussstichtag geltenden Geldeinheit aus­
gedrückt sind. Monetäre Posten sind im Bestand befindliche Geldmittel oder Posten, für die das Unternehmen Geld 
zahlt oder erhält. 

13 Forderungen und Verbindlichkeiten, die vertraglich an Preisveränderungen gekoppelt sind, wie Indexanleihen und 
-kredite, werden vertragsgemäß angeglichen, um den zum Abschlussstichtag ausstehenden Betrag zu ermitteln. 
Diese Posten werden in der angepassten Bilanz zu diesem angeglichenen Betrag geführt. 

14 Alle anderen Vermögenswerte und Schulden sind nicht monetär. Manche dieser nicht monetären Posten werden zu 
den am Abschlussstichtag geltenden Beträgen geführt, beispielsweise zum Nettoveräußerungswert und zum bei­
zulegenden Zeitwert, und somit nicht angepasst. Alle anderen nicht monetären Vermögenswerte und Schulden 
werden angepasst. 

15 Die meisten nicht monetären Posten werden zu ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten bzw. fortgeführten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt und damit zu dem zum Erwerbszeitpunkt geltenden Betrag 
ausgewiesen. Die angepassten bzw. fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten jedes Postens werden 
bestimmt, indem man auf die historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten und die kumulierten planmäßi­
gen Abschreibungen die zwischen Anschaffungsdatum und Abschlussstichtag eingetretene Veränderung eines all­
gemeinen Preisindex anwendet. Sachanlagen, Vorräte an Rohstoffen und Waren, Geschäfts- oder Firmenwerte, 
Patente, Warenzeichen und ähnliche Vermögenswerte werden somit ab ihrem Anschaffungsdatum angepasst. 
Vorräte an Halb- und Fertigerzeugnissen werden ab dem Datum angepasst, an dem die Anschaffungs- und 
Herstellungskosten angefallen sind. 

16 In einigen seltenen Fällen lässt sich das Datum der Anschaffung der Sachanlagen aufgrund unvollständiger Auf­
zeichnungen möglicherweise nicht mehr genau feststellen oder schätzen. Unter diesen Umständen kann es bei 
erstmaliger Anwendung dieses Standards erforderlich sein, zur Ermittlung des Ausgangswerts für die Anpassung 
dieser Posten auf eine unabhängige professionelle Bewertung zurückzugreifen.
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17 Es ist möglich, dass für die Perioden, für die dieser Standard eine Anpassung der Sachanlagen vorschreibt, kein 
allgemeiner Preisindex zur Verfügung steht. In diesen Fällen kann es erforderlich sein, auf eine Schätzung zurück­
zugreifen, die beispielsweise auf den Bewegungen des Wechselkurses der funktionalen Währung gegenüber einer 
relativ stabilen Fremdwährung basiert. 

18 Bei einigen nicht monetären Posten wird nicht der Wert zum Zeitpunkt der Anschaffung oder des Abschluss­
stichtags, sondern ein anderer angesetzt. Dies gilt beispielsweise für Sachanlagen, die zu einem früheren Zeitpunkt 
neu bewertet wurden. In diesen Fällen wird der Buchwert ab dem Datum der Neubewertung angepasst. 

19 Der angepasste Wert eines nicht monetären Postens wird den einschlägigen IFRS entsprechend vermindert, wenn 
er den erzielbaren Betrag überschreitet. Bei Sachanlagen, Geschäfts- oder Firmenwerten, Patenten und Warenzei­
chen wird der angepasste Wert in solchen Fällen deshalb auf den erzielbaren Betrag und bei Vorräten auf den 
Nettoveräußerungswert herabgesetzt. 

20 Es besteht die Möglichkeit, dass ein Beteiligungsunternehmen, das nach der Equity-Methode bilanziert wird, in der 
Währung eines Hochinflationslandes berichtet. Die Bilanz und die Gesamtergebnisrechnung eines solchen Betei­
ligungsunternehmens werden gemäß diesem Standard angepasst, damit der Anteil des Eigentümers am Netto­
vermögen und am Gewinn oder Verlust errechnet werden kann. Werden die angepassten Abschlüsse des Betei­
ligungsunternehmens in einer Fremdwährung ausgewiesen, so werden sie zum Stichtagskurs umgerechnet. 

21 Die Auswirkungen der Inflation werden im Regelfall in den Fremdkapitalkosten erfasst. Es ist nicht sachgerecht, 
eine kreditfinanzierte Investition anzupassen und gleichzeitig den Teil der Fremdkapitalkosten zu aktivieren, der als 
Ausgleich für die Inflation im entsprechenden Zeitraum gedient hat. Dieser Teil der Fremdkapitalkosten wird in der 
Periode, in der diese Kosten anfallen, als Aufwand erfasst. 

22 Ein Unternehmen kann Vermögenswerte im Rahmen einer Vereinbarung erwerben, die eine zinsfreie Stundung der 
Zahlung ermöglicht. Wenn die Zurechnung eines Zinsbetrags nicht durchführbar ist, werden solche Vermögens­
werte ab dem Zahlungs- und nicht ab dem Erwerbszeitpunkt angepasst. 

23 [gestrichen] 

24 Zu Beginn der ersten Periode der Anwendung dieses Standards werden die Bestandteile des Eigenkapitals, mit 
Ausnahme der Gewinnrücklagen sowie etwaiger Neubewertungsrücklagen, vom Zeitpunkt ihrer Zuführung in das 
Eigenkapital anhand eines allgemeinen Preisindex angepasst. Alle in früheren Perioden entstandenen Neubewer­
tungsrücklagen werden eliminiert. Angepasste Gewinnrücklagen werden aus allen anderen Beträgen in der ange­
passten Bilanz abgeleitet. 

25 Am Ende der ersten Periode und in den folgenden Perioden werden sämtliche Bestandteile des Eigenkapitals jeweils 
vom Beginn der Periode oder vom Zeitpunkt einer gegebenenfalls späteren Zuführung an anhand eines allgemei­
nen Preisindex angepasst. Die Änderungen des Eigenkapitals in der Periode werden gemäß IAS 1 angegeben. 

Gesamtergebnisrechnung 

26 Nach diesem Standard sind alle Posten der Gesamtergebnisrechnung in der am Abschlussstichtag geltenden Maß­
einheit auszudrücken. Dies bedeutet, dass alle Beträge anhand des allgemeinen Preisindex anzupassen sind und 
zwar ab dem Zeitpunkt, zu dem die jeweiligen Erträge und Aufwendungen erstmals im Abschluss erfasst wurden. 

Gewinn oder Verlust aus der Nettoposition der monetären Posten 

27 Hat ein Unternehmen in einer Periode der Inflation mehr monetäre Forderungen als Verbindlichkeiten, so verliert 
es an Kaufkraft, während ein Unternehmen mit mehr monetären Verbindlichkeiten als Forderungen an Kaufkraft 
gewinnt, sofern die Forderungen und Verbindlichkeiten nicht an einen Preisindex gekoppelt sind. Ein solcher 
Gewinn oder Verlust aus der Nettoposition der monetären Posten lässt sich aus der Differenz aus der Anpassung 
der nicht monetären Vermögenswerte, des Eigenkapitals und der Posten aus der Gesamtergebnisrechnung sowie 
der Angleichung der indexgebundenen Forderungen und Verbindlichkeiten ableiten. Ein solcher Gewinn oder 
Verlust kann geschätzt werden, indem die Änderung eines allgemeinen Preisindex auf den gewichteten Durch­
schnitt der in der Berichtsperiode verzeichneten Differenz zwischen monetären Forderungen und Verbindlichkeiten 
angewandt wird.
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28 Der Gewinn bzw. Verlust aus der Nettoposition der monetären Posten wird erfolgswirksam erfasst. Die nach 
Paragraph 13 erfolgte Angleichung der Forderungen und Verbindlichkeiten, die vertraglich an Preisänderungen 
gebunden sind, wird mit dem Gewinn oder Verlust aus der Nettoposition der monetären Posten saldiert. Andere 
Ertrags- und Aufwandsposten wie Zinserträge und Zinsaufwendungen sowie Währungsumrechnungsdifferenzen in 
Verbindung mit investierten oder aufgenommenen liquiden Mitteln werden auch mit der Nettoposition der mo­
netären Posten in Beziehung gesetzt. Obwohl diese Posten gesondert angegeben werden, kann es hilfreich sein, sie 
in der Gesamtergebnisrechnung zusammen mit dem Gewinn oder Verlust aus der Nettoposition der monetären 
Posten darzustellen. 

Abschlüsse zu Tageswerten 

Bilanz 

29 Die zu Tageswerten angegebenen Posten werden nicht angepasst, da sie bereits in der am Abschlussstichtag 
geltenden Maßeinheit angegeben sind. Andere Posten in der Bilanz werden nach den Paragraphen 11 bis 25 
angepasst. 

Gesamtergebnisrechnung 

30 Vor der Anpassung weist die zu Tageswerten aufgestellte Gesamtergebnisrechnung die Kosten zum Zeitpunkt der 
damit verbundenen Geschäftsvorfälle oder anderen Ereignisse aus. Umsatzkosten und planmäßige Abschreibungen 
werden zu den Tageswerten zum Zeitpunkt ihres Verbrauchs erfasst; Umsatzerlöse und andere Aufwendungen 
werden zu dem zum Zeitpunkt ihres Anfallens geltenden Geldbetrag erfasst. Daher sind alle Beträge anhand eines 
allgemeinen Preisindex in die am Abschlussstichtag geltende Maßeinheit umzurechnen. 

Gewinn oder Verlust aus der Nettoposition der monetären Posten 

31 Der Gewinn oder Verlust aus der Nettoposition der monetären Posten wird nach den Paragraphen 27 und 28 
bilanziert. 

Steuern 

32 Die Anpassung des Abschlusses gemäß diesem Standard kann zu Differenzen zwischen dem in der Bilanz aus­
gewiesenen Buchwert der einzelnen Vermögenswerte und Schulden und deren steuerlichen Basis führen. Diese 
Differenzen werden nach IAS 12 Ertragsteuern bilanziert. 

Kapitalflussrechnung 

33 Nach diesem Standard sind alle Posten der Kapitalflussrechnung in der am Abschlussstichtag geltenden Maßeinheit 
auszudrücken. 

Vergleichszahlen 

34 Vergleichszahlen für die vorangegangene Berichtsperiode werden unabhängig davon, ob sie auf dem Konzept der 
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten oder dem der Tageswerte basieren, anhand eines allgemeinen 
Preisindex angepasst, damit der Vergleichsabschluss in der am Abschlussstichtag geltenden Maßeinheit dargestellt 
ist. Informationen zu früheren Perioden werden ebenfalls in der am Abschlussstichtag geltenden Maßeinheit aus­
gedrückt. Für die Darstellung von Vergleichsbeträgen in einer anderen Darstellungswährung sind die Paragra­
phen 42(b) und 43 von IAS 21 maßgeblich. 

Konzernabschlüsse 

35 Ein Mutterunternehmen, das in der Währung eines Hochinflationslandes berichtet, kann Tochterunternehmen 
haben, die ihren Abschluss ebenfalls in der Währung eines hochinflationären Landes erstellen. Der Abschluss 
jedes dieser Tochterunternehmen ist anhand eines allgemeinen Preisindex des Landes anzupassen, in dessen 
Währung das Tochterunternehmen bilanziert, bevor er vom Mutterunternehmen in den Konzernabschluss ein­
bezogen wird. Handelt es sich bei dem Tochterunternehmen um ein ausländisches Tochterunternehmen, so wird 
der angepasste Abschluss zum Stichtagskurs umgerechnet. Die Abschlüsse von Tochterunternehmen, die nicht in 
der Währung eines Hochinflationslandes berichten, werden gemäß IAS 21 behandelt.
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36 Werden Abschlüsse mit unterschiedlichen Abschlussstichtagen konsolidiert, sind alle Posten – ob monetär oder 
nicht – an die am Stichtag des Konzernabschlusses geltende Maßeinheit anzupassen. 

Auswahl und Verwendung des allgemeinen Preisindex 

37 Zur Anpassung des Abschlusses gemäß diesem Standard muss ein allgemeiner Preisindex herangezogen werden, 
der die Veränderungen in der allgemeinen Kaufkraft widerspiegelt. Es ist wünschenswert, dass alle Unternehmen, 
die in der Währung derselben Volkswirtschaft berichten, denselben Index verwenden. 

BEENDIGUNG DER HOCHINFLATION IN EINER VOLKSWIRTSCHAFT 

38 Wenn ein bisheriges Hochinflationsland nicht mehr als solches eingestuft wird und das Unternehmen 
aufhört, seinen Abschluss gemäß diesem Standard zu erstellen, sind die Beträge, die in der am Ende der 
vorangegangenen Berichtsperiode geltenden Maßeinheit ausgedrückt sind, als Grundlage für die Buch­
werte in seinem darauffolgenden Abschluss heranzuziehen. 

ANGABEN 

39 Angegeben werden muss, 

a) dass der Abschluss und die Vergleichszahlen für frühere Perioden aufgrund von Änderungen der 
allgemeinen Kaufkraft der funktionalen Währung angepasst wurden und daher in der am Abschluss­
stichtag geltenden Maßeinheit angegeben sind, 

b) ob der Abschluss auf dem Konzept historischer Anschaffungs- und Herstellungskosten oder dem 
Konzept der Tageswerte basiert und 

c) Art sowie Höhe des Preisindex am Abschlussstichtag sowie Veränderungen des Index während der 
aktuellen und der vorangegangenen Periode. 

40 Die in diesem Standard geforderten Angaben sind notwendig, um die Grundlage für die Behandlung der Inflations­
auswirkungen im Abschluss zu verdeutlichen. Ferner sind sie dazu bestimmt, weitere Informationen zu geben, die 
für das Verständnis dieser Grundlage und der daraus resultierenden Beträge notwendig sind. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

41 Dieser Standard ist verbindlich auf Abschlüsse für Berichtsperioden anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 
1990 beginnen.
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 32 

Finanzinstrumente: Darstellung 

ZIELSETZUNG 

1 [gestrichen] 

2 Zielsetzung dieses Standards ist es, Grundsätze für die Darstellung von Finanzinstrumenten als Verbindlichkeiten 
oder Eigenkapital und für die Saldierung von finanziellen Vermögenswerten und finanziellen Verbindlichkeiten 
aufzustellen. Dies bezieht sich auf die Einstufung von Finanzinstrumenten — aus Sicht des Emittenten — als 
finanzielle Vermögenswerte, finanzielle Verbindlichkeiten und Eigenkapitalinstrumente, die Einstufung der damit 
verbundenen Zinsen, Dividenden, Verluste und Gewinne sowie die Voraussetzungen für die Saldierung von 
finanziellen Vermögenswerten und finanziellen Verbindlichkeiten. 

3 Die im vorliegenden Standard enthaltenen Grundsätze ergänzen die Grundsätze für den Ansatz und die Be­
wertung finanzieller Vermögenswerte und finanzieller Verbindlichkeiten in IFRS 9 Finanzinstrumente und für die 
diesbezüglichen Angaben in IFRS 7 Finanzinstrumente: Angaben. 

ANWENDUNGSBEREICH 

4 Dieser Standard ist von allen Unternehmen auf alle Arten von Finanzinstrumenten anzuwenden; davon 
ausgenommen sind 

a) Anteile an Tochterunternehmen, assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen, die ge­
mäß IFRS 10 Konzernabschlüsse , IAS 27 Einzelabschlüsse oder IAS 28 Beteiligungen an assoziierten 
Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen bilanziert werden. In einigen Fällen muss oder darf 
ein Unternehmen jedoch nach IFRS 10, IAS 27 oder IAS 28 einen Anteil an einem Tochterunterneh­
men, einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen gemäß IFRS 9 bilan­
zieren; in diesen Fällen gelten die Vorschriften des vorliegenden Standards. Der vorliegende Standard 
ist auch auf Derivate anzuwenden, die an einen Anteil an einem Tochterunternehmen, einem asso­
ziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen gebunden sind. 

b) Rechte und Verpflichtungen eines Arbeitgebers aus Altersversorgungsplänen, für die IAS 19 Leistun­
gen an Arbeitnehmer gilt. 

c) [gestrichen] 

d) Versicherungsverträge im Sinne der Definition in IFRS 17 Versicherungsverträge oder Kapitalanlage­
verträge mit ermessensabhängiger Überschussbeteiligung im Anwendungsbereich von IFRS 17. An­
zuwenden ist der vorliegende Standard allerdings auf 

i) Derivate, die in Verträge im Anwendungsbereich von IFRS 17 eingebettet sind, falls das Unter­
nehmen diese Verträge nach IFRS 9 getrennt bilanzieren muss. 

ii) Kapitalanlagekomponenten, die von Verträgen im Anwendungsbereich von IFRS 17 abgetrennt 
sind, wenn IFRS 17 eine solche Abtrennung vorschreibt, es sei denn, bei der abgetrennten Kapital­
anlagekomponente handelt es sich um einen Kapitalanlagevertrag mit ermessensabhängiger Über­
schussbeteiligung im Anwendungsbereich von IFRS 17. 

iii) die Rechte und Pflichten eines Versicherers aus Versicherungsverträgen, die die Definition von 
finanziellen Garantien erfüllen, wenn der Versicherer die Verträge nach IFRS 9 ansetzt und be­
wertet. Der Versicherer hat jedoch IFRS 17 anzuwenden, wenn er das Wahlrecht nach Para­
graph 7(e) von IFRS 17 ausübt, die Verträge nach IFRS 17 anzusetzen und zu bewerten. 

iv) die Rechte und Pflichten eines Unternehmens, bei denen es sich um Finanzinstrumente handelt, 
die aus Kreditkartenverträgen oder ähnlichen Kredit- und Zahlungsmöglichkeiten bietenden Ver­
trägen entstehen, und die ein Unternehmen ausgibt und die die Definition eines Versicherungs­
vertrags erfüllen, wenn das Unternehmen gemäß Paragraph 7(h) von IFRS 17 und Paragraph 2.1(e) 
(iv) von IFRS 9 auf diese Rechte und Pflichten IFRS 9 anwendet.
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v) die Rechte und Pflichten eines Unternehmens, bei denen es sich um Finanzinstrumente handelt, 
die aus Versicherungsverträgen entstehen, die ein Unternehmen ausgibt, die den Schadenersatz im 
Versicherungsfall auf den Betrag begrenzen, der ansonsten erforderlich wäre, um die durch den 
Vertrag begründete Verpflichtung des Versicherungsnehmers zu erfüllen, wenn das Unternehmen 
das Wahlrecht nach Paragraph 8A von IFRS 17 ausübt, auf solche Verträge IFRS 9 anstatt IFRS 17 
anzuwenden. 

e) [gestrichen] 

f) Finanzinstrumente, Verträge und Verpflichtungen im Zusammenhang mit anteilsbasierten Vergütun­
gen, auf die IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütung Anwendung findet, ausgenommen 

i) in den Anwendungsbereich der Pararaphen 8–10 des vorliegenden Standards fallende Verträge, 
auf die der vorliegende Standard anzuwenden ist, 

ii) die Paragraphen 33 und 34 des vorliegenden Standards, die auf eigene Anteile anzuwenden sind, 
die im Rahmen von Mitarbeiteranteilsoptionsplänen, Mitarbeiteranteilskaufplänen und allen ande­
ren anteilsbasierten Vergütungsvereinbarungen erworben, verkauft, ausgegeben oder eingezogen 
werden. 

5–7 [gestrichen] 

8 Dieser Standard ist auf Verträge über den Kauf oder Verkauf eines nichtfinanziellen Postens anzuwen­
den, die durch einen Nettoausgleich in bar oder in anderen Finanzinstrumenten oder durch den Tausch 
von Finanzinstrumenten, so als handle es sich bei den Verträgen um Finanzinstrumente, erfüllt werden 
können; davon ausgenommen sind Verträge, die zwecks Empfang oder Lieferung nichtfinanzieller Pos­
ten gemäß dem erwarteten Einkaufs-, Verkaufs- oder Nutzungsbedarf des Unternehmens geschlossen 
wurden und in diesem Sinne weiter behalten werden. Dieser Standard ist allerdings auf Verträge 
anzuwenden, die ein Unternehmen gemäß Paragraph 2.5 von IFRS 9 Finanzinstrumente als erfolgswirk­
sam zum beizulegenden Zeitwert bewertet designiert. 

9 Die Abwicklung eines Vertrags über den Kauf oder Verkauf eines nichtfinanziellen Postens durch Nettoausgleich 
in bar oder in anderen Finanzinstrumenten oder den Tausch von Finanzinstrumenten kann unter unterschied­
lichen Rahmenbedingungen erfolgen, zu denen u. a. folgende zählen: 

a) die Vertragsbedingungen gestatten es jedem Kontrahenten, den Vertrag durch Nettoausgleich in bar oder in 
anderen Finanzinstrumenten bzw. durch Tausch von Finanzinstrumenten abzuwickeln, 

b) die Möglichkeit zu einem Nettoausgleich in bar oder in anderen Finanzinstrumenten bzw. durch Tausch von 
Finanzinstrumenten ist zwar nicht explizit in den Vertragsbedingungen vorgesehen, doch erfüllt das Unter­
nehmen ähnliche Verträge für gewöhnlich durch Nettoausgleich in bar oder einem anderen Finanzinstrument 
bzw. durch Tausch von Finanzinstrumenten (sei es durch Abschluss gegenläufiger Verträge mit der Vertrags­
partei oder durch Verkauf des Vertrags vor dessen Ausübung oder Verfall), 

c) bei ähnlichen Verträgen nimmt das Unternehmen den Vertragsgegenstand für gewöhnlich an und veräußert 
ihn kurz nach der Anlieferung wieder, um Gewinne aus kurzfristigen Schwankungen von Preisen oder 
Händlermargen zu erzielen, und 

d) der nichtfinanzielle Posten, der Gegenstand des Vertrags ist, kann jederzeit in Zahlungsmittel umgewandelt 
werden. 

Ein Vertrag, auf den (b) oder (c) zutrifft, wird nicht zwecks Empfang oder Lieferung nichtfinanzieller Posten 
gemäß dem erwarteten Einkaufs-, Verkaufs- oder Nutzungsbedarf des Unternehmens geschlossen und fällt somit 
in den Anwendungsbereich dieses Standards. Andere Verträge, auf die Paragraph 8 zutrifft, werden im Hinblick 
darauf geprüft, ob sie zwecks Empfang oder Lieferung nichtfinanzieller Posten gemäß dem erwarteten Einkaufs-, 
Verkaufs- oder Nutzungsbedarf des Unternehmens geschlossen wurden und weiterhin zu diesem Zweck gehalten 
werden und somit in den Anwendungsbereich dieses Standards fallen.
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10 Eine geschriebene Option auf den Kauf oder Verkauf eines nichtfinanziellen Postens, der durch Nettoausgleich in 
bar oder in anderen Finanzinstrumenten bzw. durch Tausch von Finanzinstrumenten gemäß Paragraph 9 (a) oder 
(d) erfüllt werden kann, fällt in den Anwendungsbereich dieses Standards. Solch ein Vertrag kann nicht zwecks 
Empfang oder Lieferung eines nichtfinanziellen Postens gemäß dem erwarteten Einkaufs-, Verkaufs- oder Nut­
zungsbedarf des Unternehmens geschlossen werden. 

DEFINITIONEN (SIEHE AUCH PARAGRAPHEN A3–A23) 

11 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Ein Finanzinstrument ist ein Vertrag, der gleichzeitig bei dem einen Unternehmen zu einem finanziellen 
Vermögenswert und bei dem anderen Unternehmen zu einer finanziellen Verbindlichkeit oder einem 
Eigenkapitalinstrument führt. 

Finanzielle Vermögenswerte umfassen 

a) Zahlungsmittel, 

b) ein Eigenkapitalinstrument eines anderen Unternehmens, 

c) ein vertragliches Recht darauf, 

i) Zahlungsmittel oder andere finanzielle Vermögenswerte von einem anderen Unternehmen zu 
erhalten oder 

ii) finanzielle Vermögenswerte oder finanzielle Verbindlichkeiten mit einem anderen Unternehmen 
zu für das Unternehmen potenziell vorteilhaften Bedingungen zu tauschen, oder 

d) einen Vertrag, der in eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Unternehmens erfüllt wird oder werden 
kann und bei dem es sich um Folgendes handelt: 

i) ein nicht derivatives Finanzinstrument, durch das das Unternehmen verpflichtet ist oder ver­
pflichtet werden kann, eine variable Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens 
zu erhalten, oder 

ii) ein derivatives Finanzinstrument, das nicht durch Austausch eines festen Betrags an Zahlungs­
mitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten gegen eine feste Anzahl eigener Eigenkapital­
instrumente des Unternehmens erfüllt wird oder werden kann. Nicht als eigene Eigenkapitalinstru­
mente eines Unternehmens gelten zu diesem Zweck kündbare Finanzinstrumente, die gemäß den 
Paragraphen 16A und 16B als Eigenkapitalinstrumente eingestuft sind, Instrumente, die das Unter­
nehmen dazu verpflichten, einer anderen Partei im Falle der Liquidation einen proportionalen 
Anteil an seinem Nettovermögen zu liefern und die gemäß den Paragraphen 16C und 16D als 
Eigenkapitalinstrumente eingestuft sind, oder Instrumente, bei denen es sich um Verträge über den 
künftigen Empfang oder die künftige Lieferung von eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Unter­
nehmens handelt. 

Eine finanzielle Verbindlichkeit ist eine Schuld und umfasst 

a) eine vertragliche Verpflichtung, 

i) einem anderen Unternehmen Zahlungsmittel oder einen anderen finanziellen Vermögenswert zu 
liefern oder 

ii) mit einem anderen Unternehmen finanzielle Vermögenswerte oder finanzielle Verbindlichkeiten 
zu für das Unternehmen potenziell nachteiligen Bedingungen zu tauschen, oder 

b) einen Vertrag, der in eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Unternehmens erfüllt wird oder werden 
kann und bei dem es sich um Folgendes handelt:
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i) ein nicht derivatives Finanzinstrument, durch das das Unternehmen verpflichtet ist oder ver­
pflichtet werden kann, eine variable Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens 
zu liefern, oder 

ii) ein derivatives Finanzinstrument, das nicht durch Austausch eines festen Betrags an Zahlungs­
mitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten gegen eine feste Anzahl eigener Eigenkapital­
instrumente des Unternehmens erfüllt wird oder werden kann. Rechte, Optionen oder Options­
scheine, die zum Erwerb einer festen Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens 
zu einem festen Betrag in beliebiger Währung berechtigen, stellen zu diesem Zweck Eigenkapital­
instrumente dar, wenn das Unternehmen sie anteilsgemäß allen gegenwärtigen Inhabern derselben 
Klasse seiner eigenen nicht derivativen Eigenkapitalinstrumente anbietet. Nicht als Eigenkapital­
instrumente eines Unternehmens gelten zu diesem Zweck hingegen kündbare Finanzinstrumente, 
die gemäß den Paragraphen 16A und 16B als Eigenkapitalinstrumente eingestuft sind, Instrumente, 
die das Unternehmen dazu verpflichten, einer anderen Partei im Falle der Liquidation einen pro­
portionalen Anteil an seinem Nettovermögen zu überlassen und die gemäß den Paragraphen 16C 
und 16D als Eigenkapitalinstrumente eingestuft sind, oder Instrumente, bei denen es sich um 
Verträge über den künftigen Empfang oder die künftige Lieferung eigener Eigenkapitalinstrumente 
des Unternehmens handelt. 

Abweichend davon wird ein Instrument, das der Definition einer finanziellen Verbindlichkeit ent­
spricht, als Eigenkapitalinstrument eingestuft, wenn es alle in den Paragraphen 16A und 16B oder 
16C und 16D beschriebenen Merkmale aufweist und die dort genannten Bedingungen erfüllt. 

Ein Eigenkapitalinstrument ist ein Vertrag, der einen Residualanspruch an den Vermögenswerten eines 
Unternehmens nach Abzug aller dazugehörigen Schulden begründet. 

Der beizulegende Zeitwert ist der Preis, der in einem gewöhnlichen Geschäftsvorfall zwischen Markt­
teilnehmern am Bewertungsstichtag für den Verkauf eines Vermögenswerts eingenommen bzw. für die 
Übertragung einer Schuld gezahlt würde. (Siehe IFRS 13 Bewertung zum beizulegenden Zeitwert.) 

Ein kündbares Instrument ist ein Finanzinstrument, das seinen Inhaber dazu berechtigt, es gegen Zah­
lungsmittel oder andere finanzielle Vermögenswerte an den Emittenten zurückzugeben, oder das bei 
Eintreten eines ungewissen künftigen Ereignisses, bei Ableben des Inhabers oder bei dessen Eintritt in 
den Ruhestand automatisch an den Emittenten zurückgeht. 

12 Die folgenden Begriffe sind in Anhang A von IFRS 9 oder in Paragraph 9 von IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz 
und Bewertung definiert und werden im vorliegenden Standard mit den in IAS 39 und IFRS 9 angegebenen 
Bedeutungen verwendet: 

— Fortgeführte Anschaffungskosten eines finanziellen Vermögenswerts oder einer finanziellen Verbindlichkeit, 

— Ausbuchung, 

— Derivat, 

— Effektivzinsmethode, 

— Finanzielle Garantie, 

— Finanzielle Verbindlichkeit, die erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet wird, 

— Feste Verpflichtung, 

— Künftige Transaktion, 

— Wirksamkeit der Absicherung, 

— Grundgeschäft,
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— Sicherungsinstrument, 

— Zu Handelszwecken gehalten, 

— Marktüblicher Kauf oder Verkauf, 

— Transaktionskosten. 

13 Die Begriffe „Vertrag“ und „vertraglich“ beziehen sich in diesem Standard auf eine Vereinbarung zwischen zwei 
oder mehr Vertragsparteien, die normalerweise aufgrund ihrer rechtlichen Durchsetzbarkeit klare, für die einzel­
nen Vertragsparteien kaum oder gar nicht vermeidbare wirtschaftliche Folgen hat. Verträge und damit auch 
Finanzinstrumente können die verschiedensten Formen annehmen und müssen nicht in Schriftform abgefasst 
sein. 

14 Der Begriff „Unternehmen“ umfasst in diesem Standard Einzelpersonen, Personengesellschaften, Kapitalgesell­
schaften, Treuhänder und öffentliche Institutionen. 

DARSTELLUNG 

Schulden und Eigenkapital (siehe auch Paragraphen A13–A14J und A25–A29A) 

15 Der Emittent eines Finanzinstruments hat das Finanzinstrument oder dessen Bestandteile beim erst­
maligen Ansatz nach der wirtschaftlichen Substanz der vertraglichen Vereinbarung und den Begriffs­
bestimmungen für finanzielle Verbindlichkeiten, finanzielle Vermögenswerte und Eigenkapitalinstru­
mente entsprechend als finanzielle Verbindlichkeit, finanziellen Vermögenswert oder Eigenkapitalinstru­
ment einzustufen. 

16 Wenn ein Emittent die Begriffsbestimmungen in Paragraph 11 zur Einstufung eines Finanzinstruments als Eigen­
kapitalinstrument oder als finanzielle Verbindlichkeit anwendet, ist nur dann ein Eigenkapitalinstrument gegeben, 
wenn die nachfolgenden Bedingungen (a) und (b) kumulativ erfüllt sind. 

a) Das Finanzinstrument enthält keine vertragliche Verpflichtung, 

i) einem anderen Unternehmen Zahlungsmittel oder einen anderen finanziellen Vermögenswert zu liefern, 
oder 

ii) mit einem anderen Unternehmen finanzielle Vermögenswerte oder finanzielle Verbindlichkeiten zu po­
tenziell nachteiligen Bedingungen für den Emittenten auszutauschen. 

b) Kann oder wird das Finanzinstrument in eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Emittenten erfüllt werden, 
handelt es sich um 

i) ein nicht derivatives Finanzinstrument, das für den Emittenten nicht mit einer vertraglichen Verpflichtung 
zur Lieferung einer variablen Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente verbunden ist, oder 

ii) ein Derivat, das vom Emittenten nur durch Austausch eines festen Betrags an Zahlungsmitteln oder 
anderen finanziellen Vermögenswerten gegen eine feste Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente erfüllt 
wird. Rechte, Optionen oder Optionsscheine, die zum Erwerb einer festen Anzahl eigener Eigenkapital­
instrumente des Unternehmens zu einem festen Betrag in beliebiger Währung berechtigen, stellen zu 
diesem Zweck Eigenkapitalinstrumente dar, wenn das Unternehmen sie anteilsgemäß allen gegenwärtigen 
Inhabern derselben Klasse seiner eigenen, nicht derivativen Eigenkapitalinstrumente anbietet. Nicht als 
eigene Eigenkapitalinstrumente des Emittenten gelten hingegen zu diesem Zweck Instrumente, die alle 
in den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D beschriebenen Merkmale aufweisen und die dort 
genannten Bedingungen erfüllen, sowie Instrumente, die Verträge über den künftigen Empfang oder die 
künftige Lieferung eigener Eigenkapitalinstrumente des Emittenten darstellen. 

Eine vertragliche Verpflichtung, die zum künftigen Empfang oder zur künftigen Lieferung eigener Eigen­
kapitalinstrumente des Emittenten führt oder führen kann, aber nicht die vorstehenden Bedingungen (a) 
und (b) erfüllt, ist kein Eigenkapitalinstrument; dies gilt auch, wenn die vertragliche Verpflichtung aus einem 
derivativen Finanzinstrument resultiert. Abweichend davon wird ein Instrument, das der Definition einer 
finanziellen Verbindlichkeit entspricht, als Eigenkapitalinstrument eingestuft, wenn es alle in den Paragra­
phen 16A und 16B oder 16C und 16D beschriebenen Merkmale aufweist und die dort genannten Bedingun­
gen erfüllt.
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Kündbare Instrumente 

16A Der Emittent eines kündbaren Finanzinstruments ist vertraglich dazu verpflichtet, das Instrument bei Ausübung 
der Kündigungsoption gegen Zahlungsmittel oder einen anderen finanziellen Vermögenswert zurückzukaufen 
oder zurückzunehmen. Abweichend von der Definition einer finanziellen Verbindlichkeit wird ein Instrument, 
das mit einer solchen Verpflichtung verbunden ist, als Eigenkapitalinstrument eingestuft, wenn es alle folgenden 
Merkmale aufweist: 

a) Es gibt dem Inhaber das Recht, im Falle der Liquidation des Unternehmens einen proportionalen Anteil an 
dessen Nettovermögen zu erhalten. Das Nettovermögen eines Unternehmens stellen die Vermögenswerte dar, 
die nach Abzug aller anderen Forderungen gegen das Unternehmen verbleiben. Den proportionalen Anteil 
erhält man, indem 

i) das Nettovermögen des Unternehmens bei Liquidation in Einheiten gleichen Betrags unterteilt und 

ii) dieser Betrag mit der Anzahl der vom Inhaber des Finanzinstruments gehaltenen Einheiten multipliziert 
wird. 

b) Das Instrument zählt zu der Klasse von Instrumenten, die allen anderen im Rang nachgeht. Das Instrument 
fällt in diese Klasse, wenn es die folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

i) Es hat keinen Vorrang vor anderen Forderungen gegen das in Liquidation befindliche Unternehmen und 

ii) es muss nicht in ein anderes Instrument umgewandelt werden, um in die nachrangigste Klasse von 
Instrumenten zu fallen. 

c) Alle Finanzinstrumente der nachrangigsten Klasse haben dieselben Merkmale. Sie sind beispielsweise allesamt 
kündbar, und die Formel oder Methode zur Berechnung des Rückkaufs- oder Rücknahmepreises ist für alle 
Instrumente dieser Klasse gleich; 

d) Abgesehen von der vertraglichen Verpflichtung des Emittenten, das Instrument gegen Zahlungsmittel oder 
einen anderen finanziellen Vermögenswert zurückzukaufen oder zurückzunehmen, ist das Instrument nicht 
mit der vertraglichen Verpflichtung verbunden, einem anderen Unternehmen Zahlungsmittel oder einen 
anderen finanziellen Vermögenswert zu liefern oder mit einem anderen Unternehmen finanzielle Vermögens­
werte oder finanzielle Verbindlichkeiten zu für das Unternehmen potenziell nachteiligen Bedingungen aus­
zutauschen, und es stellt keinen Vertrag dar, der nach Buchstabe (b) der Definition des Begriffs „finanzielle 
Verbindlichkeiten “ in eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Unternehmens erfüllt wird oder werden kann. 

e) Die für das Instrument über seine Laufzeit insgesamt erwarteten Zahlungsströme beruhen im Wesentlichen 
auf den Gewinnen oder Verlusten während der Laufzeit, auf Veränderungen, die in dieser Zeit bei den 
bilanzwirksamen Nettovermögenswerten eintreten, oder auf Veränderungen, die während der Laufzeit beim 
beizulegenden Zeitwert der bilanzwirksamen und –unwirksamen Nettovermögenswerte des Unternehmens zu 
verzeichnen sind (mit Ausnahme etwaiger Auswirkungen des Instruments selbst). 

16B Ein Instrument wird dann als Eigenkapitalinstrument eingestuft, wenn es alle oben genannten Merkmale aufweist 
und darüber hinaus der Emittent keine weiteren Finanzinstrumente oder Verträge hält, auf die Folgendes zutrifft: 

a) die gesamten Zahlungsströme beruhen im Wesentlichen auf Gewinnen oder Verlusten, auf Veränderungen bei 
den bilanzwirksamen Nettovermögenswerten oder auf Veränderungen beim beizulegenden Zeitwert der bi­
lanzwirksamen und -unwirksamen Nettovermögenswerte des Unternehmens (mit Ausnahme etwaiger Aus­
wirkungen der Instrumente oder Verträge selbst), und 

b) sie beschränken die Restrendite für die Inhaber des kündbaren Instruments erheblich oder legen diese fest. 

Nicht berücksichtigen darf das Unternehmen hierbei nichtfinanzielle Verträge, die mit dem Inhaber eines in 
Paragraph 16A beschriebenen Instruments geschlossen wurden und deren Konditionen denen eines entsprechen­
den Vertrags, der zwischen einer dritten Partei und dem emittierenden Unternehmen geschlossen werden könnte, 
ähnlich sind. Kann das Unternehmen nicht feststellen, ob diese Bedingung erfüllt ist, so darf es das kündbare 
Instrument nicht als Eigenkapitalinstrument einstufen.
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Instrumente oder Bestandteile derselben, die das Unternehmen dazu verpflichten, einer anderen Partei im Falle der Liqui­
dation einen proportionalen Anteil an seinem Nettovermögen zu überlassen 

16C Einige Finanzinstrumente sind für das emittierende Unternehmen mit der vertraglichen Verpflichtung verbunden, 
einem anderen Unternehmen im Falle der Liquidation einen proportionalen Anteil an seinem Nettovermögen zu 
überlassen. Die Verpflichtung entsteht entweder, weil die Liquidation gewiss ist und sich der Kontrolle des 
Unternehmens entzieht (wie bei Unternehmen, deren Lebensdauer von Anfang an begrenzt ist) oder ungewiss 
ist, dem Inhaber des Instruments aber als Option zur Verfügung steht. Abweichend von der Definition einer 
finanziellen Verbindlichkeit wird ein Instrument, das mit einer solchen Verpflichtung verbunden ist, als Eigen­
kapitalinstrument eingestuft, wenn es alle folgenden Merkmale aufweist: 

a) Es gibt dem Inhaber das Recht, im Falle der Liquidation des Unternehmens einen proportionalen Anteil an 
dessen Nettovermögen zu erhalten. Das Nettovermögen eines Unternehmens stellen die Vermögenswerte dar, 
die nach Abzug aller anderen Forderungen gegen das Unternehmen verbleiben. Den proportionalen Anteil 
erhält man, indem 

i) das Nettovermögen des Unternehmens bei Liquidation in Einheiten gleichen Betrags unterteilt und 

ii) dieser Betrag mit der Anzahl der vom Inhaber des Finanzinstruments gehaltenen Einheiten multipliziert 
wird. 

b) Das Instrument zählt zu der Klasse von Instrumenten, die allen anderen im Rang nachgeht. Das Instrument 
fällt in diese Klasse, wenn es die folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

i) Es hat keinen Vorrang vor anderen Forderungen gegen das in Liquidation befindliche Unternehmen und 

ii) es muss nicht in ein anderes Instrument umgewandelt werden, um in die nachrangigste Klasse von 
Instrumenten zu fallen. 

c) Alle Finanzinstrumente der nachrangigsten Klasse müssen für das emittierende Unternehmen mit der gleichen 
vertraglichen Verpflichtung verbunden sein, im Falle der Liquidation einen proportionalen Anteil an seinem 
Nettovermögen zu liefern. 

16D Ein Instrument wird dann als Eigenkapitalinstrument eingestuft, wenn es alle oben genannten Merkmale aufweist 
und darüber hinaus der Emittent keine weiteren Finanzinstrumente oder Verträge hält, auf die Folgendes zutrifft: 

a) Die gesamten Zahlungsströme beruhen im Wesentlichen auf Gewinnen oder Verlusten, auf Veränderungen bei 
den bilanzwirksamen Nettovermögenswerten oder auf Veränderungen beim beizulegenden Zeitwert der bi­
lanzwirksamen und -unwirksamen Nettovermögenswerte des Unternehmens (mit Ausnahme etwaiger Aus­
wirkungen der Instrumente oder Verträge selbst), und 

b) sie beschränken die Restrendite für die Inhaber des kündbaren Instruments erheblich oder legen diese fest. 

Nicht berücksichtigen darf das Unternehmen hierbei nichtfinanzielle Verträge, die mit dem Inhaber eines in 
Paragraph 16C beschriebenen Instruments geschlossen wurden und deren Konditionen denen eines entsprechen­
den Vertrags, der zwischen einer dritten Partei und dem emittierenden Unternehmen geschlossen werden könnte, 
ähnlich sind. Kann das Unternehmen nicht feststellen, ob diese Bedingung erfüllt ist, so darf es das Instrument 
nicht als Eigenkapitalinstrument einstufen.
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Umgliederung von kündbaren Instrumenten und von Instrumenten, die das Unternehmen dazu verpflichten, einer anderen 
Partei im Falle der Liquidation einen proportionalen Anteil an seinem Nettovermögen zu überlassen 

16E Ein Finanzinstrument ist nach den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D ab dem Zeitpunkt als Eigen­
kapitalinstrument einzustufen, ab dem es alle in diesen Paragraphen beschriebenen Merkmale aufweist und die 
dort genannten Bedingungen erfüllt. Umzugliedern ist ein Finanzinstrument zu dem Zeitpunkt, zu dem es nicht 
mehr alle in diesen Paragraphen beschriebenen Merkmale aufweist oder die dort genannten Bedingungen nicht 
mehr kumulativ erfüllt. Nimmt ein Unternehmen beispielsweise alle von ihm emittierten nicht kündbaren Instru­
mente zurück und weisen sämtliche im Umlauf befindlichen kündbaren Instrumente alle in den Paragraphen 16A 
und 16B beschriebenen Merkmale auf und erfüllen alle dort genannten Bedingungen, so hat das Unternehmen 
die kündbaren Instrumente zu dem Zeitpunkt in Eigenkapitalinstrumente umzugliedern, zu dem es die nicht 
kündbaren Instrumente zurücknimmt. 

16F Die Umgliederung eines Instruments gemäß Paragraph 16E ist von dem Unternehmen wie folgt zu bilanzieren: 

a) Ein Eigenkapitalinstrument ist zu dem Zeitpunkt in eine finanzielle Verbindlichkeit umzugliedern, zu dem es 
nicht mehr alle in den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D beschriebenen Merkmale aufweist oder 
die dort genannten Bedingungen nicht mehr erfüllt. Die finanzielle Verbindlichkeit ist zu ihrem beizulegenden 
Zeitwert zum Zeitpunkt der Umgliederung zu bewerten. Das Unternehmen hat jede Differenz zwischen dem 
Buchwert des Eigenkapitalinstruments und dem beizulegenden Zeitwert der finanziellen Verbindlichkeit zum 
Zeitpunkt der Umgliederung im Eigenkapital zu erfassen. 

b) Eine finanzielle Verbindlichkeit ist zu dem Zeitpunkt in Eigenkapital umzugliedern, zu dem das Instrument 
alle in den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D beschriebenen Merkmale aufweist und die dort 
genannten Bedingungen erfüllt. Ein Eigenkapitalinstrument ist mit dem Buchwert der finanziellen Verbindlich­
keit zum Zeitpunkt der Umgliederung zu bewerten. 

Keine vertragliche Verpflichtung zur Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten (Para­
graph 16(a)) 

17 Außer unter den in den Paragraphen 16A und 16B bzw. 16C und 16D beschriebenen Umständen ist ein 
wichtiger Anhaltspunkt bei der Entscheidung darüber, ob ein Finanzinstrument eine finanzielle Verbindlichkeit 
oder ein Eigenkapitalinstrument darstellt, das Vorliegen einer vertraglichen Verpflichtung, wonach die eine 
Vertragspartei (der Emittent) entweder der anderen (dem Inhaber) Zahlungsmittel oder andere finanzielle Ver­
mögenswerte liefern oder mit dem Inhaber finanzielle Vermögenswerte oder finanzielle Verbindlichkeiten unter 
für den Emittenten potenziell nachteiligen Bedingungen tauschen muss. Auch wenn der Inhaber eines Eigen­
kapitalinstruments u. U. zum Empfang einer anteiligen Dividende oder anderer Ausschüttungen aus dem Eigen­
kapital berechtigt ist, unterliegt der Emittent doch keiner vertraglichen Verpflichtung zu derartigen Ausschüt­
tungen, da von ihm die Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten an eine 
andere Vertragspartei nicht verlangt werden kann. 

18 Die Einstufung in der Bilanz des Unternehmens wird durch die wirtschaftliche Substanz eines Finanzinstruments 
und nicht allein durch seine rechtliche Form bestimmt. Wirtschaftliche Substanz und rechtliche Form stimmen 
zwar in der Regel, aber nicht immer überein. So stellen einige Finanzinstrumente rechtlich zwar Eigenkapital dar, 
sind aber aufgrund ihrer wirtschaftlichen Substanz Verbindlichkeiten, während andere Finanzinstrumente sowohl 
Merkmale von Eigenkapitalinstrumenten als auch Merkmale finanzieller Verbindlichkeiten aufweisen. Hierzu 
folgende Beispiele: 

a) Ein Vorzugsanteil, der die obligatorische Rücknahme durch den Emittenten zu einem festen oder bestimm­
baren Geldbetrag und zu einem festen oder bestimmbaren Zeitpunkt vorsieht oder dem Inhaber das Recht 
einräumt, vom Emittenten die Rücknahme des Finanzinstruments zu bzw. nach einem bestimmten Termin 
und zu einem festen oder bestimmbaren Geldbetrag zu verlangen, ist als finanzielle Verbindlichkeit ein­
zustufen.
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b) Finanzinstrumente, die den Inhaber berechtigen, sie gegen Zahlungsmittel oder andere finanzielle Vermögens­
werte an den Emittenten zurückzugeben („kündbare Instrumente“), stellen mit Ausnahme der nach den 
Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D als Eigenkapitalinstrumente eingestuften Instrumente finan­
zielle Verbindlichkeiten dar. Ein Finanzinstrument ist selbst dann eine finanzielle Verbindlichkeit, wenn der 
Betrag an Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten auf der Grundlage eines Indexes oder 
einer anderen veränderlichen Bezugsgröße ermittelt wird. Wenn der Inhaber über das Wahlrecht verfügt, das 
Finanzinstrument gegen Zahlungsmittel oder andere finanzielle Vermögenswerte an den Emittenten zurück­
zugeben, erfüllt das kündbare Finanzinstrument die Definition einer finanziellen Verbindlichkeit, sofern es sich 
nicht um ein nach den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D als Eigenkapitalinstrument eingestuftes 
Instrument handelt. So können offene Investmentfonds, Unit Trusts, Personengesellschaften und bestimmte 
Genossenschaften ihre Anteilseigner bzw. Gesellschafter mit dem Recht ausstatten, ihre Anteile an dem 
Emittenten jederzeit gegen Zahlungsmittel in Höhe ihres jeweiligen Anteils am Eigenkapital des Emittenten 
einzulösen. Dies hat zur Folge, dass die Anteile von Anteilseignern oder Gesellschaftern mit Ausnahme der 
nach den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D als Eigenkapitalinstrumente eingestuften Instrumente 
als finanzielle Verbindlichkeiten klassifiziert werden. Eine Einstufung als finanzielle Verbindlichkeit schließt 
jedoch die Verwendung beschreibender Zusätze wie „Anspruch der Anteilseigner auf das Nettovermögen “ und 
„Anspruch der Anteilseigner auf Änderungen im Nettovermögen “ im Abschluss eines Unternehmens, das über 
kein gezeichnetes Kapital verfügt (wie dies bei einigen Investmentfonds und Unit Trusts der Fall ist, siehe 
erläuterndes Beispiel 7), oder die Verwendung zusätzlicher Angaben, aus denen hervorgeht, dass die Gesamt­
heit der von den Anteilseignern gehaltenen Anteile Posten wie Rücklagen, die der Definition von Eigenkapital 
entsprechen, und kündbare Finanzinstrumente, die dieser Definition nicht entsprechen, umfasst, nicht aus 
(siehe erläuterndes Beispiel 8). 

19 Kann sich ein Unternehmen bei der Erfüllung einer vertraglichen Verpflichtung nicht uneingeschränkt der 
Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten entziehen, so entspricht diese Ver­
pflichtung mit Ausnahme der nach den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D als Eigenkapitalinstru­
mente eingestuften Instrumente der Definition einer finanziellen Verbindlichkeit. Hierzu folgende Beispiele: 

a) Ist die Fähigkeit eines Unternehmens zur Erfüllung der vertraglichen Verpflichtung beispielsweise durch 
fehlenden Zugang zu Fremdwährung oder die Notwendigkeit, von einer Aufsichtsbehörde eine Zahlungs­
genehmigung zu erlangen, beschränkt, so entbindet dies das Unternehmen nicht von seiner vertraglichen 
Verpflichtung bzw. beeinträchtigt nicht das vertragliche Recht des Inhabers bezüglich des Finanzinstruments. 

b) Eine vertragliche Verpflichtung, die nur dann zu erfüllen ist, wenn eine Vertragspartei ihr Rückkaufsrecht in 
Anspruch nimmt, stellt eine finanzielle Verbindlichkeit dar, weil sich das Unternehmen in diesem Fall nicht 
uneingeschränkt der Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten entziehen 
kann. 

20 Ein Finanzinstrument, das nicht ausdrücklich eine vertragliche Verpflichtung zur Lieferung von Zahlungsmitteln 
oder anderen finanziellen Vermögenswerten enthält, kann eine solche Verpflichtung auch indirekt über die 
Vertragsbedingungen begründen, Hierzu folgende Beispiele: 

a) Ein Finanzinstrument kann eine nichtfinanzielle Verpflichtung enthalten, die nur dann zu erfüllen ist, wenn 
das Unternehmen keine Ausschüttung vornimmt oder das Instrument nicht zurückkauft. Kann das Unterneh­
men die Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten nur durch Erfüllung der 
nichtfinanziellen Verpflichtung vermeiden, ist das Finanzinstrument als finanzielle Verbindlichkeit einzustufen. 

b) Ein Finanzinstrument ist auch dann eine finanzielle Verbindlichkeit, wenn das Unternehmen zur Erfüllung 

i) Zahlungsmittel oder andere finanzielle Vermögenswerte oder 

ii) eigene Anteile, deren Wert wesentlich höher angesetzt wird als der der Zahlungsmittel oder anderen 
finanziellen Vermögenswerte, liefern muss. 

Auch wenn das Unternehmen vertraglich nicht ausdrücklich zur Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen 
finanziellen Vermögenswerten verpflichtet ist, wird es sich aufgrund des Werts der Anteile für einen Ausgleich 
in bar entscheiden. In jedem Fall wird dem Inhaber die Auszahlung eines Betrags garantiert, der der wirt­
schaftlichen Substanz nach mindestens dem bei Wahl einer Vertragserfüllung in bar zu entrichtenden Betrag 
entspricht (siehe Paragraph 21).
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Erfüllung in eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Unternehmens (Paragraph 16(b)) 

21 Der Umstand, dass ein Vertrag den Empfang oder die Lieferung von eigenen Eigenkapitalinstrumenten des 
Unternehmens nach sich ziehen kann, reicht allein nicht aus, um ihn als Eigenkapitalinstrument einzustufen. 
Ein Unternehmen kann vertraglich berechtigt oder verpflichtet sein, eine variable Anzahl eigener Anteile oder 
anderer Eigenkapitalinstrumente zu empfangen oder zu liefern, deren Höhe so bemessen wird, dass der bei­
zulegende Zeitwert der zu empfangenden oder zu liefernden Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens dem in 
Bezug auf das vertragliche Recht oder die vertragliche Verpflichtung festgelegten Betrag entspricht. Das ver­
tragliche Recht oder die vertragliche Verpflichtung kann sich auf einen festen Betrag oder auf einen ganz oder 
teilweise in Abhängigkeit von einer anderen Variablen als dem Marktpreis der eigenen Eigenkapitalinstrumente 
(z. B. einem Zinssatz, einem Warenpreis oder dem Preis für ein Finanzinstrument) schwankenden Betrag bezie­
hen. Zwei Beispiele hierfür sind (a) ein Vertrag zur Lieferung von eigenen Eigenkapitalinstrumenten eines Unter­
nehmens im Wert von 100 WE ( 14 ) und (b) ein Vertrag zur Lieferung von eigenen Eigenkapitalinstrumenten des 
Unternehmens im Wert von 100 Unzen Gold. Auch wenn ein solcher Vertrag durch Lieferung von eigenen 
Eigenkapitalinstrumenten erfüllt werden muss oder kann, stellt er eine finanzielle Verbindlichkeit des Unter­
nehmens dar. Es handelt sich nicht um ein Eigenkapitalinstrument, weil das Unternehmen zur Erfüllung des 
Vertrags eine variable Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente verwendet. Dementsprechend begründet der Ver­
trag keinen Residualanspruch an den Vermögenswerten des Unternehmens nach Abzug aller Schulden. 

22 Abgesehen von den in Paragraph 22A genannten Fällen ist ein Vertrag, zu dessen Erfüllung das Unternehmen 
eine feste Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente gegen einen festen Betrag an Zahlungsmitteln oder anderen 
finanziellen Vermögenswerten (erhält oder) liefert, als Eigenkapitalinstrument einzustufen. So stellt eine ausgege­
bene Anteilsoption, die die Vertragspartei gegen Entrichtung eines festgelegten Preises oder eines festgelegten 
Kapitalbetrags einer Anleihe zum Kauf einer festen Anzahl von Anteilen des Unternehmens berechtigt, ein 
Eigenkapitalinstrument dar. Sollte sich der beizulegende Zeitwert eines Vertrags infolge von Schwankungen 
der Marktzinssätze ändern, ohne dass sich dies auf die Höhe der bei Vertragserfüllung zu entrichtenden Zah­
lungsmittel oder anderen Vermögenswerte oder die Anzahl der zu liefernden oder zu erhaltenden Eigenkapital­
instrumente auswirkt, so schließt dies die Einstufung des Vertrags als Eigenkapitalinstrument nicht aus. Sämtliche 
erhaltenen Gegenleistungen (wie beispielsweise das Agio auf eine geschriebene Option oder ein Optionsschein 
auf die eigenen Anteile des Unternehmens) werden direkt zum Eigenkapital hinzugerechnet. Sämtliche gewährten 
Gegenleistungen (wie beispielsweise das auf eine erworbene Option gezahlte Agio) werden direkt vom Eigen­
kapital abgezogen. Änderungen des beizulegenden Zeitwerts eines Eigenkapitalinstruments sind nicht im Ab­
schluss auszuweisen. 

22A Handelt es sich bei den eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Unternehmens, die es bei Vertragserfüllung ent­
gegenzunehmen oder zu liefern hat, um kündbare Finanzinstrumente, die alle in den Paragraphen 16A und 16B 
beschriebenen Merkmale aufweisen und die dort genannten Bedingungen erfüllen, oder um Instrumente, die das 
Unternehmen dazu verpflichten, einer anderen Partei im Falle der Liquidation einen proportionalen Anteil an 
seinem Nettovermögen zu überlassen und die alle in den Paragraphen 16C und 16D beschriebenen Merkmale 
aufweisen und die dort genannten Bedingungen erfüllen, so ist der Vertrag als finanzieller Vermögenswert bzw. 
finanzielle Verbindlichkeit einzustufen. Dies gilt auch für Verträge, zu deren Erfüllung das Unternehmen im 
Austausch gegen einen festen Betrag an Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten eine feste 
Anzahl dieser Instrumente zu liefern hat. 

23 Abgesehen von den in den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D beschriebenen Umständen begründet 
ein Vertrag, der ein Unternehmen zum Kauf eigener Eigenkapitalinstrumente gegen Zahlungsmittel oder andere 
finanzielle Vermögenswerte verpflichtet, eine finanzielle Verbindlichkeit in Höhe des Barwerts des Rückzahlungs­
betrags (beispielsweise in Höhe des Barwerts des Rückkaufpreises eines Termingeschäfts, des Ausübungskurses 
einer Option oder eines anderen Rückzahlungsbetrags). Dies ist auch dann der Fall, wenn der Vertrag selbst ein 
Eigenkapitalinstrument ist. Ein Beispiel hierfür ist die aus einem Termingeschäft resultierende Verpflichtung eines 
Unternehmens, eigene Eigenkapitalinstrumente gegen Zahlungsmittel zurückzuerwerben. Beim erstmaligen An­
satz ist die finanzielle Verbindlichkeit zum Barwert des Rückzahlungsbetrags anzusetzen und aus dem Eigen­
kapital umzugliedern. Anschließend wird sie gemäß IFRS 9 bewertet. Läuft der Vertrag aus, ohne dass eine 
Lieferung erfolgt, wird der Buchwert der finanziellen Verbindlichkeit wieder in das Eigenkapital umgegliedert. 
Die vertragliche Verpflichtung eines Unternehmens zum Kauf eigener Eigenkapitalinstrumente begründet auch 
dann eine finanzielle Verbindlichkeit in Höhe des Barwerts des Rückzahlungsbetrags, wenn die Kaufverpflichtung 
nur bei Ausübung des Rückgaberechts durch die Vertragspartei (z. B. durch Inanspruchnahme einer geschriebe­
nen Verkaufsoption, welche die Vertragspartei zum Verkauf der Eigenkapitalinstrumente an das Unternehmen zu 
einem festen Preis berechtigt) zu erfüllen ist. 

24 Ein Vertrag, zu dessen Erfüllung das Unternehmen eine feste Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente gegen einen 
variablen Betrag an Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten liefert oder erhält, ist als 
finanzieller Vermögenswert bzw. finanzielle Verbindlichkeit einzustufen. Ein Beispiel ist ein Vertrag, bei dem 
das Unternehmen 100 eigene Eigenkapitalinstrumente gegen Zahlungsmittel im Wert von 100 Unzen Gold 
liefert.
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Bedingte Erfüllungsvereinbarungen 

25 Ein Finanzinstrument kann das Unternehmen zur Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen Vermögenswerten 
oder zu einer anderen als finanzielle Verbindlichkeit einzustufenden Erfüllung verpflichten, die vom Eintreten 
oder Nichteintreten ungewisser künftiger Ereignisse (oder dem Ausgang ungewisser Umstände), die außerhalb der 
Kontrolle sowohl des Emittenten als auch des Inhabers des Instruments liegen, abhängig sind; hierzu zählen 
beispielsweise Änderungen eines Aktienindex, Verbraucherpreisindex, Zinssatzes oder steuerlicher Vorschriften 
oder die künftigen Erträge, das Periodenergebnis oder der Verschuldungsgrad des Emittenten. Der Emittent eines 
solchen Instruments kann sich der Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten 
(oder einer anderen als finanzielle Verbindlichkeit einzustufenden Erfüllung des Vertrags) nicht uneingeschränkt 
entziehen, sodass eine finanzielle Verbindlichkeit des Emittenten vorliegt, es sei denn, 

a) der Teil der bedingten Erfüllungsvereinbarung, der eine Erfüllung in Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen 
Vermögenswerten (oder eine andere als finanzielle Verbindlichkeit einzustufende Art der Erfüllung) erforder­
lich machen könnte, besteht nicht wirklich, 

b) vom Emittenten kann nur im Falle seiner Liquidation verlangt werden, die Verpflichtung in Zahlungsmitteln 
oder anderen finanziellen Vermögenswerten (oder auf eine andere als finanzielle Verbindlichkeit einzustufende 
Weise) zu erfüllen, oder 

c) das Instrument weist alle in den Paragraphen 16A und 16B beschriebenen Merkmale auf und erfüllt die dort 
genannten Bedingungen. 

Erfüllungswahlrecht 

26 Ein Derivat, das einer Vertragspartei die Art der Erfüllung freistellt (der Emittent oder Inhaber kann sich 
z. B. für einen Nettoausgleich in bar oder durch den Tausch von Anteilen gegen Zahlungsmittel ent­
scheiden), stellt einen finanziellen Vermögenswert oder eine finanzielle Verbindlichkeit dar, sofern nicht 
alle Erfüllungsalternativen zu einer Einstufung als Eigenkapitalinstrument führen würden. 

27 Ein Beispiel für ein als finanzielle Verbindlichkeit einzustufendes Derivat mit Erfüllungswahlrecht ist eine Anteils­
option, bei der der Emittent die Wahl hat, ob er diese in bar oder durch den Tausch eigener Anteile gegen 
Zahlungsmittel erfüllt. Ähnliches gilt für einige Verträge über den Kauf oder Verkauf eines nichtfinanziellen 
Postens gegen eigene Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens, die ebenfalls in den Anwendungsbereich dieses 
Standards fallen, da sie wahlweise durch Lieferung des nichtfinanziellen Postens oder durch einen Nettoausgleich 
in bar oder in anderen Finanzinstrumenten erfüllt werden können (siehe Paragraphen 8–10). Solche Verträge sind 
finanzielle Vermögenswerte oder finanzielle Verbindlichkeiten und keine Eigenkapitalinstrumente. 

Zusammengesetzte Finanzinstrumente (siehe auch Paragraphen AL30–A35 und erläuternde 
Beispiele 9–12) 

28 Der Emittent eines nicht derivativen Finanzinstruments hat anhand der Vertragsbedingungen des Fi­
nanzinstruments festzustellen, ob das Instrument sowohl eine Schuld- als auch eine Eigenkapitalkom­
ponente enthält. Diese Komponenten sind zu trennen und gemäß Paragraph 15 als finanzielle Verbind­
lichkeiten, finanzielle Vermögenswerte oder Eigenkapitalinstrumente einzustufen. 

29 Bei einem Finanzinstrument, das (a) eine finanzielle Verbindlichkeit des Unternehmens begründet und (b) seinem 
Inhaber eine Option auf Umwandlung in ein Eigenkapitalinstrument des Unternehmens garantiert, sind diese 
beiden Komponenten vom Unternehmen getrennt zu erfassen. Wandelschuldverschreibungen oder ähnliche 
Instrumente, die der Inhaber in eine feste Anzahl von Stammanteilen des Unternehmens umwandeln kann, 
sind Beispiele für zusammengesetzte Finanzinstrumente. Aus Sicht des Unternehmens besteht ein solches Instru­
ment aus zwei Komponenten: einer finanziellen Verbindlichkeit (einer vertraglichen Vereinbarung zur Lieferung 
von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten) und einem Eigenkapitalinstrument (einer 
Kaufoption, die dem Inhaber für einen bestimmten Zeitraum das Recht auf Umwandlung in eine feste Anzahl 
von Stammanteilen des Unternehmens garantiert). Wirtschaftlich gesehen hat die Emission eines solchen Finanz­
instruments im Wesentlichen die gleichen Auswirkungen wie die Emission eines Schuldinstruments mit Ver­
einbarung der Möglichkeit vorzeitiger Erfüllung, das gleichzeitig mit einem Bezugsrecht auf Stammanteilen 
verknüpft ist, oder die Emission eines Schuldinstruments mit abtrennbaren Optionsscheinen zum Erwerb von 
Anteilen. Dementsprechend hat ein Unternehmen in allen Fällen dieser Art die Schuld- und die Eigenkapital­
komponenten getrennt in seiner Bilanz auszuweisen.
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30 Die Einstufung der Schuld- und Eigenkapitalkomponente eines wandelbaren Instruments wird auch dann beibe­
halten, wenn sich die Wahrscheinlichkeit ändert, dass die Tauschoption ausgeübt wird; dies gilt auch dann, wenn 
die Ausübung der Tauschoption für einige Inhaber wirtschaftlich vorteilhaft erscheint. Die Inhaber handeln nicht 
immer in der erwarteten Weise, weil zum Beispiel die steuerlichen Folgen aus der Umwandlung bei jedem 
Inhaber unterschiedlich sein können. Darüber hinaus ändert sich die Wahrscheinlichkeit der Umwandlung von 
Zeit zu Zeit. Die vertragliche Verpflichtung des Unternehmens zu künftigen Zahlungen bleibt so lange bestehen, 
bis sie durch Umwandlung, Fälligkeit des Instruments oder andere Umstände getilgt ist. 

31 In IFRS 9 geht es um die Bewertung finanzieller Vermögenswerte und finanzieller Verbindlichkeiten. Eigenkapital­
instrumente sind Finanzinstrumente, die einen Residualanspruch an den Vermögenswerten eines Unternehmens 
nach Abzug aller dazugehörigen Schulden begründen. Bei der Aufteilung des erstmaligen Buchwerts eines 
zusammengesetzten Finanzinstruments auf die Eigen- und Schuldkomponente wird der Eigenkapitalkomponente 
der Restwert zugewiesen, der sich nach Abzug des getrennt für die Schuldkomponente ermittelten Betrags vom 
beizulegenden Zeitwert des gesamten Instruments ergibt. Der Wert der derivativen Ausstattungsmerkmale (z. B. 
einer Kaufoption), die in ein zusammengesetztes Finanzinstrument eingebettet sind und keine Eigenkapitalkom­
ponente darstellen (z. B. eine Option zur Umwandlung in ein Eigenkapitalinstrument), wird der Schuldkom­
ponente hinzugerechnet. Die Summe der Buchwerte, die beim erstmaligen Ansatz in der Bilanz für die Schuld- 
und die Eigenkapitalkomponente ermittelt werden, ist in jedem Fall gleich dem beizulegenden Zeitwert, der für 
das Finanzinstrument als Ganzes anzusetzen wäre. Durch den getrennten erstmaligen Ansatz der Komponenten 
des Instruments entstehen keine Gewinne oder Verluste. 

32 Bei dem in Paragraph 31 beschriebenen Ansatz bestimmt der Emittent einer in Stammanteile umwandelbaren 
Anleihe zunächst den Buchwert der Schuldkomponente, indem er den beizulegenden Zeitwert einer ähnlichen, 
nicht mit einer Eigenkapitalkomponente verbundenen Verbindlichkeit (einschließlich aller eingebetteten derivati­
ven Ausstattungsmerkmale ohne Eigenkapitalcharakter) ermittelt. Der Buchwert eines Eigenkapitalinstruments, 
der durch die Option auf Umwandlung des Instruments in Stammanteile repräsentiert wird, ergibt sich danach 
durch Subtraktion des beizulegenden Zeitwerts der finanziellen Verbindlichkeit vom beizulegenden Zeitwert des 
gesamten zusammengesetzten Finanzinstruments. 

Eigene Anteile (siehe auch Paragraph AL36) 

33 Erwirbt ein Unternehmen seine eigenen Eigenkapitalinstrumente zurück, so sind diese Instrumente 
(„eigene Anteile“) vom Eigenkapital abzuziehen. Weder Kauf noch Verkauf, Ausgabe oder Einziehung 
von eigenen Eigenkapitalinstrumenten werden erfolgswirksam erfasst. Solche eigenen Anteile können 
vom Unternehmen selbst oder von anderen Konzernunternehmen erworben und gehalten werden. Alle 
gezahlten oder erhaltenen Gegenleistungen sind direkt im Eigenkapital zu erfassen. 

33A Einige Unternehmen betreiben intern oder extern einen Investmentfonds, der für die Anleger Leistungen erbringt, 
die sich nach der Anzahl der Fondsanteile richten. Für die an diese Anleger auszuzahlenden Beträge setzen diese 
Unternehmen finanzielle Verbindlichkeiten an. Ebenso zeichnen einige Unternehmen Gruppen von Versiche­
rungsverträgen mit direkter Überschussbeteiligung und halten die zugrunde liegenden Referenzwerte. Einige 
dieser Fonds oder zugrunde liegenden Referenzwerte umfassen eigene Anteile des Unternehmens. Ungeachtet 
von Paragraph 33 kann ein Unternehmen wählen, einen eigenen Anteil, der Teil eines solchen Fonds oder ein 
zugrunde liegender Referenzwert ist, nicht vom Eigenkapital abzuziehen, allerdings nur dann, wenn das Unter­
nehmen seine eigenen Eigenkapitalinstrumente zu diesen Zwecken zurückerwirbt. Das Unternehmen kann statt­
dessen wählen, diesen eigenen Anteil weiterhin als Eigenkapital zu bilanzieren und das zurückerworbene Instru­
ment so zu bilanzieren, als sei es ein finanzieller Vermögenswert, und dieses Instrument gemäß IFRS 9 erfolgs­
wirksam zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten. Diese Entscheidung ist unwiderruflich und wird für jedes 
Instrument einzeln getroffen. Für die Zwecke dieses Wahlrechts umfassen Versicherungsverträge auch Kapital­
anlageverträge mit ermessensabhängiger Überschussbeteiligung. (Siehe IFRS 17 in Bezug auf die in diesem Para­
graphen verwendeten Begriffe, die in IFRS 17 definiert sind.) 

34 Der Betrag der gehaltenen eigenen Anteile ist gemäß IAS 1 Darstellung des Abschlusses in der Bilanz oder im 
Anhang gesondert auszuweisen. Beim Rückerwerb eigener Eigenkapitalinstrumente von nahestehende Unterneh­
men und Personen sind die Angabepflichten gemäß IAS 24 Angaben über Beziehungen zu nahestehenden Unterneh­
men und Personen zu beachten.
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Zinsen, Dividenden, Verluste und Gewinne (siehe auch Paragraph AL37) 

35 Zinsen, Dividenden, Verluste und Gewinne im Zusammenhang mit Finanzinstrumenten oder einer ihrer 
Komponenten, die finanzielle Verbindlichkeiten darstellen, sind erfolgswirksam zu erfassen. Ausschüt­
tungen an Inhaber eines Eigenkapitalinstruments sind vom Unternehmen direkt im Eigenkapital zu 
erfassen. Die Transaktionskosten einer Eigenkapitaltransaktion sind als Abzug vom Eigenkapital zu 
bilanzieren. 

35A Die Ertragsteuern im Zusammenhang mit Ausschüttungen an Inhaber eines Eigenkapitalinstruments und den 
Transaktionskosten einer Eigenkapitaltransaktion sind gemäß IAS 12 Ertragsteuern zu bilanzieren. 

36 Die Einstufung eines Finanzinstruments als finanzielle Verbindlichkeit oder als Eigenkapitalinstrument ist aus­
schlaggebend dafür, ob die mit diesem Instrument verbundenen Zinsen, Dividenden, Verluste und Gewinne 
erfolgswirksam erfasst werden. Daher sind auch Dividendenausschüttungen für als Verbindlichkeiten angesetzte 
Anteile genauso als Aufwand zu erfassen wie beispielsweise Zinsen für eine Anleihe. Entsprechend sind auch mit 
der Rücknahme oder der Refinanzierung von finanziellen Verbindlichkeiten verbundene Gewinne oder Verluste 
erfolgswirksam zu erfassen, während hingegen die Rücknahme oder die Refinanzierung von Eigenkapitalinstru­
menten als Bewegungen im Eigenkapital abgebildet werden. Änderungen des beizulegenden Zeitwerts eines 
Eigenkapitalinstruments sind nicht im Abschluss auszuweisen. 

37 Einem Unternehmen entstehen bei Ausgabe oder Erwerb eigener Eigenkapitalinstrumente in der Regel verschie­
dene Kosten. Hierzu zählen beispielsweise Register- und andere behördliche Gebühren, Honorare für Rechts­
berater, Wirtschaftsprüfer und andere professionelle Berater, Druckkosten und Börsenumsatzsteuern. Die Trans­
aktionskosten einer Eigenkapitaltransaktion sind als Abzug vom Eigenkapital zu bilanzieren, soweit es sich um 
zusätzliche, der Eigenkapitaltransaktion einzeln zuordenbare Kosten handelt, die andernfalls vermieden worden 
wären. Die Kosten einer eingestellten Eigenkapitaltransaktion sind als Aufwand zu erfassen. 

38 Transaktionskosten, die mit der Ausgabe eines zusammengesetzten Finanzinstruments verbunden sind, sind der 
Schuld- und Eigenkapitalkomponente des Finanzinstruments in dem Verhältnis zuzurechnen, wie die empfangene 
Gegenleistung zugeordnet wurde. Transaktionskosten, die sich insgesamt auf mehr als eine Transaktion beziehen, 
wie Kosten eines gleichzeitigen Zeichnungsangebots für neue Anteile und für die Börsennotierung bereits aus­
gegebener Anteile sind anhand eines sinnvollen, bei ähnlichen Transaktionen verwendeten Schlüssels auf die 
einzelnen Transaktionen umzulegen. 

39 Der Betrag der Transaktionskosten, der in der Periode als Abzug vom Eigenkapital bilanziert wurde, ist nach 
IAS 1 gesondert anzugeben. 

40 Als Aufwendungen eingestufte Dividenden können in der Darstellung/den Darstellungen von Gewinn oder Ver­
lust und sonstigem Ergebnis entweder mit Zinsaufwendungen für andere Verbindlichkeiten in einem Posten 
zusammengefasst oder gesondert ausgewiesen werden. Zusätzlich zu den Vorschriften dieses Standards sind 
bei Zinsen und Dividenden die Angabepflichten von IAS 1 und IFRS 7 zu beachten. Sofern jedoch, beispielsweise 
im Hinblick auf die steuerliche Abzugsfähigkeit, Unterschiede in der Behandlung von Dividenden und Zinsen 
bestehen, ist ein gesonderter Ausweis in der Darstellung/den Darstellungen von Gewinn oder Verlust und sons­
tigem Ergebnis wünschenswert. Bei den Angaben zu steuerlichen Einflüssen sind die Vorschriften nach IAS 12 zu 
erfüllen. 

41 Gewinne und Verluste infolge von Änderungen des Buchwerts einer finanziellen Verbindlichkeit sind selbst dann 
erfolgswirksam zu erfassen, wenn sie sich auf ein Instrument beziehen, das einen Residualanspruch auf die 
Vermögenswerte des Unternehmens im Austausch gegen Zahlungsmittel oder andere finanzielle Vermögenswerte 
begründet (siehe Paragraph 18(b)). Nach IAS 1 sind Gewinne und Verluste, die durch die Neubewertung eines 
derartigen Instruments entstehen, gesondert in der Gesamtergebnisrechnung auszuweisen, wenn dies für die 
Erläuterung der Ertragslage des Unternehmens relevant ist. 

Saldierung von finanziellen Vermögenswerten und finanziellen Verbindlichkeiten (siehe auch 
Paragraphen AL38A–AL38F und AL39) 

42 Finanzielle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sind nur dann zu saldieren und als Nettobetrag in 
der Bilanz auszuweisen, wenn ein Unternehmen 

a) zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein einklagbares Recht hat, die erfassten Beträge miteinander zu ver­
rechnen, und 

b) beabsichtigt, entweder den Ausgleich auf Nettobasis herbeizuführen, oder gleichzeitig mit der Ver­
wertung des betreffenden Vermögenswerts die dazugehörige Verbindlichkeit abzulösen.
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Wenn die Übertragung eines finanziellen Vermögenswerts die Voraussetzungen für eine Ausbuchung 
nicht erfüllt, dürfen der übertragene Vermögenswert und die verbundene Verbindlichkeit bei der Bi­
lanzierung nicht saldiert werden (siehe Paragraph 3.2.22 von IFRS 9). 

43 Finanzielle Vermögenswerte und finanzielle Verbindlichkeiten müssen diesem Standard zufolge auf Nettobasis 
dargestellt werden, wenn dadurch die erwarteten künftigen Zahlungsströme eines Unternehmens aus dem Aus­
gleich von zwei oder mehreren verschiedenen Finanzinstrumenten abgebildet werden. Wenn ein Unternehmen 
das Recht hat, einen einzelnen Nettobetrag zu erhalten bzw. zu zahlen und dies auch zu tun beabsichtigt, hat es 
tatsächlich nur einen einzigen finanziellen Vermögenswert bzw. nur eine einzige finanzielle Verbindlichkeit. In 
anderen Fällen werden die finanziellen Vermögenswerte und finanziellen Verbindlichkeiten entsprechend ihrer 
Eigenschaft als Ressource oder Verpflichtung des Unternehmens voneinander getrennt dargestellt. Ein Unterneh­
men hat die gemäß den Paragraphen 13B–13E von IFRS 7 für angesetzte Finanzinstrumente verlangten Infor­
mationen anzugeben, sofern diese Instrumente in den Anwendungsbereich des Paragraphen 13A von IFRS 7 
fallen. 

44 Die Saldierung eines angesetzten finanziellen Vermögenswerts mit einer angesetzten finanziellen Verbindlichkeit 
einschließlich der Darstellung des Nettobetrags ist von der Ausbuchung eines finanziellen Vermögenswerts und 
einer finanziellen Verbindlichkeit in der Bilanz zu unterscheiden. Während die Saldierung nicht zur Erfassung 
von Gewinnen und Verlusten führt, hat die Ausbuchung eines Finanzinstruments aus der Bilanz nicht nur den 
Abgang eines bis dahin bilanzwirksamen Postens, sondern möglicherweise auch die Erfassung von Gewinnen 
oder Verlusten zur Folge. 

45 Der Anspruch auf Saldierung ist ein auf vertraglicher oder anderer Grundlage beruhendes einklagbares Recht 
eines Schuldners, eine Verbindlichkeit gegenüber einem Gläubiger ganz oder teilweise mit einer eigenen Forde­
rung gegenüber diesem Gläubiger zu verrechnen oder anderweitig zu eliminieren. In außergewöhnlichen Fällen 
kann ein Schuldner berechtigt sein, eine Forderung gegenüber einem Dritten mit einer Verbindlichkeit gegenüber 
einem Gläubiger zu verrechnen, vorausgesetzt, dass zwischen allen drei Beteiligten eine eindeutige Vereinbarung 
über den Anspruch auf Saldierung vorliegt. Da der Anspruch auf Saldierung ein Rechtsanspruch ist, sind die 
Bedingungen, unter denen Saldierungsvereinbarungen gültig sind, abhängig von den Gebräuchen des Rechts­
kreises, in dem sie getroffen werden; daher sind im Einzelfall immer die für das Vertragsverhältnis zwischen den 
Parteien maßgeblichen Rechtsvorschriften zu berücksichtigen. 

46 Besteht ein einklagbares Recht auf Saldierung eines finanziellen Vermögenswerts mit einer finanziellen Ver­
bindlichkeit, wirkt sich dies nicht nur auf die Rechte und Pflichten aus, die mit dem betreffenden finanziellen 
Vermögenswert und der betreffenden finanziellen Verbindlichkeit verbunden sind, sondern kann auch die Aus­
fall- und Liquiditätsrisiken des Unternehmens beeinflussen. Das Bestehen eines solchen Rechts stellt für sich 
genommen aber noch keine hinreichende Voraussetzung für die Saldierung von Vermögens- und Schuldposten 
dar. Wenn nicht die Absicht besteht, von diesem Recht auch tatsächlich Gebrauch zu machen oder die jeweiligen 
Forderungen und Verbindlichkeiten zum selben Zeitpunkt zu bedienen, wirkt es sich weder auf die Höhe noch 
auf den Zeitpunkt der künftigen Zahlungsströme eines Unternehmens aus. Beabsichtigt ein Unternehmen jedoch, 
von dem Anspruch auf Saldierung Gebrauch zu machen oder die jeweiligen Forderungen und Verbindlichkeiten 
zum selben Zeitpunkt zu bedienen, spiegelt die Nettodarstellung des Vermögenswerts und der Verbindlichkeit die 
Höhe und den Zeitpunkt erwarteter künftiger Zahlungsströme sowie die mit diesen Zahlungsströmen verbun­
denen Risiken besser wider als die Bruttodarstellung. Die bloße Absicht einer oder beider Vertragsparteien, 
Forderungen und Verbindlichkeiten auf Nettobasis ohne rechtlich bindende Vereinbarung auszugleichen, stellt 
keine ausreichende Grundlage für eine bilanzielle Saldierung dar, da die mit den einzelnen finanziellen Ver­
mögenswerten und Verbindlichkeiten verbundenen Rechte und Pflichten unverändert fortbestehen. 

47 Die Absichten eines Unternehmens bezüglich der Erfüllung von einzelnen Vermögens- und Schuldposten können 
durch die üblichen Geschäftspraktiken, die Anforderungen der Finanzmärkte und andere Umstände beeinflusst 
werden, die die Fähigkeit zur Bedienung auf Nettobasis oder zur gleichzeitigen Bedienung begrenzen. Hat ein 
Unternehmen einen Anspruch auf Saldierung, beabsichtigt aber nicht, auf Nettobasis auszugleichen bzw. den 
Vermögenswert zu verwerten und gleichzeitig die Verbindlichkeit zu begleichen, werden die Auswirkungen dieses 
Anspruchs auf das Ausfallrisiko, dem das Unternehmen ausgesetzt ist, gemäß Paragraph 36 von IFRS 7 angege­
ben. 

48 Der gleichzeitige Ausgleich von zwei Finanzinstrumenten kann zum Beispiel durch direkten Austausch oder über 
eine Clearingstelle in einem organisierten Finanzmarkt erfolgen. In solchen Fällen findet tatsächlich nur ein 
einziger Finanzmitteltransfer statt, wobei weder ein Ausfall- noch ein Liquiditätsrisiko besteht. Erfolgt der Aus­
gleich über zwei voneinander getrennte (zu erhaltende bzw. zu leistende) Zahlungen, kann ein Unternehmen im 
Hinblick auf den vollen Betrag der betreffenden finanziellen Forderungen durchaus einem Ausfallrisiko und im 
Hinblick auf den vollen Betrag der finanziellen Verbindlichkeit einem Liquiditätsrisiko ausgesetzt sein. Auch 
wenn sie nur kurzzeitig auftreten, können solche Risikopositionen erheblich sein. Die Verwertung eines finan­
ziellen Vermögenswerts und die Begleichung einer finanziellen Verbindlichkeit werden nur dann als gleichzeitig 
behandelt, wenn die Geschäftsvorfälle zum selben Zeitpunkt stattfinden.
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49 In den nachstehend genannten Fällen sind die in Paragraph 42 genannten Voraussetzungen im Allgemeinen nicht 
erfüllt, sodass eine Saldierung unangemessen ist, 

a) wenn mehrere verschiedene Finanzinstrumente kombiniert werden, um die Merkmale eines einzelnen Finanz­
instruments (eines „synthetischen Finanzinstruments “) nachzuahmen, 

b) wenn aus Finanzinstrumenten mit gleichem Risikoprofil, aber unterschiedlichen Vertragsparteien finanzielle 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten resultieren (wie bei einem Portfolio von Termingeschäften oder an­
deren Derivaten), 

c) wenn finanzielle oder andere Vermögenswerte als Sicherheit für finanzielle Verbindlichkeiten ohne Rückgriffs­
recht verpfändet wurden, 

d) wenn finanzielle Vermögenswerte von einem Schuldner zur Begleichung einer Verpflichtung in ein Treuhand­
verhältnis gegeben werden, ohne dass diese Vermögenswerte vom Gläubiger zum Ausgleich der Verbindlich­
keit akzeptiert worden sind (beispielsweise eine Tilgungsfondsvereinbarung), oder 

e) wenn bei Verpflichtungen, die aus Schadensereignissen entstehen, zu erwarten ist, dass diese durch Ersatz­
leistungen von Dritten beglichen werden, weil aus einem Versicherungsvertrag ein entsprechender Entschä­
digungsanspruch abgeleitet werden kann. 

50 Ein Unternehmen, das mit einer einzigen Vertragspartei eine Reihe von Geschäften mit Finanzinstrumenten tätigt, 
kann mit dieser Vertragspartei einen Globalverrechnungsvertrag schließen. Ein solcher Vertrag sieht für den Fall 
von Nichtzahlung oder Kündigung bei einem einzigen Instrument die sofortige Aufrechnung bzw. Abwicklung 
aller unter den Rahmenvertrag fallenden Finanzinstrumente vor. Solche Rahmenverträge werden für gewöhnlich 
von Finanzinstituten verwendet, um sich gegen Verluste aus eventuellen Insolvenzverfahren oder anderen Um­
ständen zu schützen, die dazu führen können, dass die Vertragspartei ihren Verpflichtungen nicht nachkommen 
kann. Ein Globalverrechnungsvertrag schafft normalerweise nur einen bedingten Anspruch auf Saldierung, der 
nur dann im Rechtsweg durchgesetzt werden kann und die Verwertung oder Begleichung eines einzelnen 
finanziellen Vermögenswerts oder einer einzelnen finanziellen Verbindlichkeit nur dann beeinflussen kann, 
wenn ein tatsächlicher Zahlungsverzug oder andere Umstände vorliegen, mit denen im gewöhnlichen Geschäfts­
verlauf nicht zu rechnen ist. Ein Globalverrechnungsvertrag stellt für sich genommen keine Grundlage für eine 
Saldierung in der Bilanz dar, es sei denn, die Saldierungsvoraussetzungen gemäß Paragraph 42 sind ebenfalls 
erfüllt. Wenn finanzielle Vermögenswerte und finanzielle Verbindlichkeiten im Rahmen eines Globalverrech­
nungsvertrages nicht miteinander saldiert werden, sind die Auswirkungen des Vertrags auf das Ausfallrisiko, 
dem das Unternehmen ausgesetzt ist, gemäß Paragraph 36 von IFRS 7 anzugeben. 

51–95 [gestrichen] 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

96 Dieser Standard ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2005 beginnen. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig. Eine Anwendung dieses Standards auf Geschäftsjahre, die vor dem 1. Januar 2005 
beginnen, ist jedoch nur bei gleichzeitiger Anwendung von IAS 39 (veröffentlicht im Dezember 2003) in der 
im März 2004 geänderten Fassung gestattet. Wendet ein Unternehmen diesen Standard auf Berichtsperioden an, 
die vor dem 1. Januar 2005 beginnen, hat es dies anzugeben. 

96A Gemäß Kündbare Finanzinstrumente und bei Liquidation entstehende Verpflichtungen (im Februar 2008 veröffentlichte 
Änderungen an IAS 32 und IAS 1) sind Finanzinstrumente, die alle in den Paragraphen 16A und 16B oder 16C 
und 16D beschriebenen Merkmale aufweisen und die dort genannten Bedingungen erfüllen, als Eigenkapital­
instrumente einzustufen; darüber hinaus wurden mit dem genannten Dokument die Paragraphen 11, 16, 17–19, 
22, 23, 25, AL13, AL14 und AL27 geändert und die Paragraphen 16A–16F, 22A, 96B, 96C, 97C, AL14A– 
AL14J und AL29A eingefügt. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. 
Januar 2009 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderungen auf eine 
frühere Periode an, hat es dies anzugeben und gleichzeitig die entsprechenden Änderungen an IAS 1, IAS 39, 
IFRS 7 und IFRIC 2 anzuwenden.
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96B Kündbare Finanzinstrumente und bei Liquidation entstehende Verpflichtungen sieht eine eingeschränkte Ausnahme vom 
Anwendungsbereich vor, die von einem Unternehmen folglich nicht analog anzuwenden ist. 

96C Die Einstufung von Instrumenten im Rahmen dieser Ausnahme ist auf die Bilanzierung der betreffenden Instru­
mente nach IAS 1, IAS 32, IAS 39, IFRS 7 und IFRS 9 zu beschränken. Im Rahmen anderer Standards, wie 
IFRS 2, sind die Instrumente dagegen nicht als Eigenkapitalinstrumente einzustufen. 

97 Dieser Standard ist rückwirkend anzuwenden. 

97A Durch IAS 1 (in der 2007 überarbeiteten Fassung) wurde die in den IAS/IFRS verwendete Terminologie geändert. 
Außerdem wurde Paragraph 40 geändert. Diese Änderung ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach 
dem 1. Januar 2009 beginnen. Wendet ein Unternehmen IAS 1 (überarbeitet 2007) auf eine frühere Periode an, 
so hat es auf diese Periode auch diese Änderungen anzuwenden. 

97B Durch IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse (in der 2008 überarbeiteten Fassung) wurde Paragraph 4(c) gestri­
chen. Diese Änderung ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnen. Wendet 
ein Unternehmen IFRS 3 (überarbeitet 2008) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese frühere Periode auch 
die Änderung anzuwenden. Die Änderung ist jedoch nicht auf bedingte Gegenleistungen anzuwenden, die aus 
einem Unternehmenszusammenschluss stammen, bei dem der Erwerbszeitpunkt vor der Anwendung von IFRS 3 
(überarbeitet 2008) liegt. Eine solche Gegenleistung ist stattdessen nach den Paragraphen 65A–65E der 2010 
geänderten Fassung von IFRS 3 zu bilanzieren. 

97C Wendet ein Unternehmen die in Paragraph 96A genannten Änderungen an, so muss es ein zusammengesetztes 
Finanzinstrument, das mit der Verpflichtung verbunden ist, einer anderen Partei bei Liquidation einen propor­
tionalen Anteil an seinem Nettovermögen zu überlassen, in eine Schuld- und eine Eigenkapitalkomponente 
aufspalten. Wenn die Schuldkomponente nicht länger aussteht, würde eine rückwirkende Anwendung dieser 
Änderungen an IAS 32 die Aufteilung in zwei Eigenkapitalkomponenten erfordern. Die erste wäre den Gewinn­
rücklagen zuzuordnen und wäre der kumulierte Zinszuwachs der Schuldkomponente. Die andere wäre die 
ursprüngliche Eigenkapitalkomponente. Steht die Schuldkomponente zum Zeitpunkt der Anwendung der Än­
derungen nicht mehr aus, so muss das Unternehmen diese beiden Komponenten folglich nicht voneinander 
trennen. 

97D Durch Verbesserungen an den IFRS, veröffentlicht im Mai 2008, wurde Paragraph 4 geändert. Diese Änderung ist 
auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Eine frühere Anwendung ist 
zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung auf eine frühere Periode an, so hat es dies anzugeben und die 
Änderungen an Paragraph 3 von IFRS 7, Paragraph 1 von IAS 28 und Paragraph 1 von IAS 31, veröffentlicht im 
Mai 2008, gleichzeitig anzuwenden. Ein Unternehmen kann die Änderungen prospektiv anwenden. 

97E Durch Klassifizierung von Bezugsrechten (veröffentlicht im Oktober 2009) wurden die Paragraphen 11 und 16 
geändert. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Februar 2010 
beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere 
Periode an, hat es dies anzugeben. 

97F [gestrichen] 

97G Durch die Verbesserungen der IFRS, veröffentlicht im Mai 2010, wurde Paragraph 97B geändert. Diese Änderung 
ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Juli 2010 beginnen. Eine frühere Anwendung ist 
zulässig.
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97H [gestrichen] 

97I Durch IFRS 10 und IFRS 11 Gemeinschaftliche Vereinbarungen, veröffentlicht im Mai 2011, wurden die Paragra­
phen 4(a) und AL29 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 10 und IFRS 11 an, hat es diese Änderungen 
ebenfalls anzuwenden. 

97J Durch IFRS 13, veröffentlicht im Mai 2011, wurde die Definition des beizulegenden Zeitwerts in Paragraph 11 
geändert und wurden die Paragraphen 23 und AL31 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 13 an, sind diese 
Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

97K Durch Darstellung von Posten des sonstigen Ergebnisses (Änderungen an IAS 1), veröffentlicht im Juni 2011, wurde 
Paragraph 40 geändert. Wendet ein Unternehmen IAS 1 (in der im Juni 2011 geänderten Fassung) an, hat es 
diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

97L Durch Saldierung von finanziellen Vermögenswerten und finanziellen Verbindlichkeiten (Änderungen an IAS 32), ver­
öffentlicht im Dezember 2011, wurde Paragraph AL38 gestrichen und wurden die Paragraphen AL38A–AL38F 
eingefügt. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2014 
beginnen. Diese Änderungen sind rückwirkend anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein 
Unternehmen diese Änderungen ab einem früheren Zeitpunkt an, so hat es dies anzugeben und außerdem die 
Angaben gemäß Angaben – Saldierung von finanziellen Vermögenswerten und finanziellen Verbindlichkeiten (Änderun­
gen an IFRS 7), veröffentlicht im Dezember 2011, zu machen. 

97M Mit der im Dezember 2011 veröffentlichten Verlautbarung Angaben – Saldierung von finanziellen Vermögenswerten 
und finanziellen Verbindlichkeiten (Änderungen an IFRS 7) wurde Paragraph 43 dahin gehend geändert, dass ein 
Unternehmen dazu verpflichtet wird, die in den Paragraphen 13B–13E von IFRS 7 verlangten Angaben zu 
angesetzten finanziellen Vermögenswerten im Anwendungsbereich des Paragraphen 13A von IFRS 7 zu ma­
chen. Diese Änderung ist auf Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 2013 beginnen, sowie auf Zwi­
schenberichtsperioden innerhalb dieser Geschäftsjahre anzuwenden. Ein Unternehmen hat die durch diese Än­
derung verlangten Angaben rückwirkend zu machen. 

97N Durch die Jährlichen Verbesserungen, Zyklus 2009–2011, veröffentlicht im Mai 2012, wurden die Paragraphen 35, 
37 und 39 geändert und Paragraph 35A eingefügt. Diese Änderung ist rückwirkend gemäß IAS 8 Rechnungs­
legungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler auf Geschäftsjahre anzuwenden, 
die am oder nach dem 1. Januar 2013 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen 
diese Änderung auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. 

97O Durch die im Oktober 2012 veröffentlichte Verlautbarung Investmentgesellschaften (Investment Entities) (Änderun­
gen an IFRS 10, IFRS 12 und IAS 27) wurde Paragraph 4 geändert. Diese Änderung ist auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2014 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet 
ein Unternehmen diese Änderung früher an, hat es alle in der Verlautbarung Investmentgesellschaften enthaltenen 
Änderungen gleichzeitig anzuwenden. 

97P [gestrichen] 

97Q Durch IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden, veröffentlicht im Mai 2014, wurde Paragraph AL21 geändert. 
Wendet ein Unternehmen IFRS 15 an, ist diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

97R Durch IFRS 9 (in der im Juli 2014 veröffentlichten Fassung) wurden die Paragraphen 3, 4, 8, 12, 23, 31, 42, 
96C, AL2 und AL30 geändert und die Paragraphen 97F, 97H und 97P gestrichen. Wendet ein Unternehmen 
IFRS 9 an, hat es diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

97S Durch IFRS 16 Leasingverhältnisse , veröffentlicht im Januar 2016, wurden die Paragraphen AL9 und AL10 ge­
ändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 16 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

97T Durch IFRS 17, veröffentlicht im Mai 2017, wurden die Paragraphen 4, AL8 und AL36 geändert und Para­
graph 33A eingefügt. Durch die im Juni 2020 veröffentlichte Verlautbarung Änderungen an IFRS 17 wurde Para­
graph 4 nochmals geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 17 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden.
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RÜCKNAHME ANDERER VERLAUTBARUNGEN 

98 Dieser Standard ersetzt IAS 32 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung, überarbeitet im Jahr 2000 ( 15 ). 

99 Dieser Standard ersetzt die folgenden Interpretationen: 

a) SIC-5 Klassifizierung von Finanzinstrumenten — Bedingte Erfüllungsvereinbarungen , 

b) SIC-16 Gezeichnetes Kapital — Rückgekaufte eigene Eigenkapitalinstrumente (eigene Anteile) und 

c) SIC-17 Eigenkapital — Kosten einer Eigenkapitaltransaktion . 

100 Dieser Standard widerruft die Entwurfsfassung der SIC-Interpretation D34 Financial Instruments — Instruments or 
Rights Redeemable by the Holder.
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Anhang 

ANWENDUNGSLEITLINIEN 

IAS 32 Finanzinstrumente: Darstellung 

Dieser Anhang ist integraler Bestandteil des Standards. 

AL1 In diesen Anwendungsleitlinien wird die Umsetzung bestimmter Aspekte des Standards erläutert. 

AL2 Der Standard behandelt nicht den Ansatz bzw. die Bewertung von Finanzinstrumenten. Die Vorschriften 
bezüglich des Ansatzes und der Bewertung von finanziellen Vermögenswerten und finanziellen Verbindlich­
keiten sind in IFRS 9 dargelegt. 

DEFINITIONEN (PARAGRAPHEN 11–14) 

Finanzielle Vermögenswerte und finanzielle Verbindlichkeiten 

AL3 Zahlungsmittel (flüssige Mittel) stellen einen finanziellen Vermögenswert dar, weil sie das Austauschmedium 
und deshalb die Grundlage sind, auf der alle Geschäftsvorfälle im Abschluss bewertet und erfasst werden. Eine 
Einzahlung flüssiger Mittel auf ein laufendes Konto bei einer Bank oder einem ähnlichen Finanzinstitut ist ein 
finanzieller Vermögenswert, weil sie das vertragliche Recht des Einzahlenden darstellt, Zahlungsmittel von dem 
Finanzinstitut zu erhalten bzw. einen Scheck oder ein ähnliches Finanzinstrument zugunsten eines Gläubigers 
zur Begleichung einer finanziellen Verbindlichkeit zu verwenden. 

AL4 Typische Beispiele für finanzielle Vermögenswerte, die ein vertragliches Recht darstellen, zu einem künftigen 
Zeitpunkt Zahlungsmittel zu erhalten, und korrespondierend für finanzielle Verbindlichkeiten, die eine ver­
tragliche Verpflichtung darstellen, zu einem künftigen Zeitpunkt Zahlungsmittel zu liefern, sind 

a) Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, 

b) Wechselforderungen und Wechselverbindlichkeiten, 

c) Darlehensforderungen und Darlehensverbindlichkeiten und 

d) Anleiheforderungen und Anleiheverbindlichkeiten. 

In allen Fällen steht dem vertraglichen Recht der einen Vertragspartei, Zahlungsmittel zu erhalten (oder der 
Verpflichtung, Zahlungsmittel abzugeben), korrespondierend die vertragliche Zahlungsverpflichtung (oder das 
Recht, Zahlungsmittel zu erhalten) der anderen Vertragspartei gegenüber. 

AL5 Andere Arten von Finanzinstrumenten sind solche, bei denen der (erwartete bzw. hingegebene) wirtschaftliche 
Nutzen nicht in Zahlungsmitteln, sondern in einem anderen finanziellen Vermögenswert besteht. Eine in 
Staatsanleihen zahlbare Wechselverbindlichkeit räumt dem Inhaber beispielsweise das vertragliche Recht ein 
und verpflichtet den Emittenten vertraglich zur Übergabe von Staatsanleihen und nicht von Zahlungsmitteln. 
Staatsanleihen sind finanzielle Vermögenswerte, weil sie eine Verpflichtung des emittierenden Staats auf Liefe­
rung von Zahlungsmitteln darstellen. Wechsel stellen daher für den Wechselinhaber finanzielle Vermögenswerte 
dar, während sie für den Wechselemittenten finanzielle Verbindlichkeiten repräsentieren. 

AL6 Ewige Schuldinstrumente (wie beispielsweise ewige schuldrechtliche Papiere, ungesicherte Schuldverschreibun­
gen und Schuldscheine) räumen dem Inhaber normalerweise ein vertragliches Recht darauf ein, auf unbe­
stimmte Zeit zu festgesetzten Terminen Zinszahlungen zu erhalten. Der Inhaber hat hierbei entweder kein 
Recht auf Rückerhalt des Kapitalbetrags, oder er hat dieses Recht zu Bedingungen, die den Erhalt sehr unwahr­
scheinlich machen bzw. ihn auf einen Termin in ferner Zukunft festlegen. Ein Unternehmen kann beispiels­
weise ein Finanzinstrument emittieren, mit dem es sich für alle Ewigkeit zu jährlichen Zahlungen zu einem 
vereinbarten Zinssatz von 8 % des ausgewiesenen Nennwerts oder Kapitalbetrags von 1 000 WE ( 16 ) verpflich­
tet. Wenn der marktgängige Zinssatz für das Finanzinstrument bei Ausgabe 8 % beträgt, übernimmt der 
Emittent eine vertragliche Verpflichtung zu einer Reihe von künftigen Zinszahlungen, deren beizulegender 
Zeitwert (Barwert) beim erstmaligen Ansatz 1 000 WE beträgt. Der Inhaber bzw. der Emittent des Finanz­
instruments hat einen finanziellen Vermögenswert bzw. eine finanzielle Verbindlichkeit.
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AL7 Ein vertragliches Recht auf oder eine vertragliche Verpflichtung zu Empfang, Lieferung oder Austausch von 
Finanzinstrumenten stellt selbst ein Finanzinstrument dar. Eine Kette von vertraglich vereinbarten Rechten oder 
Verpflichtungen erfüllt die Definition eines Finanzinstruments, wenn sie letztendlich zum Empfang oder zur 
Abgabe von Zahlungsmitteln oder zum Erwerb oder zur Emission von Eigenkapitalinstrumenten führt. 

AL8 Die Fähigkeit zur Wahrnehmung eines vertraglichen Rechts oder die Pflicht zur Erfüllung einer vertraglichen 
Verpflichtung kann unbedingt oder abhängig vom Eintreten eines künftigen Ereignisses sein. Zum Beispiel ist 
eine Bürgschaft ein dem Kreditgeber vertraglich eingeräumtes Recht auf Empfang von Zahlungsmitteln durch 
den Bürgen und eine korrespondierende vertragliche Verpflichtung des Bürgen zur Leistung einer Zahlung an 
den Kreditgeber, wenn der Kreditnehmer seinen Verpflichtungen nicht nachkommt. Das vertragliche Recht und 
die vertragliche Verpflichtung bestehen aufgrund früherer Rechtsgeschäfte oder Geschäftsvorfälle (Übernahme 
der Bürgschaft), selbst wenn die Fähigkeit des Kreditgebers zur Wahrnehmung seines Rechts und die Anfor­
derung an den Bürgen, seinen Verpflichtungen nachzukommen, von einem künftigen Verzug des Kreditneh­
mers abhängig sind. Vom Eintreten bestimmter Ereignisse abhängige Rechte und Verpflichtungen erfüllen die 
Definition von finanziellen Vermögenswerten bzw. finanziellen Verbindlichkeiten, selbst wenn solche Ver­
mögenswerte und Verbindlichkeiten nicht immer im Abschluss ausgewiesen werden. Einige dieser bedingten 
Rechte und Verpflichtungen können Versicherungsverträge im Anwendungsbereich von IFRS 17 sein. 

AL9 Ein Leasingverhältnis begründet in der Regel einen Anspruch des Leasinggebers auf Erhalt bzw. die Verpflich­
tung des Leasingnehmers zur Leistung einer Reihe von Zahlungen, die im Wesentlichen integrierten Tilgungs- 
und Zinszahlungen bei einem Darlehensvertrag entsprechen. Der Leasinggeber verbucht seine Investition als 
ausstehende Forderung aufgrund eines Finanzierungsleasingverhältnisses und nicht den dem Finanzierungslea­
sing zugrunde liegenden Vermögenswert. Somit betrachtet der Leasinggeber ein Finanzierungsleasingverhältnis 
als Finanzinstrument. Gemäß IFRS 16 erfasst ein Leasinggeber seinen Anspruch auf Erhalt von Leasingzah­
lungen im Rahmen eines Operating-Leasingverhältnisses nicht. Der Leasinggeber verbucht weiterhin den zu­
grunde liegenden Vermögenswert und nicht die gemäß Leasingvertrag ausstehende Forderung. Somit betrachtet 
der Leasinggeber ein Operating-Leasingverhältnis nicht als Finanzinstrument, außer im Hinblick auf einzelne 
jeweils fällige Zahlungen des Leasingnehmers. 

AL10 Materielle Vermögenswerte (wie Vorräte oder Sachanlagen), geleaste Vermögenswerte und immaterielle Ver­
mögenswerte (wie Patente oder Warenrechte) gelten nicht als finanzielle Vermögenswerte. Mit der Verfügungs­
gewalt über materielle Vermögenswerte, geleaste Vermögenswerte und immaterielle Vermögenswerte ist zwar 
die Möglichkeit verbunden, Zahlungsmittelzuflüsse oder den Zufluss anderer finanzieller Vermögenswerte zu 
generieren, sie führt aber nicht zu einem Rechtsanspruch auf Zahlungsmittel oder andere finanzielle Ver­
mögenswerte. 

AL11 Vermögenswerte (wie aktivische Abgrenzungen), bei denen der künftige wirtschaftliche Nutzen im Empfang 
von Waren oder Dienstleistungen und nicht im Recht auf Erhalt von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen 
Vermögenswerten besteht, sind keine finanziellen Vermögenswerte. Auch Posten wie passivische Abgrenzungen 
und die meisten Gewährleistungs- bzw. Garantieverpflichtungen gelten nicht als finanzielle Verbindlichkeiten, 
da die aus ihnen resultierenden Nutzenabflüsse in der Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen und nicht 
in einer vertraglichen Verpflichtung zur Abgabe von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögens­
werten bestehen. 

AL12 Schulden oder Vermögenswerte, die nicht auf einer vertraglichen Vereinbarung basieren (wie Ertragsteuern, die 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften erhoben werden), gelten nicht als finanzielle Verbindlichkeiten oder finan­
zielle Vermögenswerte. Die Bilanzierung von Ertragsteuern wird in IAS 12 behandelt. Auch die in IAS 37 
Rückstellungen, Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen definierten faktischen Verpflichtungen werden 
nicht durch Verträge begründet und stellen keine finanziellen Verbindlichkeiten dar. 

Eigenkapitalinstrumente 

AL13 Beispiele für Eigenkapitalinstrumente sind u. a. nicht kündbare Stammanteile, einige kündbare Instrumente 
(siehe Paragraphen 16A und 16B), einige Instrumente, die das Unternehmen dazu verpflichten, einer anderen 
Partei im Falle der Liquidation einen proportionalen Anteil an seinem Nettovermögen zu überlassen (siehe 
Paragraphen 16C und 16D), einige Arten von Vorzugsanteilen (siehe Paragraphen AL25 und AL26) sowie 
Optionsscheine oder geschriebene Verkaufsoptionen, die den Inhaber zur Zeichnung oder zum Kauf einer 
festen Anzahl nicht kündbarer Stammanteile des emittierenden Unternehmens gegen einen festen Betrag an 
Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten berechtigen. Die Verpflichtung eines Unterneh­
mens, gegen einen festen Betrag an Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten eine feste 
Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente auszugeben oder zu erwerben, ist (abgesehen von den in Para­
graph 22A genannten Fällen) als Eigenkapitalinstrument des Unternehmens einzustufen. Wird das Unternehmen 
in einem solchen Vertrag jedoch zur Abgabe von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten 
verpflichtet, so entsteht (sofern es sich nicht um einen Vertrag handelt, der gemäß den Paragraphen 16A und 
16B oder 16C und 16D als Eigenkapitalinstrument eingestuft ist) gleichzeitig eine Verbindlichkeit in Höhe des 
Barwerts des Rückzahlungsbetrags (siehe Paragraph AL27(a)). Ein Emittent nicht kündbarer Stammanteile geht 
eine Verbindlichkeit ein, wenn er förmliche Schritte für eine Ausschüttung einleitet und damit den Anteils­
eignern gegenüber rechtlich dazu verpflichtet wird. Dies kann nach einer Dividendenerklärung der Fall sein oder 
wenn das Unternehmen liquidiert wird und alle nach Begleichung der Schulden verbliebenen Vermögenswerte 
auf die Anteilseigner zu verteilen sind.
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AL14 Eine erworbene Kaufoption oder ein ähnlicher erworbener Vertrag, der ein Unternehmen gegen Abgabe eines 
festen Betrags an Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten zum Rückkauf einer festen 
Anzahl eigener Eigenkapitalinstrumente berechtigt, stellt (abgesehen von den in Paragraph 22A genannten 
Fällen) keinen finanziellen Vermögenswert des Unternehmens dar. Stattdessen werden sämtliche für einen 
solchen Vertrag entrichteten Gegenleistungen vom Eigenkapital abgezogen. 

Klasse von Instrumenten, die allen anderen im Rang nachgeht (Paragraph 16A(b) und 16C(b)) 

AL14A Eines der in den Paragraphen 16A und 16C genannten Merkmale ist, dass das Finanzinstrument in die Klasse 
von Instrumenten fällt, die allen anderen im Rang nachgeht. 

AL14B Bei der Entscheidung darüber, ob ein Instrument in die nachrangigste Klasse fällt, bewertet das Unternehmen 
den Anspruch, der im Falle der Liquidation mit diesem Instrument verbunden ist, zu den zum Zeitpunkt der 
Einstufung herrschenden Bedingungen. Tritt bei maßgeblichen Umständen eine Veränderung ein, so hat das 
Unternehmen die Einstufung zu überprüfen. Gibt ein Unternehmen beispielsweise ein anderes Finanzinstrument 
aus oder nimmt ein solches zurück, so kann dies die Einstufung des betreffenden Instruments in die nach­
rangigste Instrumentenklasse infrage stellen. 

AL14C Bei Liquidation des Unternehmens mit einem Vorzugsrecht verbunden zu sein, bedeutet nicht, dass das Instru­
ment zu einem proportionalen Anteil am Nettovermögen des Unternehmens berechtigt. Im Falle der Liquida­
tion mit einem Vorzugsrecht verbunden ist beispielsweise ein Instrument, das den Inhaber bei Liquidation nicht 
nur zu einem Anteil am Nettovermögen des Unternehmens, sondern auch zu einer festen Dividende berechtigt, 
während die anderen Instrumente in der nachrangigsten Klasse, die zu einem proportionalen Anteil am Netto­
vermögen berechtigen, bei Liquidation nicht mit dem gleichen Recht verbunden sind. 

AL14D Verfügt ein Unternehmen nur über eine Klasse von Finanzinstrumenten, so ist diese so zu behandeln, als ginge 
sie allen anderen im Rang nach. 

Für das Instrument über seine Laufzeit insgesamt erwartete Zahlungsströme (Paragraph 16A(e)) 

AL14E Die für das Instrument über seine Laufzeit insgesamt erwarteten Zahlungsströme müssen im Wesentlichen auf 
den Gewinnen oder Verlusten während der Laufzeit, auf Veränderungen, die in dieser Zeit bei den bilanzwirk­
samen Nettovermögenswerten eintreten, oder auf Veränderungen, die während der Laufzeit beim beizulegenden 
Zeitwert der bilanzwirksamen und -unwirksamen Nettovermögenswerte des Unternehmens zu verzeichnen 
sind, beruhen. Gewinne oder Verluste sowie Veränderungen bei den bilanzwirksamen Nettovermögenswerten 
werden gemäß den einschlägigen IFRS bewertet. 

Transaktionen eines Instrumenteninhabers, der nicht Eigentümer des Unternehmens ist (Paragraphen 16A und 16C) 

AL14F Der Inhaber eines kündbaren Finanzinstruments oder eines Instruments, das das Unternehmen dazu verpflich­
tet, einer anderen Partei im Falle der Liquidation einen proportionalen Anteil an seinem Nettovermögen zu 
überlassen, kann in einer anderen Eigenschaft als der eines Eigentümers Transaktionen mit dem Unternehmen 
eingehen. So kann es sich bei dem Inhaber des Instruments auch um einen Beschäftigten des Unternehmens 
handeln. In diesem Fall sind bei der Beurteilung der Frage, ob das Instrument nach Paragraph 16A oder nach 
Paragraph 16C als Eigenkapitalinstrument einzustufen ist, nur die Zahlungsströme und die Vertragsbedingungen 
zu berücksichtigen, die sich auf den Inhaber des Instruments in seiner Eigenschaft als Eigentümer beziehen. 

AL14G Ein Beispiel hierfür ist eine Kommanditgesellschaft mit beschränkt und voll haftenden Gesellschaftern. Einige 
der voll haftenden Gesellschafter können dem Unternehmen gegenüber eine Garantie abgeben und dafür eine 
Vergütung erhalten. In solchen Fällen beziehen sich die Garantie und die damit verbundenen Zahlungsströme 
auf die Instrumenteninhaber in ihrer Eigenschaft als Garantiegeber und nicht als Eigentümer. Deshalb würden 
eine solche Garantie und die damit verbundenen Zahlungsströme nicht dazu führen, dass die voll haftenden 
Gesellschafter den beschränkt haftenden gegenüber als nachrangig eingestuft werden, und würden diese Ga­
rantie und die damit verbundenen Zahlungsströme bei der Beurteilung der Frage, ob die Vertragsbedingungen 
der Instrumente der beschränkt und voll haftenden Gesellschafter identisch sind, außer Acht gelassen.
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AL14H Ein weiteres Beispiel ist eine Gewinn- oder Verlustbeteiligungsvereinbarung, bei der den Instrumenteninhabern 
die Gewinne bzw. Verluste nach Maßgabe der im laufenden und in vorangegangenen Geschäftsjahr/en geleis­
teten Dienste oder getätigten Geschäftsabschlüsse zugeteilt werden. Derartige Vereinbarungen werden mit den 
Instrumenteninhabern in ihrer Eigenschaft als Nichteigentümer geschlossen und sollten bei der Beurteilung der 
Frage, ob die in den Paragraphen 16A oder 16C genannten Merkmale gegeben sind, außer Acht gelassen 
werden. Gewinn oder Verlustbeteiligungsvereinbarungen, bei denen den Instrumenteninhabern Gewinne oder 
Verluste nach Maßgabe des Nennbetrags ihrer Instrumente im Vergleich zu anderen Instrumenten derselben 
Klasse zugeteilt werden, sind dagegen Transaktionen, bei denen die Instrumenteninhaber in ihrer Eigenschaft als 
Eigentümer agieren, und sind deshalb bei der Beurteilung der Frage, ob die in den Paragraphen 16A oder 16C 
genannten Merkmale gegeben sind, zu berücksichtigen. 

AL14I Zahlungsströme und Vertragsbedingungen einer Transaktion zwischen dem Instrumenteninhaber (als Nicht­
eigentümer) und dem emittierenden Unternehmen müssen ähnlich sein wie bei einer entsprechenden Trans­
aktion, die zwischen einer dritten Partei und dem emittierenden Unternehmen stattfinden könnte. 

Keine anderen Finanzinstrumente oder Verträge über die gesamten Zahlungsströme, die die Restrendite ihrer Inhaber 
erheblich beschränken oder festlegen (Paragraphen 16B und 16D) 

AL14J Ein Finanzinstrument, das ansonsten die in den Paragraphen 16A oder 16C genannten Kriterien erfüllt, wird als 
Eigenkapital eingestuft, wenn das Unternehmen keine anderen Finanzinstrumente oder Verträge hält, bei denen 
a) die gesamten Zahlungsströme im Wesentlichen auf Gewinnen oder Verlusten, auf Veränderungen bei den 
bilanzwirksamen Nettovermögenswerten oder auf Veränderungen beim beizulegenden Zeitwert der bilanzwirk­
samen und -unwirksamen Nettovermögenswerte des Unternehmens beruhen, und die b) die Restrendite erheb­
lich beschränken oder festlegen. Folgende Instrumente dürften, wenn sie unter handelsüblichen Vertragsbedin­
gungen mit fremden Dritten geschlossen werden, einer Einstufung von Instrumenten, die ansonsten die in den 
Paragraphen 16A oder 16C genannten Kriterien erfüllen, als Eigenkapital nicht im Wege stehen: 

a) Instrumente, deren gesamte Zahlungsströme sich im Wesentlichen auf bestimmte Vermögenswerte des 
Unternehmens stützen, 

b) Instrumente, deren gesamte Zahlungsströme sich auf einen Prozentsatz der Erlöse stützen, 

c) Verträge, mit denen einzelne Mitarbeiter eine Vergütung für ihre dem Unternehmen geleisteten Dienste 
erhalten sollen, 

d) Verträge, die als Gegenleistung für erbrachte Dienste oder gelieferte Waren zur Zahlung eines unerheblichen 
Prozentsatzes des Gewinns verpflichten. 

Derivative Finanzinstrumente 

AL15 Finanzinstrumente umfassen originäre Instrumente (wie Forderungen, Zahlungsverpflichtungen oder Eigenkapi­
talinstrumente) und derivative Finanzinstrumente (wie Optionen, standardisierte und andere Termingeschäfte, 
Zinsswaps oder Währungsswaps). Derivative Finanzinstrumente erfüllen die Definition eines Finanzinstruments 
und fallen daher in den Anwendungsbereich dieses Standards. 

AL16 Derivative Finanzinstrumente begründen Rechte und Verpflichtungen, sodass Finanzrisiken, die in den zugrunde 
liegenden originären Finanzinstrumenten enthalten sind, als separate Rechte und Verpflichtungen zwischen den 
Vertragsparteien übertragen werden können. Zu Beginn räumen derivative Finanzinstrumente einer Vertrags­
partei ein vertragliches Recht auf Austausch von finanziellen Vermögenswerten oder finanziellen Verbindlich­
keiten mit der anderen Vertragspartei unter potenziell vorteilhaften Bedingungen ein bzw. verpflichten ver­
traglich zum Austausch von finanziellen Vermögenswerten oder finanziellen Verbindlichkeiten mit der anderen 
Vertragspartei unter potenziell nachteiligen Bedingungen. Im Allgemeinen ( 17 ) führen sie bei Vertragsabschluss 
jedoch nicht zu einer Übertragung des zugrunde liegenden originären Finanzinstruments, und auch die Erfül­
lung solcher Verträge ist nicht unbedingt mit einer Übertragung des originären Finanzinstruments verknüpft. 
Einige Finanzinstrumente schließen sowohl ein Recht auf Austausch als auch eine Verpflichtung zum Austausch 
ein. Da die Bedingungen des Austauschs zu Beginn der Laufzeit des derivativen Finanzinstrumentes festgelegt 
werden und die Kurse auf den Finanzmärkten ständigen Veränderungen unterworfen sind, können die Bedin­
gungen im Laufe der Zeit entweder vorteilhaft oder nachteilig werden.
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AL17 Eine Verkaufs- oder Kaufoption auf den Austausch finanzieller Vermögenswerte oder finanzieller Verbindlichkeiten 
(also anderer Finanzinstrumente als den eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Unternehmens) räumt dem Inhaber 
ein Recht auf einen potenziellen künftigen wirtschaftlichen Nutzen aufgrund der Veränderungen im beizulegenden 
Zeitwert des Finanzinstruments ein, das dem Kontrakt zugrunde liegt. Umgekehrt geht der Stillhalter einer Option 
eine Verpflichtung ein, auf einen potenziellen künftigen wirtschaftlichen Nutzen zu verzichten bzw. potenzielle 
Verluste aufgrund der Veränderungen im beizulegenden Zeitwert des betreffenden Finanzinstrumentes zu tragen. 
Das vertragliche Recht des Inhabers und die Verpflichtung des Stillhalters erfüllen die definitorischen Merkmale 
eines finanziellen Vermögenswerts bzw. einer finanziellen Verbindlichkeit. Das einem Optionsvertrag zugrunde 
liegende Finanzinstrument kann ein beliebiger finanzieller Vermögenswert einschließlich Anteilen anderer Unter­
nehmen und verzinslicher Instrumente sein. Eine Option kann den Stillhalter verpflichten, ein Schuldinstrument zu 
emittieren, anstatt einen finanziellen Vermögenswert zu übertragen, doch würde das dem Optionsvertrag zugrunde 
liegende Finanzinstrument bei Ausübung des Optionsrechts einen finanziellen Vermögenswert des Inhabers dar­
stellen. Das Recht des Optionsinhabers auf Austausch der Vermögenswerte unter potenziell vorteilhaften Bedin­
gungen und die Verpflichtung des Stillhalters zur Abgabe von Vermögenswerten unter potenziell nachteiligen 
Bedingungen sind von den zugrunde liegenden, bei Ausübung der Option auszutauschenden finanziellen Ver­
mögenswerten zu unterscheiden. Die Art des Inhaberrechts und der Verpflichtung des Stillhalters bleiben von der 
Wahrscheinlichkeit der Ausübung des Optionsrechts unberührt. 

AL18 Ein weiteres Beispiel für ein derivatives Finanzinstrument ist ein Termingeschäft, das in sechs Monaten zu erfüllen 
ist und in dem ein Käufer sich verpflichtet, im Austausch gegen festverzinsliche Staatsanleihen mit einem Nenn­
betrag von 1 000 000 WE Zahlungsmittel im Wert von 1 000 000 WE zu liefern, und der Verkäufer sich 
verpflichtet, im Austausch gegen Zahlungsmittel im Wert von 1 000 000 WE festverzinsliche Staatsanleihen 
mit einem Nennbetrag von 1 000 000 WE zu liefern. Während des Zeitraums von sechs Monaten haben beide 
Vertragsparteien ein vertragliches Recht und eine vertragliche Verpflichtung zum Austausch von Finanzinstru­
menten. Wenn der Marktpreis der Staatsanleihen über 1 000 000 WE steigt, sind die Bedingungen für den Käufer 
vorteilhaft und für den Verkäufer nachteilig; wenn der Marktpreis unter 1 000 000 WE fällt, ist das Gegenteil der 
Fall. Der Käufer hat ein vertragliches Recht (einen finanziellen Vermögenswert) ähnlich dem Recht aufgrund einer 
gehaltenen Kaufoption und eine vertragliche Verpflichtung (eine finanzielle Verbindlichkeit) ähnlich einer Ver­
pflichtung aufgrund einer geschriebenen Verkaufsoption; der Verkäufer hat hingegen ein vertragliches Recht (einen 
finanziellen Vermögenswert) ähnlich dem Recht aufgrund einer gehaltenen Verkaufsoption und eine vertragliche 
Verpflichtung (eine finanzielle Verbindlichkeit) ähnlich einer Verpflichtung aufgrund einer geschriebenen Kauf­
option. Wie bei Optionen stellen diese vertraglichen Rechte und Verpflichtungen finanzielle Vermögenswerte und 
finanzielle Verbindlichkeiten dar, die von den den Geschäften zugrunde liegenden Finanzinstrumenten (den aus­
zutauschenden Staatsanleihen und Zahlungsmitteln) zu trennen und zu unterscheiden sind. Beide Vertragsparteien 
eines Termingeschäfts gehen eine zu einem vereinbarten Zeitpunkt zu erfüllende Verpflichtung ein, während die 
Erfüllung bei einem Optionsvertrag nur dann erfolgt, wenn der Inhaber der Option dies wünscht. 

AL19 Viele andere Arten von derivativen Finanzinstrumenten enthalten ein Recht auf bzw. eine Verpflichtung zu einem 
künftigen Austausch, einschließlich Zins- und Währungsswaps, Zinsobergrenzen, Collars und Zinsuntergrenzen, 
Darlehenszusagen, NIFs (Note Issuance Facilities) und Akkreditive. Ein Zinsswap kann als Variante eines Termin­
geschäfts betrachtet werden, bei dem die Vertragsparteien übereinkommen, künftig eine Reihe von Geldbeträgen 
auszutauschen, wobei der eine Betrag aufgrund eines variablen Zinssatzes und der andere aufgrund eines festen 
Zinssatzes berechnet wird. Futures-Kontrakte stellen eine weitere Variante von Termingeschäften dar, die sich 
hauptsächlich dadurch unterscheiden, dass die Verträge standardisiert sind und an Börsen gehandelt werden. 

Verträge über den Kauf oder Verkauf eines nichtfinanziellen Postens (Paragraphen 8–10) 

AL20 Verträge über den Kauf oder Verkauf eines nichtfinanziellen Postens erfüllen nicht die Definition eines Finanz­
instruments, weil das vertragliche Recht einer Vertragspartei auf den Empfang nichtfinanzieller Vermögenswerte 
oder Dienstleistungen und die korrespondierende Verpflichtung der anderen Vertragspartei nicht für beide 
Vertragsparteien einen bestehenden Rechtsanspruch oder eine Verpflichtung auf Empfang, Lieferung oder Über­
tragung eines finanziellen Vermögenswerts begründen. Beispielsweise gelten Verträge, die eine Erfüllung aus­
schließlich durch Erhalt oder Lieferung eines nichtfinanziellen Vermögenswerts (beispielsweise eine Option, ein 
standardisiertes oder anderes Termingeschäft über Silber) vorsehen, nicht als Finanzinstrumente. Dies trifft auf 
viele Warenverträge zu. Einige Warenverträge sind der Form nach standardisiert und werden in organisierten 
Märkten auf ähnliche Weise wie einige derivative Finanzinstrumente gehandelt. Ein standardisiertes Waren­
termingeschäft kann beispielsweise sofort gegen Bargeld gekauft und verkauft werden, weil es an einer Börse 
zum Handel zugelassen ist und häufig den Besitzer wechseln kann. Die Vertragsparteien, die den Vertrag kaufen 
bzw. verkaufen, handeln allerdings im Grunde genommen mit der dem Vertrag zugrunde liegenden Ware. Die 
Fähigkeit, einen Warenvertrag gegen Zahlungsmittel zu kaufen bzw. zu verkaufen, die Leichtigkeit, mit der der 
Warenvertrag gekauft bzw. verkauft werden kann, und die Möglichkeit, einen Barausgleich mit der Verpflich­
tung zu vereinbaren, die Ware zu erhalten bzw. zu liefern, ändern die grundlegende Eigenschaft nicht in einer 
Weise, dass ein Finanzinstrument gebildet würde. Dennoch fallen einige Verträge über den Kauf oder Verkauf 
nichtfinanzieller Posten, die durch einen Nettoausgleich in bar oder anderen Finanzinstrumenten erfüllt werden 
können oder bei denen der nichtfinanzielle Posten jederzeit in Zahlungsmittel umgewandelt werden kann, in 
den Anwendungsbereich dieses Standards, so als handle es sich um Finanzinstrumente (siehe Paragraph 8).
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AL21 Sofern in IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden nichts anderes festgelegt ist, begründet ein Vertrag, der den 
Erhalt bzw. die Lieferung materieller Vermögenswerte enthält, weder einen finanziellen Vermögenswert bei der 
einen Vertragspartei noch eine finanzielle Verbindlichkeit bei der anderen, es sei denn, dass eine entsprechende 
Zahlung oder Teilzahlung auf einen Zeitpunkt nach Übertragung der materiellen Vermögenswerte verschoben 
wird. Dies ist beim Kauf oder Verkauf von Gütern mittels Handelskredit der Fall. 

AL22 Einige Verträge beziehen sich zwar auf Waren, enthalten aber keine Erfüllung durch physische Entgegennahme 
bzw. Lieferung von Waren. Bei diesen Verträgen erfolgt die Erfüllung durch Barzahlungen, deren Höhe anhand 
einer im Vertrag festgelegten Formel bestimmt wird, und nicht durch Zahlung von Festbeträgen. Der Kapital­
wert einer Anleihe kann beispielsweise durch Zugrundelegung des Marktpreises für Öl berechnet werden, der 
bei Fälligkeit der Anleihe für eine feste Ölmenge besteht. Der Kapitalwert wird im Hinblick auf den Warenpreis 
indiziert, aber ausschließlich mit Zahlungsmitteln erbracht. Solche Verträge stellen Finanzinstrumente dar. 

AL23 Die Definition des Begriffs „Finanzinstrument “ umfasst auch Verträge, die zusätzlich zu finanziellen Vermögens­
werten bzw. finanziellen Verbindlichkeiten zu nichtfinanziellen Vermögenswerten bzw. nichtfinanziellen Ver­
bindlichkeiten führen. Solche Finanzinstrumente räumen einer Vertragspartei häufig eine Option auf Austausch 
eines finanziellen Vermögenswerts gegen einen nichtfinanziellen Vermögenswert ein. Eine an Öl gebundene 
Anleihe beispielsweise kann dem Inhaber das Recht auf Erhalt von regelmäßigen Zinszahlungen in festen 
zeitlichen Abständen und auf Erhalt eines festen Betrags an Zahlungsmitteln bei Fälligkeit mit der Option 
einräumen, den Kapitalbetrag gegen eine feste Menge an Öl einzutauschen. Ob die Ausübung einer solchen 
Option vorteilhaft ist, hängt davon ab, wie stark sich der beizulegende Zeitwert des Öls in Bezug auf das in der 
Anleihe festgesetzte Tauschverhältnis von Zahlungsmitteln gegen Öl (den Tauschpreis) verändert. Die Absichten 
des Anleihegläubigers, eine Option auszuüben, beeinflussen nicht die wirtschaftliche Substanz derjenigen Teile, 
die Vermögenswerte darstellen. Der finanzielle Vermögenswert des Inhabers und die finanzielle Verbindlichkeit 
des Emittenten machen die Anleihe zu einem Finanzinstrument, unabhängig von anderen Arten von Ver­
mögenswerten und Schulden, die ebenfalls geschaffen werden. 

AL24 [gestrichen] 

DARSTELLUNG 

Schulden und Eigenkapital (Paragraphen 15–27) 

Keine vertragliche Verpflichtung zur Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten (Para­
graphen 17–20) 

AL25 Vorzugsanteile können bei der Emission mit verschiedenen Rechten ausgestattet werden. Bei der Einstufung 
eines Vorzugsanteils als finanzielle Verbindlichkeit oder als Eigenkapitalinstrument beurteilt ein Emittent die 
einzelnen Rechte, die mit dem Anteil verbunden sind, um zu bestimmen, ob er die wesentlichen Merkmale 
einer finanziellen Verbindlichkeit aufweist. So beinhaltet ein Vorzugsanteil, der eine Rücknahme zu einem 
bestimmten Zeitpunkt oder auf Wunsch des Inhabers vorsieht, eine finanzielle Verbindlichkeit, da der Emittent 
zur Abgabe finanzieller Vermögenswerte an den Anteilsinhaber verpflichtet ist. Auch wenn ein Emittent der 
vertraglich vereinbarten Rücknahmeverpflichtung von Vorzugsanteilen aus Mangel an Finanzmitteln, aufgrund 
einer gesetzlich vorgeschriebenen Verfügungsbeschränkung oder ungenügender Gewinne oder Rücklagen u. U. 
nicht nachkommen kann, wird die Verpflichtung dadurch nicht hinfällig. Eine Option des Emittenten auf 
Rückkauf der Anteile gegen Zahlungsmittel erfüllt nicht die Definition einer finanziellen Verbindlichkeit, da 
der Emittent in diesem Fall keine gegenwärtige Verpflichtung zur Übertragung finanzieller Vermögenswerte auf 
die Anteilseigner hat, sondern die Rücknahme der Anteile ausschließlich in seinem Ermessen liegt. Eine Ver­
pflichtung kann allerdings entstehen, wenn der Emittent seine Option ausübt; normalerweise geschieht dies, 
indem er die Anteilseigner formell von der Rückkaufabsicht unterrichtet. 

AL26 Wenn Vorzugsanteile nicht rücknahmefähig sind, hängt die angemessene Einstufung von den anderen mit 
ihnen verbundenen Rechten ab. Die Einstufung erfolgt nach Maßgabe der wirtschaftlichen Substanz der ver­
traglichen Vereinbarungen und der Begriffsbestimmungen für finanzielle Verbindlichkeiten und Eigenkapital­
instrumente. Wenn Ausschüttungen an Inhaber kumulativer oder nichtkumulativer Vorzugsanteile im Ermes­
sensspielraum des Emittenten liegen, gelten die Anteile als Eigenkapitalinstrumente. Nicht beeinflusst wird die 
Einstufung eines Vorzugsanteils als Eigenkapitalinstrument oder als finanzielle Verbindlichkeit beispielsweise 
durch 

a) Ausschüttungen in der Vergangenheit, 

b) die Absicht, künftig Ausschüttungen vorzunehmen, 

c) eine mögliche nachteilige Auswirkung auf den Kurs der Stammanteile des Emittenten, falls keine Ausschüt­
tungen vorgenommen werden (aufgrund von Beschränkungen hinsichtlich der Zahlung von Dividenden auf 
Stammanteile, wenn keine Dividenden auf Vorzugsanteile gezahlt werden),
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d) die Höhe der Rücklagen des Emittenten, 

e) eine Gewinn- oder Verlusterwartung des Emittenten für eine Berichtsperiode oder 

f) die Fähigkeit oder Unfähigkeit des Emittenten, die Höhe seines Periodengewinns oder -verlusts zu beein­
flussen. 

Erfüllung in eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Unternehmens (Paragraphen 21–24) 

AL27 Die folgenden Beispiele veranschaulichen, wie die verschiedenen Arten von Verträgen über die eigenen Eigen­
kapitalinstrumente eines Unternehmens einzustufen sind: 

a) Ein Vertrag, zu dessen Erfüllung das Unternehmen ohne künftige Gegenleistung eine feste Anzahl eigener 
Eigenkapitalinstrumente erhält oder liefert oder eine feste Anzahl eigener Anteile gegen einen festen Betrag 
an Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten tauscht, ist (abgesehen von den in Para­
graph 22A genannten Fällen) als Eigenkapitalinstrument einzustufen. Dementsprechend werden im Rahmen 
eines solchen Vertrags empfangene oder gezahlte Gegenleistungen direkt dem Eigenkapital zugeschrieben 
bzw. davon abgezogen. Ein Beispiel hierfür ist eine ausgegebene Anteilsoption, die die andere Vertragspartei 
gegen Zahlung eines festen Betrags an Zahlungsmitteln zum Kauf einer festen Anzahl von Anteilen des 
Unternehmens berechtigt. Ist das Unternehmen jedoch vertraglich verpflichtet, seine eigenen Anteile zu 
einem fest vereinbarten oder bestimmbaren Zeitpunkt oder auf Verlangen gegen Zahlungsmittel oder andere 
finanzielle Vermögenswerte zu kaufen (zurückzukaufen), hat es (abgesehen von Instrumenten, die alle in den 
Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D beschriebenen Merkmale aufweisen und die dort genannten 
Bedingungen erfüllen) gleichzeitig eine finanzielle Verbindlichkeit in Höhe des Barwerts des Rückzahlungs­
betrags anzusetzen. Ein Beispiel hierfür ist die Verpflichtung eines Unternehmens bei einem Termingeschäft, 
eine feste Anzahl eigener Anteile gegen einen festen Betrag an Zahlungsmitteln zurückzukaufen. 

b) Die Verpflichtung eines Unternehmens zum Kauf eigener Anteile gegen Zahlungsmittel begründet (mit 
Ausnahme der in den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D genannten Fälle) auch dann eine 
finanzielle Verbindlichkeit in Höhe des Barwerts des Rückzahlungsbetrags, wenn die Anzahl der Anteile, zu 
deren Rückkauf das Unternehmen verpflichtet ist, nicht festgelegt ist oder die Verpflichtung nur bei Aus­
übung des Rückgaberechts durch die andere Vertragspartei zu erfüllen ist. Ein Beispiel für eine solche 
bedingte Verpflichtung ist eine ausgegebene Option, die das Unternehmen zum Rückkauf eigener Anteile 
verpflichtet, wenn die Vertragspartei die Option ausübt. 

c) Ein in bar oder durch andere finanzielle Vermögenswerte erfüllter Vertrag stellt (mit Ausnahme der in den 
Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D genannten Fälle) auch dann einen finanziellen Vermögens­
wert bzw. eine finanzielle Verbindlichkeit dar, wenn der zu erhaltende bzw. abzugebende Betrag an Zah­
lungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten auf Änderungen des Marktpreises der eigenen 
Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens beruht. Ein Beispiel hierfür ist eine Anteilsoption mit Nettobar­
ausgleich. 

d) Ein Vertrag, der durch eine variable Anzahl eigener Anteile des Unternehmens erfüllt wird, dessen Wert 
einem festen Betrag oder einem von Änderungen einer zugrunde liegenden Variablen (beispielsweise eines 
Warenpreises) abhängigen Betrag entspricht, stellt einen finanziellen Vermögenswert bzw. eine finanzielle 
Verbindlichkeit dar. Ein Beispiel hierfür ist eine geschriebene Option auf den Kauf von Gold, die bei 
Ausübung netto in eigenen Eigenkapitalinstrumenten des Unternehmens erfüllt wird, wobei sich die Anzahl 
der abzugebenden Instrumente nach dem Wert des Optionskontrakts bemisst. Ein derartiger Vertrag stellt 
auch dann einen finanziellen Vermögenswert bzw. eine finanzielle Verbindlichkeit dar, wenn die zugrunde 
liegende Variable der Kurs der eigenen Anteile des Unternehmens und nicht das Gold ist. Auch ein Vertrag, 
der einen Ausgleich durch eine feste Anzahl eigener Anteile des Unternehmens vorsieht, die jedoch mit 
unterschiedlichen Rechten ausgestattet werden, sodass der Erfüllungsbetrag einem festen Betrag oder einem 
auf Änderungen einer zugrunde liegenden Variablen basierenden Betrag entspricht, ist als finanzieller Ver­
mögenswert bzw. als finanzielle Verbindlichkeit einzustufen. 

Bedingte Erfüllungsvereinbarungen (Paragraph 25) 

AL28 Besteht ein Teil einer bedingten Erfüllungsvereinbarung, der einen Ausgleich in bar oder anderen finanziellen 
Vermögenswerten (oder eine andere als finanzielle Verbindlichkeit einzustufende Art der Erfüllung) erforderlich 
machen könnte, nicht wirklich, so hat die Erfüllungsvereinbarung gemäß Paragraph 25 keinen Einfluss auf die 
Einstufung eines Finanzinstruments. Somit ist ein Vertrag, der nur dann in bar oder durch eine variable Anzahl 
eigener Anteile zu erfüllen ist, wenn ein extrem seltenes, äußert ungewöhnliches und sehr unwahrscheinliches 
Ereignis eintritt, als Eigenkapitalinstrument einzustufen. Auch die Erfüllung durch eine feste Anzahl eigener 
Anteile des Unternehmens kann unter bestimmten Umständen, die sich der Kontrolle des Unternehmens 
entziehen, vertraglich ausgeschlossen sein; ist das Eintreten dieser Umstände jedoch höchst unwahrscheinlich, 
ist eine Einstufung als Eigenkapitalinstrument angemessen.
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Behandlung im Konzernabschluss 

AL29 Im Konzernabschluss weist ein Unternehmen die nicht beherrschenden Anteile — also die Anteile Dritter am 
Eigenkapital und Periodenergebnis seiner Tochterunternehmen — gemäß IAS 1 und IFRS 10 aus. Bei der 
Einstufung eines Finanzinstruments (oder eines seiner Bestandteile) im Konzernabschluss bestimmt ein Unter­
nehmen anhand aller zwischen den Konzernmitgliedern und den Inhabern des Instruments vereinbarten Ver­
tragsbedingungen, ob das Instrument den Konzern als Ganzes zur Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderer 
finanzieller Vermögenswerte oder zu einer anderen Art der Erfüllung verpflichtet, die eine Einstufung als 
Verbindlichkeit nach sich zieht. Wenn ein Tochterunternehmen in einem Konzern ein Finanzinstrument emit­
tiert und ein Mutterunternehmen oder ein anderes Konzernunternehmen mit den Inhabern des Instruments 
direkt zusätzliche Vertragsbedingungen (beispielsweise eine Garantie) vereinbart, liegen die Ausschüttungen 
oder die Rücknahme möglicherweise nicht mehr im Ermessen des Konzerns. Auch wenn es im Einzelabschluss 
des Tochterunternehmens angemessen sein kann, diese zusätzlichen Bedingungen bei der Einstufung des Instru­
ments auszuklammern, sind die Auswirkungen anderer Vereinbarungen zwischen den Konzernmitgliedern und 
den Inhabern des Instruments zu berücksichtigen, um zu gewährleisten, dass der Konzernabschluss die vom 
Konzern als Ganzem eingegangenen Verträge und Transaktionen widerspiegelt. Soweit eine derartige Verpflich­
tung oder Erfüllungsvereinbarung besteht, ist das Instrument (oder dessen Bestandteil, auf den sich die Ver­
pflichtung bezieht) im Konzernabschluss als finanzielle Verbindlichkeit einzustufen. 

AL29A Nach den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D werden bestimmte Arten von Instrumenten, die für 
das Unternehmen mit einer vertraglichen Verpflichtung verbunden sind, als Eigenkapitalinstrumente eingestuft. 
Dies stellt eine Ausnahme von den allgemeinen Einstufungsgrundsätzen dieses Standards dar. Nicht anzuwen­
den ist diese Ausnahme bei der Einstufung nicht beherrschender Anteile im Konzernabschluss. Aus diesem 
Grund werden Instrumente, die nach den Paragraphen 16A und 16B oder den Paragraphen 16C und 16D im 
Einzelabschluss als Eigenkapital eingestuft sind und bei denen es sich um nicht beherrschende Anteile handelt, 
im Konzernabschluss als Verbindlichkeiten eingestuft. 

Zusammengesetzte Finanzinstrumente (Paragraphen 28–32) 

AL30 Paragraph 28 gilt nur für die Emittenten nicht derivativer zusammengesetzter Finanzinstrumente. Zusammen­
gesetzte Finanzinstrumente werden in Paragraph 28 nicht aus Sicht der Inhaber behandelt. In IFRS 9 werden die 
Einstufung und die Bewertung von finanziellen Vermögenswerten, bei denen es sich um zusammengesetzte 
Finanzinstrumente handelt, aus Sicht der Inhaber behandelt. 

AL31 Ein typisches Beispiel für ein zusammengesetztes Finanzinstrument ist ein Schuldinstrument, das eine einge­
bettete Tauschoption wie in Stammanteile des Emittenten wandelbare Anleihen enthält und keine anderen 
Merkmale eines eingebetteten Derivats aufweist. Paragraph 28 verlangt vom Emittenten eines solchen Finanz­
instruments, die Schuld- und die Eigenkapitalkomponente in der Bilanz wie folgt getrennt auszuweisen: 

a) Die Verpflichtung des Emittenten zu regelmäßigen Zins- und Kapitalzahlungen stellt eine finanzielle Ver­
bindlichkeit dar, die solange besteht, wie das Instrument nicht gewandelt wird. Beim erstmaligen Ansatz 
entspricht der beizulegende Zeitwert der Schuldkomponente dem Barwert der vertraglich festgelegten künf­
tigen Zahlungsströme, die zum Marktzinssatz abgezinst werden, der zu diesem Zeitpunkt für Finanzinstru­
mente gültig ist, die einen vergleichbaren Kreditstatus haben und die bei gleichen Bedingungen zu im 
Wesentlichen den gleichen Zahlungsströmen führen, bei denen aber keine Tauschoption vorliegt. 

b) Das Eigenkapitalinstrument besteht in einer eingebetteten Option auf Wandlung der Verbindlichkeit in 
Eigenkapital des Emittenten. Diese Option hat beim erstmaligen Ansatz auch dann einen Wert, wenn sie 
aus dem Geld ist. 

AL32 Bei Wandlung eines wandelbaren Instruments zum Fälligkeitstermin wird die Schuldkomponente ausgebucht 
und im Eigenkapital erfasst. Die ursprüngliche Eigenkapitalkomponente wird weiterhin als Eigenkapital geführt 
(kann jedoch von einem Eigenkapitalposten in einen anderen umgebucht werden). Bei der Umwandlung zum 
Fälligkeitstermin entsteht kein Gewinn oder Verlust.
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AL33 Wird ein wandelbares Instrument durch frühzeitige Rücknahme oder frühzeitigen Rückkauf, bei dem die 
ursprünglichen Wandlungsrechte unverändert bestehen bleiben, vor seiner Fälligkeit getilgt, werden das ent­
richtete Entgelt und alle Transaktionskosten für den Rückkauf oder die Rücknahme zum Zeitpunkt der Trans­
aktion den Schuld- und Eigenkapitalkomponenten des Instruments zugeordnet. Die Aufteilung der entrichteten 
Entgelte und Transaktionskosten auf die beiden Komponenten muss gemäß den Paragraphen 28–32 nach 
derselben Methode erfolgen wie die ursprüngliche Aufteilung der vom Unternehmen bei der Emission des 
wandelbaren Instruments vereinnahmten Erlöse. 

AL34 Nach der Aufteilung des Entgelts sind alle daraus resultierenden Gewinne oder Verluste nach den für die 
jeweilige Komponente maßgeblichen Rechnungslegungsgrundsätzen zu behandeln: 

a) der Gewinn oder Verlust, der sich auf die Schuldkomponente bezieht, wird erfolgswirksam erfasst, und 

b) der Betrag des Entgelts, der sich auf die Eigenkapitalkomponente bezieht, wird im Eigenkapital erfasst. 

AL35 Ein Unternehmen kann die Bedingungen eines wandelbaren Instruments ändern, um eine frühzeitige Wandlung 
herbeizuführen, beispielsweise durch das Angebot eines günstigeren Umtauschverhältnisses oder die Zahlung 
eines zusätzlichen Entgelts bei Wandlung vor einem festgesetzten Termin. Die Differenz, die zum Zeitpunkt der 
Änderung der Bedingungen zwischen dem beizulegenden Zeitwert des Entgelts, das der Inhaber bei Wandlung 
des Instruments gemäß den geänderten Bedingungen erhält, und dem beizulegenden Zeitwert des Entgelts, das 
der Inhaber gemäß den ursprünglichen Bedingungen erhalten hätte, besteht, wird erfolgswirksam als Aufwand 
erfasst. 

Eigene Anteile (Paragraphen 33 und 34) 

AL36 Die eigenen Eigenkapitalinstrumente eines Unternehmens werden unabhängig vom Grund ihres Rückkaufs 
nicht als finanzieller Vermögenswert angesetzt. Paragraph 33 schreibt vor, dass zurückgekaufte eigene Eigen­
kapitalinstrumente vom Eigenkapital abzuziehen sind (aber siehe auch Paragraph 33A). Hält ein Unternehmen 
dagegen eigene Eigenkapitalinstrumente im Namen Dritter, wie dies etwa bei einem Finanzinstitut der Fall ist, 
das eigene Eigenkapitalinstrumente im Namen eines Kunden hält, liegt ein Vermittlungsgeschäft vor, sodass 
diese Bestände nicht in die Bilanz des Unternehmens einfließen. 

Zinsen, Dividenden, Verluste und Gewinne (Paragraphen 35–41) 

AL37 Das folgende Beispiel veranschaulicht die Anwendung des Paragraphen 35 auf ein zusammengesetztes Finanz­
instrument. Es wird von der Annahme ausgegangen, dass ein nicht kumulativer Vorzugsanteil in fünf Jahren 
gegen Zahlungsmittel rückgabepflichtig ist, die Zahlung von Dividenden vor dem Rücknahmetermin jedoch im 
Ermessen des Unternehmens liegt. Ein solches Instrument ist ein zusammengesetztes Finanzinstrument, dessen 
Schuldkomponente dem Barwert des Rückzahlungsbetrags entspricht. Die Aufzinsung dieser Komponente wird 
erfolgswirksam erfasst und als Zinsaufwendungen eingestuft. Alle gezahlten Dividenden beziehen sich auf die 
Eigenkapitalkomponente und werden dementsprechend als Ausschüttung des Gewinns oder Verlusts erfasst. 
Eine ähnliche Bilanzierungsweise fände auch dann Anwendung, wenn die Rücknahme nicht obligatorisch ist, 
sondern auf Wunsch des Inhabers erfolgte oder die Verpflichtung bestünde, den Anteil in eine variable Anzahl 
von Stammanteilen umzuwandeln, deren Höhe einem festen Betrag oder einem von Änderungen einer zu­
grunde liegenden Variablen (beispielsweise einer Ware) abhängigen Betrag entspricht. Werden dem Rückzah­
lungsbetrag jedoch noch nicht gezahlte Dividenden hinzugefügt, stellt das gesamte Instrument eine Verbindlich­
keit dar. In diesem Fall sind alle Dividenden als Zinsaufwendungen einzustufen. 

Saldierung eines finanziellen Vermögenswerts und einer finanziellen Verbindlichkeit (Paragraphen 42– 
50) 

AL38 [gestrichen] 

Kriterium, demzufolge ein Unternehmen „zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein einklagbares Recht hat, die erfassten Beträge 
miteinander zu verrechnen“ (Paragraph 42(a)) 

AL38A Ein Anspruch auf Saldierung kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt bereits bestehen oder durch ein künftiges 
Ereignis ausgelöst werden (so kann der Anspruch beispielsweise durch das Eintreten eines künftigen Ereignisses 
wie eines Ausfalls, einer Insolvenz oder eines Konkurses einer der Vertragsparteien entstehen oder durchsetzbar 
werden). Selbst wenn der Anspruch auf Saldierung nicht von einem künftigen Ereignis abhängt, ist er mög­
licherweise nur im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit oder nur im Falle eines Ausfalls, einer Insol­
venz oder eines Konkurses einer oder sämtlicher Vertragsparteien durchsetzbar.
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AL38B Um das Kriterium in Paragraph 42(a) zu erfüllen, muss ein Unternehmen zum gegenwärtigen Zeitpunkt einen 
einklagbaren Anspruch auf Saldierung haben. Dies bedeutet, dass der Anspruch auf Saldierung 

a) nicht von einem künftigen Ereignis abhängen darf, und 

b) in allen nachfolgend genannten Situationen einklagbar sein muss: 

i) im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit, 

ii) im Falle eines Ausfalls und 

iii) im Falle einer Insolvenz oder eines Konkurses 

des Unternehmens und aller anderen Vertragsparteien. 

AL38C Art und Umfang des Anspruchs auf Saldierung, einschließlich der an die Ausübung des Anspruchs geknüpften 
Bedingungen und des Umstands, ob der Anspruch im Falle eines Ausfalls, einer Insolvenz oder eines Konkurses 
weiter fortbestehen würde, können von einer Rechtsordnung zur anderen variieren. Folglich kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass der Anspruch auf Saldierung außerhalb der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit auto­
matisch zur Verfügung steht. So kann z. B. das Konkurs- oder Insolvenzrecht eines Landes den Anspruch auf 
Saldierung bei einem Konkurs oder einer Insolvenz in bestimmten Fällen untersagen oder einschränken. 

AL38D Bei der Feststellung, ob der Anspruch auf Saldierung im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit, bei 
Ausfall, Insolvenz oder Konkurs des Unternehmens und aller anderen Vertragsparteien einklagbar ist (wie in 
Paragraph AL38B(b) festgelegt), sind die auf die Beziehungen zwischen den Parteien anwendbaren Rechtsvor­
schriften (wie z. B. Vertragsbestimmungen, das auf einen Vertrag anwendbare Recht oder die auf die Parteien 
anwendbaren Ausfall-, Insolvenz- oder Konkursvorschriften) zu berücksichtigen. 

Kriterium, dass ein Unternehmen „beabsichtigt, entweder den Ausgleich auf Nettobasis herbeizuführen, oder gleichzeitig mit 
der Verwertung des betreffenden Vermögenswerts die dazugehörige Verbindlichkeit abzulösen“ (Paragraph 42(b)) 

AL38E Um das Kriterium in Paragraph 42(b) zu erfüllen, muss ein Unternehmen beabsichtigen, entweder den Aus­
gleich auf Nettobasis herbeizuführen oder gleichzeitig mit der Verwertung des betreffenden Vermögenswerts die 
dazugehörige Verbindlichkeit abzulösen. Das Unternehmen kann zwar einen Anspruch auf Herbeiführung eines 
Ausgleichs auf Nettobasis haben, aber dennoch den Vermögenswert verwerten und die Verbindlichkeit geson­
dert begleichen. 

AL38F Kann ein Unternehmen Beträge so begleichen, dass das Ergebnis tatsächlich dem Ausgleich auf Nettobasis 
entspricht, erfüllt das Unternehmen das Kriterium für diesen Ausgleich in Paragraph 42(b). Dieser Fall ist nur 
dann gegeben, wenn der Bruttoausgleichsmechanismus Merkmale aufweist, die ein Ausfall- und Liquiditätsrisiko 
beseitigen oder zu einem unwesentlichen Ausfall- und Liquiditätsrisiko führen und die Forderungen und Ver­
bindlichkeiten in einem einzigen Erfüllungsprozess oder -zyklus ausgleicht. So würde beispielsweise ein Brutto­
ausgleichsverfahren, das sämtliche der nachfolgend genannten Merkmale aufweist, das Nettoausgleichskriterium 
in Paragraph 42(b) erfüllen: 

a) finanzielle Vermögenswerte und finanzielle Verbindlichkeiten, die für eine Saldierung infrage kommen, 
werden zum selben Zeitpunkt zur Ausführung gegeben, 

b) sobald die finanziellen Vermögenswerte und finanziellen Verbindlichkeiten zur Ausführung gegeben wurden, 
besteht für die Parteien eine Verpflichtung zum Ausgleich, 

c) Zahlungsströme aus Vermögenswerten und Verbindlichkeiten können sich nicht ändern, sobald letztere zur 
Ausführung gegeben wurden (es sei denn, die Ausführung kommt nicht zustande—siehe nachfolgend (d)), 

d) Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, die durch Wertpapiere besichert sind, werden mittels eines Wert­
papierübertragungs- oder durch ein ähnliches System ausgeglichen (z. B. Lieferung gegen Zahlung), sodass 
der Ausgleich für die entsprechende Forderung oder Verbindlichkeit, die durch die Wertpapiere unterlegt ist, 
nicht zustande kommt, wenn die Wertpapierübertragung nicht zustande kommt (und umgekehrt), 

e) jede im Sinne von (d) nicht zustande gekommene Transaktion wird erneut zur Ausführung gegeben, bis sie 
ausgeglichen ist,
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f) der Ausgleich wird von derselben Institution vorgenommen (z. B. einer Abwicklungsbank, einer Zentralbank 
oder einem Zentralverwahrer), und 

g) es besteht eine untertägige Kreditlinie, die ausreichende Überziehungsbeträge zur Verfügung stellt, um die 
Ausführung der Zahlungen am Erfüllungstag für jede Partei zu ermöglichen, und es ist so gut wie sicher, 
dass diese untertägige Kreditlinie nach Inanspruchnahme wieder ausgeglichen wird. 

AL39 Der Standard sieht keine spezielle Behandlung für sogenannte „synthetische Finanzinstrumente “ vor, worunter 
Gruppen einzelner Finanzinstrumente zu verstehen sind, die erworben und gehalten werden, um die Eigen­
schaften eines anderen Finanzinstruments nachzuahmen. Eine variabel verzinsliche langfristige Anleihe, die mit 
einem Zinsswap kombiniert wird, der den Erhalt variabler Zahlungen und die Leistung fester Zahlungen 
enthält, synthetisiert beispielsweise eine festverzinsliche langfristige Anleihe. Jedes der einzelnen Finanzinstru­
mente eines „synthetischen Finanzinstruments “ stellt ein vertragliches Recht bzw. eine vertragliche Verpflich­
tung mit eigenen Laufzeiten und Vertragsbedingungen dar, sodass jedes Instrument für sich übertragen oder 
verrechnet werden kann. Jedes Finanzinstrument ist Risiken ausgesetzt, die von denen anderer Finanzinstru­
mente abweichen können. Wenn das eine Finanzinstrument eines „synthetischen Finanzinstruments “ ein Ver­
mögenswert und das andere eine Schuld ist, werden diese dementsprechend nur dann auf Nettobasis in der 
Unternehmensbilanz saldiert und ausgewiesen, wenn sie die Saldierungskriterien in Paragraph 42 erfüllen. 

AL40 [gestrichen]
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 33 

Ergebnis je Aktie 

ZIELSETZUNG 

1 Ziel dieses Standards ist die Festlegung von Leitlinien für die Ermittlung und Darstellung des Ergebnisses je Aktie, 
um die Ertragskraft unterschiedlicher Unternehmen in einer Berichtsperiode und ein- und desselben Unternehmens 
in unterschiedlichen Berichtsperioden besser miteinander vergleichen zu können. Auch wenn die Aussagefähigkeit 
der Daten zum Ergebnis je Aktie aufgrund unterschiedlicher Rechnungslegungsmethoden bei der Ermittlung des 
„Ergebnisses“ eingeschränkt ist, verbessert ein auf einheitliche Weise festgelegter Nenner die Finanzberichterstat­
tung. Das Hauptaugenmerk dieses Standards liegt auf der Bestimmung des Nenners bei der Berechnung des 
Ergebnisses je Aktie. 

ANWENDUNGSBEREICH 

2 Dieser Standard ist anwendbar auf: 

a) den Einzelabschluss eines Unternehmens, 

i) dessen Stammaktien oder potenzielle Stammaktien öffentlich (d. h. an einer in- oder ausländischen 
Börse oder außerbörslich, einschließlich an lokalen und regionalen Märkten) gehandelt werden, oder 

ii) das seinen Abschluss zwecks Emission von Stammaktien auf einem öffentlichen Markt bei einer 
Wertpapieraufsichts- oder anderen Regulierungsbehörde einreicht, und 

b) den Konzernabschluss eines Konzerns mit einem Mutterunternehmen, 

i) dessen Stammaktien oder potenzielle Stammaktien öffentlich (d. h. an einer in- oder ausländischen 
Börse oder außerbörslich, einschließlich an lokalen und regionalen Märkten) gehandelt werden, oder 

ii) das seinen Abschluss zwecks Emission von Stammaktien auf einem öffentlichen Markt bei einer 
Wertpapieraufsichts- oder anderen Regulierungsbehörde einreicht. 

3 Ein Unternehmen, das das Ergebnis je Aktie angibt, hat dieses gemäß diesem Standard zu ermitteln und 
anzugeben. 

4 Legt ein Unternehmen sowohl Konzernabschlüsse als auch Einzelabschlüsse nach IFRS 10 Konzern­
abschlüsse bzw. IAS 27 Einzelabschlüsse vor, so müssen sich die im vorliegenden Standard geforderten 
Angaben lediglich auf die konsolidierten Informationen stützen. Ein Unternehmen, das sich zur Angabe 
des Ergebnisses je Aktie auf der Grundlage seines Einzelabschlusses entscheidet, hat diese Ergebnisse 
ausschließlich in der Gesamtergebnisrechnung des Einzelabschlusses, nicht aber im Konzernabschluss 
anzugeben. 

4A Stellt ein Unternehmen die Ergebnisbestandteile gemäß Paragraph 10A von IAS 1 Darstellung des Ab­
schlusses (in der 2011 geänderten Fassung) in einer gesonderten Gewinn- und Verlustrechnung dar, so 
hat es das Ergebnis je Aktie nur dort auszuweisen. 

DEFINITIONEN 

5 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Unter Verwässerungsschutz versteht man eine Erhöhung des Ergebnisses je Aktie bzw. eine Reduzierung 
des Verlusts je Aktie aufgrund der Annahme, dass wandelbare Instrumente umgewandelt, Optionen oder 
Optionsscheine ausgeübt oder Stammaktien unter bestimmten Voraussetzungen ausgegeben werden.
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Eine Vereinbarung zur bedingten Aktienausgabe ist eine Vereinbarung zur Ausgabe von Aktien, die an die 
Erfüllung bestimmter Bedingungen geknüpft ist. 

Bedingt emissionsfähige Aktien sind Stammaktien, die gegen eine geringe oder gar keine Zahlung oder 
andere Art von Gegenleistung ausgegeben werden, sofern bestimmte Voraussetzungen einer Vereinbarung 
zur bedingten Aktienausgabe erfüllt sind. 

Unter Verwässerung versteht man eine Reduzierung des Gewinns je Aktie bzw. eine Erhöhung des Ver­
lusts je Aktie aufgrund der Annahme, dass wandelbare Instrumente umgewandelt, Optionen oder Options­
scheine ausgeübt oder Stammaktien unter bestimmten Voraussetzungen ausgegeben werden. 

Optionen, Optionsscheine und ihre Äquivalente sind Finanzinstrumente, die ihren Inhaber zum Kauf von 
Stammaktien berechtigen. 

Eine Stammaktie ist ein Eigenkapitalinstrument, das allen anderen Arten von Eigenkapitalinstrumenten 
nachgeordnet ist. 

Eine potenzielle Stammaktie ist ein Finanzinstrument oder sonstiger Vertrag, das bzw. der dem Inhaber ein 
Anrecht auf Stammaktien verbriefen kann. 

Verkaufsoptionen auf Stammaktien sind Verträge, die es dem Inhaber ermöglichen, über einen bestimmten 
Zeitraum Stammaktien zu einem bestimmten Kurs zu verkaufen. 

6 Stammaktien erhalten erst einen Anteil am Ergebnis, nachdem andere Aktienarten, wie etwa Vorzugsaktien, bedient 
wurden. Ein Unternehmen kann unterschiedliche Arten von Stammaktien emittieren. Stammaktien derselben Art 
verleihen dasselbe Anrecht auf den Bezug von Dividenden. 

7 Beispiele für potenzielle Stammaktien sind 

a) finanzielle Verbindlichkeiten oder Eigenkapitalinstrumente, einschließlich Vorzugsaktien, die in Stammaktien 
umgewandelt werden können, 

b) Optionen und Optionsscheine, 

c) Aktien, die bei Erfüllung vertraglicher Bedingungen, wie dem Erwerb eines Unternehmens oder anderer Ver­
mögenswerte, ausgegeben werden. 

8 In IAS 32 Finanzinstrumente: Darstellung definierte Begriffe werden im vorliegenden Standard mit der in Para­
graph 11 von IAS 32 angegebenen Bedeutung verwendet, sofern nichts anderes angegeben ist. IAS 32 definiert 
die Begriffe Finanzinstrument, finanzieller Vermögenswert, finanzielle Verbindlichkeit und Eigenkapitalinstrument 
und liefert Hinweise zur Anwendung dieser Definitionen. IFRS 13 Bewertung zum beizulegenden Zeitwert definiert den 
Begriff beizulegender Zeitwert und legt die Vorschriften zur Anwendung dieser Definition fest. 

BEWERTUNG 

Unverwässertes Ergebnis je Aktie 

9 Ein Unternehmen hat für den den Stammaktionären des Mutterunternehmens zurechenbaren Gewinn 
oder Verlust das unverwässerte Ergebnis je Aktie zu ermitteln; sofern ein entsprechender Ausweis erfolgt, 
ist auch für den diesen Stammaktionären zurechenbaren Gewinn oder Verlust aus fortzuführenden Ge­
schäftsbereichen ein unverwässertes Ergebnis je Aktie darzustellen. 

10 Das unverwässerte Ergebnis je Aktie ist zu ermitteln, indem der den Stammaktionären des Mutterunter­
nehmens zustehende Gewinn oder Verlust (Zähler) durch die gewichtete durchschnittliche Anzahl der 
innerhalb der Berichtsperiode im Umlauf gewesenen Stammaktien (Nenner) dividiert wird. 

11 Die Angabe des unverwässerten Ergebnisses je Aktie dient dem Zweck, einen Maßstab für die Beteiligung jeder 
Stammaktie eines Mutterunternehmens an der Ertragskraft des Unternehmens während des Berichtszeitraums 
bereitzustellen.
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Ergebnis 

12 Zur Ermittlung des unverwässerten Ergebnisses je Aktie sind die Beträge, die den Stammaktionären des 
Mutterunternehmens zugerechnet werden können im Hinblick auf 

a) den Gewinn oder Verlust aus fortzuführenden Geschäftsbereichen, der auf das Mutterunternehmen 
entfällt, und 

b) den dem Mutterunternehmen zuzurechnenden Gewinn oder Verlust 

die Beträge in (a) und (b), bereinigt um die Nachsteuerbeträge von Vorzugsdividenden, Differenzen bei 
Erfüllung von Vorzugsaktien sowie ähnlichen Auswirkungen aus der Einstufung von Vorzugsaktien als 
Eigenkapital. 

13 Alle Ertrags- und Aufwandsposten, die Stammaktionären des Mutterunternehmens zuzurechnen sind und in einer 
Periode erfasst werden, darunter auch Steueraufwendungen und als Verbindlichkeiten eingestufte Dividenden auf 
Vorzugsaktien, sind in die Ermittlung des Gewinns oder Verlusts, der den Stammaktionären des Mutterunter­
nehmens zuzurechnen ist, einzubeziehen (siehe IAS 1). 

14 Vom Gewinn oder Verlust abgezogen werden 

a) der Nachsteuerbetrag jedweder für diese Periode beschlossener Vorzugsdividenden auf nicht kumulative Vor­
zugsaktien und 

b) der Nachsteuerbetrag der in dieser Periode für kumulative Vorzugsaktien benötigten Vorzugsdividenden, un­
abhängig davon, ob die Dividenden beschlossen wurden oder nicht. Nicht im Betrag der für diese Periode 
beschlossenen Vorzugsdividenden enthalten sind die während dieser Periode für frühere Perioden gezahlten oder 
beschlossenen Vorzugsdividenden auf kumulative Vorzugsaktien. 

15 Vorzugsaktien, die mit einer niedrigen Ausgangsdividende ausgestattet sind, um einem Unternehmen einen Aus­
gleich dafür zu schaffen, dass es die Vorzugsaktien mit einem Abschlag verkauft hat, oder in späteren Perioden zu 
einer höheren Dividende berechtigen, um den Investoren einen Ausgleich dafür zu bieten, dass sie die Vorzugs­
aktien mit einem Aufschlag erwerben, werden auch als Vorzugsaktien mit steigender Gewinnberechtigung bezeich­
net. Jeder Ausgabeabschlag bzw. -aufschlag bei Erstemission von Vorzugsaktien mit steigender Gewinnberechtigung 
wird unter Anwendung der Effektivzinsmethode den Gewinnrücklagen zugeführt und zur Ermittlung des Ergeb­
nisses je Aktie als Vorzugsdividende behandelt. 

16 Vorzugsaktien können durch ein Angebot des Unternehmens an die Inhaber zurückgekauft werden. Übersteigt der 
beizulegende Zeitwert der Vorzugsaktien dabei ihren Buchwert, so stellt diese Differenz für die Vorzugsaktionäre 
eine Rendite und für das Unternehmen eine Belastung seiner Gewinnrücklagen dar. Dieser Betrag wird bei der 
Berechnung des den Stammaktionären des Mutterunternehmens zurechenbaren Gewinns oder Verlusts in Abzug 
gebracht. 

17 Ein Unternehmen kann eine vorgezogene Umwandlung wandelbarer Vorzugsaktien herbeiführen, indem es die 
ursprünglichen Umwandlungsbedingungen vorteilhaft ändert oder ein zusätzliches Entgelt zahlt. Der Betrag, um 
den der beizulegende Zeitwert der Stammaktien bzw. des sonstigen gezahlten Entgelts den beizulegenden Zeitwert 
der unter den ursprünglichen Umwandlungsbedingungen auszugebenden Stammaktien übersteigt, stellt für die 
Vorzugsaktionäre eine Rendite dar und wird bei der Ermittlung des den Stammaktionären des Mutterunternehmens 
zuzurechnenden Gewinns oder Verlusts in Abzug gebracht. 

18 Sobald der Buchwert der Vorzugsaktien den beizulegenden Zeitwert des für sie gezahlten Entgelts übersteigt, wird 
der Differenzbetrag bei der Ermittlung des den Stammaktionären des Mutterunternehmens zuzurechnenden Ge­
winns oder Verlusts hinzugezählt. 

Aktien 

19 Zur Berechnung des unverwässerten Ergebnisses je Aktie ist die Anzahl der Stammaktien die gewichtete 
durchschnittliche Anzahl der während der Periode im Umlauf gewesenen Stammaktien.
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20 Die Verwendung der gewichteten durchschnittlichen Anzahl der Stammaktien trägt dem Umstand Rechnung, dass 
während der Periode möglicherweise nicht immer die gleiche Anzahl an Stammaktien in Umlauf war und das 
gezeichnete Kapital deshalb Schwankungen unterlegen haben kann. Die gewichtete durchschnittliche Anzahl der 
Stammaktien, die während der Periode in Umlauf sind, ist die Anzahl an Stammaktien, die am Anfang der Periode 
in Umlauf waren, bereinigt um die Anzahl an Stammaktien, die während der Periode zurückgekauft oder aus­
gegeben wurden, multipliziert mit einem Zeitgewichtungsfaktor. Der Zeitgewichtungsfaktor ist das Verhältnis 
zwischen der Anzahl von Tagen, an denen sich die betreffenden Aktien in Umlauf befanden, und der Gesamtzahl 
von Tagen der Periode. Ein angemessener Näherungswert für den gewichteten Durchschnitt ist in vielen Fällen 
ausreichend. 

21 Normalerweise werden Aktien mit der Fälligkeit des Entgelts (im Allgemeinen dem Tag ihrer Emission) in den 
gewichteten Durchschnitt einbezogen. So werden 

a) Stammaktien, die gegen Barzahlung ausgegeben wurden, dann einbezogen, wenn die Geldzahlung eingefordert 
werden kann, 

b) Stammaktien, die gegen die freiwillige Wiederanlage von Dividenden auf Stamm- oder Vorzugsaktien ausgege­
ben wurden, einbezogen, sobald die Dividenden wiederangelegt sind, 

c) Stammaktien, die infolge einer Umwandlung eines Schuldinstruments in Stammaktien ausgegeben wurden, ab 
dem Tag einbezogen, an dem keine Zinsen mehr anfallen, 

d) Stammaktien, die anstelle von Zinsen oder Kapital auf andere Finanzinstrumente ausgegeben wurden, ab dem 
Tag einbezogen, an dem keine Zinsen mehr anfallen, 

e) Stammaktien, die im Austausch für die Erfüllung einer Schuld des Unternehmens ausgegeben wurden, ab dem 
Erfüllungstag einbezogen, 

f) Stammaktien, die anstelle von liquiden Mitteln als Gegenleistung für den Erwerb eines Vermögenswerts aus­
gegeben wurden, ab dem Datum der Erfassung des entsprechenden Erwerbs einbezogen, und 

g) Stammaktien, die für die Erbringung von Dienstleistungen an das Unternehmen ausgegeben wurden, mit 
Erbringung der Dienstleistungen einbezogen. 

Der Zeitpunkt der Einbeziehung von Stammaktien ergibt sich aus den Bedingungen ihrer Emission. Der wirt­
schaftliche Gehalt eines jeden im Zusammenhang mit der Emission stehenden Vertrags ist angemessen zu prüfen. 

22 Stammaktien, die als Teil der übertragenen Gegenleistung bei einem Unternehmenszusammenschluss ausgegeben 
wurden, sind in die durchschnittliche gewichtete Anzahl der Aktien ab dem Erwerbszeitpunkt einzubeziehen. Dies 
ist darauf zurückzuführen, dass der Erwerber die Gewinne und Verluste des erworbenen Unternehmens von diesem 
Zeitpunkt an in seine Gesamtergebnisrechnung mit einbezieht. 

23 Stammaktien, die bei Umwandlung eines wandlungspflichtigen Instruments ausgegeben werden, sind ab dem 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses in die Ermittlung des unverwässerten Ergebnisses je Aktie einzubeziehen. 

24 Bedingt emissionsfähige Aktien werden als in Umlauf befindlich behandelt und erst ab dem Zeitpunkt in die 
Ermittlung des unverwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen, zu dem alle erforderlichen Voraussetzungen erfüllt 
(d. h. die Ereignisse eingetreten sind). Aktien, die ausschließlich nach Ablauf einer bestimmten Zeitspanne emis­
sionsfähig sind, gelten nicht als bedingt emissionsfähige Aktien, da der Ablauf der Spanne gewiss ist. In Umlauf 
befindliche, bedingt rückgabefähige (d. h. unter dem Vorbehalt des Rückrufs stehende) Stammaktien gelten nicht als 
in Umlauf befindlich und werden solange bei der Ermittlung des unverwässerten Ergebnisses je Aktie unberück­
sichtigt gelassen, bis der Vorbehalt des Rückrufs nicht mehr gilt. 

25 [gestrichen] 

26 Die gewichtete durchschnittliche Anzahl der in der Periode und allen übrigen dargestellten Perioden in 
Umlauf befindlichen Stammaktien ist zu berichtigen, wenn ein Ereignis eintritt, das die Anzahl der in 
Umlauf befindlichen Stammaktien verändert, ohne dass damit eine entsprechende Änderung der Ressour­
cen einhergeht; die Umwandlung potenzieller Stammaktien gilt nicht als ein solches Ereignis.
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27 Nachstehend eine Reihe von Beispielen dafür, in welchen Fällen Stammaktien emittiert werden können oder die 
Anzahl der in Umlauf befindlichen Aktien verringert werden kann, ohne dass es zu einer entsprechenden Änderung 
der Ressourcen kommt: 

a) eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln oder Ausgabe von Gratisaktien (auch als Dividende in Form von 
Aktien bezeichnet), 

b) ein Gratiselement bei jeder anderen Emission, beispielsweise einer Ausgabe von Bezugsrechten an die beste­
henden Aktionäre, 

c) ein Aktiensplit und 

d) ein umgekehrter Aktiensplit (Aktienzusammenlegung). 

28 Bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln, einer Ausgabe von Gratisaktien oder einem Aktiensplitt werden 
Stammaktien ohne zusätzliche Gegenleistung an die bestehenden Aktionäre ausgegeben. Damit erhöht sich die 
Anzahl der in Umlauf befindlichen Stammaktien, ohne dass es zu einer Erhöhung der Ressourcen kommt. Die 
Anzahl der vor Eintreten des Ereignisses in Umlauf befindlichen Stammaktien wird so um die anteilige Verände­
rung der Anzahl umlaufender Stammaktien berichtigt, als wäre das Ereignis zu Beginn der ersten dargestellten 
Periode eingetreten. Beispielsweise wird bei einer zwei-zu-eins-Ausgabe von Gratisaktien die Anzahl der vor der 
Emission in Umlauf befindlichen Stammaktien mit dem Faktor 3 multipliziert, um die neue Gesamtzahl an Stamm­
aktien zu ermitteln, bzw. mit dem Faktor 2, um die Anzahl der zusätzlichen Stammaktien zu erhalten. 

29 In der Regel verringert sich bei einer Zusammenlegung von Stammaktien die Anzahl der in Umlauf befindlichen 
Stammaktien, ohne dass es zu einer entsprechenden Verringerung der Ressourcen kommt. Findet insgesamt jedoch 
ein Aktienrückkauf zum beizulegenden Zeitwert statt, so ist die zahlenmäßige Verringerung der in Umlauf befind­
lichen Stammaktien das Ergebnis einer entsprechenden Abnahme an Ressourcen. Ein Beispiel hierfür wäre eine mit 
einer Sonderdividende verbundene Aktienzusammenlegung. Die gewichtete durchschnittliche Anzahl der Stamm­
aktien, die sich in der Periode, in der die Zusammenlegung erfolgt, in Umlauf befinden, wird zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die Sonderdividende erfasst wird, an die verringerte Anzahl von Stammaktien angepasst. 

Verwässertes Ergebnis je Aktie 

30 Ein Unternehmen hat das verwässerte Ergebnis je Aktie für den den Stammaktionären des Mutterunter­
nehmens zurechenbaren Gewinn oder Verlust zu ermitteln; sofern ein entsprechender Ausweis erfolgt, ist 
auch für den diesen Stammaktionären zurechenbaren Gewinn oder Verlust aus fortzuführenden Ge­
schäftsbereichen ein verwässertes Ergebnis je Aktie darzustellen. 

31 Zur Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie hat ein Unternehmen den den Stammaktionären 
des Mutterunternehmens zurechenbaren Gewinn oder Verlust und die gewichtete durchschnittliche An­
zahl der in Umlauf befindlichen Aktien um alle Verwässerungseffekte potenzieller Stammaktien zu be­
reinigen. 

32 Mit der Ermittlung des verwässerten Ergebnisses je Aktie wird dasselbe Ziel verfolgt wie mit der Ermittlung des 
unverwässerten Ergebnisses – nämlich, einen Maßstab für die Beteiligung jeder Stammaktie an der Ertragskraft eines 
Unternehmens zu schaffen – und gleichzeitig alle während der Periode in Umlauf befindlichen potenziellen 
Stammaktien mit Verwässerungseffekten zu berücksichtigen. Infolgedessen wird 

a) der den Stammaktionären des Mutterunternehmens zurechenbare Gewinn oder Verlust um die Nachsteuer­
beträge der Dividenden und Zinsen, die in der Periode für potenzielle Stammaktien mit Verwässerungseffekten 
erfasst werden, erhöht und um alle sonstigen Änderungen bei Ertrag oder Aufwand, die sich aus der Umwand­
lung der verwässernden potenziellen Stammaktien ergäben, bereinigt und 

b) die gewichtete durchschnittliche Anzahl der in Umlauf befindlichen Stammaktien um die gewichtete durch­
schnittliche Anzahl der zusätzlichen Stammaktien erhöht, die sich unter der Annahme einer Umwandlung aller 
verwässernden potenziellen Stammaktien in Umlauf befunden hätten. 

Ergebnis 

33 Zur Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie hat ein Unternehmen den den Stammaktionären 
des Mutterunternehmens zurechenbaren gemäß Paragraph 12 ermittelten Gewinn oder Verlust um die 
Nachsteuerwirkungen folgender Posten zu bereinigen: 

a) alle Dividenden oder sonstigen Posten im Zusammenhang mit verwässernden potenziellen Stamm­
aktien, die bei Berechnung des den Stammaktionären des Mutterunternehmens zurechenbaren Gewinns 
oder Verlusts, der gemäß Paragraph 12 ermittelt wurde, abgezogen werden,
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b) alle Zinsen, die in der Periode im Zusammenhang mit verwässernden potenziellen Stammaktien erfasst 
wurden, und 

c) alle sonstigen Änderungen im Ertrag oder Aufwand, die sich aus der Umwandlung der verwässernden 
potenziellen Stammaktien ergäben. 

34 Nach der Umwandlung potenzieller Stammaktien in Stammaktien fallen die in Paragraph 33(a)–(c) genannten 
Posten nicht mehr an. Stattdessen sind die neuen Stammaktien zur Teilnahme am Gewinn oder Verlust berechtigt, 
der den Stammaktionären des Mutterunternehmens zusteht. Somit wird der nach Paragraph 12 ermittelte Gewinn 
oder Verlust, der den Stammaktionären des Mutterunternehmens zusteht, um die in Paragraph 33(a)–(c) genannten 
Sachverhalte sowie die zugehörigen Steuern bereinigt. Die mit potenziellen Stammaktien verbundenen Aufwen­
dungen umfassen die nach der Effektivzinsmethode bilanzierten Transaktionskosten und Disagios (siehe IFRS 9). 

35 Aus der Umwandlung potenzieller Stammaktien können sich Änderungen bei den Erträgen oder Aufwendungen 
ergeben. So kann eine Verringerung der Zinsaufwendungen für potenzielle Stammaktien und die daraus folgende 
Erhöhung des Gewinns bzw. Reduzierung des Verlusts eine Erhöhung des Aufwands für einen ermessensunabhän­
gigen Gewinnbeteiligungsplan für Arbeitnehmer zur Folge haben. Zur Berechnung des verwässerten Ergebnisses je 
Aktie wird der den Stammaktionären des Mutterunternehmens zurechenbare Gewinn oder Verlust um alle der­
artigen Änderungen bei den Erträgen oder Aufwendungen bereinigt. 

Aktien 

36 Bei der Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie entspricht die Anzahl der Stammaktien der 
gemäß den Paragraphen 19 und 26 berechneten gewichteten durchschnittlichen Anzahl der Stammaktien 
plus der gewichteten durchschnittlichen Anzahl der Stammaktien, die bei Umwandlung aller verwässern­
den potenziellen Stammaktien in Stammaktien ausgegeben würden. Die Umwandlung verwässernder 
potenzieller Stammaktien in Stammaktien gilt mit dem Beginn der Periode als erfolgt oder, falls dieses 
Datum auf einen späteren Tag fällt, mit dem Tag, an dem die potenziellen Stammaktien emittiert wurden. 

37 Verwässernde potenzielle Stammaktien sind gesondert für jede dargestellte Periode zu ermitteln. Bei den in den 
Zeitraum vom Geschäftsjahresbeginn bis zum Zwischenberichtstermin einbezogenen verwässernden potenziellen 
Stammaktien handelt es sich nicht um einen gewichteten Durchschnitt der einzelnen Zwischenberechnungen. 

38 Potenzielle Stammaktien werden für die Periode gewichtet, in der sie im Umlauf sind. Potenzielle Stammaktien, die 
während der Periode eingezogen wurden oder verfallen sind, werden bei der Berechnung des verwässerten Ergeb­
nisses je Aktie nur für den Teil der Periode berücksichtigt, in dem sie im Umlauf waren. Potenzielle Stammaktien, 
die während der Periode in Stammaktien umgewandelt werden, werden vom Periodenbeginn bis zum Datum der 
Umwandlung in die Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen. Vom Zeitpunkt der Umwand­
lung an werden die daraus resultierenden Stammaktien sowohl in das unverwässerte als auch das verwässerte 
Ergebnis je Aktie einbezogen. 

39 Die Bestimmung der Anzahl der bei der Umwandlung verwässernder potenzieller Stammaktien auszugebenden 
Stammaktien erfolgt zu den für die potenziellen Stammaktien geltenden Bedingungen. Sofern für die Umwandlung 
mehr als eine Grundlage besteht, wird bei der Berechnung das aus Sicht des Inhabers der potenziellen Stammaktien 
vorteilhafteste Umwandlungsverhältnis oder der günstigste Ausübungskurs zugrunde gelegt. 

40 Ein Tochterunternehmen, Gemeinschaftsunternehmen oder assoziiertes Unternehmen kann an Parteien, mit Aus­
nahme des Mutterunternehmens oder der Investoren, die an der gemeinschaftlichen Führung beteiligt sind oder 
maßgeblichem Einfluss auf das Beteiligungsunternehmen haben, potenzielle Stammaktien ausgeben, die entweder in 
Stammaktien des Tochterunternehmens, Gemeinschaftsunternehmens oder assoziierten Unternehmens oder in 
Stammaktien des Mutterunternehmens oder von Investoren, die an der gemeinschaftlichen Führung des Betei­
ligungsunternehmens beteiligt sind oder maßgeblichen Einfluss auf das Beteiligungsunternehmen haben (des be­
richtenden Unternehmens) wandelbar sind. Haben diese potenziellen Stammaktien des Tochterunternehmens, 
Gemeinschaftsunternehmens oder assoziierten Unternehmens einen Verwässerungseffekt auf das unverwässerte 
Ergebnis je Aktie des berichtenden Unternehmens, sind sie in die Ermittlung des verwässerten Ergebnisses je Aktie 
einzubeziehen. 

Potenzielle Stammaktien mit Verwässerungseffekt 

41 Potenzielle Stammaktien sind nur dann als verwässernd zu betrachten, wenn ihre Umwandlung in Stamm­
aktien das Ergebnis je Aktie aus fortzuführenden Geschäftsbereichen kürzen bzw. den Periodenverlust je 
Aktie aus fortzuführenden Geschäftsbereichen erhöhen würde.
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42 Ein Unternehmen verwendet den auf das Mutterunternehmen entfallenden Gewinn oder Verlust aus fortzuführen­
den Geschäftsbereichen als Kontrollgröße um festzustellen, ob bei potenziellen Stammaktien eine Verwässerung 
oder ein Verwässerungsschutz vorliegt. Der dem Mutterunternehmen zurechenbare Gewinn oder Verlust aus fort­
zuführenden Geschäftsbereichen wird gemäß Paragraph 12 bereinigt und schließt dabei Posten aus aufgegebenen 
Geschäftsbereichen aus. 

43 Bei potenziellen Stammaktien liegt ein Verwässerungsschutz vor, wenn ihre Umwandlung in Stammaktien das 
Ergebnis je Aktie aus fortzuführenden Geschäftsbereichen erhöhen bzw. den Verlust je Aktie aus fortzuführenden 
Geschäftsbereichen reduzieren würde. Die Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie erfolgt nicht unter der 
Annahme einer Umwandlung, Ausübung oder weiteren Emission von potenziellen Stammaktien, bei denen ein 
Verwässerungsschutz in Bezug auf das Ergebnis je Aktie vorliegen würde. 

44 Bei der Beurteilung der Frage, ob bei potenziellen Stammaktien eine Verwässerung oder ein Verwässerungsschutz 
vorliegt, sind alle Emissionen oder Emissionsfolgen potenzieller Stammaktien getrennt statt in Summe zu betrach­
ten. Die Reihenfolge, in der potenzielle Stammaktien beurteilt werden, kann einen Einfluss auf die Einschätzung 
haben, ob sie zu einer Verwässerung beitragen. Um die Verwässerung des unverwässerten Ergebnisses je Aktie zu 
maximieren, wird daher jede Emission oder Emissionsfolge potenzieller Stammaktien in der Reihenfolge vom 
höchsten bis zum geringsten Verwässerungseffekt betrachtet, d. h. potenzielle Stammaktien, bei denen ein Ver­
wässerungseffekt vorliegt, mit dem geringsten „Ergebnis je zusätzlicher Aktie“ werden vor denjenigen mit einem 
höheren Ergebnis je zusätzlicher Aktie in die Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen. 
Optionen und Optionsscheine werden in der Regel zuerst berücksichtigt, weil sie den Zähler der Berechnung nicht 
beeinflussen. 

O p t i o n e n , O p t i o n s s c h e i n e u n d i h r e Ä q u i v a l e n t e 

45 Bei der Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie hat ein Unternehmen von der Ausübung 
verwässernder Optionen und Optionsscheine des Unternehmens auszugehen. Die angenommenen Erlöse 
aus diesen Instrumenten werden so behandelt, als wären sie im Zuge der Emission von Stammaktien zum 
durchschnittlichen Marktpreis der Stammaktien während der Periode angefallen. Die Differenz zwischen 
der Anzahl der ausgegebenen Stammaktien und der Anzahl der Stammaktien, die zum durchschnittlichen 
Marktpreis der Stammaktien während der Periode ausgegeben worden wären, ist als Ausgabe von Stamm­
aktien ohne Gegenleistung zu behandeln. 

46 Optionen und Optionsscheine sind als verwässernd zu betrachten, wenn sie zur Ausgabe von Stammaktien zu 
einem geringeren Preis als dem durchschnittlichen Marktpreis der Stammaktien während der Periode führen 
würden. Der Betrag der Verwässerung ist der durchschnittliche Marktpreis von Stammaktien während der Periode 
abzüglich des Ausgabepreises. Zur Ermittlung des verwässerten Ergebnisses je Aktie wird daher unterstellt, dass 
potenzielle Stammaktie die beiden folgenden Elemente umfassen: 

a) einen Vertrag zur Ausgabe einer bestimmten Anzahl von Stammaktien zu ihrem durchschnittlichen Marktpreis 
während der Periode. Bei diesen Stammaktien wird davon ausgegangen, dass sie einen marktgerechten Kurs 
aufweisen und weder ein Verwässerungseffekt noch ein Verwässerungsschutz vorliegt. Sie bleiben bei der 
Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie unberücksichtigt; 

b) einen Vertrag zur entgeltlosen Ausgabe der verbleibenden Stammaktien. Diese Stammaktien erzielen keine 
Erlöse und wirken sich nicht auf den den in Umlauf befindlichen Stammaktien zuzurechnenden Gewinn 
oder Verlust aus. Daher liegt bei diesen Aktien ein Verwässerungseffekt vor, und sie sind bei der Berechnung 
des verwässerten Ergebnisses je Aktie zu den in Umlauf befindlichen Stammaktien hinzuzuzählen. 

47 Bei Optionen und Optionsscheinen tritt ein Verwässerungseffekt nur dann ein, wenn der durchschnittliche Markt­
preis der Stammaktien während der Periode den Ausübungspreis der Optionen oder Optionsscheine übersteigt (d. 
h. wenn sie „im Geld“ sind). In Vorjahren angegebene Ergebnisse je Aktie werden nicht rückwirkend um Kursver­
änderungen bei den Stammaktien berichtigt. 

47A Bei Aktienoptionen und anderen anteilsbasierten Vergütungsvereinbarungen, für die IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütung 
gilt, müssen der in Paragraph 46 genannte Ausgabepreis und der in Paragraph 47 genannte Ausübungspreis den 
(gemäß IFRS 2 bewerteten) beizulegenden Zeitwert aller Güter oder Dienstleistungen enthalten, die dem Unterneh­
men künftig im Rahmen der Aktienoption oder einer anderen anteilsbasierten Vergütungsvereinbarung zu liefern 
bzw. zu erbringen sind. 

48 Mitarbeiteraktienoptionen mit festen oder bestimmbaren Laufzeiten und verfallbare Stammaktien werden bei der 
Ermittlung des verwässerten Ergebnisses je Aktie als Optionen behandelt, obgleich sie eventuell von einer Anwart­
schaft abhängig sind. Sie werden zum Tag der Gewährung als im Umlauf befindlich behandelt. Leistungsabhängige 
Mitarbeiteraktienoptionen werden als bedingt emissionsfähige Aktien behandelt, weil ihre Ausgabe neben dem 
Ablauf einer Zeitspanne auch von der Erfüllung bestimmter Bedingungen abhängig ist.
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W a n d e l b a r e I n s t r u m e n t e 

49 Der Verwässerungseffekt wandelbarer Instrumente ist gemäß den Paragraphen 33 und 36 im verwässerten Ergebnis 
je Aktie darzustellen. 

50 Bei wandelbaren Vorzugsaktien liegt ein Verwässerungsschutz immer dann vor, wenn die Dividende, die in der 
laufenden Periode für diese Aktien beschlossen wurde bzw. aufgelaufen ist, bei einer Umwandlung je erhaltener 
Stammaktie das unverwässerte Ergebnis je Aktie übersteigt. Bei wandelbaren Schuldtiteln liegt ein Verwässerungs­
schutz vor, wenn die zu erhaltende Verzinsung (nach Steuern und sonstigen Änderungen bei den Erträgen oder 
Aufwendungen) je Stammaktie bei einer Umwandlung das unverwässerte Ergebnis je Aktie übersteigt. 

51 Die Rückzahlung oder vorgenommene Umwandlung wandelbarer Vorzugsaktien betrifft unter Umständen nur 
einen Teil der zuvor in Umlauf befindlichen wandelbaren Vorzugsaktien. Um zu ermitteln, ob bei den übrigen 
in Umlauf befindlichen Vorzugsaktien ein Verwässerungseffekt vorliegt, wird in diesen Fällen ein in Paragraph 17 
genanntes zusätzliches Entgelt den Aktien zugerechnet, die zurückgezahlt oder umgewandelt werden. Zurück­
gezahlte oder umgewandelte und nicht zurückgezahlte oder umgewandelte Aktien werden getrennt voneinander 
betrachtet. 

B e d i n g t e m i s s i o n s f ä h i g e A k t i e n 

52 Wie bei der Ermittlung des unverwässerten Ergebnisses je Aktie werden auch bedingt emissionsfähige Aktien als in 
Umlauf befindlich behandelt und in die Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen, sofern die 
Bedingungen erfüllt (d. h. die Ereignisse eingetreten sind). Bedingt emissionsfähige Aktien werden mit Beginn der 
Periode (oder ab dem Tag der Vereinbarung zur bedingten Aktienausgabe, falls dieser Termin später liegt) ein­
bezogen. Falls die Bedingungen nicht erfüllt sind, basiert die Anzahl der bedingt emissionsfähigen Aktien, die in die 
Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen werden, auf der Anzahl an Aktien, die auszugeben 
wären, falls das Ende der Periode mit dem Ende des Zeitraums, innerhalb dessen diese Bedingung eintreten kann, 
zusammenfiele. Sind die Bedingungen bei Ablauf der Periode, innerhalb der sie eintreten können, nicht erfüllt, sind 
rückwirkende Anpassungen nicht erlaubt. 

53 Besteht die Bedingung einer bedingten Emission in der Erzielung oder Aufrechterhaltung eines bestimmten Ergeb­
nisses für eine Periode und wurde dieser Betrag zum Ende des Berichtszeitraums zwar erzielt, muss darüber hinaus 
aber für eine weitere Periode gehalten werden, so gelten die zusätzlichen Stammaktien als in Umlauf befindlich, 
falls bei der Ermittlung des verwässerten Ergebnisses je Aktie ein Verwässerungseffekt eintritt. In diesem Fall basiert 
die Ermittlung des verwässerten Ergebnisses je Aktie auf der Zahl von Stammaktien, die ausgegeben würden, wenn 
das Ergebnis am Ende der Berichtsperiode mit dem Ergebnis am Ende der Periode, innerhalb der diese Bedingung 
eintreten kann, identisch wäre. Da sich das Ergebnis in einer künftigen Periode verändern kann, werden bedingt 
emissionsfähige Aktien nicht vor Ende der Periode, innerhalb der diese Bedingung eintreten kann, in die Ermittlung 
des unverwässerten Ergebnisses einbezogen, da nicht alle erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

54 Die Zahl der bedingt emissionsfähigen Aktien kann vom künftigen Marktpreis der Stammaktien abhängen. Sollte 
dies zu einer Verwässerung führen, so basiert die Ermittlung des verwässerten Ergebnisses je Aktie auf der Zahl von 
Stammaktien, die ausgegeben würden, wenn der Marktpreis am Ende der Berichtsperiode mit dem Marktpreis am 
Ende der Periode, innerhalb der diese Bedingung eintreten kann, identisch wäre. Basiert die Bedingung auf einem 
Durchschnitt der Marktpreise über einen über die Berichtsperiode hinausgehenden Zeitraum, so wird der Durch­
schnitt für den abgelaufenen Zeitraum zugrunde gelegt. Da sich der Marktpreis in einer künftigen Periode ver­
ändern kann, werden bedingt emissionsfähige Aktien nicht vor Ende der Periode, innerhalb der diese Bedingung 
eintreten kann, in die Ermittlung des unverwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen, da nicht alle erforderlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

55 Die Zahl der bedingt emissionsfähigen Aktien kann vom künftigen Ergebnis und den künftigen Kursen der 
Stammaktien abhängen. In solchen Fällen basiert die Zahl der Stammaktien, die in die Berechnung des verwässerten 
Ergebnisses je Aktie einbezogen werden, auf beiden Bedingungen (also dem bis dahin erzielten Ergebnis und dem 
aktuellen Marktpreis am Ende des Berichtszeitraums). Bedingt emissionsfähige Aktien werden erst in die Ermittlung 
des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen, wenn beide Bedingungen erfüllt sind. 

56 In anderen Fällen hängt die Zahl der bedingt emissionsfähigen Aktien von einer anderen Bedingung als dem 
Ergebnis oder Marktpreis (beispielsweise der Eröffnung einer bestimmten Zahl an Einzelhandelsgeschäften) ab. In 
diesen Fällen werden die bedingt emissionsfähigen Aktien unter der Annahme, dass die Bedingung bis zum Ende 
der Periode, innerhalb der sie eintreten kann, unverändert bleibt, dem Stand am Ende des Berichtszeitraums 
entsprechend in die Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen.
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57 Bedingt emissionsfähige potenzielle Stammaktien (mit Ausnahme solcher, die einer Vereinbarung zur bedingten 
Aktienausgabe unterliegen, wie bedingt emissionsfähige wandelbare Instrumente) werden folgendermaßen in die 
Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen: 

a) Ein Unternehmen stellt fest, ob man bei den potenziellen Stammaktien davon ausgehen kann, dass sie aufgrund 
der für sie festgelegten Emissionsbedingungen nach Maßgabe der Bestimmungen über bedingt emissionsfähige 
Stammaktien in den Paragraphen 52–56 emissionsfähig sind, und 

b) sollten sich diese potenziellen Stammaktien im verwässerten Ergebnis je Aktie niederschlagen, stellt ein Unter­
nehmen die entsprechenden Auswirkungen auf die Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie nach 
Maßgabe der Bestimmungen über Optionen und Optionsscheine (Paragraphen 45–48), der Bestimmungen 
über wandelbare Instrumente (Paragraphen 49–51), der Bestimmungen über Verträge, die in Stammaktien 
oder liquiden Mitteln erfüllt werden (Paragraphen 58–61) bzw. sonstiger Bestimmungen fest. 

Bei der Ermittlung des verwässerten Ergebnisses je Aktie wird jedoch nur von einer Ausübung bzw. Umwandlung 
ausgegangen, wenn bei ähnlichen im Umlauf befindlichen potenziellen und unbedingten Stammaktien die gleiche 
Annahme zugrunde gelegt wird. 

V e r t r ä g e , d i e i n S t a m m a k t i e n o d e r l i q u i d e n M i t t e l n e r f ü l l t w e r d e n k ö n n e n 

58 Hat ein Unternehmen einen Vertrag geschlossen, bei dem das Unternehmen zwischen einer Erfüllung in 
Stammaktien oder in liquiden Mitteln wählen kann, so hat das Unternehmen davon auszugehen, dass der 
Vertrag in Stammaktien erfüllt wird, wobei die daraus resultierenden potenziellen Stammaktien in das 
verwässerte Ergebnis je Aktie einzubeziehen sind, sofern ein Verwässerungseffekt vorliegt. 

59 Wird ein solcher Vertrag zu Bilanzierungszwecken als Vermögenswert oder Schuld dargestellt oder enthält er eine 
Eigenkapital- und eine Schuldkomponente, so hat das Unternehmen den Zähler um etwaige Änderungen beim 
Gewinn oder Verlust zu bereinigen, die sich während der Periode ergeben hätten, wäre der Vertrag in vollem 
Umfang als Eigenkapitalinstrument eingestuft worden. Bei dieser Bereinigung wird ähnlich verfahren wie bei den 
nach Paragraph 33 erforderlichen Anpassungen. 

60 Bei Verträgen, die nach Wahl des Inhabers in Stammaktien oder liquiden Mitteln erfüllt werden können, 
ist bei der Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie die Option mit dem stärkeren Verwässe­
rungseffekt zugrunde zu legen. 

61 Ein Beispiel für einen Vertrag, bei dem die Erfüllung in Stammaktien oder liquiden Mitteln erfolgen kann, ist ein 
Schuldinstrument, das dem Unternehmen bei Fälligkeit das uneingeschränkte Recht einräumt, den Kapitalbetrag in 
liquiden Mitteln oder in eigenen Stammaktien zu leisten. Ein weiteres Beispiel ist eine geschriebene Verkaufsoption, 
deren Inhaber die Wahl zwischen Erfüllung in Stammaktien oder in liquiden Mitteln hat. 

G e k a u f t e O p t i o n e n 

62 Verträge wie gekaufte Verkaufsoptionen und gekaufte Kaufoptionen (also Optionen, die das Unternehmen auf die 
eigenen Stammaktien hält) werden nicht in die Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen, weil 
dies einem Verwässerungsschutz gleichkäme. Die Verkaufsoption würde nur ausgeübt, wenn der Ausübungspreis 
den Marktpreis überstiege, und die Kaufoption würde nur ausgeübt, wenn der Ausübungspreis unter dem Markt­
preis läge. 

G e s c h r i e b e n e V e r k a u f s o p t i o n e n 

63 Verträge, die das Unternehmen zum Rückkauf seiner eigenen Aktien verpflichten (wie geschriebene 
Verkaufsoptionen und Terminkäufe), kommen bei der Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie 
zum Tragen, wenn ein Verwässerungseffekt vorliegt. Wenn diese Verträge innerhalb der Periode „im 
Geld“ sind (d. h. der Ausübungs- oder Erfüllungspreis den durchschnittlichen Marktpreis in der Periode 
übersteigt), so ist der potenzielle Verwässerungseffekt auf das Ergebnis je Aktie folgendermaßen zu 
ermitteln: 

a) es ist anzunehmen, dass am Anfang der Periode eine ausreichende Menge an Stammaktien (zum durch­
schnittlichen Marktpreis während der Periode) emittiert wird, um die Mittel zur Vertragserfüllung zu 
beschaffen, 

b) es ist anzunehmen, dass die Erlöse aus der Emission zur Vertragserfüllung (also zum Rückkauf der 
Stammaktien) verwendet werden, und
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c) die zusätzlichen Stammaktien (die Differenz zwischen den als emittiert angenommenen Stammaktien 
und den aus der Vertragserfüllung vereinnahmten Stammaktien) sind in die Berechnung des verwäs­
serten Ergebnisses je Aktie einzubeziehen. 

RÜCKWIRKENDE ANPASSUNGEN 

64 Nimmt die Zahl der in Umlauf befindlichen Stammaktien oder potenziellen Stammaktien durch eine 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln, eine Emission von Gratisaktien oder einen Aktiensplitt zu 
bzw. durch einen umgekehrten Aktiensplitt ab, so ist die Berechnung des unverwässerten und verwäs­
serten Ergebnisses je Aktie für alle dargestellten Perioden rückwirkend anzupassen. Treten diese Ände­
rungen nach dem Abschlussstichtag, aber vor der Genehmigung zur Veröffentlichung des Abschlusses ein, 
sind die Berechnungen je Aktie für den Abschluss, der für diese Periode vorgelegt wird, sowie für die 
Abschlüsse aller früheren Perioden auf der Grundlage der neuen Zahl an Aktien vorzunehmen. Dabei ist 
anzugeben, dass die Berechnungen pro Aktie derartigen Änderungen in der Zahl der Aktien Rechnung 
tragen. Darüber hinaus sind für alle dargestellten Perioden das unverwässerte und das verwässerte Ergeb­
nis je Aktie auch im Hinblick auf die Auswirkungen von rückwirkend berücksichtigten Fehlern und 
Anpassungen, die durch Änderungen der Rechnungslegungsmethoden bedingt sind, anzupassen. 

65 Ein Unternehmen darf das verwässerte Ergebnis je Aktie, die in früheren Perioden ausgewiesen wurde, nicht 
aufgrund von Änderungen der Berechnungsannahmen zur Ergebnisermittlung je Aktie oder zwecks Umwandlung 
potenzieller Stammaktien in Stammaktien rückwirkend anpassen. 

DARSTELLUNG 

66 Ein Unternehmen hat in seiner Gesamtergebnisrechnung für jede Gattung von Stammaktien mit unter­
schiedlichem Anrecht auf Teilnahme am Gewinn oder Verlust das unverwässerte und das verwässerte 
Ergebnis je Aktie aus dem den Stammaktionären des Mutterunternehmens zurechenbaren Gewinn oder 
Verlust aus fortzuführenden Geschäftsbereichen sowie aus dem den Stammaktionären des Mutterunter­
nehmens zurechenbaren Gewinn oder Verlust auszuweisen. Ein Unternehmen hat das unverwässerte und 
das verwässerte Ergebnis je Aktie in allen dargestellten Perioden gleichrangig auszuweisen. 

67 Das Ergebnis je Aktie ist für jede Periode auszuweisen, für die eine Gesamtergebnisrechnung vorgelegt wird. Wird 
das verwässerte Ergebnis je Aktie für mindestens eine Periode ausgewiesen, so ist es, selbst wenn es dem unver­
wässerten Ergebnis je Aktie entspricht, für sämtliche dargestellten Perioden auszuweisen. Stimmen unverwässertes 
und verwässertes Ergebnis je Aktie überein, so kann der doppelte Ausweis in einer Zeile in der Gesamtergeb­
nisrechnung erfolgen. 

67A Stellt ein Unternehmen die Ergebnisbestandteile gemäß Paragraph 10A von IAS 1 (in der 2011 geänderten Fassung) 
in einer gesonderten Gewinn- und Verlustrechnung dar, so hat es das unverwässerte und verwässerte Ergebnis je 
Aktie gemäß den Vorschriften der Paragraph 66 und 67 in dieser gesonderten Gewinn- und Verlustrechnung 
auszuweisen. 

68 Ein Unternehmen, das die Aufgabe eines Geschäftsbereichs berichtet, hat die unverwässerten und ver­
wässerten Beträge je Aktie für den aufgegebenen Geschäftsbereich entweder in der Gesamtergebnisrech­
nung oder im Anhang auszuweisen. 

68A Stellt ein Unternehmen die Ergebnisbestandteile gemäß Paragraph 10A von IAS 1 (in der 2011 geänderten Fassung) 
in einer gesonderten Gewinn- und Verlustrechnung dar, so hat es das unverwässerte und verwässerte Ergebnis je 
Aktie für den aufgegebenen Geschäftsbereich gemäß den Vorschriften in Paragraph 68 in dieser gesonderten 
Gewinn- und Verlustrechnung oder im Anhang auszuweisen. 

69 Ein Unternehmen hat das unverwässerte und das verwässerte Ergebnis je Aktie auch dann auszuweisen, 
wenn die Beträge negativ (also als Verlust je Aktie) ausfallen. 

ANGABEN 

70 Ein Unternehmen hat Folgendes anzugeben: 

a) die Beträge, die es bei der Berechnung des unverwässerten und verwässerten Ergebnisses je Aktie als 
Zähler verwendet, sowie eine Überleitung der entsprechenden Beträge zu dem dem Mutterunterneh­
men zurechenbaren Gewinn oder Verlust. Der Überleitungsrechnung muss zu entnehmen sein, wie 
sich die einzelnen Gattungen von Instrumenten auf das Ergebnis je Aktie auswirken.
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b) die gewichtete durchschnittliche Anzahl der Stammaktien, der bei der Berechnung des unverwässerten 
und des verwässerten Ergebnisses je Aktie als Nenner verwendet wurde, sowie eine Überleitungsrech­
nung dieser Nenner zueinander. Der Überleitungsrechnung muss zu entnehmen sein, wie sich die 
einzelnen Gattungen von Instrumenten auf das Ergebnis je Aktie auswirken. 

c) die Instrumente (einschließlich bedingt emissionsfähiger Aktien), die das unverwässerte Ergebnis je 
Aktie in Zukunft potenziell verwässern könnten, aber nicht in die Berechnung des verwässerten 
Ergebnisses je Aktie eingeflossen sind, weil sie für die dargestellte Periode/die dargestellten Perioden 
einer Verwässerung entgegenwirken. 

d) eine Beschreibung der Transaktionen mit Stammaktien oder potenziellen Stammaktien – mit Ausnahme 
derjenigen, die gemäß Paragraph 64 berücksichtigt werden–, die nach dem Abschlussstichtag zustande 
kommen und die, wenn sie vor Ende der Berichtsperiode stattgefunden hätten, die Zahl der am Ende 
der Periode in Umlauf befindlichen Stammaktien oder potenziellen Stammaktien erheblich verändert 
hätten. 

71 Beispiele für die in Paragraph 70(d) genannten Transaktionen sind 

a) die Ausgabe von Aktien gegen liquide Mittel, 

b) die Ausgabe von Aktien, wenn die Erlöse dazu verwendet werden, zum Abschlussstichtag bestehende Schulden 
oder in Umlauf befindliche Vorzugsaktien zu tilgen, 

c) die Rücknahme von in Umlauf befindlichen Stammaktien, 

d) die Umwandlung oder Ausübung des Bezugsrechtes potenzieller, sich zum Abschlussstichtag im Umlauf be­
findlicher Stammaktien in Stammaktien, 

e) die Ausgabe von Optionen, Optionsscheinen oder wandelbaren Instrumenten und 

f) die Erfüllung von Bedingungen, die die Ausgabe bedingt emissionsfähiger Aktien zur Folge hätten. 

Die Ergebnisse je Aktie werden nicht um Transaktionen bereinigt, die nach dem Abschlussstichtag eintreten, da 
diese den zur Generierung des Gewinns oder Verlusts verwendeten Kapitalbetrag nicht beeinflussen. 

72 Finanzinstrumente und sonstige Verträge, die zu potenziellen Stammaktien führen, können Bedingungen enthalten, 
die die Bestimmung des unverwässerten und verwässerten Ergebnisses je Aktie beeinflussen. Diese Bedingungen 
können entscheidend dafür sein, ob bei potenziellen Stammaktien ein Verwässerungseffekt vorliegt und, falls dem 
so ist, wie sich dies auf die gewichtete durchschnittliche Anzahl der in Umlauf befindlichen Aktien sowie alle 
daraus resultierenden Bereinigungen des den Stammaktionären zuzurechnenden Gewinns oder Verlusts auswirkt. 
Die Angabe der Vertragsbedingungen dieser Finanzinstrumente und anderer Verträge wird empfohlen, sofern dies 
nicht ohnehin vorgeschrieben ist (s. IFRS 7 Finanzinstrumente: Angaben). 

73 Falls ein Unternehmen zusätzlich zum unverwässerten und verwässerten Ergebnis je Aktie Beträge je 
Aktie angibt, die mittels eines in der Gesamtergebnisrechnung enthaltenen Bestandteils ermittelt werden, 
der von diesem Standard nicht vorgeschrieben ist, so sind derartige Beträge unter Verwendung der gemäß 
diesem Standard ermittelten gewichteten durchschnittlichen Anzahl von Stammaktien zu bestimmen. 
Unverwässerte und verwässerte Beträge je Aktie, die sich auf einen derartigen Bestandteil beziehen, 
sind gleichrangig anzugeben und im Anhang auszuweisen. Ein Unternehmen hat auf die Grundlage zur 
Ermittlung des Nenners/der Nenner hinzuweisen, einschließlich der Angabe, ob es sich bei den entspre­
chenden Beträgen je Aktie um Vor- oder Nachsteuerbeträge handelt. Bei Verwendung eines Bestandteils 
der Gesamtergebnisrechnung, der nicht als eigenständiger Posten in der Gesamtergebnisrechnung aus­
gewiesen wird, ist eine Überleitung zwischen diesem verwendeten Bestandteil zu einem in der Gesamt­
ergebnisrechnung ausgewiesenen Posten herzustellen. 

73A Paragraph 73 ist auch auf ein Unternehmen anzuwenden, das zusätzlich zum unverwässerten und ver­
wässerten Ergebnis je Aktie Beträge je Aktie angibt, die mittels eines Ergebnisbestandteils, der nicht von 
diesem Standard vorgeschrieben wird, ermittelt werden.
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ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

74 Dieser Standard ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2005 beginnen. Eine frühere 
Anwendung wird empfohlen. Wendet ein Unternehmen diesen Standard für Berichtsperioden an, die vor dem 1. 
Januar 2005 beginnen, hat es dies anzugeben. 

74A Durch IAS 1 (in der 2007 überarbeiteten Fassung) wurde die in den IAS/IFRS verwendete Terminologie geändert. 
Außerdem wurden die Paragraphen 4A, 67A, 68A und 73A eingefügt. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Wendet ein Unternehmen IAS 1 (überarbeitet 2007) 
auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese Periode auch diese Änderungen anzuwenden. 

74B Durch IFRS 10 und IFRS 11 Gemeinschaftliche Vereinbarungen, veröffentlicht im Mai 2011, wurden die Paragra­
phen 4, 40 und A11 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 10 und IFRS 11 an, hat es diese Änderungen 
ebenfalls anzuwenden. 

74C Durch IFRS 13, veröffentlicht im Mai 2011, wurden die Paragraphen 8, 47A und A2 geändert. Wendet ein 
Unternehmen IFRS 13 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

74D Durch Darstellung von Posten des sonstigen Ergebnisses (Änderungen an IAS 1), veröffentlicht im Juni 2011, wurden 
die Paragraphen 4A, 67A, 68A und 73A geändert. Wendet ein Unternehmen IAS 1 (in der im Juni 2011 geän­
derten Fassung) an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

74E Durch IFRS 9 Finanzinstrumente (in der im Juli 2014 veröffentlichten Fassung) wurde Paragraph 34 geändert. 
Wendet ein Unternehmen IFRS 9 an, ist diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

RÜCKNAHME ANDERER VERLAUTBARUNGEN 

75 Dieser Standard ersetzt IAS 33 Ergebnis je Aktie (veröffentlicht 1997). 

76 Dieser Standard ersetzt SIC-24 Ergebnis je Aktie — Finanzinstrumente und sonstige Verträge, die in Aktien erfüllt werden 
können.
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Anhang A 

ANWENDUNGSLEITLINIEN 

Dieser Anhang ist integraler Bestandteil des Standards. 

Der dem Mutterunternehmen zuzurechnende Gewinn oder Verlust 

A1 Zur Berechnung des Ergebnisses je Aktie auf der Grundlage des Konzernabschlusses bezieht sich der dem 
Mutterunternehmen zuzurechnende Gewinn oder Verlust auf den Gewinn oder Verlust des konsolidierten Unter­
nehmens nach Berücksichtigung von nicht beherrschenden Anteilen. 

Bezugsrechtsausgabe 

A2 Durch die Ausgabe von Stammaktien zum Zeitpunkt der Ausübung oder Umwandlung potenzieller Stammaktien 
entsteht im Regelfall kein Bonuselement, weil die potenziellen Stammaktien normalerweise zum beizulegenden 
Zeitwert ausgegeben werden, was zu einer proportionalen Änderung der dem Unternehmen zur Verfügung 
stehenden Ressourcen führt. Bei einer Ausgabe von Bezugsrechten liegt der Ausübungskurs jedoch häufig unter 
dem beizulegenden Zeitwert der Aktien, sodass hier ein Bonuselement vorliegt (siehe Paragraph 27(b)). Wird 
allen gegenwärtigen Aktionären eine Bezugsrechtsausgabe angeboten, ist die Zahl der Stammaktien, die zu 
verwenden ist, um für alle Perioden vor der Bezugsrechtsausgabe das unverwässerte und das verwässerte Ergebnis 
je Aktie zu berechnen, gleich der Zahl der sich vor der Ausgabe in Umlauf befindlichen Stammaktien, multi­
pliziert mit folgendem Faktor: 

Beizulegender Zeitwert je Aktie unmittelbar vor der Bezugsrechtsausübung 
Theoretischer Zeitwert je Aktie nach dem Bezugsrecht 

Der theoretische Zeitwert je Aktie nach dem Bezugsrecht wird berechnet, indem die Summe der beizulegenden 
Zeitwerte der Aktien unmittelbar vor Ausübung der Bezugsrechte zu den Erlösen aus der Ausübung der Bezugs­
rechte hinzugezählt und durch die Anzahl der sich nach Ausübung der Bezugsrechte in Umlauf befindlichen 
Aktien geteilt wird. In Fällen, in denen die Bezugsrechte vor dem Ausübungsdatum getrennt von den Aktien 
öffentlich gehandelt werden sollen, wird der beizulegende Zeitwert am Schluss des letzten Handelstages, an dem 
die Aktien gemeinsam mit den Bezugsrechten gehandelt werden, ermittelt. 

Kontrollgröße 

A3 Um die Anwendung des in den Paragraphen 42 und 43 beschriebenen Begriffs der Kontrollgröße zu veranschau­
lichen, soll angenommen werden, dass ein Unternehmen aus fortzuführenden Geschäftsbereichen einen dem 
Mutterunternehmen zurechenbaren Gewinn von 4800 WE ( 18 ), aus aufgegebenen Geschäftsbereichen einen dem 
Mutterunternehmen zurechenbaren Verlust von (7200 WE), einen dem Mutterunternehmen zurechenbaren Ver­
lust von (2400 WE) und 2000 Stammaktien sowie 400 in Umlauf befindliche potenzielle Stammaktien hat. Das 
unverwässerte Ergebnis des Unternehmens je Aktie beträgt in diesem Fall 2,40 WE für fortzuführende Geschäfts­
bereiche, (3,60 WE) für aufgegebene Geschäftsbereiche und (1,20 WE) für den Verlust. Die 400 potenziellen 
Stammaktien werden in die Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen, weil das resultierende 
Ergebnis von 2,00 WE je Aktie für fortzuführende Geschäftsbereiche verwässernd wirkt, wenn keine Auswirkung 
dieser 400 potenziellen Stammaktien auf den Gewinn oder Verlust angenommen wird. Weil der dem Mutter­
unternehmen zurechenbare Gewinn aus fortzuführenden Geschäftsbereichen die Kontrollgröße ist, bezieht das 
Unternehmen auch diese 400 potenziellen Stammaktien in die Berechnung der übrigen Ergebnisse je Aktie ein, 
obwohl die resultierenden Ergebnisse je Aktie für die ihnen vergleichbaren unverwässerten Ergebnisse je Aktie 
einen Verwässerungsschutz darstellen; d. h., der Verlust je Aktie geringer ist [(3,00 WE) je Aktie für den Verlust 
aus aufgegebenen Geschäftsbereichen und (1,00 WE) je Aktie für den Verlust]. 

Durchschnittlicher Marktpreis der Stammaktien 

A4 Zur Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie wird der durchschnittliche Marktpreis der Stammaktien, 
von deren Ausgabe ausgegangen wird, auf der Basis des durchschnittlichen Marktpreises während der Periode 
errechnet. Theoretisch könnte jede Markttransaktion mit den Stammaktien eines Unternehmens in die Bestim­
mung des durchschnittlichen Marktpreises einbezogen werden. In der Praxis reicht jedoch für gewöhnlich ein 
einfacher Durchschnitt aus den wöchentlichen oder monatlichen Kursen aus.
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A5 Im Allgemeinen sind die Schlusskurse für die Berechnung des durchschnittlichen Marktpreises ausreichend. 
Schwanken die Kurse allerdings mit großer Bandbreite, ergibt ein Durchschnitt aus den Höchst- und Tiefstkursen 
normalerweise einen repräsentativeren Kurs. Der durchschnittliche Marktpreis ist stets nach derselben Methode 
zu ermitteln, es sei denn, diese ist wegen geänderter Bedingungen nicht mehr repräsentativ. So könnte z. B. ein 
Unternehmen, das zur Errechnung des durchschnittlichen Marktpreises über mehrere Jahre relativ stabiler Kurse 
hinweg die Schlusskurse benutzt, zur Durchschnittsbildung aus Höchst- und Tiefstkursen übergehen, wenn starke 
Kursschwankungen einsetzen und die Schlusskurse keinen repräsentativen Durchschnittskurs mehr ergeben. 
Optionen, Optionsscheine und ihre Äquivalente 

A6 Es wird davon ausgegangen, dass Optionen oder Optionsscheine für den Kauf wandelbarer Instrumente immer 
dann für diesen Zweck ausgeübt werden, wenn die Durchschnittskurse sowohl der wandelbaren Instrumente als 
auch der nach der Umwandlung zu beziehenden Stammaktien über dem Ausübungskurs der Optionen oder 
Optionsscheine liegen. Von einer Ausübung wird jedoch nur dann ausgegangen, wenn auch bei etwaigen 
ähnlichen in Umlauf befindlichen wandelbaren Instrumenten von einer Umwandlung ausgegangen wird. 

A7 Optionen oder Optionsscheine können die Andienung schuldrechtlicher oder anderer Wertpapiere des Unter­
nehmens (oder seines Mutterunternehmens oder eines Tochterunternehmens) zur Zahlung des gesamten Aus­
übungspreises oder eines Teiles davon ermöglichen oder erfordern. Bei der Berechnung des verwässerten Ergeb­
nisses je Aktie wirken diese Optionen oder Optionsscheine verwässernd, wenn (a) der durchschnittliche Markt­
preis der zugehörigen Stammaktien für die Periode den Ausübungskurs überschreitet oder (b) der Verkaufskurs 
des anzudienenden Instrumentes unter dem liegt, zu dem das Instrument der Options- oder Optionsscheinsver­
einbarung entsprechend angedient werden kann und der sich ergebende Abschlag zu einem effektiven Aus­
übungskurs unter dem Marktpreis für die Stammaktien führt, die nach der Ausübung bezogen werden können. 
Bei der Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie wird davon ausgegangen, dass diese Optionen oder 
Optionsscheine ausgeübt und die schuldrechtlichen oder anderen Wertpapiere angedient werden sollen. Ist die 
Andienung liquider Mittel für den Options- oder Optionsscheininhaber vorteilhafter und lässt der Vertrag dies zu, 
wird von der Andienung liquider Mittel ausgegangen. Zinsen (abzüglich Steuern) auf schuldrechtliche Wert­
papiere, von deren Andienung ausgegangen wird, werden dem Zähler als Berichtigung wieder hinzugerechnet. 

A8 Ähnlich behandelt werden Vorzugsaktien mit ähnlichen Bestimmungen oder andere Wertpapiere, deren Um­
wandlungsoptionen dem Investor eine Barzahlung zu einem günstigeren Umwandlungssatz erlauben. 

A9 Bei bestimmten Optionen oder Optionsscheinen sehen die Vertragsbedingungen eventuell vor, dass die durch 
Ausübung dieser Instrumente erzielten Erlöse für den Rückkauf schuldrechtlicher oder anderer Wertpapiere des 
Unternehmens (oder seines Mutter- oder eines Tochterunternehmens) verwendet werden. Bei der Berechnung des 
verwässerten Ergebnisses je Aktie wird davon ausgegangen, dass diese Optionen oder Optionsscheine ausgeübt 
werden und der Erlös für den Kauf der schuldrechtlichen Wertpapiere zum durchschnittlichen Marktpreis und 
nicht für den Kauf von Stammaktien verwendet wird. Sollte der durch die angenommene Ausübung erzielte Erlös 
jedoch über den für den angenommenen Kauf schuldrechtlicher Wertpapiere aufgewandten Betrag hinausgehen, 
so wird diese Differenz bei der Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie berücksichtigt (d. h., es wird 
davon ausgegangen, dass sie für den Rückkauf von Stammaktien eingesetzt wurde). Zinsen (abzüglich Steuern) 
auf schuldrechtliche Wertpapiere, von deren Kauf ausgegangen wird, werden dem Zähler als Berichtigung wieder 
hinzugerechnet. 
Geschriebene Verkaufsoptionen 

A10 Zur Erläuterung der Anwendung von Paragraph 63 soll angenommen werden, dass sich von einem Unternehmen 
120 geschriebene Verkaufsoptionen auf seine Stammaktien mit einem Ausübungskurs von 35 WE in Umlauf 
befinden. Der durchschnittliche Marktpreis für die Stammaktien des Unternehmens in der Periode beträgt 28 WE. 
Bei der Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie geht das Unternehmen davon aus, dass es zur Erfüllung 
seiner Verkaufsverpflichtung von 4200 WE zu Periodenbeginn 150 Aktien zu je 28 WE ausgegeben hat. Die 
Differenz zwischen den 150 ausgegebenen Stammaktien und den 120 Stammaktien aus der Erfüllung der 
Verkaufsoption (30 zusätzliche Stammaktien) wird bei der Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie 
auf den Nenner aufaddiert. 
Instrumente von Tochterunternehmen, Gemeinschaftsunternehmen oder assoziierten Unternehmen 

A11 Potenzielle Stammaktien eines Tochterunternehmens, Gemeinschaftsunternehmens oder assoziierten Unterneh­
mens, die entweder in Stammaktien des Tochterunternehmens, Gemeinschaftsunternehmens oder assoziierten 
Unternehmens oder in Stammaktien des Mutterunternehmens oder von Investoren, die an der gemeinschaftlichen 
Führung des Beteiligungsunternehmens beteiligt sind oder einen maßgeblichem Einfluss auf das Beteiligungs­
unternehmen haben, (des berichtenden Unternehmens) umgewandelt werden können, werden wie folgt in die 
Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie einbezogen: 

a) Durch ein Tochterunternehmen, Gemeinschaftsunternehmen oder assoziiertes Unternehmen ausgegebene In­
strumente, die ihren Inhabern den Bezug von Stammaktien des Tochterunternehmens, Gemeinschaftsunter­
nehmens oder assoziierten Unternehmens ermöglichen, werden in die Berechnung des verwässerten Ergeb­
nisses je Aktie des Tochterunternehmens, Gemeinschaftsunternehmens oder assoziierten Unternehmens ein­
bezogen. Dieses Ergebnis je Aktie wird dann vom berichtenden Unternehmen in dessen Berechnungen des 
Ergebnisses je Aktie einbezogen, und zwar auf der Grundlage, dass das berichtende Unternehmen die Instru­
mente des Tochterunternehmens, Gemeinschaftsunternehmens oder assoziierten Unternehmens hält.
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b) Instrumente eines Tochterunternehmens, Gemeinschaftsunternehmens oder assoziierten Unternehmens, die in 
Stammaktien des berichtenden Unternehmens umgewandelt werden können, werden für die Berechnung des 
verwässerten Ergebnisses je Aktie als zu den potenziellen Stammaktien des berichtenden Unternehmens 
gehörend betrachtet. Ebenso werden auch von einem Tochterunternehmen, Gemeinschaftsunternehmen 
oder assoziierten Unternehmen für den Kauf von Stammaktien des berichtenden Unternehmens ausgegebene 
Optionen oder Optionsscheine bei der Berechnung des konsolidierten verwässerten Ergebnisses je Aktie als zu 
den potenziellen Stammaktien des berichtenden Unternehmens gehörend betrachtet. 

A12 Um zu bestimmen, wie sich Instrumente, die von einem berichtenden Unternehmen ausgegeben wurden und in 
Stammaktien eines Tochterunternehmens, Gemeinschaftsunternehmens oder assoziierten Unternehmens umge­
wandelt werden können, auf das Ergebnis je Aktie auswirken, wird von der Umwandlung der Instrumente 
ausgegangen und der Zähler (der den Stammaktionären des Mutterunternehmens zurechenbare Gewinn oder 
Verlust) gemäß Paragraph 33 dementsprechend angepasst. Zusätzlich dazu wird der Zähler in Bezug auf jede 
Änderung angepasst, die im Gewinn oder Verlust des berichtenden Unternehmens auftritt (z. B. Erträge nach der 
Dividenden- oder nach der Equity-Methode) und der erhöhten Stammaktienzahl des Tochterunternehmens, 
Gemeinschaftsunternehmens oder assoziierten Unternehmens zuzurechnen ist, die sich als Folge der angenom­
menen Umwandlung in Umlauf befindet. Der Nenner ist bei der Berechnung des verwässerten Ergebnisses je 
Aktie nicht betroffen, weil die Zahl der in Umlauf befindlichen Stammaktien des berichtenden Unternehmens 
sich bei Annahme der Umwandlung nicht ändern würde. 
Partizipierende Eigenkapitalinstrumente und aus zwei Gattungen bestehende Stammaktien 

A13 Zum Eigenkapital einiger Unternehmen gehören 
a) Instrumente, die nach einer festgelegten Formel (z. B. zwei zu eins) an Stammaktien-Dividenden beteiligt 

werden, wobei in einigen Fällen für die Gewinnbeteiligung eine Obergrenze (z. B. bis zu einem bestimmten 
Höchstbetrag je Aktie) besteht, 

b) eine Stammaktien-Gattung, deren Dividendensatz von dem der anderen Stammaktien-Gattung abweicht, ohne 
jedoch vorrangige oder vorgehende Rechte zu haben. 

A14 Zur Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie wird bei den in Paragraph A13 bezeichneten Instru­
menten, die in Stammaktien umgewandelt werden können, von einer Umwandlung ausgegangen, wenn sie 
eine verwässernde Wirkung hat. Für die nicht in eine Stammaktien-Gattung umwandelbaren Instrumente wird 
der Gewinn oder Verlust entsprechend ihren Dividendenrechten oder anderen Rechten auf Beteiligung an nicht 
ausgeschütteten Gewinnen den unterschiedlichen Aktiengattungen und partizipierenden Eigenkapitalinstrumenten 
zugewiesen. Zur Berechnung des unverwässerten und verwässerten Ergebnisses je Aktie, 
a) wird der den Stammaktieninhabern des Mutterunternehmens zurechenbare Gewinn oder Verlust (durch 

Gewinnreduzierung und Verlusterhöhung) um den Betrag der Dividenden angepasst, der in der Periode für 
jede Aktiengattung beschlossen wurde, sowie um den vertraglichen Betrag der Dividenden (oder Zinsen auf 
Gewinnschuldverschreibungen), der für die Periode zu zahlen ist (z. B. ausgeschüttete, aber noch nicht aus­
gezahlte kumulative Dividenden). 

b) wird der verbleibende Gewinn oder Verlust den Stammaktien und partizipierenden Eigenkapitalinstrumenten 
in dem Umfang zugeteilt, in dem jedes Instrument am Ergebnis beteiligt ist, so, als sei der gesamte Gewinn 
oder Verlust ausgeschüttet worden. Der gesamte jeder Gattung von Eigenkapitalinstrumenten zugewiesene 
Gewinn oder Verlust wird durch Addition des aus Dividenden und aus Gewinnbeteiligung zugeteilten Betrags 
bestimmt. 

c) wird der Gesamtbetrag des jeder Gattung von Eigenkapitalinstrumenten zugewiesenen Gewinns oder Verlusts 
durch die Zahl der in Umlauf befindlichen Instrumente geteilt, denen das Ergebnis zugewiesen wird, um das 
Ergebnis je Aktie für das Instrument zu bestimmen. 

Zur Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie werden alle potenziellen Stammaktien, die als ausgegeben 
gelten, in die in Umlauf befindlichen Stammaktien einbezogen. 
Teilweise bezahlte Aktien 

A15 Werden Stammaktien ausgegeben, jedoch nicht voll bezahlt, werden sie bei der Berechnung des unverwässerten 
Ergebnisses je Aktie in dem Umfang als Bruchteil einer Stammaktie angesehen, in dem sie während der Periode 
in Relation zu einer voll bezahlten Stammaktie dividendenberechtigt sind. 

A16 Soweit teilweise bezahlte Aktien während der Periode nicht dividendenberechtigt sind, werden sie bei der 
Berechnung des verwässerten Ergebnisses je Aktie analog zu Optionen oder Optionsscheinen behandelt. Der 
unbezahlte Restbetrag gilt als für den Kauf von Stammaktien verwendeter Erlös. Die Zahl der in das verwässerte 
Ergebnis je Aktie einbezogenen Aktien ist die Differenz zwischen der Zahl der gezeichneten Aktien und der Zahl 
der Aktien, die als gekauft gelten.
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 34 

Zwischenberichterstattung 

ZIELSETZUNG 

Die Zielsetzung dieses Standards ist, den Mindestinhalt eines Zwischenberichts sowie die Grundsätze für die Erfassung 
und Bewertung in einem vollständigen oder verkürzten Abschluss für eine Zwischenberichtsperiode vorzuschreiben. Eine 
rechtzeitige und verlässliche Zwischenberichterstattung erlaubt Investoren, Gläubigern und anderen Adressaten, die 
Fähigkeit eines Unternehmens, Periodenüberschüsse und Mittelzuflüsse zu erzeugen, sowie seine Vermögenslage und 
Liquidität besser zu beurteilen. 

ANWENDUNGSBEREICH 

1 Dieser Standard schreibt weder vor, welche Unternehmen Zwischenberichte zu veröffentlichen haben, noch wie 
häufig oder innerhalb welchen Zeitraums nach dem Ablauf einer Zwischenberichtsperiode dies zu erfolgen hat. 
Jedoch verlangen Regierungen, Aufsichtsbehörden, Börsen und sich mit der Rechnungslegung befassende Berufs­
verbände oft von Unternehmen, deren Schuld- oder Eigenkapitaltitel öffentlich gehandelt werden, die Veröffent­
lichung von Zwischenberichten. Dieser Standard ist anzuwenden, wenn ein Unternehmen pflichtgemäß oder 
freiwillig einen Zwischenbericht gemäß den International Financial Reporting Standards (IFRS) veröffentlicht. Das 
International Accounting Standards Committee ( 19 ) empfiehlt Unternehmen, deren Wertpapiere öffentlich gehan­
delt werden, Zwischenberichte bereitzustellen, die hinsichtlich Erfassung, Bewertung und Angaben den Grund­
sätzen dieses Standards entsprechen. Unternehmen, deren Wertpapiere öffentlich gehandelt werden, wird ins­
besondere empfohlen, 

a) Zwischenberichte wenigstens zum Ende der ersten Hälfte des Geschäftsjahrs bereitzustellen und 

b) ihre Zwischenberichte innerhalb von 60 Tagen nach Abschluss der Zwischenberichtsperiode verfügbar zu 
machen. 

2 Jeder Finanzbericht, ob Abschluss eines Geschäftsjahrs oder Zwischenbericht, ist hinsichtlich seiner Konformität 
mit den IFRS gesondert zu beurteilen. Die Tatsache, dass ein Unternehmen während eines bestimmten Geschäfts­
jahrs keine Zwischenberichterstattung vorgenommen hat oder Zwischenberichte erstellt hat, die nicht diesem 
Standard entsprechen, darf das Unternehmen nicht davon abhalten, den IFRS entsprechende Abschlüsse eines 
Geschäftsjahrs zu erstellen, wenn ansonsten auch so verfahren wird. 

3 Wenn der Zwischenbericht eines Unternehmens als mit den IFRS übereinstimmend bezeichnet wird, hat er allen 
Vorschriften dieses Standards zu entsprechen. Paragraph 19 schreibt dafür bestimmte Angaben vor. 

DEFINITIONEN 

4 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Eine Zwischenberichtsperiode ist eine Finanzberichtsperiode, die kürzer als ein gesamtes Geschäftsjahr ist. 

Ein Zwischenbericht ist ein Finanzbericht, der einen vollständigen Abschluss (wie in IAS 1 Darstellung 
des Abschlusses (in der 2007 überarbeiteten Fassung) beschrieben) oder einen verkürzten Abschluss (wie 
in diesem Standard beschrieben) für eine Zwischenberichtsperiode enthält. 

INHALT EINES ZWISCHENBERICHTS 

5 IAS 1 definiert für einen vollständigen Abschluss folgende Bestandteile: 

a) eine Bilanz zum Abschlussstichtag, 

b) eine Darstellung von Gewinn oder Verlust und sonstigem Ergebnis („Gesamtergebnisrechnung “) für die 
Periode, 

c) eine Eigenkapitalveränderungsrechnung für die Periode,

DE L 237/248 Amtsblatt der Europäischen Union 26.9.2023 

( 19 ) Der International Accounting Standards Board, der seine Tätigkeit im Jahr 2001 aufnahm, hat die Funktionen des International 
Accounting Standards Committee übernommen.



 

d) eine Kapitalflussrechnung für die Periode, 

e) den Anhang einschließlich wesentlicher Angaben zu Rechnungslegungsmethoden und sonstiger Erläuterun­
gen, 

ea) Vergleichsinformationen für die vorangegangene Periode gemäß den Paragraphen 38 und 38A von IAS 1 und 

f) eine Bilanz zu Beginn der vorangegangenen Periode, wenn ein Unternehmen eine Rechnungslegungsmethode 
rückwirkend anwendet oder Posten im Abschluss rückwirkend anpasst oder gemäß den Paragraphen 40A– 
40D von IAS 1 umgliedert. 

Ein Unternehmen kann für diese Bestandteile andere Bezeichnungen als die in diesem Standard vorgesehenen 
Begriffe verwenden. So kann ein Unternehmen beispielsweise die Bezeichnung „Gesamtergebnisrechnung “ anstelle 
von „Darstellung von Gewinn oder Verlust und sonstigem Ergebnis“ verwenden. 

6 Im Interesse rechtzeitiger Informationen, aus Kostengesichtspunkten und um eine Wiederholung bereits berich­
teter Informationen zu vermeiden, kann ein Unternehmen dazu verpflichtet sein oder sich freiwillig dafür ent­
scheiden, an Zwischenberichtsterminen weniger Informationen bereitzustellen als in seinen Abschlüssen eines 
Geschäftsjahrs. Gemäß diesem Standard muss ein Zwischenbericht mindestens einen verkürzten Abschluss und 
ausgewählte erläuternde Anhangangaben enthalten. Der Zwischenbericht soll eine Aktualisierung des letzten 
Abschlusses eines Geschäftsjahrs darstellen. Dementsprechend konzentriert er sich auf neue Tätigkeiten, Ereig­
nisse und Umstände und wiederholt nicht bereits berichtete Informationen. 

7 Die Vorschriften in diesem Standard sollen den Unternehmen nicht verbieten bzw. sie nicht davon abhalten, 
anstelle eines verkürzten Abschlusses und ausgewählter erläuternder Anhangangaben einen vollständigen Ab­
schluss (wie in IAS 1 beschrieben) als Zwischenbericht zu veröffentlichen. Dieser Standard verbietet nicht und 
hält Unternehmen auch nicht davon ab, mehr als das Minimum der von diesem Standard vorgeschriebenen 
Posten oder ausgewählten erläuternden Anhangangaben in verkürzte Zwischenberichte aufzunehmen. Die in 
diesem Standard enthaltenen Anwendungsleitlinien für Erfassung und Bewertung gelten auch für vollständige 
Abschlüsse einer Zwischenberichtsperiode; solche Abschlüsse würden sowohl alle von diesem Standard ver­
langten Angaben (insbesondere die ausgewählten Anhangangaben in Paragraph 16A) als auch die von anderen 
IFRS geforderten Angaben umfassen. 

Mindestbestandteile eines Zwischenberichts 

8 Ein Zwischenbericht hat mindestens die folgenden Bestandteile zu enthalten: 

a) eine verkürzte Bilanz, 

b) eine verkürzte Darstellung oder verkürzte Darstellungen von Gewinn oder Verlust und sonstigem 
Ergebnis, 

c) eine verkürzte Eigenkapitalveränderungsrechnung, 

d) eine verkürzte Kapitalflussrechnung und 

e) ausgewählte erläuternde Anhangangaben. 

8A Stellt ein Unternehmen die Ergebnisbestandteile gemäß Paragraph 10A von IAS 1 (in der 2011 geänder­
ten Fassung) in einer gesonderten Gewinn- und Verlustrechnung dar, so hat es die verkürzten Zwi­
schenberichtsdaten dort auszuweisen. 

Form und Inhalt von Zwischenabschlüssen 

9 Wenn ein Unternehmen einen vollständigen Abschluss in seinem Zwischenbericht veröffentlicht, haben 
Form und Inhalt der Bestandteile des Abschlusses die Vorschriften von IAS 1 an vollständige Abschlüsse 
zu erfüllen.
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10 Wenn ein Unternehmen einen verkürzten Abschluss in seinem Zwischenbericht veröffentlicht, hat 
dieser verkürzte Abschluss mindestens jede der Überschriften und Zwischensummen zu enthalten, 
die in seinem letzten Abschluss eines Geschäftsjahrs enthalten waren, sowie die von diesem Standard 
vorgeschriebenen ausgewählten erläuternden Anhangangaben. Zusätzliche Posten oder Anhangangaben 
sind einzubeziehen, wenn ihr Weglassen den Zwischenbericht irreführend erscheinen lassen würde. 

11 Ein Unternehmen hat in dem Abschlussbestandteil, der die einzelnen Gewinn- oder Verlustposten für 
eine Zwischenberichtsperiode darstellt, das unverwässerte und das verwässerte Ergebnis je Aktie für 
diese Periode darzustellen, wenn das Unternehmen IAS 33 Ergebnis je Aktie unterliegt. ( 20 ) 

11A Stellt ein Unternehmen die Ergebnisbestandteile gemäß Paragraph 10A von IAS 1 (in der 2011 geänder­
ten Fassung) in einer gesonderten Gewinn- und Verlustrechnung dar, so hat es das unverwässerte und 
das verwässerte Ergebnis je Aktie dort auszuweisen. 

12 IAS 1 (in der 2007 überarbeiteten Fassung) enthält Anwendungsleitlinien zur Struktur des Abschlusses. Die 
Anwendungsleitlinien für IAS 1 geben Beispiele dafür, auf welche Weise die Darstellung der Bilanz, der Gesamt­
ergebnisrechnung und der Eigenkapitalveränderungsrechnung erfolgen kann. 

14 Ein Zwischenbericht wird auf konsolidierter Basis aufgestellt, wenn der letzte Abschluss eines Geschäftsjahrs des 
Unternehmens ein Konzernabschluss war. Der Einzelabschluss des Mutterunternehmens stimmt mit dem Kon­
zernabschluss in dem letzten Geschäftsbericht nicht überein oder ist damit nicht vergleichbar. Wenn der Ge­
schäftsbericht eines Unternehmens zusätzlich zum Konzernabschluss den Einzelabschluss des Mutterunterneh­
mens enthält, verlangt oder verbietet dieser Standard nicht die Einbeziehung des Einzelabschlusses des Mutter­
unternehmens in den Zwischenbericht des Unternehmens. 

Erhebliche Ereignisse und Geschäftsvorfälle 

15 Ein Unternehmen hat in seinen Zwischenbericht Informationen über Ereignisse und Geschäftsvorfälle aufzuneh­
men, die für das Verständnis der Veränderungen, die seit Ende des letzten Geschäftsjahrs bei der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Unternehmens eingetreten sind, erheblich sind. Mit den Informationen über diese 
Ereignisse und Geschäftsvorfälle hat ein Unternehmen die im letzten Geschäftsbericht enthaltenen einschlägigen 
Informationen zu aktualisieren. 

15A Ein Adressat des Zwischenberichts eines Unternehmens wird auch Zugang zum letzten Geschäftsbericht dieses 
Unternehmens haben. Der Anhang eines Zwischenberichts muss deshalb keine Informationen enthalten, bei 
denen es sich nur um relativ unerhebliche Aktualisierungen der im Anhang des letzten Geschäftsberichtes 
enthaltenen Informationen handelt. 

15B Nachstehend eine Aufstellung von Ereignissen und Geschäftsvorfällen, die bei Erheblichkeit angegeben werden 
müssten. Diese Aufzählung ist nicht abschließend: 

a) Abwertung von Vorräten auf den Nettoveräußerungswert und Wertaufholung solcher Abschreibungen, 

b) Erfassung eines Aufwands aus der Wertminderung von finanziellen Vermögenswerten, Sachanlagen, imma­
teriellen Vermögenswerten, Vermögenswerten aus Verträgen mit Kunden oder anderen Vermögenswerten 
sowie Aufholung solcher Wertminderungsaufwendungen, 

c) Auflösung etwaiger Rückstellungen für Restrukturierungsmaßnahmen, 

d) Anschaffungen und Veräußerungen von Sachanlagen, 

e) Verpflichtungen zum Kauf von Sachanlagen, 

f) Beendigung von Rechtsstreitigkeiten, 

g) Korrekturen von Fehlern aus früheren Perioden,
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h) Veränderungen des Geschäftsumfelds oder der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die sich auf den bei­
zulegenden Zeitwert der finanziellen Vermögenswerte und finanziellen Verbindlichkeiten des Unternehmens 
auswirken, unabhängig davon, ob diese Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten zum beizulegenden Zeitwert 
oder zu fortgeführten Anschaffungskosten angesetzt werden, 

i) jeder Kreditausfall oder Bruch einer Kreditvereinbarung, der nicht am bzw. bis zum Abschlussstichtag 
beseitigt wurde, 

j) Geschäftsvorfälle mit nahestehenden Unternehmen und Personen, 

k) Umgliederungen zwischen den verschiedenen Stufen der Fair-Value-Hierarchie, die zur Bestimmung des 
beizulegenden Zeitwerts von Finanzinstrumenten zugrunde gelegt wird, 

l) Änderungen bei der Einstufung finanzieller Vermögenswerte, die auf eine geänderte Zweckbestimmung oder 
Nutzung dieser Vermögenswerte zurückzuführen sind, und 

m) Änderungen bei Eventualverbindlichkeiten oder Eventualforderungen. 

15C Für viele der in Paragraph 15B genannten Posten enthalten die einzelnen IFRS Anwendungsleitlinien zu den 
entsprechenden Angabepflichten. Ist ein Ereignis oder Geschäftsvorfall für das Verständnis der Veränderungen, 
die seit dem letzten Geschäftsjahr bei der Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage eines Unternehmens eingetreten 
sind, erheblich, sollten die im Abschluss des letzten Geschäftsjahrs dazu enthaltenen Angaben im Zwischenbe­
richt des Unternehmens erläutert und aktualisiert werden. 

16 [gestrichen] 

Weitere Angaben 

16A Zusätzlich zur Angabe erheblicher Ereignisse und Geschäftsvorfälle gemäß den Paragraphen 15–15C hat 
ein Unternehmen die nachstehenden Informationen in die Anhangangaben seines Zwischenabschlusses 
aufzunehmen oder an anderer Stelle des Zwischenberichts offenzulegen. Die folgenden Angaben sind 
entweder im Zwischenabschluss selbst zu machen oder, mittels Querverweisen im Zwischenabschluss, 
in anderen Erklärungen, wie beispielsweise einem Lagebericht oder einem Bericht über die Risiken, die 
für die Abschlussadressaten zu denselben Bedingungen und zu demselben Zeitpunkt wie der Zwischen­
abschluss verfügbar sind. Sind die durch Querverweise aufgenommenen Angaben für die Abschluss­
adressaten nicht zu denselben Bedingungen und zu demselben Zeitpunkt verfügbar, gilt der Zwischen­
abschluss als unvollständig. Diese Angaben sind normalerweise auf einen Zeitraum zu beziehen, der 
vom Geschäftsjahresbeginn bis zum Zwischenberichtstermin währt: 

a) eine Erklärung, dass im Zwischenabschluss dieselben Rechnungslegungsmethoden und Berechnungs­
methoden angewandt werden wie im letzten Abschluss eines Geschäftsjahrs oder, wenn diese Me­
thoden geändert worden sind, eine Beschreibung der Art und Auswirkung der Änderung. 

b) erläuternde Bemerkungen über die Saisoneinflüsse oder die Konjunktureinflüsse auf die Geschäfts­
tätigkeit innerhalb der Zwischenberichtsperiode. 

c) Art und Umfang von Sachverhalten, die Vermögenswerte, Schulden, Eigenkapital, Periodenergebnis 
oder Zahlungsströme beeinflussen und die aufgrund ihrer Art, ihres Ausmaßes oder ihrer Häufigkeit 
ungewöhnlich sind. 

d) Art und Umfang von Änderungen bei Schätzungen von Beträgen, die in früheren Zwischenberichts­
perioden des aktuellen Geschäftsjahrs dargestellt wurden, oder Änderungen bei Schätzungen von 
Beträgen, die in früheren Geschäftsjahren dargestellt wurden. 

e) Emissionen, Rückkäufe und Rückzahlungen von Schuldverschreibungen oder Eigenkapitaltiteln. 

f) gezahlte Dividenden (zusammengefasst oder je Anteil), gesondert für Stammanteile und sonstige 
Anteile.
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g) die folgenden Segmentinformationen (die Angabe von Segmentinformationen in einem Zwischenbe­
richt eines Unternehmens wird nur verlangt, wenn IFRS 8 Geschäftssegmente das Unternehmen zur 
Angabe der Segmentinformationen in seinem Abschluss eines Geschäftsjahrs verpflichtet): 

i) Umsatzerlöse von externen Kunden, wenn sie in den Messwert des Segmentgewinns oder -ver­
lusts mit einbezogen sind, der vom Hauptentscheidungsträger überprüft wird oder diesem an­
sonsten regelmäßig übermittelt wird. 

ii) Umsatzerlöse, die zwischen den Segmenten erwirtschaftet werden, wenn sie in den Messwert des 
Segmentgewinns oder-verlusts mit einbezogen sind, der vom Hauptentscheidungsträger überprüft 
wird oder diesem ansonsten regelmäßig übermittelt wird. 

iii) den Messwert des Segmentgewinns oder -verlusts. 

iv) einen Messwert der gesamten Vermögenswerte und der gesamten Schulden für ein bestimmtes 
berichtspflichtiges Segment, wenn diese Beträge dem Hauptentscheidungsträger regelmäßig über­
mittelt werden und deren Höhe sich im Vergleich zu den Angaben im letzten Abschluss eines 
Geschäftsjahrs für dieses berichtspflichtige Segment wesentlich verändert hat. 

v) eine Beschreibung der Unterschiede im Vergleich zum letzten Abschluss eines Geschäftsjahrs, die 
sich in der Segmentierungsgrundlage oder in der Bemessungsgrundlage des Segmentgewinns oder 
-verlusts ergeben haben. 

vi) eine Überleitungsrechnung für den Gesamtbetrag der Messwerte des Gewinns oder Verlusts der 
berichtspflichtigen Segmente zum Gewinn oder Verlust des Unternehmens vor Steueraufwand 
(Steuerertrag) und Aufgabe von Geschäftsbereichen. Weist ein Unternehmen indes berichtspflich­
tigen Segmenten Posten wie Steueraufwand (Steuerertrag) zu, kann das Unternehmen seine Über­
leitungsrechnung für den Gesamtbetrag der Messwerte des Gewinns oder Verlusts der Segmente 
zum Gewinn oder Verlust des Unternehmens unter Einbeziehung dieser Posten erstellen. We­
sentliche Überleitungsposten sind in dieser Überleitungsrechnung gesondert zu identifizieren und 
zu beschreiben. 

h) nach der Zwischenberichtsperiode eingetretene Ereignisse, die im Abschluss der Zwischenberichts­
periode nicht berücksichtigt wurden. 

i) die Auswirkung von Änderungen in der Zusammensetzung eines Unternehmens während der Zwi­
schenberichtsperiode, einschließlich Unternehmenszusammenschlüsse, der Erlangung oder des Ver­
lusts der Beherrschung über Tochterunternehmen und langfristige Finanzinvestitionen, Restrukturie­
rungsmaßnahmen sowie der Aufgabe von Geschäftsbereichen. Im Fall von Unternehmenszusammen­
schlüssen hat das Unternehmen die in IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse verlangten Angaben zu 
machen. 

j) bei Finanzinstrumenten die in den Paragraphen 91–93(h), 94–96, 98 und 99 von IFRS 13 Bewertung 
zum beizulegenden Zeitwert und in den Paragraphen 25, 26 und 28–30 von IFRS 7 Finanzinstrumente: 
Angaben vorgeschriebenen Angaben zum beizulegenden Zeitwert. 

k) für Unternehmen, die Investmentgesellschaften im Sinne von IFRS 10 Konzernabschlüsse werden oder 
es nicht mehr sind, die in Paragraph 9B von IFRS 12 Angaben zu Anteilen an anderen Unternehmen 
verlangten Angaben. 

l) die gemäß den Anforderungen der Paragraphen 114–115 von IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden 
aufgeschlüsselten Erlöse aus Verträgen mit Kunden. 

17–18 [gestrichen] 

Angabe der Übereinstimmung mit den IFRS 

19 Wenn der Zwischenbericht eines Unternehmens den Vorschriften dieses Standards entspricht, ist dies 
anzugeben. Ein Zwischenbericht darf nur dann als mit den IFRS übereinstimmend bezeichnet werden, 
wenn er allen Vorschriften der IFRS entspricht.
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Perioden, für die Zwischenabschlüsse aufzustellen sind 

20 Zwischenberichte haben (verkürzte oder vollständige) Zwischenabschlüsse für Perioden wie folgt zu 
enthalten: 

a) eine Bilanz zum Ende der aktuellen Zwischenberichtsperiode und eine vergleichende Bilanz zum 
Ende des unmittelbar vorangegangenen Geschäftsjahrs. 

b) Darstellungen von Gewinn oder Verlust und sonstigem Ergebnis für die aktuelle Zwischenberichts­
periode sowie vom Beginn des aktuellen Geschäftsjahrs bis zum Zwischenberichtstermin kumuliert, 
mit vergleichenden Darstellungen von Gewinn oder Verlust und sonstigem Ergebnis für die ver­
gleichbaren Zwischenberichtsperioden (zur aktuellen und zu der vom Beginn des Geschäftsjahrs 
bis zum kumulierten Zwischenberichtstermin fortgeführten Zwischenberichtsperiode) des unmittel­
bar vorangegangenen Geschäftsjahrs. Gemäß IAS 1 (in der 2011 geänderten Fassung) kann ein Zwi­
schenbericht für jede Berichtsperiode eine Darstellung/Darstellungen von Gewinn oder Verlust und 
sonstigem Ergebnis enthalten. 

c) eine Eigenkapitalveränderungsrechnung vom Beginn des aktuellen Geschäftsjahrs bis zum Zwischen­
berichtstermin kumuliert, mit einer vergleichenden Aufstellung für die vergleichbare Berichtsperiode 
vom Beginn des Geschäftsjahrs an bis zum Zwischenberichtstermin des unmittelbar vorangegange­
nen Geschäftsjahrs. 

d) eine vom Beginn des aktuellen Geschäftsjahrs bis zum Zwischenberichtstermin erstellte Kapitalfluss­
rechnung, mit einer vergleichenden Aufstellung für die vergleichbare Berichtsperiode vom Beginn des 
Geschäftsjahrs an bis zum Zwischenberichtstermin des unmittelbar vorangegangenen Geschäftsjahrs. 

21 Für ein Unternehmen, dessen Geschäfte stark saisonabhängig sind, können Finanzinformationen über die zwölf 
Monate vor dem Zwischenberichtsstichtag sowie Vergleichsinformationen für die vorangegangene zwölfmonatige 
Berichtsperiode nützlich sein. Dementsprechend wird Unternehmen, deren Geschäfte stark saisonabhängig sind, 
empfohlen, solche Informationen zusätzlich zu den in dem vorangegangenen Paragraphen verlangten Informa­
tionen zu geben. 

22 Teil A der zu diesem Standard gehörenden erläuternden Beispiele veranschaulicht die darzustellenden Berichts­
perioden von einem Unternehmen, das halbjährlich berichtet, sowie von einem Unternehmen, das vierteljährlich 
berichtet. 

Wesentlichkeit 

23 Bei der Entscheidung darüber, wie ein Posten zum Zweck der Zwischenberichterstattung zu erfassen, 
zu bewerten, einzustufen oder anzugeben ist, ist die Wesentlichkeit im Verhältnis zu den Finanzdaten 
der Zwischenberichtsperiode einzuschätzen. Bei der Einschätzung der Wesentlichkeit ist zu beachten, 
dass Bewertungen in der Zwischenberichtsperiode unter Umständen in einem größeren Umfang auf 
Schätzungen aufbauen als die Bewertungen von jährlichen Finanzdaten. 

24 IAS 1 Darstellung des Abschlusses enthält eine Definition für wesentliche Informationen und verlangt die getrennte 
Angabe wesentlicher Posten, darunter (beispielsweise) aufgegebene Geschäftsbereiche, und IAS 8 Rechnungs­
legungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler verlangt die Angabe von Än­
derungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen, von Fehlern und Änderungen der Rechnungslegungs­
methoden. Beide Standards enthalten keine quantifizierten Leitlinien hinsichtlich der Wesentlichkeit. 

25 Während die Einschätzung der Wesentlichkeit immer Ermessensentscheidungen erfordert, stützt dieser Standard 
aus Gründen der Verständlichkeit der Zwischenberichtszahlen die Entscheidung über Erfassung und Angabe von 
Daten auf die Daten für die Zwischenberichtsperiode selbst. So werden beispielsweise ungewöhnliche Posten, 
Änderungen der Rechnungslegungsmethoden oder der rechnungslegungsbezogenen Schätzungen sowie Fehler 
auf der Grundlage der Wesentlichkeit im Verhältnis zu den Daten der Zwischenberichtsperiode erfasst und 
angegeben, um irreführende Schlussfolgerungen zu vermeiden, die aus der Nichtangabe resultieren könnten. 
Das übergeordnete Ziel ist sicherzustellen, dass ein Zwischenbericht alle Informationen enthält, die für ein 
Verständnis der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage eines Unternehmens während der Zwischenberichtsperiode 
wesentlich sind. 

ANGABEN IN JÄHRLICHEN ABSCHLÜSSEN 

26 Wenn eine Schätzung eines in einer Zwischenberichtsperiode berichteten Betrags während der abschlie­
ßenden Zwischenberichtsperiode eines Geschäftsjahrs erheblich geändert wird, aber kein gesonderter 
Finanzbericht für diese abschließende Zwischenberichtsperiode veröffentlicht wird, sind die Art und 
der Betrag dieser Änderung der Schätzung im Anhang des jährlichen Abschlusses eines Geschäftsjahrs 
für dieses Geschäftsjahr anzugeben.
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27 IAS 8 verlangt die Angabe der Art und (falls durchführbar) des Betrags einer Änderung der Schätzung, die 
entweder eine wesentliche Auswirkung auf die Berichtsperiode hat oder von der angenommen wird, dass sie 
eine wesentliche Auswirkung auf folgende Berichtsperioden haben wird. Paragraph 16A(d) dieses Standards ver­
langt entsprechende Angaben in einem Zwischenbericht. Beispiele umfassen Änderungen der Schätzung in der 
abschließenden Zwischenberichtsperiode, die sich auf Abwertungen von Vorräten, Restrukturierungsmaßnahmen 
oder Wertminderungsaufwand beziehen, die in einer früheren Zwischenberichtsperiode des Geschäftsjahrs be­
richtet wurden. Die vom vorangegangenen Paragraphen verlangten Angaben stimmen mit den Vorschriften von 
IAS 8 überein und sollen eng im Anwendungsbereich sein — sie beziehen sich nur auf die Änderung einer 
Schätzung. Ein Unternehmen ist nicht dazu verpflichtet, zusätzliche Finanzinformationen der Zwischenberichts­
periode in seinen Abschluss eines Geschäftsjahrs einzubeziehen. 

ERFASSUNG UND BEWERTUNG 

Dieselben Rechnungslegungsmethoden wie im jährlichen Abschluss 

28 Ein Unternehmen hat in seinen Zwischenabschlüssen dieselben Rechnungslegungsmethoden anzuwen­
den, die es in seinen jährlichen Abschlüssen eines Geschäftsjahrs anwendet, mit Ausnahme von Ände­
rungen der Rechnungslegungsmethoden, die nach dem Stichtag des letzten Abschlusses eines Geschäfts­
jahrs vorgenommen wurden und die in dem nächsten Abschluss eines Geschäftsjahrs wiederzugeben 
sind. Die Häufigkeit der Berichterstattung eines Unternehmens (jährlich, halb- oder vierteljährlich) darf 
die Höhe des Jahresergebnisses jedoch nicht beeinflussen. Um diese Zielsetzung zu erreichen, sind 
Bewertungen in Zwischenberichten unterjährig auf einer vom Geschäftsjahresbeginn bis zum Zwischen­
berichtstermin kumulierten Grundlage vorzunehmen. 

29 Durch die Vorschrift, dass ein Unternehmen dieselben Rechnungslegungsmethoden in seinen Zwischenabschlüs­
sen wie in seinen Abschlüssen eines Geschäftsjahrs anzuwenden hat, könnte der Eindruck entstehen, dass 
Bewertungen in der Zwischenberichtsperiode so vorgenommen werden, als ob jede Zwischenberichtsperiode 
als unabhängige Berichterstattungsperiode alleine zu betrachten wäre. Bei der Vorschrift, dass die Häufigkeit 
der Berichterstattung eines Unternehmens nicht die Bewertung seiner Jahresergebnisse beeinflussen darf, erkennt 
Paragraph 28 jedoch an, dass eine Zwischenberichtsperiode Teil eines umfassenderen Geschäftsjahrs ist. Unterjäh­
rige Bewertungen vom Beginn des Geschäftsjahrs bis zum Zwischenberichtstermin können die Änderungen von 
Schätzungen von Beträgen einschließen, die in früheren Zwischenberichtsperioden des aktuellen Geschäftsjahrs 
berichtet wurden. Dennoch sind die Grundsätze zur Erfassung von Vermögenswerten, Schulden, Erträgen und 
Aufwendungen für die Zwischenberichtsperioden dieselben wie in den Jahresabschlüssen. 

30 Zur Veranschaulichung: 

a) Die Grundsätze zur Erfassung und Bewertung von Aufwendungen aus Abwertungen von Vorräten, Restruk­
turierungsmaßnahmen oder Wertminderungen in einer Zwischenberichtsperiode sind dieselben wie die, die 
ein Unternehmen befolgen würde, wenn es nur einen Abschluss eines Geschäftsjahrs aufstellen würde. Wenn 
jedoch solche Sachverhalte in einer Zwischenberichtsperiode erfasst und bewertet werden und in einer der 
folgenden Zwischenberichtsperioden des Geschäftsjahrs Schätzungen geändert werden, wird die ursprüngliche 
Schätzung in der folgenden Zwischenberichtsperiode entweder durch eine Abgrenzung von zusätzlichen 
Aufwendungen oder durch die Wertaufholung des bereits erfassten Betrags geändert. 

b) Ausgaben, die am Ende einer Zwischenberichtsperiode nicht die Definition eines Vermögenswerts erfüllen, 
werden in der Bilanz nicht abgegrenzt, um entweder zukünftige Informationen darüber abzuwarten, ob die 
Definition eines Vermögenswerts erfüllt wurde, oder um die Erträge über die Zwischenberichtsperioden 
innerhalb eines Geschäftsjahrs zu glätten. 

c) Ertragsteueraufwand wird in jeder Zwischenberichtsperiode auf der Grundlage der bestmöglichen Schätzung 
des gewichteten durchschnittlichen jährlichen Ertragsteuersatzes erfasst, der für das gesamte Geschäftsjahr 
erwartet wird. Beträge, die für den Ertragsteueraufwand in einer Zwischenberichtsperiode abgegrenzt wurden, 
werden gegebenenfalls in einer nachfolgenden Zwischenberichtsperiode des Geschäftsjahrs angepasst, wenn 
sich die Schätzung des jährlichen Ertragsteuersatzes ändert. 

31 Gemäß dem Rahmenkonzept für die Finanzberichterstattung (Rahmenkonzept) ist unter „Erfassung“ der Einbezug eines 
Sachverhalts in der Bilanz oder in der Gewinn- und Verlustrechnung, der die Definition eines Abschlusspostens 
und die Kriterien für die Erfassung erfüllt, zu verstehen. Die Definitionen von Vermögenswerten, Schulden, 
Erträgen und Aufwendungen sind für die Erfassung sowohl am Abschlussstichtag als auch am Zwischenberichts­
stichtag von grundlegender Bedeutung. 

32 Für Vermögenswerte werden dieselben Kriterien hinsichtlich der Beurteilung des künftigen wirtschaftlichen 
Nutzens an Zwischenberichtsterminen und am Ende des Geschäftsjahrs eines Unternehmens angewandt. Aus­
gaben, die aufgrund ihrer Art am Ende des Geschäftsjahrs nicht die Bedingungen für einen Vermögenswert 
erfüllen würden, würden diese Bedingungen auch an Zwischenberichtsterminen nicht erfüllen. Gleichfalls hat 
eine Schuld an einem Zwischenberichtsstichtag ebenso wie am Abschlussstichtag eine zu diesem Zeitpunkt 
bestehende Verpflichtung darzustellen.
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33 Ein essenzielles Merkmal von Erträgen und Aufwendungen ist, dass die entsprechenden Zugänge und Abgänge 
von Vermögenswerten und Schulden schon stattgefunden haben. Wenn diese Zugänge oder Abgänge stattgefun­
den haben, werden die zugehörigen Erträge und Aufwendungen erfasst; in allen anderen Fällen werden sie nicht 
erfasst. Das Rahmenkonzept gestattet jedoch nicht die Erfassung von Sachverhalten in der Bilanz, die nicht die 
Definition von Vermögenswerten oder Schulden erfüllen. 

34 Bei der Bewertung der in seinen Abschlüssen dargestellten Vermögenswerten, Schulden, Erträgen, Aufwendungen 
und Zahlungsströmen ist es einem Unternehmen, das nur jährlich berichtet, möglich, Informationen zu berück­
sichtigen, die im Laufe des gesamten Geschäftsjahrs verfügbar werden. Tatsächlich beruhen seine Bewertungen 
auf einer vom Geschäftsjahresbeginn an bis zum Berichtstermin kumulierten Grundlage. 

35 Ein Unternehmen, das halbjährlich berichtet, verwendet Informationen, die in der Jahresmitte oder kurz danach 
verfügbar sind, um die Bewertungen in seinem Abschluss für die erste sechsmonatige Berichtsperiode durch­
zuführen, und Informationen, die am Jahresende oder kurz danach verfügbar sind, für die zwölfmonatige 
Berichtsperiode. Die Bewertungen für die zwölf Monate werden mögliche Änderungen von Schätzungen von 
Beträgen widerspiegeln, die für die erste sechsmonatige Berichtsperiode angegeben wurden. Die im Zwischenbe­
richt für die erste sechsmonatige Berichtsperiode berichteten Beträge werden nicht rückwirkend angepasst. Die 
Paragraphen 16A(d) und 26 schreiben jedoch vor, dass Art und Betrag jeder erheblichen Änderung von Schät­
zungen angegeben wird. 

36 Ein Unternehmen, das häufiger als halbjährlich berichtet, bewertet Erträge und Aufwendungen auf einer von 
Geschäftsjahresbeginn an bis zum Zwischenberichtstermin kumulierten Grundlage für jede Zwischenberichts­
periode, indem es Informationen verwendet, die verfügbar sind, wenn der jeweilige Abschluss aufgestellt wird. 
Erträge und Aufwendungen, die in der aktuellen Zwischenberichtsperiode dargestellt werden, spiegeln alle Än­
derungen von Schätzungen von Beträgen wider, die in früheren Zwischenberichtsperioden des Geschäftsjahrs 
dargestellt wurden. Die in früheren Zwischenberichtsperioden berichteten Beträge werden nicht rückwirkend 
angepasst. Die Paragraphen 16A(d) und 26 schreiben jedoch vor, dass Art und Betrag jeder erheblichen Ände­
rung von Schätzungen angegeben wird. 

Saisonal, konjunkturell oder gelegentlich erzielte Erträge 

37 Erträge, die innerhalb eines Geschäftsjahrs saisonal bedingt, konjunkturell bedingt oder gelegentlich 
erzielt werden, dürfen am Zwischenberichtsstichtag nicht vorgezogen oder abgegrenzt werden, wenn 
das Vorziehen oder die Abgrenzung am Ende des Geschäftsjahrs des Unternehmens nicht angemessen 
wäre. 

38 Beispiele umfassen Dividendenerträge, Nutzungsentgelte und Zuwendungen der öffentlichen Hand. Darüber 
hinaus erwirtschaften einige Unternehmen durchweg mehr Erträge in bestimmten Zwischenberichtsperioden 
eines Geschäftsjahrs als in anderen Zwischenberichtsperioden, beispielsweise saisonale Erträge von Einzelhänd­
lern. Solche Erträge werden bei ihrer Entstehung erfasst. 

Aufwendungen, die während des Geschäftsjahrs unregelmäßig anfallen 

39 Aufwendungen, die während des Geschäftsjahrs eines Unternehmens unregelmäßig anfallen, sind für 
Zwecke der Zwischenberichterstattung nur dann vorzuziehen oder abzugrenzen, wenn es auch am 
Ende des Geschäftsjahrs angemessen wäre, diese Art der Aufwendungen vorzuziehen oder abzugrenzen. 

Anwendung der Erfassungs- und Bewertungsgrundsätze 

40 Teil B der zu diesem Standard gehörenden erläuternden Beispiele enthält Beispiele zur Anwendung der allgemei­
nen, in den Paragraphen 28–39 dargestellten Erfassungs- und Bewertungsgrundsätze. 

Verwendung von Schätzungen 

41 Bei der Bewertung in einem Zwischenbericht ist sicherzustellen, dass die resultierenden Informationen 
verlässlich sind und dass alle wesentlichen Finanzinformationen, die für ein Verständnis der Vermögens- 
, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens relevant sind, angemessen angegeben werden. Auch wenn 
die Bewertungen in Geschäftsberichten und in Zwischenberichten oft auf angemessenen Schätzungen 
beruhen, wird die Aufstellung von Zwischenberichten in der Regel eine umfangreichere Verwendung 
von Schätzungsmethoden erfordern als die der jährlichen Rechnungslegung. 

42 Teil C der zu diesem Standard gehörenden erläuternden Beispiele enthält Beispiele für die Verwendung von 
Schätzungen in Zwischenberichtsperioden.

DE 26.9.2023 Amtsblatt der Europäischen Union L 237/255



 

ANPASSUNG BEREITS DARGESTELLTER ZWISCHENBERICHTSPERIODEN 

43 Eine Änderung der Rechnungslegungsmethode ist mit Ausnahme solcher, für die ein neuer IFRS Über­
gangsvorschriften festlegt, darzustellen, 

a) indem eine Anpassung der Abschlüsse früherer Zwischenberichtsperioden des aktuellen Geschäfts­
jahrs und vergleichbarer Zwischenberichtsperioden früherer Geschäftsjahre, die im jährlichen Ab­
schluss nach IAS 8 anzupassen sind, vorgenommen wird, oder 

b) wenn die Ermittlung der kumulierten Auswirkung der Anwendung einer neuen Rechnungslegungs­
methode auf alle früheren Perioden am Anfang des Geschäftsjahrs undurchführbar ist, indem eine 
Anpassung der Abschlüsse früherer Zwischenberichtsperioden des laufenden Geschäftsjahrs sowie 
vergleichbarer Zwischenberichtsperioden früherer Geschäftsjahre dahin gehend vorgenommen wird, 
dass die neue Rechnungslegungsmethode prospektiv ab dem frühestmöglichen Zeitpunkt angewandt 
wird. 

44 Eine Zielsetzung des vorangegangenen Grundsatzes ist sicherzustellen, dass eine einzige Rechnungslegungs­
methode auf eine bestimmte Gruppe von Geschäftsvorfällen über das gesamte Geschäftsjahr angewendet wird. 
Gemäß IAS 8 wird eine Änderung der Rechnungslegungsmethode durch die rückwirkende Anwendung wider­
gespiegelt, wobei Finanzinformationen aus früheren Berichtsperioden so weit wie vergangenheitsbezogen möglich 
angepasst werden. Wenn jedoch die Ermittlung des kumulierten Anpassungsbetrags, der sich auf die früheren 
Geschäftsjahre bezieht, undurchführbar ist, ist gemäß IAS 8 die neue Methode prospektiv ab dem frühestmög­
lichen Zeitpunkt anzuwenden. Der Grundsatz in Paragraph 43 führt dazu, dass vorgeschrieben wird, dass alle 
Änderungen der Rechnungslegungsmethode innerhalb des aktuellen Geschäftsjahrs entweder rückwirkend oder, 
wenn dies undurchführbar ist, prospektiv spätestens ab Anfang des laufenden Geschäftsjahrs zur Anwendung 
kommen. 

45 Mit der Zulassung der Darstellung von Änderungen der Rechnungslegungsmethoden an einem Zwischenberichts­
termin innerhalb des Geschäftsjahrs würde die Anwendung zweier verschiedener Rechnungslegungsmethoden auf 
eine bestimmte Gruppe von Geschäftsvorfällen innerhalb eines einzelnen Geschäftsjahrs zugelassen. Das Resultat 
wären Verteilungsschwierigkeiten bei der Zwischenberichterstattung, unklare Betriebsergebnisse und eine er­
schwerte Analyse und Verständlichkeit der Informationen im Zwischenbericht. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

46 Dieser Standard ist verbindlich auf Abschlüsse für Berichtsperioden anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 
1999 beginnen. Eine frühere Anwendung wird empfohlen. 

47 Durch IAS 1 (in der 2007 überarbeiteten Fassung) wurde die in den IAS/IFRS verwendete Terminologie geändert. 
Außerdem wurden die Paragraphen 4, 5, 8, 11, 12 und 20 geändert, Paragraph 13 wurde gestrichen, und die 
Paragraphen 8A und 11A wurden eingefügt. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder 
nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Wendet ein Unternehmen IAS 1 (überarbeitet 2007) auf eine frühere Periode 
an, so hat es auf diese frühere Periode auch diese Änderungen anzuwenden. 

48 Durch IFRS 3 (in der 2008 überarbeiteten Fassung) wurde Paragraph 16(i) geändert. Diese Änderung ist auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnen. Wendet ein Unternehmen IFRS 3 
(überarbeitet 2008) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese frühere Periode auch diese Änderung 
anzuwenden. 

49 Durch die Verbesserungen an den IFRS, veröffentlicht im Mai 2010, wurden die Paragraphen 15, 27, 35 und 36 
geändert, die Paragraphen 15A–15C und 16A eingefügt und die Paragraphen 16–18 gestrichen. Diese Änderun­
gen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2011 beginnen. Eine frühere An­
wendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies 
anzugeben. 

50 Durch IFRS 13, veröffentlicht im Mai 2011, wurde Paragraph 16A(j) eingefügt. Wendet ein Unternehmen 
IFRS 13 an, ist diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

51 Durch Darstellung von Posten des sonstigen Ergebnisses (Änderungen an IAS 1), veröffentlicht im Juni 2011, wurden 
die Paragraphen 8, 8A, 11A und 20 geändert. Wendet ein Unternehmen IAS 1 (in der im Juni 2011 geänderten 
Fassung) an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden.
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52 Durch die Jährlichen Verbesserungen, Zyklus 2009–2011, veröffentlicht im Mai 2012, wurde Paragraph 5 infolge 
der Änderung an IAS 1 Darstellung des Abschlusses geändert. Diese Änderung ist rückwirkend gemäß IAS 8 
Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2013 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet 
ein Unternehmen diese Änderung auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. 

53 Durch die Jährlichen Verbesserungen, Zyklus 2009–2011, veröffentlicht im Mai 2012, wurde Paragraph 16A 
geändert. Diese Änderung ist rückwirkend gemäß IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungs­
legungsbezogenen Schätzungen und Fehler auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2013 
beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderung auf eine frühere 
Periode an, hat es dies anzugeben. 

54 Durch die im Oktober 2012 veröffentlichte Verlautbarung Investmentgesellschaften (Investment Entities) (Änderun­
gen an IFRS 10, IFRS 12 und IAS 27) wurde Paragraph 16A eingefügt. Diese Änderung ist auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2014 beginnen. Eine frühere Anwendung der Verlautbarung 
Investmentgesellschaften (Investment Entities) ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderung früher an, 
hat es alle in der Verlautbarung enthaltenen Änderungen gleichzeitig anzuwenden. 

55 Durch IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden, veröffentlicht im Mai 2014, wurden die Paragraphen 15B und 
16A geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 15 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

56 Durch die Jährlichen Verbesserungen an den IFRS-Standards Zyklus 2012–2014, veröffentlicht im September 2014, 
wurde Paragraph 16A geändert. Diese Änderung ist rückwirkend gemäß IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Ände­
rungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach 
dem 1. Januar 2016 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderung 
früher an, hat es dies anzugeben. 

57 Durch die im Dezember 2014 veröffentlichte Verlautbarung Angabeninitiative (Änderungen an IAS 1) wurde 
Paragraph 5 geändert. Diese Änderung ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 
2016 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. 

58 Durch die 2018 veröffentlichte Verlautbarung Änderungen der Verweise auf das Rahmenkonzept in IFRS-Standards 
wurden die Paragraphen 31 und 33 geändert. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am 
oder nach dem 1. Januar 2020 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig, wenn das Unternehmen gleich­
zeitig alle anderen mit der Verlautbarung Änderungen der Verweise auf das Rahmenkonzept in IFRS-Standards 
einhergehenden Änderungen anwendet. Die Änderungen an IAS 34 sind gemäß IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, 
Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler rückwirkend anzuwenden. Sollte das Unterneh­
men jedoch feststellen, dass eine rückwirkende Anwendung nicht durchführbar oder mit unangemessenem 
Kosten- oder Zeitaufwand verbunden wäre, hat es die Änderungen an IAS 34 mit Verweis auf die Paragra­
phen 43–45 dieses Standards und die Paragraphen 23–28, 50–53 und 54F von IAS 8 anzuwenden. 

59 Durch die im Oktober 2018 veröffentlichte Verlautbarung Definition von „wesentlich“ (Änderungen an IAS 1 und 
IAS 8) wurde Paragraph 24 geändert. Diese Änderung ist prospektiv auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder 
nach dem 1. Januar 2020 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese 
Änderung früher an, hat es dies anzugeben. Ein Unternehmen hat diese Änderung anzuwenden, wenn es die 
geänderte Definition von „wesentlich“ in Paragraph 7 von IAS 1 und den Paragraphen 5 und 6 von IAS 8 
anwendet. 

60 Mit der im Februar 2021 veröffentlichten Verlautbarung Angabe von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden , mit 
der IAS 1 und das IFRS-Leitliniendokument 2 Fällen von Wesentlichkeitsentscheidungen geändert werden, wurde 
Paragraph 5 geändert. Diese Änderung ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 
2023 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderung auf eine frühere 
Berichtsperiode an, hat es dies anzugeben.
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 36 

Wertminderung von Vermögenswerten 

ZIELSETZUNG 

1 Die Zielsetzung dieses Standards ist es, die Verfahren vorzuschreiben, die ein Unternehmen anwendet, um 
sicherzustellen, dass seine Vermögenswerte nicht mit einem höheren Wert als ihrem erzielbaren Betrag bewertet 
werden. Ein Vermögenswert wird mit einem höheren Wert als seinem erzielbaren Betrag bewertet, wenn sein 
Buchwert den Betrag übersteigt, der durch die Nutzung oder den Verkauf des Vermögenswerts erzielt werden 
könnte. Wenn dies der Fall ist, wird der Vermögenswert als wertgemindert bezeichnet und der Standard verlangt, 
dass das Unternehmen einen Wertminderungsaufwand erfasst. Der Standard konkretisiert ebenso, wann ein 
Unternehmen einen Wertminderungsaufwand aufzuholen hat, und schreibt Angaben vor. 

ANWENDUNGSBEREICH 

2 Dieser Standard ist bei der Bilanzierung von Wertminderungen aller Vermögenswerten anzuwenden; 
davon ausgenommen sind: 

a) Vorräte (siehe IAS 2 Vorräte), 

b) Vertragsvermögenswerte und Vermögenswerte aus Kosten, die im Zusammenhang mit der Anbah­
nung oder Erfüllung eines Vertrags entstehen und gemäß IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden 
erfasst werden, 

c) latente Steueransprüche (siehe IAS 12 Ertragsteuern ), 

d) Vermögenswerte, die aus Leistungen an Arbeitnehmer resultieren (siehe IAS 19 Leistungen an Ar­
beitnehmer), 

e) finanzielle Vermögenswerte, die in den Anwendungsbereich von IFRS 9 Finanzinstrumente fallen, 

f) als Finanzinvestition gehaltene Immobilien, die zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden (siehe 
IAS 40 Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien), 

g) mit landwirtschaftlicher Tätigkeit im Zusammenhang stehende biologische Vermögenswerte im An­
wendungsbereich von IAS 41 Landwirtschaft , die zum beizulegenden Zeitwert abzüglich Verkaufs­
kosten bewertet werden, 

h) Verträge im Anwendungsbereich von IFRS 17 Versicherungsverträge , die Vermögenswerte sind, und 
alle als Vermögenswert angesetzten Abschlusskosten im Sinne der Definition in IFRS 17 und 

i) langfristige Vermögenswerte (oder Veräußerungsgruppen), die gemäß IFRS 5 Zur Veräußerung gehal­
tene langfristige Vermögenswerte und aufgegebene Geschäftsbereiche als zur Veräußerung gehalten 
eingestuft werden. 

3 Dieser Standard gilt nicht für Wertminderungen von Vorräten, Vermögenswerten aus Fertigungsaufträgen, laten­
ten Steueransprüchen, in Verbindung mit Leistungen an Arbeitnehmer entstehenden Vermögenswerten oder 
Vermögenswerten, die als zur Veräußerung gehalten eingestuft werden (oder zu einer als zur Veräußerung 
gehalten eingestuften Veräußerungsgruppe gehören), da die auf diese Vermögenswerte anwendbaren bestehenden 
IAS/IFRS Vorschriften für den Ansatz und die Bewertung dieser Vermögenswerte enthalten. 

4 Dieser Standard ist auf finanzielle Vermögenswerte anzuwenden, die wie folgt eingestuft sind: 

a) Tochterunternehmen, wie in IFRS 10 Konzernabschlüsse definiert, 

b) assoziierte Unternehmen, wie in IAS 28 Beteiligungen an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen 
definiert, und 

c) Gemeinschaftsunternehmen, wie in IFRS 11 Gemeinschaftliche Vereinbarungen definiert.
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Bei Wertminderungen anderer finanzieller Vermögenswerte ist IFRS 9 heranzuziehen. 

5 Dieser Standard ist nicht auf finanzielle Vermögenswerte, die in den Anwendungsbereich von IFRS 9 fallen, auf 
als Finanzinvestition gehaltene Immobilien, die zum beizulegenden Zeitwert innerhalb des Anwendungsbereichs 
von IAS 40 bewertet werden, oder auf biologische Vermögenswerte, die mit landwirtschaftlicher Tätigkeit in 
Zusammenhang stehen und die innerhalb des Anwendungsbereichs von IAS 41 zum beizulegenden Zeitwert 
abzüglich Verkaufskosten bewertet werden, anzuwenden. Dieser Standard ist jedoch auf Vermögenswerte an­
zuwenden, die zum Neubewertungsbetrag (d. h. dem beizulegenden Zeitwert zum Zeitpunkt der Neubewertung 
abzüglich späterer, kumulierter planmäßiger Abschreibungen und abzüglich späteren, kumulierten Wertmin­
derungsaufwands) nach anderen Standards, wie den Neubewertungsmodellen gemäß IAS 16 Sachanlagen und 
IAS 38 Immaterielle Vermögenswerte angesetzt werden. Die einzige Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert 
eines Vermögenswerts und dessen beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten besteht in den zu­
sätzlichen Kosten, die dem Abgang des Vermögenswerts einzeln zugeordnet werden können. 

a) i) Wenn die Veräußerungskosten unbedeutend sind, ist der erzielbare Betrag des neu bewerteten Vermögens­
werts notwendigerweise fast identisch mit oder größer als dessen Neubewertungsbetrag. Nach Anwendung 
der Vorschriften für eine Neubewertung ist es in diesem Fall unwahrscheinlich, dass der neu bewertete 
Vermögenswert wertgemindert ist, und eine Schätzung des erzielbaren Betrags ist nicht notwendig. 

ii) [gestrichen] 

b) [gestrichen] 

c) Wenn die Veräußerungskosten nicht unbedeutend sind, ist der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungs­
kosten des neu bewerteten Vermögenswerts notwendigerweise geringer als sein beizulegender Zeitwert. Des­
halb wird der neu bewertete Vermögenswert wertgemindert sein, wenn sein Nutzungswert geringer ist als sein 
Neubewertungsbetrag. Nach Anwendung der Vorschriften für eine Neubewertung wendet ein Unternehmen in 
diesem Fall diesen Standard an, um zu ermitteln, ob der Vermögenswert wertgemindert sein könnte. 

DEFINITIONEN 

6 Die folgenden Begriffe werden im vorliegenden Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Der Buchwert ist der Betrag, mit dem ein Vermögenswert nach Abzug aller kumulierten planmäßigen 
Abschreibungen und aller kumulierten Wertminderungsaufwendungen angesetzt wird. 

Eine zahlungsmittelgenerierende Einheit ist die kleinste identifizierbare Gruppe von Vermögenswerten, 
die Mittelzuflüsse erzeugt, die weitgehend unabhängig von den Mittelzuflüssen anderer Vermögens­
werte oder anderer Gruppen von Vermögenswerten sind. 

Gemeinschaftliche Vermögenswerte sind Vermögenswerte, außer dem Geschäfts- oder Firmenwert, die zu 
den künftigen Zahlungsströmen sowohl der zu prüfenden zahlungsmittelgenerierenden Einheit als auch 
anderer zahlungsmittelgenerierender Einheiten beitragen. 

Die Veräußerungskosten sind zusätzliche Kosten, die dem Abgang eines Vermögenswerts oder einer 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit einzeln zugeordnet werden können, mit Ausnahme der Finanzie­
rungskosten und des Ertragsteueraufwands. 

Der Abschreibungsbetrag umfasst die Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Vermögenswerts oder 
einen Ersatzbetrag abzüglich des Restwerts des Vermögenswerts. 

Die planmäßige Abschreibung ist die systematische Verteilung des Abschreibungsbetrags eines Ver­
mögenswerts über dessen Nutzungsdauer. ( 21 ) 

Der beizulegende Zeitwert ist der Preis, der in einem gewöhnlichen Geschäftsvorfall zwischen Markt­
teilnehmern am Bewertungsstichtag für den Verkauf eines Vermögenswerts eingenommen bzw. für die 
Übertragung einer Schuld gezahlt würde. (Siehe IFRS 13 Bewertung zum beizulegenden Zeitwert.) 

Ein Wertminderungsaufwand ist der Betrag, um den der Buchwert eines Vermögenswerts oder einer 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit seinen/ihren erzielbaren Betrag übersteigt.
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( 21 ) Im Fall eines immateriellen Vermögenswerts wird im Englischen im Allgemeinen der Begriff „amortisation“ anstelle von „depre­
ciation“ verwendet. Im Deutschen heißt es in beiden Fällen (planmäßige) Abschreibung. Die beiden englischen Ausdrücke haben 
dieselbe Bedeutung.



 

Der erzielbare Betrag eines Vermögenswerts oder einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit ist der 
höhere der beiden Beträge aus beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten und Nutzungs­
wert. 

Die Nutzungsdauer ist 

a) die voraussichtliche Nutzungszeit des Vermögenswerts im Unternehmen oder 

b) die voraussichtlich durch den Vermögenswert im Unternehmen zu erzielende Anzahl an Produkti­
onseinheiten oder ähnlichen Maßgrößen. 

Der Nutzungswert ist der Barwert der künftigen Zahlungsströme, der voraussichtlich aus einem Ver­
mögenswert oder einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit abgeleitet werden kann. 

IDENTIFIZIERUNG EINES VERMÖGENSWERTS, DER WERTGEMINDERT SEIN KÖNNTE 

7 Die Paragraphen 8–17 konkretisieren, wann der erzielbare Betrag zu bestimmen ist. In diesen Vorschriften wird 
der Begriff „ein Vermögenswert “ verwendet, sie sind aber ebenso auf einen einzelnen Vermögenswert wie auf eine 
zahlungsmittelgenerierende Einheit anzuwenden. Der übrige Teil dieses Standards ist folgendermaßen aufgebaut: 

a) Die Paragraphen 18–57 enthalten die Vorschriften für die Ermittlung des erzielbaren Betrags. Auch in diesen 
Vorschriften wird der Begriff „ein Vermögenswert “ verwendet, sie sind aber ebenso auf einen einzelnen 
Vermögenswert wie auf eine zahlungsmittelgenerierende Einheit anzuwenden. 

b) Die Paragraphen 58–108 enthalten die Vorschriften für die Erfassung und die Bewertung von Wertmin­
derungsaufwendungen. Die Erfassung und die Bewertung von Wertminderungsaufwendungen für einzelne 
Vermögenswerte, außer dem Geschäfts- oder Firmenwert, werden in den Paragraphen 58–64 behandelt. Die 
Paragraphen 65–108 behandeln die Erfassung und Bewertung von Wertminderungsaufwendungen für zah­
lungsmittelgenerierende Einheiten und den Geschäfts- oder Firmenwert. 

c) Die Paragraphen 109–116 enthalten die Vorschriften für die Aufholung eines in früheren Perioden für einen 
Vermögenswert oder eine zahlungsmittelgenerierende Einheit erfassten Wertminderungsaufwands. Auch in 
diesen Vorschriften wird der Begriff „ein Vermögenswert “ verwendet, sie sind aber ebenso auf einen einzelnen 
Vermögenswert wie auf eine zahlungsmittelgenerierende Einheit anzuwenden. Zusätzliche Vorschriften sind 
für einen einzelnen Vermögenswert in den Paragraphen 117–121, für eine zahlungsmittelgenerierende Einheit 
in den Paragraphen 122 und 123 und für den Geschäfts- oder Firmenwert in den Paragraphen 124 und 125 
festgelegt. 

d) Die Paragraphen 126–133 konkretisieren die Informationen, die über Wertminderungsaufwendungen und 
Wertaufholungen für Vermögenswerte und zahlungsmittelgenerierende Einheiten anzugeben sind. Die Para­
graphen 134–137 konkretisieren zusätzliche Angabepflichten für zahlungsmittelgenerierende Einheiten, denen 
ein Geschäfts- oder Firmenwert bzw. immaterielle Vermögenswerte mit unbegrenzter Nutzungsdauer zwecks 
Überprüfung auf Wertminderung zugeordnet wurden. 

8 Ein Vermögenswert ist wertgemindert, wenn sein Buchwert seinen erzielbaren Betrag übersteigt. Die Paragra­
phen 12–14 beschreiben einige Anhaltspunkte dafür, dass eine Wertminderung eingetreten sein könnte. Wenn 
einer dieser Anhaltspunkte vorliegt, ist ein Unternehmen verpflichtet, eine formelle Schätzung des erzielbaren 
Betrags vorzunehmen. Wenn kein Anhaltspunkt für eine Wertminderung vorliegt, braucht ein Unternehmen 
nach diesem Standard mit Ausnahme der in Paragraph 10 beschriebenen Fälle keine formale Schätzung des 
erzielbaren Betrags vorzunehmen. 

9 Ein Unternehmen hat an jedem Abschlussstichtag zu beurteilen, ob ein Anhaltspunkt dafür vorliegt, dass 
ein Vermögenswert wertgemindert sein könnte. Wenn ein solcher Anhaltspunkt vorliegt, hat das Un­
ternehmen den erzielbaren Betrag des Vermögenswerts zu schätzen. 

10 Unabhängig davon, ob ein Anhaltspunkt für eine Wertminderung vorliegt, hat ein Unternehmen auch 

a) einen immateriellen Vermögenswert mit einer unbestimmten Nutzungsdauer oder einen noch nicht 
nutzungsbereiten immateriellen Vermögenswert jährlich auf Wertminderung zu überprüfen, indem es 
seinen Buchwert mit seinem erzielbaren Betrag vergleicht. Diese Überprüfung auf Wertminderung 
kann zu jedem Zeitpunkt innerhalb des Geschäftsjahrs durchgeführt werden, vorausgesetzt, sie wird 
jedes Jahr zum gleichen Zeitpunkt durchgeführt. Verschiedene immaterielle Vermögenswerte können 
zu unterschiedlichen Zeiten auf Wertminderung überprüft werden. Wenn ein solcher immaterieller 
Vermögenswert jedoch erstmals im aktuellen Geschäftsjahr angesetzt wurde, muss dieser immate­
rielle Vermögenswert vor Ende des aktuellen Geschäftsjahrs auf Wertminderung überprüft werden;
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b) den bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbenen Geschäfts- oder Firmenwert jährlich auf 
Wertminderung gemäß den Paragraphen 80–99 zu überprüfen. 

11 Die Fähigkeit eines immateriellen Vermögenswerts, einen für die Erzielung seines Buchwerts ausreichenden 
künftigen wirtschaftlichen Nutzen zu erzeugen, unterliegt in der Zeit, bis der Vermögenswert zur Nutzung 
zur Verfügung steht, für gewöhnlich größerer Ungewissheit, als nachdem er nutzungsbereit ist. Daher verlangt 
dieser Standard von einem Unternehmen, den Buchwert eines noch nicht zur Nutzung verfügbaren immateriellen 
Vermögenswerts mindestens jährlich auf Wertminderung zu überprüfen. 

12 Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Anhaltspunkt dafür vorliegt, dass ein Vermögenswert wertgemin­
dert sein könnte, hat ein Unternehmen mindestens die folgenden Anhaltspunkte zu berücksichtigen: 

Externe Informationsquellen 

a) Es bestehen beobachtbare Anhaltspunkte dafür, dass der Wert des Vermögenswerts während der 
Periode deutlich stärker gesunken ist als dies durch den Zeitablauf oder die gewöhnliche Nutzung zu 
erwarten wäre. 

b) Während der Periode sind signifikante Veränderungen mit nachteiligen Folgen für das Unternehmen 
im technischen, marktbezogenen, wirtschaftlichen oder rechtlichen Umfeld, in welchem das Unter­
nehmen tätig ist, oder in Bezug auf den Markt, für den der Vermögenswert bestimmt ist, eingetreten 
oder werden in näherer Zukunft eintreten. 

c) Die Marktzinssätze oder andere Marktrenditen haben sich während der Periode erhöht und solche 
Erhöhungen werden sich wahrscheinlich auf den Abzinsungssatz, der für die Berechnung des Nut­
zungswerts herangezogen wird, auswirken und den erzielbaren Betrag des Vermögenswerts wesent­
lich vermindern. 

d) Der Buchwert des Nettovermögens des Unternehmens ist größer als seine Marktkapitalisierung. 

Interne Informationsquellen 

e) Es liegen Anhaltspunkte für eine Überalterung oder einen physischen Schaden eines Vermögenswerts 
vor. 

f) Während der Periode sind signifikante Veränderungen mit nachteiligen Folgen für das Unternehmen 
in dem Umfang oder der Weise, in dem bzw. der der Vermögenswert genutzt wird oder voraus­
sichtlich genutzt werden wird, eingetreten oder werden für die nähere Zukunft erwartet. Diese 
Veränderungen umfassen die Stilllegung des Vermögenswerts, Planungen für die Einstellung oder 
Restrukturierung des Bereichs, zu dem ein Vermögenswert gehört, Planungen für den Abgang eines 
Vermögenswerts vor dem ursprünglich erwarteten Zeitpunkt und die Neueinschätzung der Nut­
zungsdauer eines Vermögenswerts als begrenzt anstatt unbegrenzt. ( 22 ) 

g) Das interne Berichtswesen liefert Anhaltspunkte dafür, dass die wirtschaftliche Ertragskraft eines 
Vermögenswerts schlechter ist oder sein wird als erwartet. 

Dividende von einem Tochterunternehmen, Gemeinschaftsunternehmen oder assoziierten Unternehmen 

h) Für eine Beteiligung an einem Tochterunternehmen, Gemeinschaftsunternehmen oder assoziierten 
Unternehmen erfasst der Investor eine Dividende aus der Beteiligung, und es liegen Anhaltspunkte 
dafür vor, dass 

i) der Buchwert der Beteiligung im Einzelabschluss höher ist als die Buchwerte der Netto-Ver­
mögenswerte des Beteiligungsunternehmens im Konzernabschluss, einschließlich des damit ver­
bunden Geschäfts- oder Firmenwerts, oder
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( 22 ) Sobald ein Vermögenswert die Kriterien erfüllt, um als „zur Veräußerung gehalten“ eingestuft zu werden (oder Teil einer Gruppe ist, 
die als zur Veräußerung gehalten eingestuft wird), wird er vom Anwendungsbereich dieses Standards ausgeschlossen und gemäß 
IFRS 5 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte und aufgegebene Geschäftsbereiche bilanziert.



 

ii) die Dividende höher ist als das Gesamtergebnis des Tochterunternehmens, Gemeinschaftsunter­
nehmens oder assoziierten Unternehmens in der Periode, in der die Dividende beschlossen wird. 

13 Die Liste in Paragraph 12 ist nicht abschließend. Ein Unternehmen kann weitere Anhaltspunkte, dass ein Ver­
mögenswert wertgemindert sein könnte, identifizieren, und diese würden das Unternehmen ebenso verpflichten, 
den erzielbaren Betrag des Vermögenswerts zu bestimmen, oder im Falle eines Geschäfts- oder Firmenwerts eine 
Überprüfung auf Wertminderung gemäß den Paragraphen 80–99 vorzunehmen. 

14 Anhaltspunkte aus dem internen Berichtswesen, die darauf hindeuten, dass ein Vermögenswert wertgemindert 
sein könnte, schließen folgende Faktoren ein: 

a) Zahlungsströme für den Erwerb des Vermögenswerts, oder nachfolgende Mittelerfordernisse für den Betrieb 
oder die Unterhaltung des Vermögenswerts, die signifikant höher sind als ursprünglich geplant, 

b) tatsächliche Netto-Zahlungsströme oder betriebliche Gewinne oder Verluste, die aus der Nutzung des Ver­
mögenswerts resultieren, die signifikant schlechter sind als ursprünglich geplant, 

c) ein wesentlicher Rückgang der geplanten Netto-Zahlungsströme oder des betrieblichen Ergebnisses oder eine 
signifikante Erhöhung der geplanten Verluste, die aus der Nutzung des Vermögenswerts resultieren, oder 

d) betriebliche Verluste oder Nettomittelabflüsse in Bezug auf den Vermögenswert, wenn die gegenwärtigen 
Beträge für die aktuelle Periode mit den veranschlagten Beträgen für die Zukunft zusammengefasst werden. 

15 Wie in Paragraph 10 angegeben, verlangt dieser Standard, dass ein immaterieller Vermögenswert mit unbegrenz­
ter Nutzungsdauer oder einer, der noch nicht zur Nutzung verfügbar ist, und ein Geschäfts- oder Firmenwert 
mindestens jährlich auf Wertminderung zu überprüfen sind. Außer in den Fällen, in denen die Vorschriften in 
Paragraph 10 anzuwenden sind, ist bei der Feststellung, ob der erzielbare Betrag eines Vermögenswerts zu 
schätzen ist, das Konzept der Wesentlichkeit heranzuziehen. Wenn frühere Berechnungen beispielsweise zeigen, 
dass der erzielbare Betrag eines Vermögenswerts erheblich über dessen Buchwert liegt, braucht das Unternehmen 
den erzielbaren Betrag des Vermögenswerts nicht erneut zu schätzen, soweit sich keine Ereignisse ereignet haben, 
die diese Differenz beseitigt haben könnten. Ebenso kann eine frühere Analyse zeigen, dass der erzielbare Betrag 
eines Vermögenswerts auf einen (oder mehrere) der in Paragraph 12 aufgelisteten Anhaltspunkte nicht sensibel 
reagiert. 

16 Zur Veranschaulichung von Paragraph 15 ist ein Unternehmen, wenn die Marktzinssätze oder andere Markt­
renditen während der Periode gestiegen sind, in den folgenden Fällen nicht verpflichtet, eine formale Schätzung 
des erzielbaren Betrags eines Vermögenswerts vorzunehmen: 

a) wenn der Abzinsungssatz, der bei der Berechnung des Nutzungswerts des Vermögenswerts verwendet wird, 
wahrscheinlich nicht von der Erhöhung dieser Marktsätze beeinflusst wird. Eine Erhöhung der kurzfristigen 
Zinssätze muss sich beispielsweise nicht wesentlich auf den Abzinsungssatz auswirken, der für einen Ver­
mögenswert verwendet wird, der noch eine lange Restnutzungsdauer hat; 

b) wenn der Abzinsungssatz, der bei der Berechnung des Nutzungswerts des Vermögenswerts verwendet wird, 
wahrscheinlich von der Erhöhung dieser Marktsätze betroffen ist, aber eine frühere Sensitivitätsanalyse des 
erzielbaren Betrags zeigt, dass 

i) es unwahrscheinlich ist, dass es zu einer wesentlichen Verringerung des erzielbaren Betrags kommen wird, 
weil die künftigen Zahlungsströme wahrscheinlich ebenso steigen werden (in einigen Fällen kann ein 
Unternehmen beispielsweise in der Lage sein zu zeigen, dass es seine Erlöse anpasst, um jegliche Erhö­
hungen der Marktzinssätze zu kompensieren), oder 

ii) es unwahrscheinlich ist, dass die Abnahme des erzielbaren Betrags einen wesentlichen Wertminderungs­
aufwand zur Folge hat. 

17 Wenn ein Anhaltspunkt dafür vorliegt, dass ein Vermögenswert wertgemindert sein könnte, kann dies darauf 
hindeuten, dass die Restnutzungsdauer, die Abschreibungsmethode oder der Restwert des Vermögenswerts über­
prüft und entsprechend dem auf den Vermögenswert anwendbaren Standard angepasst werden muss, auch wenn 
kein Wertminderungsaufwand für den Vermögenswert erfasst wird.
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ERMITTLUNG DES ERZIELBAREN BETRAGS 

18 Dieser Standard definiert den erzielbaren Betrag als den höheren der beiden Beträge aus beizulegendem Zeitwert 
abzüglich Veräußerungskosten und Nutzungswert eines Vermögenswerts oder einer zahlungsmittelgenerierenden 
Einheit. Die Paragraphen 19–57 enthalten die Vorschriften für die Ermittlung des erzielbaren Betrags. In diesen 
Vorschriften wird der Begriff „ein Vermögenswert “ verwendet, sie sind aber ebenso auf einen einzelnen Ver­
mögenswert wie auf eine zahlungsmittelgenerierende Einheit anzuwenden. 

19 Es ist nicht immer erforderlich, sowohl den beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten als auch den 
Nutzungswert eines Vermögenswerts zu bestimmen. Wenn einer dieser Werte den Buchwert des Vermögenswerts 
übersteigt, ist der Vermögenswert nicht wertgemindert und es ist nicht erforderlich, den anderen Wert zu 
schätzen. 

20 Es kann möglich sein, den beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten auch dann zu ermitteln, wenn 
es keinen an einem aktiven Markt notierten Preis für einen identischen Vermögenswert gibt. In einigen Fällen 
wird es indes nicht möglich sein, den beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten zu ermitteln, weil es 
keine Grundlage für eine verlässliche Schätzung des Preises gibt, der in einem geordneten Geschäftsvorfall 
zwischen Marktteilnehmern am Bewertungsstichtag für den Verkauf des Vermögenswerts unter aktuellen Markt­
bedingungen eingenommen würde. In diesem Fall kann das Unternehmen den Nutzungswert des Vermögens­
werts als seinen erzielbaren Betrag verwenden. 

21 Liegt kein Grund zu der Annahme vor, dass der Nutzungswert eines Vermögenswerts seinen beizulegenden 
Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten wesentlich übersteigt, kann der beizulegende Zeitwert abzüglich der 
Veräußerungskosten als erzielbarer Betrag des Vermögenswerts angesehen werden. Dies ist häufig bei Ver­
mögenswerten der Fall, die zu Veräußerungszwecken gehalten werden. Das liegt daran, dass der Nutzungswert 
eines Vermögenswerts, der zu Veräußerungszwecken gehalten wird, hauptsächlich aus den Nettoveräußerungs­
erlösen besteht, da die künftigen Zahlungsströme aus der fortgesetzten Nutzung des Vermögenswerts bis zu 
seinem Abgang wahrscheinlich unbedeutend sein werden. 

22 Der erzielbare Betrag ist für einen einzelnen Vermögenswert zu bestimmen, es sei denn, ein Vermögenswert 
erzeugt keine Mittelzuflüsse, die weitgehend unabhängig von denen anderer Vermögenswerte oder anderer 
Gruppen von Vermögenswerten sind. Wenn dies der Fall ist, ist der erzielbare Betrag für die zahlungsmittel­
generierende Einheit zu bestimmen, zu der der Vermögenswert gehört (siehe Paragraphen 65–103), es sei denn, 
dass entweder 

a) der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten des Vermögenswerts höher ist als sein Buchwert 
oder 

b) der Nutzungswert des Vermögenswerts Schätzungen zufolge nahezu dem beizulegenden Zeitwert abzüglich 
Veräußerungskosten entspricht, und der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten ermittelt wer­
den kann. 

23 In einigen Fällen können Schätzungen, Durchschnittswerte und rechnerisch abgekürzte Verfahren angemessene 
Annäherungen an die in diesem Standard dargestellten ausführlichen Berechnungen zur Bestimmung des bei­
zulegenden Zeitwerts abzüglich Veräußerungskosten oder des Nutzungswerts liefern. 

Ermittlung des erzielbaren Betrags eines immateriellen Vermögenswerts mit unbegrenzter Nutzungs­
dauer 

24 Paragraph 10 verlangt, dass ein immaterieller Vermögenswert mit unbegrenzter Nutzungsdauer jährlich auf 
Wertminderung zu überprüfen ist, wobei sein Buchwert mit seinem erzielbaren Betrag verglichen wird, un­
abhängig davon, ob es einen Anhaltspunkt für eine Wertminderung gibt. Die jüngsten ausführlichen Berech­
nungen des erzielbaren Betrags eines solchen Vermögenswerts, der in einer vorhergehenden Periode ermittelt 
wurde, können jedoch für die Überprüfung auf Wertminderung dieses Vermögenswerts in der aktuellen Periode 
verwendet werden, vorausgesetzt, dass alle nachstehenden Kriterien erfüllt sind: 

a) wenn der immaterielle Vermögenswert keine Mittelzuflüsse aus der fortgesetzten Nutzung erzeugt, die von 
denen anderer Vermögenswerte oder Gruppen von Vermögenswerten weitgehend unabhängig sind, und daher 
als Teil der zahlungsmittelgenerierenden Einheit, zu der er gehört, auf Wertminderung überprüft wird, haben 
sich die diese Einheit bildenden Vermögenswerte und Schulden seit der letzten Berechnung des erzielbaren 
Betrags nicht wesentlich geändert, 

b) die letzte Berechnung des erzielbaren Betrags ergab einen Betrag, der den Buchwert des Vermögenswerts 
wesentlich überstieg, und 

c) auf der Grundlage einer Analyse der seit der letzten Berechnung des erzielbaren Betrags eingetretenen Ereig­
nisse und geänderten Umstände ist die Wahrscheinlichkeit, dass bei einer aktuellen Ermittlung der erzielbare 
Betrag niedriger als der Buchwert des Vermögenswerts sein würde, sehr gering.
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Beizulegender Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten 

25–27 [gestrichen] 

28 Sofern die Veräußerungskosten nicht als Schulden angesetzt wurden, werden sie bei der Ermittlung des bei­
zulegenden Zeitwerts abzüglich Veräußerungskosten abgezogen. Beispiele für derartige Kosten sind Gerichts- und 
Anwaltskosten, Börsenumsatzsteuern und ähnliche Transaktionssteuern, die Kosten für die Beseitigung des Ver­
mögenswerts und die einzeln zuordenbaren zusätzlichen Kosten, um den Vermögenswert in den entsprechenden 
Zustand für seinen Verkauf zu versetzen. Leistungen aus Anlass der Beendigung des Arbeitsverhältnisses (wie in 
IAS 19 definiert) und Kosten, die mit der Verringerung oder Reorganisation eines Geschäftsfelds nach dem 
Verkauf eines Vermögenswerts verbunden sind, sind indes keine einzeln zuordenbaren zusätzlichen Kosten für 
die Veräußerung des Vermögenswerts. 

29 Mitunter erfordert die Veräußerung eines Vermögenswerts, dass der Käufer eine Schuld übernimmt, und für den 
Vermögenswert und die Schuld ist nur ein einziger beizulegender Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten vor­
handen. Paragraph 78 erläutert, wie in solchen Fällen zu verfahren ist. 

Nutzungswert 

30 In der Berechnung des Nutzungswerts eines Vermögenswerts müssen sich die folgenden Elemente 
widerspiegeln: 

a) eine Schätzung der künftigen Zahlungsströme, die das Unternehmen durch den Vermögenswert zu 
erzielen erwartet, 

b) Erwartungen im Hinblick auf eventuelle wertmäßige oder zeitliche Veränderungen dieser künftigen 
Zahlungsströme, 

c) der Zinseffekt, der durch den aktuellen risikolosen Marktzinssatz dargestellt wird, 

d) der Preis für die mit dem Vermögenswert verbundene Unsicherheit und 

e) andere Faktoren, wie Illiquidität, die Marktteilnehmer bei der Preisfindung für die künftigen Zah­
lungsströme, die das Unternehmen durch den Vermögenswert zu erzielen erwartet, widerspiegeln 
würden. 

31 Die Schätzung des Nutzungswerts eines Vermögenswerts umfasst die folgenden Schritte: 

a) die Schätzung der künftigen Zahlungsströme aus der fortgesetzten Nutzung des Vermögenswerts und aus 
seiner letztlichen Veräußerung und 

b) die Anwendung eines angemessenen Abzinsungssatzes für diese künftigen Zahlungsströme. 

32 Die in Paragraph 30(b), (d) und (e) aufgeführten Elemente können entweder als Anpassungen der künftigen 
Zahlungsströme oder als Anpassung des Abzinsungssatzes widergespiegelt werden. Welchen Ansatz ein Unter­
nehmen auch anwendet, um Erwartungen hinsichtlich eventueller wertmäßiger oder zeitlicher Änderungen der 
künftigen Zahlungsströme widerzuspiegeln, muss das Ergebnis letztlich den erwarteten Barwert der künftigen 
Zahlungsströme, d. h. den gewichteten Durchschnitt aller möglichen Ergebnisse widerspiegeln. Anhang A enthält 
zusätzliche Leitlinien für die Anwendung der Barwert-Verfahren, um den Nutzungswert eines Vermögenswerts zu 
bewerten. 

Grundlage für die Schätzungen der künftigen Zahlungsströme 

33 Bei der Ermittlung des Nutzungswerts hat ein Unternehmen 

a) die Zahlungsstrom-Prognosen auf angemessene und vertretbare Annahmen zu gründen, die die best­
mögliche vom Management vorgenommene Einschätzung der ökonomischen Rahmenbedingungen 
repräsentieren, die für die Restnutzungsdauer eines Vermögenswerts bestehen werden. Größeres 
Gewicht ist dabei auf externe Anhaltspunkte zu legen. 

b) die Zahlungsstrom-Prognosen auf die jüngsten vom Management genehmigten Finanzplänen/Vorher­
sagen zu gründen, die jedoch alle geschätzten künftigen Mittelzuflüsse bzw. Mittelabflüsse, die aus 
künftigen Restrukturierungsmaßnahmen oder aus der Verbesserung bzw. Erhöhung der Ertragskraft 
des Vermögenswerts erwartet werden, auszuschließen haben. Auf diesen Finanzplänen/Vorhersagen 
basierende Prognosen haben sich auf einen Zeitraum von maximal fünf Jahren zu erstrecken, es sei 
denn, dass ein längerer Zeitraum gerechtfertigt werden kann.
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c) die Zahlungsstrom-Prognosen jenseits des Zeitraums zu schätzen, auf den sich die jüngsten Finanz­
pläne/Vorhersagen beziehen, unter Anwendung einer gleichbleibenden oder rückläufigen Wachstums­
rate für die Folgejahre durch eine Extrapolation der Prognosen, die auf den Finanzplänen/Vorhersagen 
beruhen, es sei denn, dass eine steigende Rate gerechtfertigt werden kann. Diese Wachstumsrate darf 
die langfristige Durchschnittswachstumsrate für die Produkte, die Branchen oder das Land bzw. die 
Länder, in dem/denen das Unternehmen tätig ist, oder für den Markt, in welchem der Vermögenswert 
genutzt wird, nicht überschreiten, es sei denn, dass eine höhere Rate gerechtfertigt werden kann. 

34 Das Management beurteilt die Angemessenheit der Annahmen, auf denen seine aktuellen Zahlungsstrom-Prog­
nosen beruhen, indem es die Gründe für Differenzen zwischen den vorherigen Zahlungsstrom-Prognosen und 
den tatsächlichen Zahlungsströmen überprüft. Das Management hat sicherzustellen, dass die Annahmen, auf 
denen die tatsächlichen Zahlungsstrom-Prognosen beruhen, mit den tatsächlichen Ergebnissen der Vergangenheit 
übereinstimmen, vorausgesetzt, dass die Auswirkungen von Ereignissen und Umständen, die eingetreten sind, 
nachdem die tatsächlichen Zahlungsströme generiert waren, dies als angemessen erscheinen lassen. 

35 Detaillierte, eindeutige und verlässliche Finanzpläne/Vorhersagen für künftige Zahlungsströme für Perioden von 
mehr als fünf Jahren sind in der Regel nicht verfügbar. Aus diesem Grund beruhen die Schätzungen des 
Managements über die künftigen Zahlungsströme auf den jüngsten Finanzplänen/Vorhersagen für einen Zeitraum 
von maximal fünf Jahren. Das Management kann auch auf Finanzplänen/Vorhersagen basierende Zahlungsstrom- 
Prognosen verwenden, die sich für einen Zeitraum von mehr als fünf Jahren erstrecken, wenn es sich sicher ist, 
dass diese Prognosen verlässlich sind und es basierend auf Erfahrungen der Vergangenheit seine Fähigkeit nach­
weisen kann, die Zahlungsströme über den entsprechenden längeren Zeitraum genau vorherzusagen. 

36 Zahlungsstrom-Prognosen bis zum Ende der Nutzungsdauer eines Vermögenswerts werden durch Extrapolation 
der Zahlungsstrom-Prognosen auf der Basis der Finanzpläne/Vorhersagen unter Verwendung einer Wachstums­
rate für die Folgejahre vorgenommen. Diese Rate ist gleichbleibend oder fallend, es sei denn, dass eine Steigerung 
der Rate objektiven Informationen über den Verlauf des Lebenszyklus eines Produkts oder einer Branche ent­
spricht. Falls angemessen, ist die Wachstumsrate null oder negativ. 

37 Soweit die Bedingungen günstig sind, werden Wettbewerber wahrscheinlich in den Markt eintreten und das 
Wachstum beschränken. Deshalb ist es für ein Unternehmen schwierig, die durchschnittliche historische Wachs­
tumsrate für die Produkte, die Branchen, das Land oder die Länder, in dem/denen das Unternehmen tätig ist, oder 
für den Markt, in dem der Vermögenswert genutzt wird, über einen längeren Zeitraum (beispielsweise zwanzig 
Jahre) zu überschreiten. 

38 Bei der Verwendung der Informationen aus den Finanzplänen/Vorhersagen berücksichtigt ein Unternehmen, ob 
die Informationen auf angemessenen und vertretbaren Annahmen beruhen und die bestmögliche Einschätzung 
des Managements hinsichtlich der ökonomischen Rahmenbedingungen, die während der Restnutzungsdauer eines 
Vermögenswerts bestehen werden, darstellen. 

Zusammensetzung der Schätzungen der künftigen Zahlungsströme 

39 In die Schätzungen der künftigen Zahlungsströme sind die folgenden Elemente einzubeziehen: 

a) Prognosen der Mittelzuflüsse aus der fortgesetzten Nutzung des Vermögenswerts, 

b) Prognosen der Mittelabflüsse, die notwendigerweise entstehen, um Mittelzuflüsse aus der fortgesetz­
ten Nutzung eines Vermögenswerts zu erzielen (einschließlich der Mittelabflüsse zur Vorbereitung 
des Vermögenswerts für seine Nutzung) und die dem Vermögenswert einzeln oder auf einer an­
gemessenen und stetigen Basis zugeordnet werden können, und 

c) Netto-Zahlungsströme, die ggf. für den Abgang des Vermögenswerts am Ende seiner Nutzungsdauer 
eingehen (oder gezahlt werden). 

40 Schätzungen der künftigen Zahlungsströme und des Abzinsungssatzes spiegeln stetige Annahmen über die auf 
die allgemeine Inflation zurückzuführenden Preissteigerungen wider. Wenn der Abzinsungssatz die Wirkung von 
Preissteigerungen, die auf die allgemeine Inflation zurückzuführen sind, einbezieht, werden die künftigen Zah­
lungsströme in nominalen Beträgen geschätzt. Wenn der Abzinsungssatz die Wirkung von Preissteigerungen, die 
auf die allgemeine Inflation zurückzuführen sind, nicht einbezieht, werden die künftigen Zahlungsströme in 
realen Beträgen geschätzt (schließen aber künftige spezifische Preissteigerungen oder -senkungen ein). 

41 Die Prognosen der Mittelabflüsse schließen sowohl jene für die tägliche Wartung des Vermögenswerts als auch 
künftige Gemeinkosten ein, die der Nutzung des Vermögenswerts einzeln zugeordnet oder auf einer angemes­
senen und stetigen Basis zugeordnet werden können. 

42 Wenn der Buchwert eines Vermögenswerts noch nicht alle Mittelabflüsse enthält, die anfallen werden, bevor 
dieser nutzungs- oder verkaufsbereit ist, enthält die Schätzung der künftigen Mittelabflüsse eine Schätzung aller 
weiteren künftigen Mittelabflüsse, die voraussichtlich anfallen werden, bevor der Vermögenswert nutzungs- oder 
verkaufsbereit ist. Dies ist beispielsweise der Fall für ein im Bau befindliches Gebäude oder bei einem noch nicht 
abgeschlossenen Entwicklungsprojekt.
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43 Um Doppelzählungen zu vermeiden, beziehen die Schätzungen der künftigen Zahlungsströme die folgenden 
Faktoren nicht mit ein: 

a) Mittelzuflüsse von Vermögenswerten, die Mittelzuflüsse erzeugen, die weitgehend unabhängig von den Mittel­
zuflüssen des zu überprüfenden Vermögenswerts sind (beispielsweise finanzielle Vermögenswerte wie Forde­
rungen), und 

b) Mittelabflüsse, die sich auf als Schulden angesetzte Verpflichtungen beziehen (beispielsweise Verbindlichkeiten, 
Pensionen oder Rückstellungen). 

44 Künftige Zahlungsströme sind für einen Vermögenswert in seinem gegenwärtigen Zustand zu schätzen. 
Schätzungen der künftigen Zahlungsströme dürfen nicht die geschätzten künftigen Mittelzu- und -ab­
flüsse umfassen, deren Entstehung erwartet wird aufgrund 

a) einer künftigen Restrukturierung, zu der ein Unternehmen noch nicht verpflichtet ist, oder 

b) einer Verbesserung oder Erhöhung der Ertragskraft des Vermögenswerts. 

45 Da die künftigen Zahlungsströme ausgehend vom gegenwärtigen Zustand eines Vermögenswerts geschätzt 
werden, spiegelt der Nutzungswert nicht die folgenden Faktoren wider: 

a) künftige Mittelabflüsse oder die zugehörigen Kosteneinsparungen (beispielsweise durch die Verminderung des 
Personalaufwands) oder der erwartete Nutzen aus einer künftigen Restrukturierung, zu der ein Unternehmen 
noch nicht verpflichtet ist, oder 

b) künftige Mittelabflüsse, die die Ertragskraft des Vermögenswerts verbessern oder erhöhen werden, oder die 
zugehörigen Mittelzuflüsse, die aus solchen Mittelabflüssen erwartet werden. 

46 Eine Restrukturierung ist ein Programm, das vom Management geplant und kontrolliert wird und entweder das 
von dem Unternehmen abgedeckte Geschäftsfeld oder die Art, in der dieses Geschäft durchgeführt wird, we­
sentlich verändert. IAS 37 Rückstellungen, Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen konkretisiert, wann sich 
ein Unternehmen zu einer Restrukturierung verpflichtet hat. 

47 Wenn ein Unternehmen zu einer Restrukturierung verpflichtet ist, sind wahrscheinlich einige Vermögenswerte 
von der Restrukturierung betroffen. Sobald das Unternehmen zur Restrukturierung verpflichtet ist, 

a) spiegeln seine zwecks Bestimmung des Nutzungswerts erfolgenden Schätzungen der künftigen Mittelzu- und 
-abflüsse die Kosteneinsparungen und den sonstigen Nutzen aus der Restrukturierung wider (auf Basis der 
jüngsten vom Management gebilligten Finanzpläne/Vorhersagen) und 

b) werden seine Schätzungen künftiger Mittelabflüsse für die Restrukturierung in einer Restrukturierungsrück­
stellung gemäß IAS 37 erfasst. 

Das erläuternde Beispiel 5 veranschaulicht die Auswirkung einer künftigen Restrukturierung auf die Berechnung 
des Nutzungswerts. 

48 Bis ein Unternehmen Mittelabflüsse tätigt, die die Ertragskraft des Vermögenswerts verbessern oder erhöhen, 
enthalten die Schätzungen der künftigen Zahlungsströme keine geschätzten künftigen Mittelzuflüsse, die infolge 
der Erhöhung des mit dem Mittelabfluss verbundenen wirtschaftlichen Nutzens erwartet werden (siehe erläu­
terndes Beispiel 6). 

49 Schätzungen der künftigen Zahlungsströme umfassen auch künftige Mittelabflüsse, die erforderlich sind, um den 
wirtschaftlichen Nutzen des Vermögenswerts auf dem gegenwärtigen Niveau zu halten. Wenn eine zahlungs­
mittelgenerierende Einheit aus Vermögenswerten mit verschiedenen geschätzten Nutzungsdauern besteht, die alle 
für den laufenden Betrieb der Einheit notwendig sind, wird bei der Schätzung der mit der Einheit verbundenen 
künftigen Zahlungsströme der Ersatz von Vermögenswerten mit kürzerer Nutzungsdauer als Teil der täglichen 
Wartung der Einheit betrachtet. Ebenso wird, wenn ein einzelner Vermögenswert aus Bestandteilen mit unter­
schiedlichen Nutzungsdauern besteht, der Ersatz der Bestandteile mit kürzerer Nutzungsdauer als Teil der täg­
lichen Wartung des Vermögenswerts betrachtet, wenn die vom Vermögenswert generierten künftigen Zahlungs­
ströme geschätzt werden.
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50 In den Schätzungen der künftigen Zahlungsströme sind folgende Elemente nicht enthalten: 

a) Mittelzu- oder -abflüsse aus Finanzierungstätigkeiten oder 

b) Ertragsteuereinnahmen oder -zahlungen. 

51 Geschätzte künftige Zahlungsströme spiegeln Annahmen wider, die der Art und Weise der Bestimmung des 
Abzinsungssatzes entsprechen. Andernfalls würden die Auswirkungen einiger Annahmen doppelt berücksichtigt 
oder außer Acht gelassen werden. Da der Zinseffekt bei der Abzinsung der künftigen Zahlungsströme berück­
sichtigt wird, schließen diese Zahlungsströme Mittelzu- oder -abflüsse aus Finanzierungstätigkeit aus. Da der 
Abzinsungssatz auf einer Vor-Steuer-Basis bestimmt wird, werden auch die künftigen Zahlungsströme auf einer 
Vor-Steuer-Basis geschätzt. 

52 Die Schätzung der Netto-Zahlungsströme, die für den Abgang eines Vermögenswerts am Ende seiner 
Nutzungsdauer eingehen (oder gezahlt werden), muss dem Betrag entsprechen, den ein Unternehmen 
aus dem Verkauf des Vermögenswerts unter marktüblichen Bedingungen zwischen sachverständigen, 
vertragswilligen und voneinander unabhängigen Geschäftspartnern nach Abzug der geschätzten Ver­
äußerungskosten erzielen könnte. 

53 Die Schätzung der Netto-Zahlungsströme, die für den Abgang eines Vermögenswerts am Ende seiner Nutzungs­
dauer eingehen (oder gezahlt werden), ist in einer ähnlichen Weise wie beim beizulegenden Zeitwert abzüglich 
Veräußerungskosten eines Vermögenswerts zu bestimmen, außer dass bei der Schätzung dieser Netto-Zahlungs­
ströme 

a) ein Unternehmen die Preise verwendet, die zum Zeitpunkt der Schätzung für ähnliche Vermögenswerte 
gelten, die das Ende ihrer Nutzungsdauer erreicht haben und die unter Bedingungen betrieben wurden, die 
mit den Bedingungen vergleichbar sind, unter denen der Vermögenswert genutzt werden soll, 

b) das Unternehmen diese Preise im Hinblick auf die Auswirkungen künftiger Preiserhöhungen aufgrund der 
allgemeinen Inflation und spezieller künftiger Preissteigerungen/-senkungen anpasst. Wenn die Schätzungen 
der künftigen Zahlungsströme aus der fortgesetzten Nutzung des Vermögenswerts und des Abzinsungssatzes 
die Wirkung der allgemeinen Inflation indes nicht einbeziehen, dann berücksichtigt das Unternehmen diese 
Wirkung auch nicht bei der Schätzung der Netto-Zahlungsströme des Abgangs. 

53A Der beizulegende Zeitwert weicht vom Nutzungswert ab. Der beizulegende Zeitwert spiegelt die Annahmen 
wider, die Marktteilnehmer bei der Preisbildung für den Vermögenswert anwenden würden. Der Nutzungswert 
dagegen spiegelt die Auswirkungen von Faktoren wider, die nur für das Unternehmen zutreffen können und für 
Unternehmen im Allgemeinen nicht unbedingt anwendbar sind. Beispielsweise werden die folgenden Faktoren, 
soweit sie Marktteilnehmern im Allgemeinen nicht ohne Weiteres zur Verfügung stehen würden, nicht im 
beizulegenden Zeitwert abgebildet: 

a) der zusätzliche Wert, der sich aus der Zusammenfassung von Vermögenswerten (beispielsweise aus der 
Schaffung eines Portfolios von als Finanzinvestitionen gehaltenen Immobilien an verschiedenen Standorten) 
ergibt, 

b) Synergien zwischen dem zu bewertenden und anderen Vermögenswerten, 

c) Rechtsansprüche oder rechtliche Einschränkungen, die ausschließlich für den gegenwärtigen Eigentümer des 
Vermögenswerts bestehen, und 

d) Steuervorteile oder Steuerbelastungen, die ausschließlich für den gegenwärtigen Eigentümer des Vermögens­
werts bestehen. 

Künftige Zahlungsströme in Fremdwährung 

54 Künftige Zahlungsströme werden in der Währung geschätzt, in der sie generiert werden, und werden mit einem 
für diese Währung angemessenen Abzinsungssatz abgezinst. Ein Unternehmen rechnet den Barwert mithilfe des 
am Tag der Berechnung des Nutzungswerts geltenden Devisenkassakurses um. 

Abzinsungssatz 

55 Bei dem Abzinsungssatz/den Abzinsungssätzen muss es sich um einen Zinssatz/Zinssätze vor Steuern 
handeln, der/die die gegenwärtigen Marktbewertungen folgender Faktoren widerspiegelt/widerspiegeln: 

a) des Zinseffekts und 

b) der speziellen Risiken eines Vermögenswerts, für die die geschätzten künftigen Zahlungsströme nicht 
angepasst wurden.
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56 Ein Zinssatz, der die gegenwärtigen Marktbewertungen des Zinseffekts und der speziellen Risiken eines Ver­
mögenswerts widerspiegelt, ist die Rendite, die Investoren verlangen würden, wenn sie eine Finanzinvestition zu 
wählen hätten, die Zahlungsströme über Beträge, Zeiträume und Risikoprofile erzeugen würde, die vergleichbar 
mit denen wären, die das Unternehmen von dem Vermögenswert zu erzielen erwartet. Dieser Zinssatz ist auf 
Basis des Zinssatzes zu schätzen, der bei gegenwärtigen Markttransaktionen für ähnliche Vermögenswerte ver­
wendet wird, oder auf Basis der durchschnittlich gewichteten Kapitalkosten eines börsennotierten Unternehmens, 
das einen einzelnen Vermögenswert (oder einen Bestand an Vermögenswerten) hält, der mit dem zu überprü­
fenden Vermögenswert im Hinblick auf das Nutzungspotenzial und die Risiken vergleichbar ist. Der Abzinsungs­
satz/die Abzinsungssätze, der/die zur Berechnung des Nutzungswerts eines Vermögenswerts verwendet wird/ 
werden, darf/dürfen jedoch keine Risiken widerspiegeln, für die die geschätzten künftigen Zahlungsströme bereits 
angepasst wurden. Andernfalls würden die Auswirkungen einiger Annahmen doppelt berücksichtigt. 

57 Wenn ein vermögenswertspezifischer Zinssatz nicht direkt über den Markt erhältlich ist, verwendet ein Unter­
nehmen Ersatzfaktoren zur Schätzung des Abzinsungssatzes. Anhang A enthält zusätzliche Leitlinien zur Schät­
zung von Abzinsungssätzen unter diesen Umständen. 

ERFASSUNG UND BEWERTUNG EINES WERTMINDERUNGSAUFWANDS 

58 Die Paragraphen 59–64 enthalten die Vorschriften für die Erfassung und Bewertung eines Wertminderungsauf­
wands für einen einzelnen Vermögenswert mit Ausnahme eines Geschäfts- oder Firmenwerts. Die Erfassung und 
Bewertung des Wertminderungsaufwands einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit und eines Geschäfts- oder 
Firmenwerts werden in den Paragraphen 65–108 behandelt. 

59 Nur dann, wenn der erzielbare Betrag eines Vermögenswerts geringer als sein Buchwert ist, ist der 
Buchwert des Vermögenswerts auf seinen erzielbaren Betrag zu verringern. Diese Verringerung stellt 
einen Wertminderungsaufwand dar. 

60 Ein Wertminderungsaufwand ist sofort erfolgswirksam zu erfassen, es sei denn, dass der Vermögens­
wert zum Neubewertungsbetrag nach einem anderen Standard (beispielsweise nach dem Neubewer­
tungsmodell in IAS 16) bilanziert wird. Jeder Wertminderungsaufwand eines neu bewerteten Ver­
mögenswerts ist als eine Abwertung aufgrund einer Neubewertung gemäß diesem anderen Standard 
zu behandeln. 

61 Ein Wertminderungsaufwand eines nicht neu bewerteten Vermögenswerts wird erfolgswirksam erfasst. Ein Wert­
minderungsaufwand eines neu bewerteten Vermögenswerts wird dahingegen im sonstigen Ergebnis erfasst, soweit 
der Wertminderungsaufwand nicht den in der Neubewertungsrücklage für denselben Vermögenswert ausgewie­
senen Betrag übersteigt. Ein solcher Wertminderungsaufwand eines neu bewerteten Vermögenswerts führt zu 
einer Minderung der entsprechenden Neubewertungsrücklage. 

62 Wenn der geschätzte Betrag des Wertminderungsaufwands größer ist als der Buchwert des zugehörigen 
Vermögenswerts, hat ein Unternehmen nur dann eine Schuld anzusetzen, wenn dies von einem anderen 
Standard verlangt wird. 

63 Nach der Erfassung eines Wertminderungsaufwands ist die planmäßige Abschreibung eines Vermögens­
werts in künftigen Perioden anzupassen, um den berichtigten Buchwert des Vermögenswerts, abzüglich 
eines etwaigen Restwerts systematisch über seine Restnutzungsdauer zu verteilen. 

64 Wenn ein Wertminderungsaufwand erfasst worden ist, werden alle damit in Beziehung stehenden latenten 
Steueransprüche oder -schulden nach IAS 12 bestimmt, indem der berichtigte Buchwert des Vermögenswerts 
mit seiner steuerlichen Basis verglichen wird (siehe erläuterndes Beispiel 3). 

ZAHLUNGSMITTELGENERIERENDE EINHEITEN UND GESCHÄFTS- ODER FIRMENWERT 

65 Die Paragraphen 66–108 und Anhang C enthalten die Vorschriften für die Identifizierung der zahlungsmittel­
generierenden Einheit, zu der ein Vermögenswert gehört, sowie für die Bestimmung des Buchwerts und die 
Erfassung der Wertminderungsaufwendungen für zahlungsmittelgenerierende Einheiten und Geschäfts- oder Fir­
menwerte. 

Identifizierung der zahlungsmittelgenerierenden Einheit, zu der ein Vermögenswert gehört 

66 Wenn ein Anhaltspunkt dafür vorliegt, dass ein Vermögenswert wertgemindert sein könnte, ist der 
erzielbare Betrag für den einzelnen Vermögenswert zu schätzen. Falls es nicht möglich ist, den erziel­
baren Betrag für den einzelnen Vermögenswert zu schätzen, hat ein Unternehmen den erzielbaren 
Betrag der zahlungsmittelgenerierenden Einheit zu bestimmen, zu der der Vermögenswert gehört (die 
zahlungsmittelgenerierende Einheit des Vermögenswerts).
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67 Der erzielbare Betrag eines einzelnen Vermögenswerts kann nicht bestimmt werden, wenn 
a) der Nutzungswert des Vermögenswerts Schätzungen zufolge nicht nahezu seinem beizulegenden Zeitwert 

abzüglich Veräußerungskosten entspricht (wenn beispielsweise die künftigen Zahlungsströme aus der fort­
gesetzten Nutzung des Vermögenswerts nicht als unbedeutend eingeschätzt werden können) und 

b) der Vermögenswert keine Mittelzuflüsse erzeugt, die weitgehend unabhängig von denen anderer Vermögens­
werte sind. 

In derartigen Fällen kann ein Nutzungswert und demzufolge ein erzielbarer Betrag nur für die zahlungsmittel­
generierende Einheit des Vermögenswerts bestimmt werden. 

Beispiel 

Ein Bergbauunternehmen besitzt eine private Eisenbahn zur Unterstützung seiner Bergbautätigkeit. Die pri­
vate Eisenbahn könnte nur zum Schrottwert verkauft werden und sie erzeugt keine Mittelzuflüsse, die 
weitgehend unabhängig von den Mittelzuflüssen der anderen Vermögenswerte des Bergwerks sind. 

Es ist nicht möglich, den erzielbaren Betrag der privaten Eisenbahn zu schätzen, weil ihr Nutzungswert nicht bestimmt 
werden kann und wahrscheinlich von dem Schrottwert abweicht. Deshalb schätzt das Unternehmen den erzielbaren 
Betrag der zahlungsmittelgenerierenden Einheit, zu der die private Eisenbahn gehört, d. h. des Bergwerks als Ganzes. 

68 Wie in Paragraph 6 definiert, ist die zahlungsmittelgenerierende Einheit eines Vermögenswerts die kleinste 
Gruppe von Vermögenswerten, die den Vermögenswert enthält und Mittelzuflüsse erzeugt, die weitgehend 
unabhängig von den Mittelzuflüssen anderer Vermögenswerte oder anderer Gruppen von Vermögenswerten sind. 
Die Identifizierung der zahlungsmittelgenerierenden Einheit eines Vermögenswerts erfordert eine Ermessensent­
scheidung. Wenn der erzielbare Betrag nicht für einen einzelnen Vermögenswert bestimmt werden kann, iden­
tifiziert ein Unternehmen die kleinste Zusammenfassung von Vermögenswerten, die weitgehend unabhängige 
Mittelzuflüsse erzeugt. 

Beispiel 

Eine Busgesellschaft bietet Beförderungsleistungen im Rahmen eines Vertrags mit einer Gemeinde an, der auf 
fünf verschiedenen Strecken jeweils einen Mindestservice verlangt. Die auf jeder Strecke eingesetzten Ver­
mögenswerte und die Zahlungsströme von jeder Strecke können gesondert identifiziert werden. Auf einer 
der Stecken wird ein erheblicher Verlust erwirtschaftet. 

Da das Unternehmen nicht die Möglichkeit hat, eine der Busrouten einzuschränken, sind die niedrigste Einheit 
identifizierbarer Mittelzuflüsse, die weitgehend von den Mittelzuflüssen anderer Vermögenswerte oder anderer Gruppen 
von Vermögenswerten unabhängig sind, die von den fünf Routen gemeinsam erzeugten Mittelzuflüsse. Die zahlungs­
mittelgenerierende Einheit für jede der Strecken ist die Busgesellschaft als Ganzes. 

69 Mittelzuflüsse sind die Zuflüsse von Zahlungsmitteln und Zahlungsmitteläquivalenten, die von Parteien außerhalb 
des Unternehmens zufließen. Bei der Identifizierung, ob die Mittelzuflüsse von einem Vermögenswert (oder einer 
Gruppe von Vermögenswerten) weitgehend von den Mittelzuflüssen anderer Vermögenswerte (oder anderer 
Gruppen von Vermögenswerten) unabhängig sind, berücksichtigt ein Unternehmen verschiedene Faktoren ein­
schließlich der Frage, wie das Management die Unternehmenstätigkeiten steuert (z. B. nach Produktlinien, Ge­
schäftsfeldern, einzelnen Standorten, Bezirken oder regionalen Gebieten), oder wie das Management Entschei­
dungen über die Fortsetzung oder den Abgang der Vermögenswerte bzw. die Einstellung von Unternehmens­
tätigkeiten trifft. Das erläuternde Beispiel 1 enthält Beispiele für die Identifizierung einer zahlungsmittelgenerie­
renden Einheit. 

70 Wenn ein aktiver Markt für die von einem Vermögenswert oder einer Gruppe von Vermögenswerten 
produzierten Erzeugnisse oder erstellten Dienstleistungen besteht, ist dieser Vermögenswert oder diese 
Gruppe von Vermögenswerten als eine zahlungsmittelgenerierende Einheit zu identifizieren, auch wenn 
die produzierten Erzeugnisse oder erstellten Dienstleistungen ganz oder teilweise intern genutzt wer­
den. Wenn die von einem Vermögenswert oder einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit erzeugten 
Mittelzuflüsse von der Berechnung interner Verrechnungspreise betroffen sind, so hat ein Unternehmen 
die bestmögliche Schätzung des Managements über den künftigen Preis/die künftigen Preise, der/die bei 
Transaktionen zu marktüblichen Bedingungen erzielt werden könnte/könnten, zu verwenden bei der 
Schätzung 
a) der künftigen Mittelzuflüsse, die die zur Bestimmung des Nutzungswerts des Vermögenswerts oder 

der zahlungsmittelgenerierenden Einheit verwendet werden, und
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b) der künftigen Mittelabflüsse, die zur Bestimmung des Nutzungswerts aller anderen von der Berech­
nung interner Verrechnungspreise betroffenen Vermögenswerte oder zahlungsmittelgenerierenden 
Einheiten verwendet werden. 

71 Auch wenn ein Teil oder die gesamten produzierten Erzeugnisse und erstellten Dienstleistungen, die von einem 
Vermögenswert oder einer Gruppe von Vermögenswerten erzeugt werden, von anderen Einheiten des Unter­
nehmens genutzt werden (beispielsweise Produkte für eine Zwischenstufe im Produktionsprozess), bildet dieser 
Vermögenswert oder diese Gruppe von Vermögenswerten eine gesonderte zahlungsmittelgenerierende Einheit, 
wenn das Unternehmen diese produzierten Erzeugnisse und erstellten Dienstleistungen auf einem aktiven Markt 
verkaufen könnte. Das liegt daran, dass der Vermögenswert oder die Gruppe von Vermögenswerten Mittel­
zuflüsse erzeugen kann, die weitgehend von den Mittelzuflüssen von anderen Vermögenswerten oder anderen 
Gruppen von Vermögenswerten unabhängig wären. Bei der Verwendung von Informationen, die auf Finanz­
plänen/Vorhersagen basieren, die sich auf eine solche zahlungsmittelgenerierende Einheit oder auf einen anderen 
Vermögenswert bzw. eine andere zahlungsmittelgenerierende Einheit, die von der internen Verrechnungspreis­
ermittlung betroffen ist, beziehen, passt ein Unternehmen diese Informationen an, wenn die internen Verrech­
nungspreise nicht die bestmögliche Schätzung des Managements über die künftigen Preise, die bei Transaktionen 
zu marktüblichen Bedingungen erzielt werden könnten, widerspiegeln. 

72 Zahlungsmittelgenerierende Einheiten sind von Periode zu Periode für dieselben Vermögenswerte oder 
Arten von Vermögenswerten stetig zu identifizieren, es sei denn, dass eine Änderung gerechtfertigt ist. 

73 Wenn ein Unternehmen bestimmt, dass ein Vermögenswert zu einer anderen zahlungsmittelgenerierenden Ein­
heit als in den vorangegangenen Perioden gehört oder dass die Arten von Vermögenswerten, die zu der zahlungs­
mittelgenerierenden Einheit des Vermögenswerts zusammengefasst werden, sich geändert haben, verlangt Para­
graph 130 Angaben über die zahlungsmittelgenerierende Einheit, wenn ein Wertminderungsaufwand für die 
zahlungsmittelgenerierende Einheit erfasst oder aufgeholt wird. 

Erzielbarer Betrag und Buchwert einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit 

74 Der erzielbare Betrag einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit ist der höhere der beiden Beträge aus beizule­
gendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten und Nutzungswert einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit. 
Für den Zweck der Bestimmung des erzielbaren Betrags einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit ist jeder 
Verweis in den Paragraphen 19–57 auf „einen Vermögenswert “ als Verweis auf „eine zahlungsmittelgenerierende 
Einheit“ zu verstehen. 

75 Der Buchwert einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit ist in Übereinstimmung mit der Art, in der der 
erzielbare Betrag einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit bestimmt wird, zu ermitteln. 

76 Der Buchwert einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit 

a) enthält den Buchwert nur solcher Vermögenswerte, die der zahlungsmittelgenerierenden Einheit einzeln 
zugeordnet oder auf einer angemessenen und stetigen Basis zugeordnet werden können und die künftige 
Mittelzuflüsse erzeugen werden, die bei der Bestimmung des Nutzungswerts der zahlungsmittelgenerierenden 
Einheit verwendet wurden, und 

b) enthält nicht den Buchwert einer angesetzten Schuld, es sei denn, dass der erzielbare Betrag der zahlungs­
mittelgenerierenden Einheit nicht ohne die Berücksichtigung dieser Schuld bestimmt werden kann. 

Das liegt daran, dass der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten und der Nutzungswert einer 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit unter Ausschluss der Zahlungsströme bestimmt werden, die sich auf die 
Vermögenswerte beziehen, die nicht Teil der zahlungsmittelgenerierenden Einheit sind und unter Ausschluss der 
bereits angesetzten Schulden (siehe Paragraphen 28 und 43). 

77 Soweit Vermögenswerte für die Beurteilung der Erzielbarkeit zusammengefasst werden, ist es wichtig, in die 
zahlungsmittelgenerierende Einheit alle Vermögenswerte einzubeziehen, die den entsprechenden Strom von 
Mittelzuflüssen erzeugen oder zu dessen Erzeugung verwendet werden. Andernfalls könnte die zahlungsmittel­
generierende Einheit als voll erzielbar erscheinen, obwohl tatsächlich ein Wertminderungsaufwand eingetreten ist. 
In einigen Fällen können gewisse Vermögenswerte einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit nicht auf einer 
angemessenen und stetigen Basis zugeordnet werden, obwohl sie zu den geschätzten künftigen Zahlungsströmen 
einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit beitragen. Dies kann beim Geschäfts- oder Firmenwert oder bei ge­
meinschaftlichen Vermögenswerten, wie den Vermögenswerten der Hauptverwaltung der Fall sein. In den Para­
graphen 80–103 wird erläutert, wie mit diesen Vermögenswerten bei der Überprüfung einer zahlungsmittel­
generierenden Einheit auf Wertminderung zu verfahren ist. 

78 Es kann notwendig sein, gewisse angesetzte Schulden zu berücksichtigen, um den erzielbaren Betrag einer 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit zu bestimmen. Dies könnte auftreten, wenn der Verkauf einer zahlungs­
mittelgenerierenden Einheit den Käufer verpflichtet, die Schuld zu übernehmen. In diesem Fall entspricht der 
beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten (oder die geschätzten Zahlungsströme aus dem endgültigen 
Abgang) einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit dem Preis für den gemeinsamen Verkauf der Vermögenswerte 
der zahlungsmittelgenerierenden Einheit und der Schuld, abzüglich der Veräußerungskosten. Um einen aussage­
kräftigen Vergleich zwischen dem Buchwert einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit und ihrem erzielbaren 
Betrag anzustellen, wird der Buchwert der Schuld bei der Bestimmung beider Werte, also sowohl des Nutzungs­
werts als auch des Buchwerts der zahlungsmittelgenerierenden Einheit, abgezogen.
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Beispiel 

Eine Gesellschaft betreibt ein Bergwerk in einem Staat, in dem der Eigentümer gesetzlich verpflichtet ist, 
den Bereich der Förderung nach Beendigung der Abbautätigkeiten wiederherzustellen. Die Kosten der 
Wiederherstellung schließen die Wiederherstellung der Oberfläche mit ein, welche entfernt werden musste, 
bevor die Abbautätigkeiten beginnen konnten. Eine Rückstellung für die Kosten der Wiederherstellung der 
Oberfläche wurde zu dem Zeitpunkt der Entfernung der Oberfläche angesetzt. Der zurückgestellte Betrag 
wurde als Teil der Anschaffungskosten des Bergwerks erfasst und über die Nutzungsdauer des Bergwerks 
planmäßig abgeschrieben. Der Buchwert der Rückstellung für die Kosten der Wiederherstellung beträgt 
500 WE ( a ), dies entspricht dem Barwert der Kosten der Wiederherstellung. 

Das Unternehmen überprüft das Bergwerk auf Wertminderung. Die zahlungsmittelgenerierende Einheit des 
Bergwerks ist das Bergwerk als Ganzes. Das Unternehmen hat verschiedene Kaufangebote für das Bergwerk 
zu einem Preis von 800 WE erhalten. Dieser Preis berücksichtigt die Tatsache, dass der Käufer die Ver­
pflichtung zur Wiederherstellung der Oberfläche übernehmen wird. Die Veräußerungskosten für das Berg­
werk sind unbedeutend. Der Nutzungswert des Bergwerks beträgt annähernd 1200 WE, ohne die Kosten 
der Wiederherstellung. Der Buchwert des Bergwerks beträgt 1000 WE. 

Der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten beträgt für die zahlungsmittelgenerierende Einheit 800 WE. 
Dieser Wert berücksichtigt die Kosten der Wiederherstellung, die bereits zurückgestellt worden sind. Infolgedessen wird 
der Nutzungswert der zahlungsmittelgenerierenden Einheit nach der Berücksichtigung der Kosten der Wiederherstellung 
bestimmt und auf 700 WE geschätzt (1200 WE minus 500 WE). Der Buchwert der zahlungsmittelgenerierenden 
Einheit beträgt 500 WE, dies entspricht dem Buchwert des Bergwerks (1000 WE), nach Abzug des Buchwerts der 
Rückstellung für die Kosten der Wiederherstellung (500 WE). Der erzielbare Betrag der zahlungsmittelgenerierenden 
Einheit ist also höher als ihr Buchwert. 

_____________ 
( a ) In diesem Standard werden Geldbeträge in „Währungseinheiten“ (WE) angegeben. 

79 Aus praktischen Gründen wird der erzielbare Betrag einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit mitunter nach 
Berücksichtigung von Vermögenswerten bestimmt, die nicht Teil der zahlungsmittelgenerierenden Einheit sind 
(beispielsweise Forderungen oder andere finanzielle Vermögenswerte), oder bereits angesetzter Schulden (bei­
spielsweise Verbindlichkeiten, Pensionen und andere Rückstellungen). In diesen Fällen wird der Buchwert der 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit um den Buchwert solcher Vermögenswerte erhöht und um den Buchwert 
solcher Schulden vermindert. 

Geschäfts- oder Firmenwert 

Z u o r d n u n g v o n G e s c h ä f t s - o d e r F i r m e n w e r t z u z a h l u n g s m i t t e l g e n e r i e r e n d e n 
E i n h e i t e n 

80 Zum Zweck der Überprüfung auf Wertminderung muss ein Geschäfts- oder Firmenwert, der bei einem 
Unternehmenszusammenschluss erworben wurde, vom Übernahmetag an jeder der zahlungsmittelgene­
rierenden Einheiten bzw. Gruppen von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten des erwerbenden Unter­
nehmens, die aus den Synergien des Zusammenschlusses voraussichtlich Nutzen ziehen werden, zu­
geordnet werden, unabhängig davon, ob andere Vermögenswerte oder Schulden des erworbenen Unter­
nehmens diesen Einheiten oder Gruppen von Einheiten zugewiesen werden. Jede Einheit oder Gruppe 
von Einheiten, der der Geschäfts- oder Firmenwert so zugeordnet worden ist, 

a) hat die niedrigste Ebene innerhalb des Unternehmens darzustellen, auf der der Geschäfts- oder 
Firmenwert für interne Managementzwecke überwacht wird, und 

b) darf nicht größer sein als ein Geschäftssegment vor Zusammenfassung, wie es in Paragraph 5 von 
IFRS 8 Geschäftssegmente definiert ist. 

81 Der bei einem Unternehmenszusammenschluss angesetzte Geschäfts- oder Firmenwert ist ein Vermögenswert, 
der den künftigen wirtschaftlichen Nutzen anderer bei dem Unternehmenszusammenschluss erworbener Ver­
mögenswerte darstellt, die nicht einzeln identifiziert und getrennt angesetzt werden können. Der Geschäfts- oder 
Firmenwert erzeugt keine Zahlungsströme, die unabhängig von anderen Vermögenswerten oder Gruppen von 
Vermögenswerten sind, und trägt oft zu den Zahlungsströmen mehrerer zahlungsmittelgenerierender Einheiten 
bei. Mitunter kann ein Geschäfts- oder Firmenwert nicht ohne Willkür einzelnen zahlungsmittelgenerierenden 
Einheiten, sondern nur Gruppen von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten zugeordnet werden. Daraus folgt, 
dass die niedrigste Ebene innerhalb des Unternehmens, auf der der Geschäfts- oder Firmenwert für interne 
Managementzwecke überwacht wird, zuweilen mehrere zahlungsmittelgenerierende Einheiten, auf die sich der 
Geschäfts- oder Firmenwert zwar bezieht, denen er jedoch nicht zugeordnet werden kann, umfasst. Die in den 
Paragraphen 83–99 und Anhang C aufgeführten Verweise auf zahlungsmittelgenerierende Einheiten, denen ein 
Geschäfts- oder Firmenwert zugeordnet ist, sind ebenso als Verweise auf Gruppen von zahlungsmittelgenerie­
renden Einheiten, denen ein Geschäfts- oder Firmenwert zugeordnet ist, zu verstehen.
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82 Die Anwendung der Vorschriften in Paragraph 80 führt dazu, dass der Geschäfts- oder Firmenwert auf einer 
Ebene auf Wertminderung überprüft wird, die die Art und Weise der Führung der Geschäftstätigkeit des Unter­
nehmens widerspiegelt, mit der der Geschäfts- oder Firmenwert natürlich verbunden wäre. Die Entwicklung 
zusätzlicher Berichtssysteme ist daher in der Regel nicht erforderlich. 

83 Eine zahlungsmittelgenerierende Einheit, der ein Geschäfts- oder Firmenwert zwecks Überprüfung auf Wertmin­
derung zugeordnet ist, fällt eventuell nicht mit der Ebene zusammen, der der Geschäfts- oder Firmenwert gemäß 
IAS 21 Auswirkungen von Wechselkursänderungen für die Bewertung von Währungsgewinnen/-verlusten zugeordnet 
ist. Wenn ein Unternehmen nach IAS 21 beispielsweise verpflichtet ist, den Geschäfts- oder Firmenwert für die 
Bewertung von Fremdwährungsgewinnen und -verlusten einer relativ niedrigen Ebene zuzuordnen, wird damit 
nicht verlangt, dass die Überprüfung auf Wertminderung des Geschäfts- oder Firmenwerts auf derselben Ebene zu 
erfolgen hat, es sei denn, der Geschäfts- oder Firmenwert wird auch auf dieser Ebene für interne Management­
zwecke überwacht. 

84 Wenn die erstmalige Zuordnung eines bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbenen Ge­
schäfts- oder Firmenwerts nicht vor Ende des Geschäftsjahrs, in dem der Unternehmenszusammen­
schluss stattfand, erfolgen kann, muss die erstmalige Zuordnung vor dem Ende des ersten Geschäfts­
jahrs, das nach dem Erwerbszeitpunkt beginnt, erfolgt sein. 

85 Wenn die erstmalige Bilanzierung für einen Unternehmenszusammenschluss am Ende der Periode, in der der 
Zusammenschluss stattfand, nur vorläufig erfolgen kann, hat der Erwerber gemäß IFRS 3 Unternehmenszusam­
menschlüsse 

a) mit jenen vorläufigen Werten den Zusammenschluss zu bilanzieren und 

b) etwaige Anpassungen dieser vorläufigen Werte infolge der Fertigstellung der erstmaligen Bilanzierung inner­
halb des Bewertungszeitraums, der zwölf Monate nach dem Erwerbszeitpunkt nicht überschreiten darf, zu 
erfassen. 

Unter diesen Umständen könnte es auch nicht möglich sein, die erstmalige Zuordnung des bei dem Zusam­
menschluss angesetzten Geschäfts- oder Firmenwerts vor dem Ende der Berichtsperiode, in der der Zusammen­
schluss stattfand, fertigzustellen. Wenn dies der Fall ist, gibt das Unternehmen die in Paragraph 133 geforderten 
Informationen an. 

86 Wenn ein Geschäfts- oder Firmenwert einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugeordnet wurde, 
und das Unternehmen einen Geschäftsbereich innerhalb dieser Einheit veräußert, so ist der mit diesem 
veräußerten Geschäftsbereich verbundene Geschäfts- oder Firmenwert 

a) bei der Feststellung des Gewinns oder Verlusts aus der Veräußerung in den Buchwert des Geschäfts­
bereiches einzubeziehen und 

b) auf der Grundlage des relativen Werts des veräußerten Geschäftsbereichs und des zurückbehaltenen 
Teils der zahlungsmittelgenerierenden Einheit zu bewerten, es sei denn, das Unternehmen kann 
nachweisen, dass eine andere Methode den mit dem veräußerten Geschäftsbereich verbundenen 
Geschäfts- oder Firmenwert besser widerspiegelt. 

Beispiel 

Ein Unternehmen verkauft für 100 WE einen Geschäftsbereich, der Teil einer zahlungsmittelgenerierenden 
Einheit war, der ein Geschäfts- oder Firmenwert zugeordnet worden ist. Der der Einheit zugeordnete Ge­
schäfts- oder Firmenwert kann nicht identifiziert oder mit einer Gruppe von Vermögenswerten auf einer 
niedrigeren Ebene als dieser Einheit verbunden werden, es sei denn willkürlich. Der erzielbare Betrag des 
zurückbehaltenen Teils der zahlungsmittelgenerierenden Einheit beträgt 300 WE. 

Da der der zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugeordnete Geschäfts- oder Firmenwert nicht ohne Willkür identifiziert 
oder mit einer Gruppe von Vermögenswerten auf einer niedrigeren Ebene als dieser Einheit verbunden werden kann, wird 
der mit diesem veräußerten Geschäftsbereich verbundene Geschäfts- oder Firmenwert auf der Grundlage des relativen 
Werts des veräußerten Geschäftsbereichs und des zurückbehaltenen Teils der Einheit bewertet. 25 Prozent des der 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugeordneten Geschäfts- oder Firmenwerts sind deshalb im Buchwert des verkauften 
Geschäftsbereichs enthalten.
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87 Wenn ein Unternehmen seine Berichtsstruktur in einer Weise reorganisiert, die die Zusammensetzung 
einer oder mehrerer zahlungsmittelgenerierender Einheiten, denen ein Geschäfts- oder Firmenwert 
zugeordnet ist, ändert, muss der Geschäfts- oder Firmenwert den betroffenen Einheiten neu zugeordnet 
werden. Diese Neuzuordnung hat unter Anwendung eines Ansatzes relativer Werte zu erfolgen, der 
dem ähnlich ist, der verwendet wird, wenn ein Unternehmen einen Geschäftsbereich innerhalb einer 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit veräußert, es sei denn, das Unternehmen kann nachweisen, dass 
eine andere Methode den mit den reorganisierten Einheiten verbundenen Geschäfts- oder Firmenwert 
besser widerspiegelt. 

Beispiel 

Der Geschäfts- oder Firmenwert wurde bisher der zahlungsmittelgenerierenden Einheit A zugeordnet. Der A 
zugeordnete Geschäfts- oder Firmenwert kann nicht identifiziert oder mit einer Gruppe von Vermögens­
werten auf einer niedrigeren Ebene als A verbunden werden, es sei denn willkürlich. A soll aufgeteilt und in 
drei andere zahlungsmittelgenerierende Einheiten, B, C und D, integriert werden. 

Da der zu A zugeordnete Geschäfts- oder Firmenwert nicht ohne Willkür identifiziert oder mit einer Gruppe von 
Vermögenswerten auf einer niedrigeren Ebene als A verbunden werden kann, wird er auf der Grundlage des relativen 
Werts der drei Teile von A, bevor diese Teile in B, C und D integriert werden, den Einheiten B, C und D neu 
zugeordnet. 

Ü b e r p r ü f u n g v o n z a h l u n g s m i t t e l g e n e r i e r e n d e n E i n h e i t e n m i t e i n e m G e s c h ä f t s - 
o d e r F i r m e n w e r t a u f W e r t m i n d e r u n g 

88 Wenn sich der Geschäfts- oder Firmenwert, wie in Paragraph 81 beschrieben, auf eine zahlungsmittel­
generierende Einheit bezieht, dieser jedoch nicht zugeordnet ist, so ist die Einheit auf Wertminderung 
zu überprüfen, wann immer es einen Anhaltspunkt dafür gibt, dass die Einheit wertgemindert sein 
könnte, indem der Buchwert der Einheit ohne den Geschäfts- oder Firmenwert mit ihrem erzielbaren 
Betrag verglichen wird. Jeglicher Wertminderungsaufwand ist gemäß Paragraph 104 zu erfassen. 

89 Wenn eine zahlungsmittelgenerierende Einheit, wie in Paragraph 88 beschrieben, in ihrem Buchwert einen 
immateriellen Vermögenswert mit unbegrenzter Nutzungsdauer oder einen noch nicht nutzungsbereiten Ver­
mögenswert enthält, und dieser Vermögenswert nur als Teil der zahlungsmittelgenerierenden Einheit auf Wert­
minderung überprüft werden kann, so verlangt Paragraph 10, dass diese Einheit auch jährlich auf Wertminderung 
geprüft wird. 

90 Eine zahlungsmittelgenerierende Einheit, der ein Geschäfts- oder Firmenwert zugeordnet worden ist, ist 
jährlich und, wann immer es einen Anhaltspunkt dafür gibt, dass die Einheit wertgemindert sein könnte, 
auf Wertminderung zu überprüfen, indem der Buchwert der Einheit, einschließlich des Geschäfts- oder 
Firmenwerts, mit dem erzielbaren Betrag der Einheit verglichen wird. Wenn der erzielbare Betrag der 
Einheit höher ist als ihr Buchwert, so sind die Einheit und der ihr zugeordnete Geschäfts- oder Firmen­
wert als nicht wertgemindert anzusehen. Wenn der Buchwert der Einheit höher ist als ihr erzielbarer 
Betrag, so hat das Unternehmen den Wertminderungsaufwand gemäß Paragraph 104 zu erfassen. 

91–95 [gestrichen] 

Z e i t p u n k t d e r Ü b e r p r ü f u n g e n a u f W e r t m i n d e r u n g 

96 Die jährliche Überprüfung auf Wertminderung für zahlungsmittelgenerierende Einheiten mit zugeord­
netem Geschäfts- oder Firmenwert kann im Laufe des Geschäftsjahrs jederzeit durchgeführt werden, 
vorausgesetzt, dass die Prüfung jedes Jahr zur selben Zeit stattfindet. Verschiedene zahlungsmittelgene­
rierende Einheiten können zu unterschiedlichen Zeiten auf Wertminderung überprüft werden. Wenn 
jedoch einige oder alle Geschäfts- oder Firmenwerte, die einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit 
zugeordnet sind, bei einem Unternehmenszusammenschluss im Laufe des aktuellen Geschäftsjahrs er­
worben wurden, so ist diese Einheit vor Ablauf des aktuellen jährlichen Geschäftsjahrs auf Wertmin­
derung zu überprüfen. 

97 Wenn die Vermögenswerte, aus denen die zahlungsmittelgenerierende Einheit besteht, der ein Ge­
schäfts- oder Firmenwert zugeordnet worden ist, zur selben Zeit auf Wertminderung überprüft werden 
wie die Einheit, die den Geschäfts- oder Firmenwert enthält, so sind sie vor der den Geschäfts- oder 
Firmenwert enthaltenen Einheit auf Wertminderung zu überprüfen. Ähnlich ist es, wenn die zahlungs­
mittelgenerierenden Einheiten, aus denen eine Gruppe von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten be­
steht, der ein Geschäfts- oder Firmenwert zugeordnet worden ist, zur selben Zeit auf Wertminderung 
geprüft werden wie die Gruppe von Einheiten, die den Geschäfts- oder Firmenwert enthält; in diesem 
Fall sind die einzelnen Einheiten vor der den Geschäfts- oder Firmenwert enthaltenen Gruppe von 
Einheiten auf Wertminderung zu überprüfen.
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98 Zum Zeitpunkt der Überprüfung einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit, der ein Geschäfts- oder Firmenwert 
zugeordnet worden ist, auf Wertminderung könnte es einen Anhaltspunkt auf eine Wertminderung bei einem 
Vermögenswert innerhalb der Einheit, die den Geschäfts- oder Firmenwert enthält, geben. Unter diesen Umstän­
den überprüft das Unternehmen zuerst den Vermögenswert auf Wertminderung und erfasst jeglichen Wertmin­
derungsaufwand für diesen Vermögenswert, ehe es die den Geschäfts- oder Firmenwert enthaltende zahlungs­
mittelgenerierende Einheit auf Wertminderung überprüft. Entsprechend könnte es einen Anhaltspunkt für eine 
Wertminderung bei einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit innerhalb einer Gruppe von Einheiten, die den 
Geschäfts- oder Firmenwert enthält, geben. Unter diesen Umständen überprüft das Unternehmen zuerst die 
zahlungsmittelgenerierende Einheit auf Wertminderung und erfasst jeglichen Wertminderungsaufwand für diese 
Einheit, ehe es die Gruppe von Einheiten, der der Geschäfts- oder Firmenwert zugeordnet ist, auf Wertminderung 
überprüft. 

99 Die jüngste ausführliche, in einer vorhergehenden Periode durchgeführte Berechnung des erzielbaren 
Betrags einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit, der ein Geschäfts- oder Firmenwert zugeordnet 
worden ist, kann für die Überprüfung dieser Einheit auf Wertminderung in der aktuellen Periode ver­
wendet werden, vorausgesetzt, dass alle folgenden Kriterien erfüllt sind: 

a) die Vermögenswerte und Schulden, die diese Einheit bilden, haben sich seit der jüngsten Berechnung 
des erzielbaren Betrags nicht wesentlich geändert, 

b) die jüngste Berechnung des erzielbaren Betrags ergab einen Betrag, der den Buchwert der Einheit 
wesentlich überstieg, und 

c) auf der Grundlage einer Analyse der seit der jüngsten Berechnung des erzielbaren Betrags einge­
tretenen Ereignisse und geänderten Umstände ist die Wahrscheinlichkeit, dass bei einer aktuellen 
Ermittlung der erzielbare Betrag niedriger als der aktuelle Buchwert der Einheit sein würde, sehr 
gering. 

Gemeinschaftliche Vermögenswerte 

100 Gemeinschaftliche Vermögenswerte umfassen Vermögenswerte des Konzerns oder einzelner Unternehmensberei­
che, wie das Gebäude der Hauptverwaltung oder eines Geschäftsbereichs, EDV-Ausrüstung oder ein Forschungs­
zentrum. Die Struktur eines Unternehmens bestimmt, ob ein Vermögenswert die Definition dieses Standards für 
gemeinschaftliche Vermögenswerte einer bestimmten zahlungsmittelgenerierenden Einheit erfüllt. Die charakte­
ristischen Merkmale von gemeinschaftlichen Vermögenswerten sind, dass sie keine Mittelzuflüsse erzeugen, die 
unabhängig von anderen Vermögenswerten oder Gruppen von Vermögenswerten sind, und dass ihr Buchwert 
der zu prüfenden zahlungsmittelgenerierenden Einheit nicht vollständig zugeordnet werden kann. 

101 Da gemeinschaftliche Vermögenswerte keine gesonderten Mittelzuflüsse erzeugen, kann der erzielbare Betrag 
eines einzelnen gemeinschaftlichen Vermögenswerts nicht bestimmt werden, sofern das Management nicht 
den Verkauf des Vermögenswerts beschlossen hat. Wenn daher ein Anhaltspunkt dafür vorliegt, dass ein ge­
meinschaftlicher Vermögenswert wertgemindert sein könnte, wird der erzielbare Betrag für die zahlungsmittel­
generierende Einheit oder die Gruppe von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten bestimmt, zu der der gemein­
schaftliche Vermögenswert gehört, der dann mit dem Buchwert dieser zahlungsmittelgenerierenden Einheit oder 
Gruppe von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten verglichen wird. Jeglicher Wertminderungsaufwand ist gemäß 
Paragraph 104 zu erfassen. 

102 Bei der Überprüfung einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit auf Wertminderung hat ein Unterneh­
men alle gemeinschaftlichen Vermögenswerte zu bestimmen, die zu der zu überprüfenden zahlungs­
mittelgenerierenden Einheit in Beziehung stehen. Wenn ein Teil des Buchwerts eines gemeinschaftlichen 
Vermögenswerts 

a) dieser Einheit auf einer angemessenen und stetigen Basis zugeordnet werden kann, hat das Unter­
nehmen den Buchwert der Einheit, einschließlich des Teils des Buchwerts des gemeinschaftlichen 
Vermögenswerts, der der Einheit zugeordnet ist, mit deren erzielbaren Betrag zu vergleichen. Jeg­
licher Wertminderungsaufwand ist gemäß Paragraph 104 zu erfassen. 

b) dieser Einheit nicht auf einer angemessenen und stetigen Basis zugeordnet werden kann, hat das 
Unternehmen 

i) den Buchwert der Einheit ohne den gemeinschaftlichen Vermögenswert mit deren erzielbaren 
Betrag zu vergleichen und jeglichen Wertminderungsaufwand gemäß Paragraph 104 zu erfassen, 

ii) die kleinste Gruppe von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten zu bestimmen, die die zu über­
prüfende zahlungsmittelgenerierende Einheit enthält und der ein Teil des Buchwerts des gemein­
schaftlichen Vermögenswerts auf einer angemessenen und stetigen Basis zugeordnet werden 
kann, und
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iii) den Buchwert dieser Gruppe von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten, einschließlich des Teils 
des Buchwerts des gemeinschaftlichen Vermögenswerts, der dieser Gruppe von Einheiten zu­
geordnet ist, mit dem erzielbaren Betrag der Gruppe von Einheiten zu vergleichen. Jeglicher 
Wertminderungsaufwand ist gemäß Paragraph 104 zu erfassen. 

103 Das erläuternde Beispiel 8 veranschaulicht die Anwendung dieser Vorschriften auf gemeinschaftliche Vermögens­
werte. 

Wertminderungsaufwand für eine zahlungsmittelgenerierende Einheit 

104 Ein Wertminderungsaufwand ist nur dann für eine zahlungsmittelgenerierende Einheit (die kleinste 
Gruppe von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten, der ein Geschäfts- oder Firmenwert bzw. ein ge­
meinschaftlicher Vermögenswert zugeordnet worden ist) zu erfassen, wenn der erzielbare Betrag der 
Einheit (Gruppe von Einheiten) geringer ist als der Buchwert der Einheit (Gruppe von Einheiten). Der 
Wertminderungsaufwand ist folgendermaßen zu verteilen, um den Buchwert der Vermögenswerte der 
Einheit (Gruppe von Einheiten) in der folgenden Reihenfolge zu vermindern: 

a) zuerst den Buchwert jeglichen Geschäfts- oder Firmenwerts, der der zahlungsmittelgenerierenden 
Einheit (Gruppe von Einheiten) zugeordnet ist, und 

b) dann anteilig die anderen Vermögenswerte der Einheit (Gruppe von Einheiten) auf Basis des Buch­
werts jedes einzelnen Vermögenswerts der Einheit (Gruppe von Einheiten). 

Diese Verminderungen der Buchwerte sind als Wertminderungsaufwendungen für einzelne Vermögens­
werte zu behandeln und gemäß Paragraph 60 zu erfassen. 

105 Bei der Zuordnung eines Wertminderungsaufwands gemäß Paragraph 104 darf ein Unternehmen den 
Buchwert eines Vermögenswerts nicht unter den höchsten der folgenden Werte vermindern: 

a) seinen beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten (sofern ermittelbar), 

b) seinen Nutzungswert (sofern bestimmbar) und 

c) null. 

Der Betrag des Wertminderungsaufwands, der andernfalls dem Vermögenswert zugeordnet worden 
wäre, ist anteilig den anderen Vermögenswerten der Einheit (Gruppe von Einheiten) zuzuordnen. 

106 Ist es nicht durchführbar, den für jeden einzelnen Vermögenswert der zahlungsmittelgenerierenden Einheit 
erzielbaren Betrag zu schätzen, verlangt dieser Standard eine willkürliche Zuordnung des Wertminderungsauf­
wands auf die Vermögenswerte der Einheit, mit Ausnahme des Geschäfts- oder Firmenwerts, da alle Vermögens­
werte der zahlungsmittelgenerierenden Einheit miteinander verknüpft sind. 

107 Wenn der erzielbare Betrag eines einzelnen Vermögenswerts nicht bestimmt werden kann (siehe Paragraph 67), 

a) wird ein Wertminderungsaufwand für den Vermögenswert erfasst, wenn dessen Buchwert größer ist als der 
höhere der beiden Beträge aus beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten und dem Ergebnis der 
in den Paragraphen 104 und 105 beschriebenen Zuordnungsverfahren, und 

b) wird kein Wertminderungsaufwand für den Vermögenswert erfasst, wenn die damit verbundene zahlungs­
mittelgenerierende Einheit nicht wertgemindert ist. Dies gilt auch dann, wenn der beizulegende Zeitwert 
abzüglich Veräußerungskosten des Vermögenswerts unter dessen Buchwert liegt. 

Beispiel 

Eine Maschine wurde beschädigt, funktioniert aber noch, wenn auch nicht so gut wie vor der Beschädigung. 
Der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten der Maschine ist geringer als deren Buchwert. Die 
Maschine erzeugt keine unabhängigen Mittelzuflüsse. Die kleinste identifizierbare Gruppe von Vermögens­
werten, die die Maschine umfasst und die Mittelzuflüsse erzeugt, die weitgehend unabhängig von den 
Mittelzuflüssen anderer Vermögenswerte sind, ist die Produktionslinie, zu der die Maschine gehört. Der 
erzielbare Betrag der Produktionslinie zeigt, dass die Produktionslinie als Ganzes nicht wertgemindert ist.
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Annahme 1: Die vom Management genehmigten Pläne/Vorhersagen enthalten keine Verpflichtung des 
Managements, die Maschine zu ersetzen. 

Der erzielbare Betrag der Maschine allein kann nicht geschätzt werden, da der Nutzungswert der Maschine 

a) von deren beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten abweichen kann, und 

b) nur für die zahlungsmittelgenerierende Einheit, zu der die Maschine gehört (die Produktionslinie), bestimmt werden 
kann. 

Die Produktionslinie ist nicht wertgemindert. Deshalb wird kein Wertminderungsaufwand für die Maschine erfasst. 
Dennoch kann es notwendig sein, dass das Unternehmen den Abschreibungszeitraum oder die Abschreibungsmethode 
für die Maschine neu festsetzt. Vielleicht ist ein kürzerer Abschreibungszeitraum oder eine schnellere Abschreibungs­
methode erforderlich, um die erwartete Restnutzungsdauer der Maschine oder den Verlauf, nach dem der wirtschaftliche 
Nutzen von dem Unternehmen voraussichtlich verbraucht wird, widerzuspiegeln. 

Annahme 2: Die vom Management gebilligten Pläne/Vorhersagen enthalten eine Verpflichtung des Manage­
ments, die Maschine zu ersetzen und sie in naher Zukunft zu verkaufen. Die Zahlungsströme aus der 
fortgesetzten Nutzung der Maschine bis zu ihrem Verkauf werden als unbedeutend eingeschätzt. 

Der Nutzungswert der Maschine entspricht Schätzungen zufolge nahezu dem beizulegenden Zeitwert abzüglich Ver­
äußerungskosten. Der erzielbare Betrag der Maschine kann demzufolge bestimmt werden, und die zahlungsmittel­
generierende Einheit, zu der die Maschine gehört (d. h. die Produktionslinie), wird nicht berücksichtigt. Da der 
beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten der Maschine geringer ist als deren Buchwert, wird ein Wert­
minderungsaufwand für die Maschine erfasst. 

108 Nach Anwendung der Vorschriften der Paragraphen 104 und 105 ist eine Schuld für jeden verbleiben­
den Restbetrag eines Wertminderungsaufwands einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit nur dann 
anzusetzen, wenn dies von einem anderen IFRS verlangt wird. 

WERTAUFHOLUNG 

109 Die Paragraphen 110–116 enthalten die Vorschriften für die Aufholung eines in früheren Perioden für einen 
Vermögenswert oder eine zahlungsmittelgenerierende Einheit erfassten Wertminderungsaufwands. In diesen Vor­
schriften wird der Begriff „ein Vermögenswert “ verwendet, sie sind aber ebenso auf einen einzelnen Vermögens­
wert wie auf eine zahlungsmittelgenerierende Einheit anzuwenden. Zusätzliche Vorschriften sind für einen 
einzelnen Vermögenswert in den Paragraphen 117–121, für eine zahlungsmittelgenerierende Einheit in den 
Paragraphen 122 und 123 und für den Geschäfts- oder Firmenwert in den Paragraphen 124 und 125 festgelegt. 

110 Ein Unternehmen hat an jedem Abschlussstichtag zu prüfen, ob ein Anhaltspunkt dafür vorliegt, dass 
ein Wertminderungsaufwand, der für einen Vermögenswert mit Ausnahme eines Geschäfts- oder Fir­
menwerts in früheren Perioden erfasst worden ist, nicht länger besteht oder sich vermindert haben 
könnte. Wenn ein solcher Anhaltspunkt vorliegt, hat das Unternehmen den erzielbaren Betrag dieses 
Vermögenswerts zu schätzen. 

111 Bei der Beurteilung, ob ein Anhaltspunkt dafür vorliegt, dass ein Wertminderungsaufwand, der für einen 
Vermögenswert mit Ausnahme eines Geschäfts- oder Firmenwerts in früheren Perioden erfasst wurde, 
nicht länger besteht oder sich verringert haben könnte, hat ein Unternehmen mindestens die folgenden 
Anhaltspunkte zu berücksichtigen: 

Externe Informationsquellen 

a) Es bestehen beobachtbare Anhaltspunkte dafür, dass der Wert des Vermögenswerts während der 
Periode signifikant gestiegen ist. 

b) Während der Periode sind signifikante Veränderungen mit günstigen Folgen für das Unternehmen im 
technischen, marktbezogenen, wirtschaftlichen oder rechtlichen Umfeld, in welchem das Unterneh­
men tätig ist oder in Bezug auf den Markt, für den der Vermögenswert bestimmt ist, eingetreten, 
oder werden in näherer Zukunft eintreten. 

c) Die Marktzinssätze oder andere Marktrenditen sind während der Periode gesunken, und diese Rück­
gänge werden sich wahrscheinlich auf den Abzinsungssatz, der für die Berechnung des Nutzungs­
werts herangezogen wird, auswirken und den erzielbaren Betrag des Vermögenswerts wesentlich 
erhöhen.
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Interne Informationsquellen 

d) Während der Periode sind signifikante Veränderungen mit günstigen Folgen für das Unternehmen in 
dem Umfang oder der Weise, in dem bzw. der der Vermögenswert genutzt wird oder voraussichtlich 
genutzt werden wird, eingetreten oder werden für die nähere Zukunft erwartet. Diese Veränderun­
gen umfassen Kosten, die während der Periode entstanden sind, um die Ertragskraft eines Ver­
mögenswerts zu verbessern bzw. zu erhöhen oder den Betrieb zu restrukturieren, zu dem der 
Vermögenswert gehört. 

e) Das interne Berichtswesen liefert Anhaltspunkte dafür, dass die wirtschaftliche Ertragskraft eines 
Vermögenswerts besser ist oder sein wird als erwartet. 

112 Die Anhaltspunkte für eine mögliche Verringerung eines Wertminderungsaufwands in Paragraph 111 spiegeln 
weitgehend die Anhaltspunkte für einen möglichen Wertminderungsaufwand nach Paragraph 12 wider. 

113 Wenn ein Anhaltspunkt dafür vorliegt, dass ein erfasster Wertminderungsaufwand für einen Vermögenswert mit 
Ausnahme eines Geschäfts- oder Firmenwerts nicht mehr länger besteht oder sich verringert hat, kann dies 
darauf hindeuten, dass die Restnutzungsdauer, die Abschreibungsmethode oder der Restwert überprüft und 
gemäß dem auf den Vermögenswert anzuwendenden IFRS angepasst werden muss, auch wenn kein Wertmin­
derungsaufwand für den Vermögenswert aufgeholt wird. 

114 Ein in früheren Perioden für einen Vermögenswert mit Ausnahme eines Geschäfts- oder Firmenwerts 
erfasster Wertminderungsaufwand ist nur dann aufzuholen, wenn sich seit der Erfassung des letzten 
Wertminderungsaufwands eine Änderung in den Schätzungen ergeben hat, die bei der Bestimmung des 
erzielbaren Betrags herangezogen wurden. Wenn dies der Fall ist, ist der Buchwert des Vermögenswerts 
auf seinen erzielbaren Betrag zu erhöhen, es sei denn, Paragraph 117 sieht etwas Anderes vor. Diese 
Erhöhung ist eine Wertaufholung. 

115 Eine Wertaufholung spiegelt eine Erhöhung des geschätzten Leistungspotenzials eines Vermögenswerts entweder 
durch Nutzung oder Verkauf seit dem Zeitpunkt wider, an dem ein Unternehmen zuletzt einen Wertminderungs­
aufwand für diesen Vermögenswert erfasst hat. Paragraph 130 verlangt von einem Unternehmen, die Änderung 
von Schätzungen zu identifizieren, die einen Anstieg des geschätzten Leistungspotenzials begründen. Beispiele für 
Änderungen von Schätzungen umfassen: 

a) eine Änderung der Grundlage des erzielbaren Betrags (d. h., ob der erzielbare Betrag auf dem beizulegenden 
Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten oder auf dem Nutzungswert basiert), 

b) falls der erzielbare Betrag auf dem Nutzungswert basierte, eine Änderung des Betrags oder des zeitlichen 
Anfalls der geschätzten künftigen Zahlungsströme oder des Abzinsungssatzes, oder 

c) falls der erzielbare Betrag auf dem beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten basierte, eine 
Änderung der Schätzung der Bestandteile des beizulegenden Zeitwerts abzüglich Veräußerungskosten. 

116 Der Nutzungswert eines Vermögenswerts kann den Buchwert des Vermögenswerts aus dem einfachen Grund 
übersteigen, dass sich der Barwert der künftigen Mittelzuflüsse erhöht, wenn diese zeitlich näherkommen. Das 
Leistungspotenzial des Vermögenswerts hat sich indes nicht erhöht. Ein Wertminderungsaufwand wird daher 
nicht nur wegen des Zeitablaufs (manchmal als Abwicklung der Diskontierung oder Aufzinsung bezeichnet) 
aufgeholt, auch wenn der erzielbare Betrag des Vermögenswerts dessen Buchwert übersteigt. 

Wertaufholung für einen einzelnen Vermögenswert 

117 Der infolge einer Wertaufholung erhöhte Buchwert eines Vermögenswerts mit Ausnahme eines Ge­
schäfts- oder Firmenwerts darf nicht den Buchwert übersteigen, der (abzüglich planmäßiger Abschrei­
bungen) bestimmt worden wäre, wenn in den früheren Jahren kein Wertminderungsaufwand erfasst 
worden wäre.

DE 26.9.2023 Amtsblatt der Europäischen Union L 237/277



 

118 Jede Erhöhung des Buchwerts eines Vermögenswerts, mit Ausnahme eines Geschäfts- oder Firmenwerts, über den 
Buchwert hinaus, der (abzüglich planmäßiger Abschreibungen) bestimmt worden wäre, wenn in den früheren 
Jahren kein Wertminderungsaufwand erfasst worden wäre, ist eine Neubewertung. Bei der Bilanzierung einer 
solchen Neubewertung wendet ein Unternehmen den auf den Vermögenswert anwendbaren IFRS an. 

119 Eine Wertaufholung eines Vermögenswerts, mit Ausnahme eines Geschäfts- oder Firmenwerts, ist sofort 
erfolgswirksam zu erfassen, es sei denn, dass der Vermögenswert zum Neubewertungsbetrag nach 
einem anderen IFRS (beispielsweise nach dem Modell der Neubewertung in IAS 16) bilanziert wird. 
Jede Wertaufholung eines neu bewerteten Vermögenswerts ist als Wertsteigerung aufgrund einer Neube­
wertung gemäß diesem anderen IFRS zu behandeln. 

120 Eine Wertaufholung eines neu bewerteten Vermögenswerts wird im sonstigen Ergebnis mit einer entsprechenden 
Erhöhung der Neubewertungsrücklage für diesen Vermögenswert erfasst. Bis zu dem Betrag jedoch, zu dem ein 
Wertminderungsaufwand für denselben neu bewerteten Vermögenswert vorher erfolgswirksam erfasst wurde, 
wird eine Wertaufholung ebenso erfolgswirksam erfasst. 

121 Nachdem eine Wertaufholung erfasst worden ist, ist die planmäßige Abschreibung des Vermögenswerts 
in künftigen Perioden anzupassen, um den berichtigten Buchwert des Vermögenswerts abzüglich eines 
etwaigen Restbuchwerts systematisch auf seine Restnutzungsdauer zu verteilen. 

Wertaufholung für eine zahlungsmittelgenerierende Einheit 

122 Eine Wertaufholung für eine zahlungsmittelgenerierende Einheit ist den Vermögenswerten der Einheit, 
bis auf den Geschäfts- oder Firmenwert, anteilig auf Basis des Buchwerts dieser Vermögenswerte zu­
zuordnen. Diese Erhöhungen der Buchwerte sind als Wertaufholungen für einzelne Vermögenswerte zu 
behandeln und gemäß Paragraph 119 zu erfassen. 

123 Bei der Zuordnung einer Wertaufholung für eine zahlungsmittelgenerierende Einheit gemäß Para­
graph 122 ist der Buchwert eines Vermögenswerts nicht über den niedrigeren der folgenden Werte 
zu erhöhen: 

a) seinen erzielbaren Betrag (sofern bestimmbar) und 

b) den Buchwert, der (abzüglich planmäßiger Abschreibungen) bestimmt worden wäre, wenn in frühe­
ren Perioden kein Wertminderungsaufwand für den Vermögenswert erfasst worden wäre. 

Der Betrag der Wertaufholung, der andernfalls dem Vermögenswert zugeordnet worden wäre, ist an­
teilig den anderen Vermögenswerten der Einheit, mit Ausnahme des Geschäfts- oder Firmenwerts, 
zuzuordnen. 

Wertaufholung für einen Geschäfts- oder Firmenwert 

124 Ein für einen Geschäfts- oder Firmenwert erfasster Wertminderungsaufwand darf nicht in einer nach­
folgenden Periode aufgeholt werden. 

125 IAS 38 Immaterielle Vermögenswerte verbietet den Ansatz eines selbst geschaffenen Geschäfts- oder Firmenwerts. 
Bei jeder Erhöhung des erzielbaren Betrags des Geschäfts- oder Firmenwerts, die in Perioden nach der Erfassung 
des Wertminderungsaufwands für diesen Geschäfts- oder Firmenwert stattfindet, wird es sich wahrscheinlich eher 
um einen selbst geschaffenen Geschäfts- oder Firmenwert als um eine für den erworbenen Geschäfts- oder 
Firmenwert erfasste Wertaufholung handeln. 

ANGABEN 

126 Ein Unternehmen hat für jede Gruppe von Vermögenswerten die folgenden Angaben zu machen: 

a) die Höhe der während der Periode erfolgswirksam erfassten Wertminderungsaufwendungen und 
der/die Posten der Gesamtergebnisrechnung, in dem/denen diese Wertminderungsaufwendungen ent­
halten sind,
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b) die Höhe der während der Periode erfolgswirksam erfassten Wertaufholungen und der/die Posten der 
Gesamtergebnisrechnung, in dem/denen solche Wertaufholungen enthalten sind, 

c) die Höhe der Wertminderungsaufwendungen bei neu bewerteten Vermögenswerten, die während der 
Periode im sonstigen Ergebnis erfasst wurden, 

d) die Höhe der Wertaufholungen bei neu bewerteten Vermögenswerten, die während der Periode im 
sonstigen Ergebnis erfasst wurden. 

127 Eine Gruppe von Vermögenswerten ist eine Zusammenfassung von Vermögenswerten, die hinsichtlich ihrer Art 
und Verwendung innerhalb der Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ähnlich sind. 

128 Die in Paragraph 126 verlangten Informationen können gemeinsam mit anderen Informationen für diese Gruppe 
von Vermögenswerten angegeben werden. Diese Informationen könnten beispielsweise in eine Überleitungsrech­
nung des Buchwerts der Sachanlagen am Anfang und am Ende der Periode, wie in IAS 16 gefordert, einbezogen 
werden. 

129 Ein Unternehmen, das gemäß IFRS 8 Segmentinformationen darstellt, hat für jedes berichtspflichtige 
Segment folgende Angaben zu machen: 

a) die Höhe der Wertminderungsaufwendungen, die während der Periode erfolgswirksam und im sons­
tigen Ergebnis erfasst wurden, 

b) die Höhe der Wertaufholungen, die während der Periode erfolgswirksam und im sonstigen Ergebnis 
erfasst wurden. 

130 Ein Unternehmen hat für einen einzelnen Vermögenswert (einschließlich Geschäfts- oder Firmenwert) 
oder eine zahlungsmittelgenerierende Einheit, für den bzw. die während der Periode ein Wertmin­
derungsaufwand erfasst oder aufgeholt wurde, Folgendes anzugeben: 

a) die Ereignisse und Umstände, die zu der Erfassung oder Wertaufholung geführt haben, 

b) die Höhe des erfassten oder aufgeholten Wertminderungsaufwands, 

c) für einen einzelnen Vermögenswert: 

i) die Art des Vermögenswerts und 

ii) falls das Unternehmen gemäß IFRS 8 Segmentinformationen darstellt, das berichtspflichtige Seg­
ment, zu dem der Vermögenswert gehört, 

d) für eine zahlungsmittelgenerierende Einheit: 

i) eine Beschreibung der zahlungsmittelgenerierenden Einheit (beispielsweise, ob es sich dabei um 
eine Produktlinie, ein Werk, eine Geschäftstätigkeit, einen geografischen Bereich oder ein bericht­
spflichtiges Segment, wie in IFRS 8 definiert, handelt), 

ii) die Höhe des erfassten oder aufgeholten Wertminderungsaufwands für jede Gruppe von Ver­
mögenswerten und, falls das Unternehmen gemäß IFRS 8 Segmentinformationen darstellt, für 
jedes berichtspflichtige Segment, und 

iii) wenn sich die Zusammenfassung von Vermögenswerten für die Identifizierung der zahlungsmit­
telgenerierenden Einheit seit der vorhergehenden Schätzung des etwaig erzielbaren Betrags der 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit geändert hat, eine Beschreibung der gegenwärtigen und der 
früheren Art der Zusammenfassung der Vermögenswerte sowie der Gründe für die Änderung der 
Art, wie die zahlungsmittelgenerierende Einheit identifiziert wird,
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e) den für den Vermögenswert (die zahlungsmittelgenerierende Einheit) erzielbaren Betrag und ob der 
für den Vermögenswert (die zahlungsmittelgenerierende Einheit) erzielbare Betrag dessen (deren) 
beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten oder dessen (deren) Nutzungswert ent­
spricht, 

f) wenn der erzielbare Betrag dem beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten entspricht, 
hat das Unternehmen Folgendes anzugeben: 

i) die Stufe der Bewertungshierarchie (siehe IFRS 13), auf der die Bewertung des Vermögenswerts 
(der zahlungsmittelgenerierenden Einheit) zum beizulegenden Zeitwert insgesamt eingeordnet 
wird (wobei unberücksichtigt bleibt, ob die „Veräußerungskosten “ beobachtbar sind), 

ii) bei Bewertungen zum beizulegenden Zeitwert, die auf Stufe 2 und 3 der Bewertungshierarchie 
eingeordnet sind, eine Beschreibung der zur Bewertung zum beizulegenden Zeitwert abzüglich 
Veräußerungskosten eingesetzten Bewertungstechnik/Bewertungstechniken. Wurde die Bewer­
tungstechnik geändert, hat das Unternehmen dies ebenfalls anzugeben und die Änderung zu 
begründen, und 

iii) bei Bewertungen zum beizulegenden Zeitwert, die auf Stufe 2 und 3 der Bewertungshierarchie 
eingeordnet sind, jede wesentliche Annahme, auf die das Management die Bestimmung des bei­
zulegenden Zeitwerts abzüglich Veräußerungskosten gestützt hat. Wesentliche Annahmen sind 
solche, auf die der für den Vermögenswert (die zahlungsmittelgenerierende Einheit) erzielbare 
Betrag am empfindlichsten reagiert. Wird der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskos­
ten im Rahmen einer Barwertermittlung bestimmt, hat das Unternehmen auch den/die bei der 
laufenden und der vorherigen Bewertung verwendeten Abzinsungssatz/Abzinsungssätze anzuge­
ben, 

g) wenn der erzielbare Betrag der Nutzungswert ist, den Abzinsungssatz/die Abzinsungssätze, der/die 
bei der gegenwärtigen und der vorhergehenden Schätzung (sofern vorhanden) des Nutzungswerts 
benutzt wurde/wurden. 

131 Ein Unternehmen hat für die Summe der Wertminderungsaufwendungen und die Summe der Wert­
aufholungen, die während der Periode erfasst wurden und für die keine Angaben gemäß Paragraph 130 
gemacht wurden, die folgenden Informationen anzugeben: 

a) die wichtigsten Gruppen von Vermögenswerten, die von Wertminderungsaufwendungen betroffen 
sind, sowie die wichtigsten Gruppen von Vermögenswerten, die von Wertaufholungen betroffen 
sind, 

b) die wichtigsten Ereignisse und Umstände, die zur Erfassung dieser Wertminderungsaufwendungen 
und Wertaufholungen geführt haben. 

132 Einem Unternehmen wird empfohlen, die während der Periode verwendeten Annahmen zur Bestimmung des 
erzielbaren Betrags der Vermögenswerte (der zahlungsmittelgenerierenden Einheiten) anzugeben. Paragraph 134 
verlangt indes von einem Unternehmen, Angaben über die Schätzungen zu machen, die für die Ermittlung des 
erzielbaren Betrags einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit verwendet wurden, wenn ein Geschäfts- oder 
Firmenwert oder ein immaterieller Vermögenswert mit unbegrenzter Nutzungsdauer in dem Buchwert der Einheit 
enthalten ist. 

133 Wenn gemäß Paragraph 84 ein Teil eines Geschäfts- oder Firmenwerts, der während der Periode bei 
einem Unternehmenszusammenschluss erworben wurde, zum Abschlussstichtag keiner zahlungsmittel­
generierenden Einheit (Gruppe von Einheiten) zugeordnet worden ist, müssen der Betrag des nicht 
zugeordneten Geschäfts- oder Firmenwerts sowie die Gründe, warum dieser Betrag nicht zugeordnet 
worden ist, angegeben werden. 

Schätzungen, die zur Ermittlung der erzielbaren Beträge der zahlungsmittelgenerierenden Einheiten, die 
einen Geschäfts- oder Firmenwert oder immaterielle Vermögenswerte mit unbegrenzter Nutzungsdauer 
enthalten, verwendet werden
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134 Ein Unternehmen hat für jede zahlungsmittelgenerierende Einheit (Gruppe von Einheiten), für die der 
Buchwert des Geschäfts- oder Firmenwerts oder der immateriellen Vermögenswerte mit unbegrenzter 
Nutzungsdauer, die dieser Einheit (Gruppe von Einheiten) zugeordnet sind, signifikant ist im Vergleich 
zum Unternehmens-Gesamtbuchwert des Geschäfts- oder Firmenwerts oder der immateriellen Ver­
mögenswerte mit unbegrenzter Nutzungsdauer, die unter (a) bis (f) verlangten Angaben zu machen: 

a) der Buchwert des der Einheit (Gruppe von Einheiten) zugeordneten Geschäfts- oder Firmenwerts, 

b) der Buchwert der der Einheit (Gruppe von Einheiten) zugeordneten immateriellen Vermögenswerte 
mit unbegrenzter Nutzungsdauer, 

c) die Grundlage, auf der der erzielbare Betrag der Einheit (Gruppe von Einheiten) bestimmt worden ist 
(d. h. der Nutzungswert oder der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten), 

d) wenn der erzielbare Betrag der Einheit (Gruppe von Einheiten) auf dem Nutzungswert basiert: 

i) jede wesentliche Annahme, auf der das Management seine Zahlungsstrom-Prognosen für den 
durch die jüngsten Finanzpläne/Vorhersagen abgedeckten Zeitraum aufgebaut hat. Die wesentli­
chen Annahmen sind diejenigen, auf die der erzielbare Betrag der Einheit (Gruppe von Einheiten) 
am sensibelsten reagiert, 

ii) eine Beschreibung des Managementansatzes zur Bestimmung des jeder wesentlichen Annahme 
zugewiesenen Werts/der jeder wesentlichen Annahme zugewiesenen Werte, ob diese Werte Er­
fahrungen der Vergangenheit widerspiegeln, oder ob sie ggf. mit externen Informationsquellen 
übereinstimmen, und wenn nicht, auf welche Art und aus welchem Grund sie sich von Erfah­
rungen der Vergangenheit oder externen Informationsquellen unterscheiden, 

iii) der Zeitraum, für den das Management die Zahlungsströme basierend auf vom Management 
genehmigten Finanzplänen/Vorhersagen geplant hat, und wenn für eine zahlungsmittelgenerie­
rende Einheit (Gruppe von Einheiten) ein Zeitraum von mehr als fünf Jahren verwendet wird, 
eine Erklärung über den Grund, der diesen längeren Zeitraum rechtfertigt, 

iv) die Wachstumsrate, die zur Extrapolation der Zahlungsstrom-Prognosen jenseits des Zeitraums 
verwendet wird, auf den sich die jüngsten Finanzpläne/Vorhersagen beziehen, und die Rechtfer­
tigung für die Anwendung einer jeglichen Wachstumsrate, die die langfristige durchschnittliche 
Wachstumsrate für die Produkte, Industriezweige oder das Land bzw. die Länder, in welchem/n 
das Unternehmen tätig ist oder für den Markt, für den die Einheit (Gruppe von Einheiten) 
bestimmt ist, übersteigt, 

v) der auf die Zahlungsstrom-Prognosen angewendete Abzinsungssatz/die auf die Zahlungsstrom- 
Prognosen angewendeten Abzinsungssätze, 

e) wenn der erzielbare Betrag der Einheit (Gruppe von Einheiten) auf dem beizulegenden Zeitwert 
abzüglich Veräußerungskosten basiert, das/die für die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts abzüg­
lich Veräußerungskosten verwendete Bewertungsverfahren/verwendeten Bewertungsverfahren. Ein 
Unternehmen braucht die in IFRS 13 vorgeschriebenen Angaben nicht vorzulegen. Wenn der bei­
zulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten nicht anhand einer Marktpreisnotierung für eine 
identische Einheit (Gruppe von Einheiten) ermittelt wird, hat ein Unternehmen folgende Angaben zu 
machen: 

i) jede wesentliche Annahme, die das Management bei der Bestimmung des beizulegenden Zeitwerts 
abzüglich Veräußerungskosten zugrunde legt. Die wesentlichen Annahmen sind diejenigen, auf 
die der erzielbare Betrag der Einheit (Gruppe von Einheiten) am sensibelsten reagiert; 

ii) eine Beschreibung des Managementansatzes zur Bestimmung der (des) jeder wesentlichen An­
nahme zugewiesenen Werte(s), ob diese Werte Erfahrungen der Vergangenheit widerspiegeln, 
oder ob sie ggf. mit externen Informationsquellen übereinstimmen, und wenn nicht, auf welche 
Art und aus welchem Grund sie sich von Erfahrungen der Vergangenheit oder externen Informa­
tionsquellen unterscheiden;
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(iiA)die Stufe der Bewertungshierarchie (siehe IFRS 13), auf der die Bewertung zum beizulegenden 
Zeitwert insgesamt eingeordnet wird (wobei unberücksichtigt bleibt, ob die Veräußerungskosten 
beobachtbar sind); 

(iiB) wurde das Bewertungsverfahren geändert, die Änderung und der Grund bzw. die Gründe für die 
Änderung. 

Wird der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten unter Zugrundelegung diskontierter 
Zahlungsstrom-Prognosen ermittelt, hat ein Unternehmen die folgenden Angaben zu machen: 

iii) der Zeitraum, für den das Management Zahlungsströme prognostiziert hat, 

iv) die Wachstumsrate, die zur Extrapolation der Zahlungsstrom-Prognosen verwendet wurde, 

v) der auf die Zahlungsstrom-Prognosen angewendete Abzinsungssatz/die auf die Zahlungsstrom- 
Prognosen angewendeten Abzinsungssätze, 

f) wenn eine angemessenerweise für möglich gehaltene Änderung einer wesentlichen Annahme, auf der 
das Management seine Bestimmung des erzielbaren Betrags der Einheit (Gruppe von Einheiten) auf­
gebaut hat, zur Folge hätte, dass der Buchwert der Einheit (Gruppe von Einheiten) deren erzielbaren 
Betrag übersteigen würde: 

i) der Betrag, um den der erzielbare Betrag der Einheit (Gruppe von Einheiten) deren Buchwert 
übersteigt, 

ii) der der wesentlichen Annahme zugewiesene Wert, 

iii) der Betrag, um den der der wesentlichen Annahme zugewiesene Wert geändert werden müsste – 
nach Berücksichtigung aller nachfolgenden Auswirkungen dieser Änderung auf die anderen Varia­
blen, die in die Ermittlung des erzielbaren Betrages einfließen – damit der erzielbare Betrag der 
Einheit (Gruppe von Einheiten) gleich deren Buchwert ist. 

135 Wenn ein Teil oder der gesamte Buchwert eines Geschäfts- oder Firmenwerts oder der immateriellen 
Vermögenswerte mit unbegrenzter Nutzungsdauer mehreren zahlungsmittelgenerierenden Einheiten 
(Gruppen von Einheiten) zugeordnet ist, und der auf diese Weise jeder einzelnen Einheit (Gruppe 
von Einheiten) zugeordnete Betrag im Vergleich zum Unternehmens-Gesamtbuchwert des Geschäfts- 
oder Firmenwerts oder der immateriellen Vermögenswerte mit unbegrenzter Nutzungsdauer nicht sig­
nifikant, ist diese Tatsache zusammen mit der Summe der Buchwerte des Geschäfts- oder Firmenwerts 
oder der immateriellen Vermögenswerte mit unbegrenzter Nutzungsdauer, die diesen Einheiten (Grup­
pen von Einheiten) zugeordnet sind, anzugeben. Wenn darüber hinaus die erzielbaren Beträge irgend­
einer dieser Einheiten (Gruppen von Einheiten) auf denselben wesentlichen Annahmen beruhen und die 
Summe der Buchwerte des Geschäfts- oder Firmenwerts oder der immateriellen Vermögenswerte mit 
unbegrenzter Nutzungsdauer, die diesen Einheiten zugeordnet sind, im Vergleich zum Unternehmens- 
Gesamtbuchwert des Geschäfts- oder Firmenwerts oder der immateriellen Vermögenswerte mit unbe­
grenzter Nutzungsdauer des Unternehmens signifikant ist, so hat ein Unternehmen dies anzugeben und 
dabei folgende Angaben zu machen: 

a) die Summe der Buchwerte des diesen Einheiten (Gruppen von Einheiten) zugeordneten Geschäfts- 
oder Firmenwerts, 

b) die Summe der Buchwerte der diesen Einheiten (Gruppen von Einheiten) zugeordneten immateriel­
len Vermögenswerte mit unbegrenzter Nutzungsdauer, 

c) eine Beschreibung der wesentlichen Annahme/Annahmen, 

d) eine Beschreibung des Managementansatzes zur Bestimmung des/der der/den wesentlichen Annahme/ 
Annahmen zugewiesenen Werts/Werte, ob diese Werte Erfahrungen der Vergangenheit widerspie­
geln, oder ob sie ggf. mit externen Informationsquellen übereinstimmen, und wenn nicht, auf welche 
Art und aus welchem Grund sie sich von Erfahrungen der Vergangenheit oder externen Informati­
onsquellen unterscheiden,
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e) wenn eine angemessenerweise für möglich gehaltene Änderung der wesentlichen Annahme/Annah­
men zur Folge hätte, dass die Summe der Buchwerte der Einheiten (Gruppen von Einheiten) die 
Summe von deren erzielbaren Beträgen übersteigen würde: 

i) der Betrag, um den die Summe der erzielbaren Beträge der Einheiten (Gruppen von Einheiten) die 
Summe von deren Buchwerten übersteigt, 

ii) der/die der wesentlichen Annahme/den wesentlichen Annahmen zugewiesene Wert/zugewiesenen 
Werte, 

iii) der Betrag, um den der der wesentlichen Annahme zugewiesene Wert/die den wesentlichen 
Annahmen zugewiesenen Werte geändert werden müsste/müssten – nach Berücksichtigung aller 
nachfolgenden Auswirkungen dieser Änderung auf die anderen Variablen, die in die Ermittlung 
des erzielbaren Betrags einfließen – damit die Summe der erzielbaren Beträge der Einheiten 
(Gruppen von Einheiten) gleich der Summe von deren Buchwerten ist. 

136 Die jüngste ausführliche Berechnung des erzielbaren Betrags einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit (Gruppe 
von Einheiten), der in einer vorhergehenden Periode ermittelt wurde, kann gemäß Paragraph 24 oder 99 vor­
getragen werden und für die Überprüfung dieser Einheit (Gruppe von Einheiten) auf Wertminderung in der 
aktuellen Periode verwendet werden, vorausgesetzt, dass bestimmte Kriterien erfüllt sind. Ist dies der Fall, 
beziehen sich die Informationen für diese Einheit (Gruppe von Einheiten), die in den in den Paragraphen 134 
und 135 verlangten Angaben enthalten sind, auf die vorgetragene Berechnung des erzielbaren Betrags. 

137 Das erläuternde Beispiel 9 veranschaulicht die in den Paragraphen 134 und 135 verlangten Angaben. 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN UND ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

138 [gestrichen] 

139 Ein Unternehmen hat diesen Standard anzuwenden: 

a) auf einen Geschäfts- oder Firmenwert und immaterielle Vermögenswerte, die bei Unternehmenszusammen­
schlüssen, für die das Datum des Vertragsabschlusses am oder nach dem 31. März 2004 liegt, erworben 
worden sind, und 

b) prospektiv auf alle anderen Vermögenswerte ab Beginn des ersten Geschäftsjahrs, das am oder nach dem 31. 
März 2004 beginnt. 

140 Unternehmen, auf die Paragraph 139 anwendbar ist, wird empfohlen, diesen Standard vor dem in Paragraph 139 
angegebenen Zeitpunkt des Inkrafttretens anzuwenden. Wendet ein Unternehmen diesen Standard vor dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens an, hat es jedoch gleichzeitig IFRS 3 und IAS 38 (in der 2004 überarbeiteten 
Fassung) anzuwenden. 

140A Durch IAS 1 Darstellung des Abschlusses (in der 2007 überarbeiteten Fassung) wurde die in den IAS/IFRS ver­
wendete Terminologie geändert. Außerdem wurden die Paragraphen 61, 120, 126 und 129 geändert. Diese 
Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Wendet 
ein Unternehmen IAS 1 (überarbeitet 2007) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese frühere Periode auch 
diese Änderungen anzuwenden. 

140B Durch IFRS 3 (in der 2008 überarbeiteten Fassung) wurden die Paragraphen 65, 81, 85 und 139 geändert, die 
Paragraphen 91–95 und 138 gestrichen und Anhang C eingefügt. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnen. Wendet ein Unternehmen IFRS 3 (überarbeitet 2008) 
auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese frühere Periode auch diese Änderungen anzuwenden. 

140C Durch die Verbesserungen an den IFRS, veröffentlicht im Mai 2008, wurde Paragraph 134(e) geändert. Diese 
Änderung ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderung früher an, hat es dies anzugeben.
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140D Durch Anschaffungskosten von Anteilen an Tochterunternehmen, gemeinschaftlich geführten Unternehmen oder assoziierten 
Unternehmen (Änderungen an IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial Reporting Standards und 
IAS 27), veröffentlicht im Mai 2008, wurde Paragraph 12(h) eingefügt. Diese Änderung ist prospektiv auf Ge­
schäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. 
Wendet ein Unternehmen die damit verbundenen Änderungen in den Paragraphen 4 und 38A von IAS 27 auf 
eine frühere Periode an, so ist gleichzeitig die Änderung des Paragraphen 12(h) anzuwenden. 

140E Durch die Verbesserungen an den IFRS, veröffentlicht im April 2009, wurde Paragraph 80(b) geändert. Diese 
Änderung ist prospektiv auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2010 beginnen. 
Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderung früher an, hat es dies anzugeben. 

140F [gestrichen] 

140G [gestrichen] 

140H Durch IFRS 10 und IFRS 11, veröffentlicht im Mai 2011, wurden Paragraph 4, die Überschrift über Paragraph 12 
(h) und Paragraph 12(h) geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 10 und IFRS 11 an, hat es diese Änderungen 
ebenfalls anzuwenden. 

140I Durch IFRS 13, veröffentlicht im Mai 2011, wurden die Paragraphen 5, 6, 12, 20, 22, 28, 78, 105, 111, 130 
und 134 geändert, die Paragraphen 25–27 gestrichen und Paragraph 53A eingefügt. Wendet ein Unternehmen 
IFRS 13 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

140J Im Mai 2013 wurden die Paragraphen 130 und 134 sowie die Überschrift des Paragraphen 138 geändert. Diese 
Änderungen sind rückwirkend auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2014 beginnen. 
Eine frühere Anwendung ist zulässig. Diese Änderungen dürfen nur in Berichtsperioden (einschließlich Ver­
gleichsperioden) angewandt werden, in denen auch IFRS 13 angewandt wird. 

140K [gestrichen] 

140L Durch IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden, veröffentlicht im Mai 2014, wurde Paragraph 2 geändert. Wendet 
ein Unternehmen IFRS 15 an, ist die betreffende Änderung ebenfalls anzuwenden. 

140M Durch IFRS 9 in der im Juli 2014 veröffentlichten Fassung, wurden die Paragraphen 2, 4 und 5 geändert und die 
Paragraphen 140F, 140G und 140K gestrichen. Wendet ein Unternehmen IFRS 9 an, hat es diese Änderungen 
ebenfalls anzuwenden. 

140N Durch IFRS 17, veröffentlicht im Mai 2017, wurde Paragraph 2 geändert. Mit der im Juni 2020 veröffentlichten 
Verlautbarung Änderungen an IFRS 17, wurde Paragraph 2 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 17 an, sind 
diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

RÜCKNAHME VON IAS 36 (VERÖFFENTLICHT 1998) 

141 Dieser Standard ersetzt IAS 36 Wertminderung von Vermögenswerten (veröffentlicht 1998).

DE L 237/284 Amtsblatt der Europäischen Union 26.9.2023



 

Anhang A 

DIE ANWENDUNG VON BARWERT-VERFAHREN ZUR ERMITTLUNG DES NUTZUNGSWERTS 

Dieser Anhang ist integraler Bestandteil des Standards. Er enthält zusätzliche Leitlinien für die Anwendung von Barwert-Verfahren 
zur Ermittlung des Nutzungswerts. Der in den Leitlinien verwendete Begriff „Vermögenswert“ bezieht sich ebenso auf eine Gruppe von 
Vermögenswerten, die eine zahlungsmittelgenerierende Einheit bilden. 

Die Bestandteile einer Barwert-Ermittlung 

A1 Die folgenden Elemente erfassen gemeinsam die wirtschaftlichen Unterschiede zwischen Vermögenswerten 

a) eine Schätzung der künftigen Zahlungsströme bzw. in komplexeren Fällen von Serien künftiger Zahlungs­
ströme, die das Unternehmen durch die Vermögenswerte zu erzielen erwartet, 

b) Erwartungen im Hinblick auf eventuelle wertmäßige oder zeitliche Veränderungen dieser Zahlungsströme, 

c) der Zinseffekt, der durch den aktuellen risikolosen Marktzinssatz dargestellt wird, 

d) der Preis für die mit dem Vermögenswert verbundene Unsicherheit und 

e) andere, manchmal nicht identifizierbare Faktoren (wie Illiquidität), die Marktteilnehmer bei der Preisfindung für 
die künftigen Zahlungsströme, die das Unternehmen durch die Vermögenswerte zu erzielen erwartet, wider­
spiegeln würden. 

A2 Dieser Anhang stellt zwei Ansätze zur Berechnung des Barwerts gegenüber, jeder von ihnen kann den Umständen 
entsprechend für die Schätzung des Nutzungswerts eines Vermögenswerts verwendet werden. Beim „traditionellen“ 
Ansatz sind die Anpassungen für die in Paragraph A1 beschriebenen Faktoren (b)–(e) im Abzinsungssatz enthalten. 
Beim „erwarteter Zahlungsstrom “-Ansatz führen die Faktoren (b), (d) und (e) als Anpassungen zu den risikoberei­
nigten erwarteten Zahlungsströmen. Welchen Ansatz ein Unternehmen auch anwendet, um Erwartungen hinsicht­
lich eventueller wertmäßiger oder zeitlicher Änderungen der künftigen Zahlungsströme widerzuspiegeln, letztlich 
muss der erwartete Barwert der künftigen Zahlungsströme, d. h. der gewichtete Durchschnitt aller möglichen 
Ergebnisse widergespiegelt werden. 

Allgemeine Grundsätze 

A3 Die Verfahren, die zur Schätzung künftiger Zahlungsströme und Zinssätze verwendet werden, variieren von einer 
Situation zur anderen, je nach den Umständen, die den betreffenden Vermögenswert umgeben. Die folgenden 
allgemeinen Grundsätze regeln jedoch jede Anwendung von Barwert-Verfahren bei der Bewertung von Vermögens­
werten: 

a) Zinssätze, die zur Abzinsung von Zahlungsströmen verwendet werden, haben die Annahmen widerzuspiegeln, 
die mit denen der geschätzten Zahlungsströme übereinstimmen. Andernfalls würden die Auswirkungen einiger 
Annahmen doppelt berücksichtigt oder außer Acht gelassen. Ein Abzinsungssatz von 12 Prozent könnte bei­
spielsweise auf vertragliche Zahlungsströme einer Darlehensforderung angewandt werden. Dieser Satz spiegelt 
die Erwartungen über künftigen Zahlungsverzug bzw. -ausfall bei Darlehen mit besonderen Merkmalen wider. 
Derselbe Zinssatz von 12 Prozent ist nicht zur Abzinsung erwarteter Zahlungsströme zu verwenden, da solche 
Zahlungsströme bereits die Annahmen über künftigen Zahlungsverzug bzw. -ausfall widerspiegeln. 

b) Geschätzte Zahlungsströme und Abzinsungssätze müssen sowohl frei von verzerrenden Einflüssen als auch von 
Faktoren sein, die nicht mit dem betreffenden Vermögenswert in Verbindung stehen. Ein verzerrender Einfluss 
wird beispielsweise in die Bewertung eingebracht, wenn geschätzte Netto-Zahlungsströme absichtlich zu niedrig 
dargestellt werden, um die offensichtliche künftige Rentabilität eines Vermögenswerts zu verbessern. 

c) Geschätzte Zahlungsströme oder Abzinsungssätze müssen die Bandbreite möglicher Ergebnisse widerspiegeln 
anstelle eines einzigen Betrags, bei dem es sich um den wahrscheinlichsten Betrag oder um den Mindest- oder 
Höchstbetrag handelt. 

Traditioneller Ansatz und „erwarteter Zahlungsstrom “-Ansatz zur Darstellung des Barwerts 

Traditioneller Ansatz 

A4 Bei Anwendungen der Bilanzierung eines Barwerts wird traditionell ein einziger Satz geschätzter Zahlungsströme 
und ein einziger Abzinsungssatz verwendet, der oft als der „dem Risiko entsprechende Zinssatz“ beschrieben wird. 
In der Tat beruht der traditionelle Ansatz auf der Annahme, dass eine einzige Abzinsungssatz-Regel alle Erwar­
tungen über die künftigen Zahlungsströme und den angemessenen Risikozuschlag enthalten kann. Daher legt der 
traditionelle Ansatz größten Wert auf die Auswahl des Abzinsungssatzes.
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A5 Unter gewissen Umständen, wenn beispielsweise vergleichbare Vermögenswerte auf dem Markt beobachtet werden 
können, ist es relativ einfach, den traditionellen Ansatz anzuwenden. Für Vermögenswerte mit vertraglichen 
Zahlungsströmen stimmt dies mit der Art und Weise überein, in der die Marktteilnehmer die Vermögenswerte 
beschreiben, wie bei „einer 12-prozentigen Anleihe“. 

A6 Der traditionelle Ansatz kann jedoch bestimmte komplexe Bewertungsprobleme nicht angemessen behandeln, wie 
beispielsweise die Bewertung nichtfinanzieller Vermögenswerte, für die es keinen Markt oder keine Vergleichsbasis 
gibt. Eine angemessene Suche nach dem „dem Risiko entsprechenden Zinssatz“ erfordert eine Analyse von zu­
mindest zweierlei — einem Vermögenswert, der auf dem Markt existiert und einen beobachteten Zinssatz hat und 
dem zu bewertenden Vermögenswert. Der entsprechende Abzinsungssatz für die zu bewertenden Zahlungsströme 
muss aus dem in diesem anderen Vermögenswert erkennbaren Zinssatz hergeleitet werden. Um diese Herleitung 
durchführen zu können, müssen die Merkmale der Zahlungsströme des anderen Vermögenswerts ähnlich derer des 
zu bewertenden Vermögenswerts sein. Daher muss für die Bewertung folgendermaßen vorgegangen werden: 

a) Identifizierung des Satzes von Zahlungsströmen, die abgezinst werden, 

b) Identifizierung eines anderen Vermögenswerts auf dem Markt, der ähnliche Zahlungsstrom-Merkmale zu haben 
scheint, 

c) Vergleich der Zahlungsstrom-Sätze in beiden Fällen um sicherzustellen, dass sie ähnlich sind (zum Beispiel: Sind 
beide Sätze vertragliche Zahlungsströme, oder ist der eine ein vertraglicher und der andere ein geschätzter 
Zahlungsstrom?), 

d) Beurteilung, ob es in dem einen Fall ein Element gibt, das es in dem anderen nicht gibt (zum Beispiel: Ist einer 
weniger liquide als der andere?), und 

e) Beurteilung, ob beide Zahlungsstrom-Sätze sich bei sich ändernden wirtschaftlichen Bedingungen voraussicht­
lich ähnlich verhalten (d. h. variieren). 

„Erwarteter Zahlungsstrom“-Ansatz 

A7 In gewissen Situationen ist der „erwarteter Zahlungsstrom “-Ansatz ein effektiveres Bewertungsinstrument als der 
traditionelle Ansatz. Bei der Erarbeitung einer Bewertung verwendet der „erwarteter Zahlungsstrom “-Ansatz alle 
Erwartungen über mögliche Zahlungsströme anstelle des einzigen Zahlungsstroms, der am wahrscheinlichsten ist. 
Beispielsweise könnte ein Zahlungsstrom 100 WE, 200 WE oder 300 WE sein mit Wahrscheinlichkeiten von 
10 Prozent bzw. 60 Prozent oder 30 Prozent. Der erwartete Zahlungsstrom beträgt 220 WE. Der „erwarteter 
Zahlungsstrom“-Ansatz unterscheidet sich somit vom traditionellen Ansatz dadurch, dass er sich auf die direkte 
Analyse der betreffenden Zahlungsströme und auf präzisere Darstellungen der bei der Bewertung verwendeten 
Annahmen konzentriert. 

A8 Der „erwarteter Zahlungsstrom “-Ansatz erlaubt auch die Anwendung des Barwert-Verfahrens, wenn der zeitliche 
Anfall der Zahlungsströme ungewiss ist. So könnte z. B. in einem, in zwei oder in drei Jahren mit 10-, 60- bzw. 
30-prozentiger Wahrscheinlichkeit ein Zahlungsstrom von 1000 WE vereinnahmt werden. Das nachstehende 
Beispiel zeigt die Berechnung des erwarteten Barwerts in diesem Fall. 

Barwert von 1000 WE in 1 Jahr zu 5 % 952,38 WE 

Wahrscheinlichkeit 10,00 % 95,24 WE 

Barwert von 1000 WE in 2 Jahren zu 5,25 % 902,73 WE 

Wahrscheinlichkeit 60,00 % 541,64 WE 

Barwert von 1000 WE in 3 Jahren zu 5,50 % 851,61 WE 

Wahrscheinlichkeit 30,00 % 255,48 WE 

Erwarteter Barwert 892,36 WE
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A9 Der erwartete Barwert von 892,36 WE unterscheidet sich von der traditionellen Auffassung einer bestmöglichen 
Schätzung von 902,73 WE (die 60 Prozent Wahrscheinlichkeit). Eine auf dieses Beispiel angewendete traditionelle 
Barwertberechnung erfordert eine Entscheidung darüber, welche möglichen Zeitpunkte der Zahlungsströme an­
zusetzen sind, und würde demzufolge die Wahrscheinlichkeiten anderer Zeitpunkte nicht widerspiegeln. Das 
beruht darauf, dass bei einer traditionellen Berechnung des Barwerts der Abzinsungssatz keine Ungewissheiten 
über die Zeitpunkte widerspiegeln kann. 

A10 Die Verwendung von Wahrscheinlichkeiten ist ein wesentliches Element des „erwarteter Zahlungsstrom “-Ansatzes. 
Mitunter wird die Frage aufgeworfen, ob die Zuweisung von Wahrscheinlichkeiten zu stark subjektiven Schät­
zungen eine höhere Präzision vermuten lässt, als sie tatsächlich existiert. Die richtige Anwendung des traditionellen 
Ansatzes (wie in Paragraph A6 beschrieben) erfordert hingegen dieselben Schätzungen und dieselbe Subjektivität 
ohne die rechnerische Transparenz des „erwarteten Zahlungsstrom “-Ansatzes zu liefern. 

A11 Viele in der gegenwärtigen Praxis entwickelte Schätzungen beinhalten bereits informell die Elemente der erwarteten 
Zahlungsströme. Außerdem werden Rechnungsleger oft mit der Notwendigkeit konfrontiert, einen Vermögenswert 
unter Verwendung begrenzter Informationen über die Wahrscheinlichkeiten möglicher Zahlungsströme zu bewer­
ten. Ein Rechnungsleger könnte beispielsweise mit den folgenden Situationen konfrontiert werden: 

a) Der geschätzte Betrag liegt zwischen 50 WE und 250 WE, aber kein Betrag, der in diesem Bereich liegt, kommt 
eher in Frage als ein anderer Betrag. Auf der Grundlage dieser begrenzten Information beläuft sich der 
geschätzte erwartete Zahlungsstrom auf 150 WE [(50 + 250)/2]. 

b) Der geschätzte Betrag liegt zwischen 50 WE und 250 WE und der wahrscheinlichste Betrag ist 100 WE. Die mit 
jedem Betrag verbundenen Wahrscheinlichkeiten sind unbekannt. Auf der Grundlage dieser begrenzten Infor­
mation beläuft sich der geschätzte erwartete Zahlungsstrom auf 133,33 WE [(50 + 100 +250)/3]. 

c) Der geschätzte Betrag beträgt 50 WE (10 Prozent Wahrscheinlichkeit), 250 WE (30 Prozent Wahrscheinlichkeit) 
oder 100 WE (60 Prozent Wahrscheinlichkeit). Auf der Grundlage dieser begrenzten Information beläuft sich 
der geschätzte erwartete Zahlungsstrom auf 140 WE [(50 x 0,10) + (250 x 0,30) + (100 x 0,60)]. 

In jedem Fall liefert der geschätzte erwartete Zahlungsstrom voraussichtlich eine bessere Schätzung des Nutzungs­
werts als der Mindestbetrag, der wahrscheinlichste Betrag oder der Höchstbetrag für sich alleine genommen. 

A12 Die Anwendung eines „erwarteter Cashflow“-Ansatzes ist von Kosten-Nutzen-Sachzwängen abhängig. In manchen 
Fällen kann ein Unternehmen Zugriff auf zahlreiche Daten haben und somit viele Zahlungsstrom-Szenarien 
entwickeln. In anderen Fällen kann es sein, dass ein Unternehmen nicht mehr als die allgemeinen Darstellungen 
über die Schwankung der Zahlungsströme entwickeln kann, ohne dass erhebliche Kosten anfallen. Das Unterneh­
men muss die Kosten für den Erhalt zusätzlicher Informationen gegen die zusätzliche Verlässlichkeit, die diese 
Informationen für die Bewertung bringen werden, abwägen. 

A13 Zuweilen wird geltend gemacht, das „erwarteter Cashflow“-Verfahren sei ungeeignet für die Bewertung eines 
einzelnen Postens oder eines Postens mit einer begrenzten Anzahl möglicher Ergebnisse. Als Beispiel wird ein 
Vermögenswert mit zwei möglichen Ergebnissen angeführt: eine 90-prozentige Wahrscheinlichkeit, dass der Zah­
lungsstrom 10 WE und eine 10-prozentige Wahrscheinlichkeit, dass der Zahlungsstrom 1000 WE betragen wird. 
Sie stellen fest, dass der erwartete Zahlungsstrom in diesem Beispiel 109 WE beträgt und kritisieren dieses 
Ergebnis, weil es keinen der Beträge darstellt, die letztlich bezahlt werden könnten. 

A14 Ansichten wie die gerade dargelegte spiegeln die zugrunde liegende Uneinigkeit hinsichtlich der Bewertungsziele 
wider. Wenn die Kumulierung der einzugehenden Kosten die Zielsetzung ist, könnten die erwarteten Zahlungs­
ströme keine repräsentativ glaubwürdige Schätzung der erwarteten Kosten erzeugen. Dieser Standard befasst sich 
indes mit der Ermittlung des erzielbaren Betrags eines Vermögenswerts. Der erzielbare Betrag des Vermögenswerts 
aus diesem Beispiel ist voraussichtlich nicht 10 WE, selbst wenn dies der wahrscheinlichste Zahlungsstrom ist. Der 
Grund hierfür ist, dass eine Bewertung von 10 WE nicht die Ungewissheit des Zahlungsstroms bei der Bewertung 
des Vermögenswerts beinhaltet. Stattdessen wird der ungewisse Zahlungsstrom dargestellt, als wäre er ein gewisser 
Zahlungsstrom. Kein rational handelndes Unternehmen würde einen Vermögenswert mit diesen Merkmalen für 
10 WE verkaufen. 

Abzinsungssatz 

A15 Welchen Ansatz ein Unternehmen auch für die Ermittlung des Nutzungswerts eines Vermögenswerts wählt, die 
Zinssätze, die zur Abzinsung der Zahlungsströme verwendet werden, dürfen nicht die Risiken widerspiegeln, 
aufgrund derer die geschätzten Zahlungsströme angepasst worden sind. Andernfalls würden die Auswirkungen 
einiger Annahmen doppelt berücksichtigt.

DE 26.9.2023 Amtsblatt der Europäischen Union L 237/287



 

A16 Wenn ein vermögenswertspezifischer Zinssatz nicht direkt über den Markt erhältlich ist, verwendet ein Unterneh­
men Ersatzfaktoren zur Schätzung des Abzinsungssatzes. Ziel ist es, so weit wie möglich die Marktbeurteilung 
folgender Faktoren zu schätzen: 

a) des Zinseffekts für die Perioden bis zum Ende der Nutzungsdauer des Vermögenswerts und 

b) der in Paragraph A1 beschriebenen Faktoren (b), (d) und (e), soweit diese Faktoren nicht zu Anpassungen bei 
den geschätzten Zahlungsströmen geführt haben. 

A17 Als Ausgangspunkt kann ein Unternehmen bei der Erstellung einer solchen Schätzung die folgenden Zinssätze 
berücksichtigen: 

a) die durchschnittlich gewichteten Kapitalkosten des Unternehmens, die mithilfe von Verfahren wie dem Capital 
Asset Pricing Model bestimmt werden können, 

b) den Zinssatz für Neukredite des Unternehmens und 

c) andere marktübliche Fremdkapitalzinssätze. 

A18 Diese Zinssätze müssen jedoch angepasst werden, 

a) um die Art und Weise widerzuspiegeln, auf die der Markt die spezifischen Risiken, die mit den geschätzten 
Zahlungsströmen verbunden sind, bewerten würde, und 

b) um Risiken auszuschließen, die für die geschätzten Zahlungsströme der Vermögenswerte nicht relevant sind, 
oder aufgrund derer bereits eine Anpassung der geschätzten Zahlungsströme vorgenommen wurde. 

Berücksichtigt werden Risiken wie das Länderrisiko, das Währungsrisiko und das Preisrisiko. 

A19 Der Abzinsungssatz ist unabhängig von der Kapitalstruktur des Unternehmens und von der Art und Weise, wie das 
Unternehmen den Kauf des Vermögenswerts finanziert, weil die künftig erwarteten Zahlungsströme aus dem 
Vermögenswert nicht von der Art und Weise abhängen, wie das Unternehmen den Kauf des Vermögenswerts 
finanziert hat. 

A20 Paragraph 55 verlangt, dass der verwendete Abzinsungssatz ein Vor-Steuer-Zinssatz ist. Wenn daher die Grundlage 
für die Schätzung des Abzinsungssatzes eine Betrachtung nach Steuern ist, ist diese Grundlage anzupassen, um 
einen Zinssatz vor Steuern widerzuspiegeln. 

A21 Ein Unternehmen verwendet normalerweise einen einzigen Abzinsungssatz zur Schätzung des Nutzungswerts eines 
Vermögenswerts. Ein Unternehmen verwendet indes unterschiedliche Abzinsungssätze für die verschiedenen künf­
tigen Perioden, wenn der Nutzungswert sensibel auf die unterschiedlichen Risiken in den verschiedenen Perioden 
oder auf die Laufzeitstruktur der Zinssätze reagiert.
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Anhang C 

ÜBERPRÜFUNG VON ZAHLUNGSMITTELGENERIERENDEN EINHEITEN MIT EINEM GESCHÄFTS- ODER 
FIRMENWERT UND NICHT BEHERRSCHENDEN ANTEILEN AUF WERTMINDERUNG 

Dieser Anhang ist integraler Bestandteil des Standards. 

C1 Gemäß IFRS 3 (in der 2008 überarbeiteten Fassung) bewertet und erfasst der Erwerber den Geschäfts- oder Firmen­
wert zum Erwerbszeitpunkt als den Unterschiedsbetrag zwischen (a) und (b) wie folgt: 

a) die Summe aus: 

i) der übertragenen Gegenleistung, die gemäß IFRS 3 im Allgemeinen zu dem zum Erwerbszeitpunkt geltenden 
beizulegenden Zeitwert bestimmt wird, 

ii) dem Betrag aller nicht beherrschenden Anteile an dem erworbenen Unternehmen, die gemäß IFRS 3 be­
wertet werden, und 

iii) dem zum Erwerbszeitpunkt geltenden beizulegenden Zeitwert des zuvor vom Erwerber gehaltenen Eigen­
kapitalanteils an dem erworbenen Unternehmen, wenn es sich um einen sukzessiven Unternehmenszusam­
menschluss handelt. 

b) der Saldo der zum Erwerbszeitpunkt bestehenden und gemäß IFRS 3 bewerteten Beträge der erworbenen 
identifizierbaren Vermögenswerte und der übernommenen Schulden. 

Zuordnung eines Geschäfts- oder Firmenwerts 

C2 Paragraph 80 dieses Standards schreibt vor, dass ein Geschäfts- oder Firmenwert, der bei einem Unternehmens­
zusammenschluss erworben wurde, den zahlungsmittelgenerierenden Einheiten bzw. den Gruppen von zahlungs­
mittelgenerierenden Einheiten des Erwerbers, für die aus den Synergien des Zusammenschlusses ein Nutzen erwartet 
wird, zuzuordnen ist, unabhängig davon, ob andere Vermögenswerte oder Schulden des erworbenen Unternehmens 
diesen Einheiten oder Gruppen von Einheiten zugewiesen werden. Es ist möglich, dass einige der aus einem 
Unternehmenszusammenschluss entstandenen Synergien einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugeordnet wer­
den, an der der nicht beherrschende Anteil nicht beteiligt ist. 

Überprüfung auf Wertminderung 

C3 Eine Überprüfung auf Wertminderung schließt den Vergleich des erzielbaren Betrags einer zahlungsmittelgenerie­
renden Einheit mit dem Buchwert der zahlungsmittelgenerierenden Einheit ein. 

C4 Wenn ein Unternehmen nicht beherrschende Anteile als seinen proportionalen Anteil an den identifizierbaren 
Netto-Vermögenswerten eines Tochterunternehmens zum Erwerbszeitpunkt und nicht mit dem beizulegenden 
Zeitwert bestimmt, wird der den nicht beherrschenden Anteilen zuzurechnende Geschäfts- oder Firmenwert in 
den erzielbaren Betrag der dazugehörigen zahlungsmittelgenerierenden Einheit einbezogen, aber nicht im Konzern­
abschluss des Mutterunternehmens angesetzt. Folglich wird ein hochgerechneter Bruttobetrag des Buchwerts des der 
Einheit zugeordneten Geschäfts- oder Firmenwerts ermittelt, um den dem nicht beherrschenden Anteil zuzurech­
nenden Geschäfts- oder Firmenwert einzubeziehen. Dieser hochgerechnete Buchwert wird dann mit dem erzielbaren 
Betrag der Einheit verglichen, um zu bestimmen, ob die zahlungsmittelgenerierende Einheit wertgemindert ist. 

Zuordnung eines Wertminderungsaufwands 

C5 Nach Paragraph 104 muss ein identifizierter Wertminderungsaufwand zuerst zugeordnet werden, um den Buchwert 
des der Einheit zugewiesenen Geschäfts- oder Firmenwerts zu vermindern, und dann den anderen Vermögenswerten 
der Einheit anteilig auf der Basis des Buchwerts eines jeden Vermögenswerts der Einheit zugewiesen werden. 

C6 Wenn ein Tochterunternehmen oder ein Teil eines Tochterunternehmens mit einem nicht beherrschenden Anteil 
selbst eine zahlungsmittelgenerierende Einheit ist, wird der Wertminderungsaufwand zwischen dem Mutterunter­
nehmen und dem nicht beherrschenden Anteil auf derselben Basis wie der Gewinn oder Verlust aufgeteilt.
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C7 Wenn ein Tochterunternehmen oder ein Teil eines Tochterunternehmens mit einem nicht beherrschenden Anteil zu 
einer größeren zahlungsmittelgenerierenden Einheit gehört, werden die Wertminderungsaufwendungen des Ge­
schäfts- oder Firmenwerts den Teilen der zahlungsmittelgenerierenden Einheit, die einen nicht beherrschenden 
Anteil haben und den Teilen, die keinen haben, zugeordnet. Die Wertminderungsaufwendungen sind den Teilen 
der zahlungsmittelgenerierenden Einheit auf folgender Grundlage zuzuordnen: 

a) in dem Umfang, in dem sich die Wertminderung auf den in der zahlungsmittelgenerierenden Einheit enthaltenen 
Geschäfts- oder Firmenwert bezieht, auf der Grundlage der relativen Buchwerte des Geschäfts- oder Firmenwerts 
der Teile vor der Wertminderung, und 

b) in dem Umfang, in dem sich die Wertminderung auf die in der zahlungsmittelgenerierenden Einheit enthaltenen 
identifizierbaren Vermögenswerte bezieht, auf der Grundlage der relativen Buchwerte der identifizierbaren Netto- 
Vermögenswerte der Teile vor der Wertminderung. Diese Wertminderungen werden den Vermögenswerten der 
Teile jeder Einheit anteilig zugeordnet, basierend auf dem Buchwert jedes Vermögenswerts des jeweiligen Teils. 

In den Teilen, die einen nicht beherrschenden Anteil haben, wird der Wertminderungsaufwand zwischen dem 
Mutterunternehmen und dem nicht beherrschenden Anteil gleichermaßen, wie es beim Gewinn oder Verlust der 
Fall ist, aufgeteilt. 

C8 Wenn sich ein einem nicht beherrschenden Anteil zugeordneter Wertminderungsaufwand auf den Geschäfts- oder 
Firmenwert bezieht, der nicht im Konzernabschluss des Mutterunternehmens angesetzt ist (siehe Paragraph C4), 
wird diese Wertminderung nicht als ein Wertminderungsaufwand des Geschäfts- oder Firmenwerts erfasst. In diesen 
Fällen wird nur der Wertminderungsaufwand, der sich auf den dem Mutterunternehmen zugeordneten Geschäfts- 
oder Firmenwert bezieht, als ein Wertminderungsaufwand des Geschäfts- oder Firmenwerts erfasst. 

C9 Das erläuternde Beispiel 7 veranschaulicht die Überprüfung auf Wertminderung einer zahlungsmittelgenerierenden 
Einheit mit einem Geschäfts- oder Firmenwert, die kein hundertprozentiges Tochterunternehmen ist.
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 37 

Rückstellungen, Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen 

ZIELSETZUNG 

Zielsetzung dieses Standards ist es sicherzustellen, dass auf Rückstellungen, Eventualverbindlichkeiten und Eventual­
forderungen angemessene Ansatzkriterien und Bewertungsgrundlagen angewandt werden und dass der Anhang aus­
reichende Angaben enthält, die den Abschlussadressaten die Beurteilung von Art, Fälligkeit und Höhe derselben er­
möglichen. 

ANWENDUNGSBEREICH 

1 Dieser Standard ist von allen Unternehmen auf die Bilanzierung und Bewertung von Rückstellungen, 
Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen anzuwenden; hiervon ausgenommen sind 

a) diejenigen, die aus noch zu erfüllenden Verträgen resultieren, es sei denn, der Vertrag ist belastend, 
und 

b) [gestrichen] 

c) diejenigen, die von einem anderen Standard abgedeckt werden. 

2 Nicht anzuwenden ist dieser Standard auf Finanzinstrumente (einschließlich Garantien), die in den Anwendungs­
bereich von IFRS 9 Finanzinstrumente fallen. 

3 Noch zu erfüllende Verträge sind Verträge, bei denen beide Parteien ihre Verpflichtungen in keiner Weise oder 
teilweise zu gleichen Teilen erfüllt haben. Dieser Standard ist nicht auf noch zu erfüllende Verträge anzuwenden, 
es sei denn, diese sind belastend. 

4 [gestrichen] 

5 Wenn ein anderer Standard eine bestimmte Art von Rückstellung, Eventualverbindlichkeit oder Eventualforderung 
behandelt, hat ein Unternehmen den betreffenden Standard anstelle dieses Standards anzuwenden. So werden 
zum Beispiel bestimmte Rückstellungsarten in Standards zu folgenden Themen behandelt: 

a) [gestrichen] 

b) Ertragsteuern (siehe IAS 12 Ertragsteuern); 

c) Leasingverhältnisse (siehe IFRS 16 Leasingverhältnisse ). Dieser Standard gilt jedoch für alle Leasingverhältnisse, 
die vor dem Bereitstellungsdatum gemäß der Definition in IFRS 16 belastend werden. Dieser Standard gilt 
außerdem für kurzfristige Leasingverhältnisse und Leasingverhältnisse, bei denen der zugrunde liegende Ver­
mögenswert von geringem Wert ist, die gemäß Paragraph 6 von IFRS 16 bilanziert werden und die belastend 
geworden sind; 

d) Leistungen an Arbeitnehmer (siehe IAS 19 Leistungen an Arbeitnehmer); 

e) Versicherungsverträge und andere Verträge im Anwendungsbereich von IFRS 17 Versicherungsverträge ; 

f) bedingte Gegenleistung eines Erwerbers bei einem Unternehmenszusammenschluss (siehe IFRS 3 Unterneh­
menszusammenschlüsse ) und 

g) Erlöse aus Verträgen mit Kunden (siehe IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden). Da IFRS 15 aber keine 
Vorschriften für belastende oder belastend gewordene Verträge mit Kunden enthält, gilt für solche Verträge 
der vorliegende Standard.
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6 [gestrichen] 

7 Der vorliegende Standard definiert Rückstellungen als Schulden, die bezüglich ihrer Fälligkeit oder ihrer Höhe 
ungewiss sind. In einigen Ländern wird der Begriff „Rückstellungen “ auch im Zusammenhang mit Posten wie 
Abschreibungen, Wertminderung von Vermögenswerten und Wertberichtigungen von zweifelhaften Forderungen 
verwendet: dies sind Anpassungen der Buchwerte von Vermögenswerten; sie werden im vorliegenden Standard 
nicht behandelt. 

8 Andere Standards legen fest, ob Ausgaben als Vermögenswerte oder als Aufwendungen behandelt werden. Diese 
Frage wird im vorliegendem Standard nicht behandelt. Entsprechend wird eine Aktivierung der bei der Bildung 
der Rückstellung angesetzten Aufwendungen durch diesen Standard weder verboten noch vorgeschrieben. 

9 Dieser Standard ist auf Rückstellungen für Restrukturierungsmaßnahmen (einschließlich aufgegebene Geschäfts­
bereiche) anzuwenden. Wenn eine Restrukturierungsmaßnahme der Definition eines aufgegebenen Geschäfts­
bereichs entspricht, können zusätzliche Angaben nach IFRS 5 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte 
und aufgegebene Geschäftsbereiche erforderlich werden. 

DEFINITIONEN 

10 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Eine Rückstellung ist eine Schuld, die bezüglich ihrer Fälligkeit oder ihrer Höhe ungewiss ist. 

Eine Schuld ( 23 ) ist eine gegenwärtige Verpflichtung des Unternehmens, die aus Ereignissen der Ver­
gangenheit entsteht und deren Erfüllung für das Unternehmen mit einem Abfluss von Ressourcen mit 
wirtschaftlichem Nutzen verbunden sein dürfte. 

Ein verpflichtendes Ereignis ist ein Ereignis, das zu einer rechtlichen oder faktischen Verpflichtung führt, 
zu deren Erfüllung es für das Unternehmen keine realistische Alternative gibt. 

Eine rechtliche Verpflichtung ist eine Verpflichtung, die sich ableitet aus 

a) einem Vertrag (aufgrund seiner expliziten oder impliziten Bedingungen), 

b) Rechtsvorschriften oder 

c) sonstigen unmittelbaren Auswirkungen von Rechtsvorschriften. 

Eine faktische Verpflichtung ist eine aus den Handlungen eines Unternehmens entstehende Verpflichtung, 
wenn 

a) das Unternehmen durch sein bisher übliches Geschäftsgebaren, öffentlich angekündigte Maßnahmen 
oder eine ausreichend spezifische, aktuelle Aussage anderen Parteien gegenüber die Übernahme ge­
wisser Verpflichtungen zum Ausdruck gebracht hat und 

b) das Unternehmen dadurch bei den anderen Parteien eine gerechtfertigte Erwartung geweckt hat, dass 
es diesen Verpflichtungen nachkommt. 

Eine Eventualverbindlichkeit ist 

a) eine mögliche Verpflichtung, die aus Ereignissen der Vergangenheit entsteht und deren Existenz 
durch das Eintreten oder Nichteintreten eines oder mehrerer unsicherer künftiger Ereignisse, die 
nicht vollständig unter der Kontrolle des Unternehmens stehen, erst noch bestätigt wird, oder

DE L 237/292 Amtsblatt der Europäischen Union 26.9.2023 

( 23 ) Die in diesem Standard zugrunde gelegte Definition von Schuld ist nach der Überarbeitung der entsprechenden Definition in dem 
2018 veröffentlichten Rahmenkonzept für die Finanzberichterstattung nicht angepasst worden.



 

b) eine gegenwärtige Verpflichtung, die aus Ereignissen der Vergangenheit entsteht, jedoch nicht ange­
setzt wird, weil 

i) ein Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen zur Erfüllung dieser Verpflichtung nicht 
wahrscheinlich ist oder 

ii) die Höhe der Verpflichtung nicht ausreichend verlässlich bestimmt werden kann. 

Eine Eventualforderung ist ein möglicher Vermögenswert, der aus Ereignissen der Vergangenheit entsteht 
und dessen Existenz durch das Eintreten oder Nichteintreten eines oder mehrerer unsicherer künftiger 
Ereignisse, die nicht vollständig unter der Kontrolle des Unternehmens stehen, erst noch bestätigt wird. 

Ein belastender Vertrag ist ein Vertrag, bei dem die unvermeidbaren Kosten zur Erfüllung der vertrag­
lichen Verpflichtungen höher sind als der erwartete wirtschaftliche Nutzen. 

Eine Restrukturierungsmaßnahme ist ein Programm, das vom Management geplant und kontrolliert wird 
und entweder 

a) das von dem Unternehmen abgedeckte Geschäftsfeld oder 

b) die Art, in der dieses Geschäft durchgeführt wird, wesentlich verändert. 

Rückstellungen und sonstige Schulden 

11 Rückstellungen können dadurch von sonstigen Schulden, wie z. B. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leis­
tungen sowie abgegrenzten Schulden unterschieden werden, dass bei ihnen Unsicherheiten hinsichtlich des Zeit­
punkts oder der Höhe der zu ihrer Erfüllung künftig erforderlichen Ausgaben bestehen. Als Beispiel: 

a) Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind Schulden zur Zahlung von erhaltenen oder gelieferten 
Gütern oder Dienstleistungen, die vom Lieferanten in Rechnung gestellt oder formal vereinbart wurden, und 

b) abgegrenzte Schulden sind Schulden zur Zahlung von erhaltenen oder gelieferten Gütern oder Dienstleistun­
gen, die weder bezahlt wurden, noch vom Lieferanten in Rechnung gestellt oder formal vereinbart wurden. 
Hierzu gehören auch Mitarbeitern geschuldete Beträge (zum Beispiel im Zusammenhang mit der Abgrenzung 
von Urlaubsgeldern). Auch wenn die Höhe oder der zeitliche Anfall der abgegrenzten Schulden mitunter 
geschätzt werden muss, ist die Unsicherheit im Allgemeinen deutlich geringer als bei Rückstellungen. 

Abgegrenzte Schulden werden häufig als Teil der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und sonstige 
Verbindlichkeiten ausgewiesen, wohingegen der Ausweis von Rückstellungen separat erfolgt. 

Beziehung zwischen Rückstellungen und Eventualverbindlichkeiten 

12 Im Allgemeinen betrachtet sind alle Rückstellungen als eventual anzusehen, da sie hinsichtlich ihrer Fälligkeit 
oder ihrer Höhe ungewiss sind. Nach der Definition dieses Standards wird der Begriff „eventual“ jedoch für 
Schulden und Vermögenswerte verwendet, die nicht angesetzt werden, weil sie durch das Eintreten oder Nicht­
eintreten eines oder mehrerer unsicherer künftiger Ereignisse bedingt sind, die nicht vollständig unter der Kon­
trolle des Unternehmens stehen. Des Weiteren wird der Begriff „Eventualverbindlichkeit “ für Schulden verwendet, 
die die Ansatzkriterien nicht erfüllen. 

13 Dieser Standard unterscheidet zwischen 

a) Rückstellungen — die als Schulden angesetzt werden (unter der Annahme, dass eine verlässliche Schätzung 
möglich ist), da sie gegenwärtige Verpflichtungen sind und zur Erfüllung der Verpflichtungen ein Abfluss von 
Mitteln mit wirtschaftlichem Nutzen wahrscheinlich ist, und 

b) Eventualverbindlichkeiten — die nicht als Schulden angesetzt werden, da sie entweder 

i) mögliche Verpflichtungen sind, weil die Verpflichtung des Unternehmens, die zu einem Abfluss von 
Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen führen kann, noch bestätigt werden muss, oder
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ii) gegenwärtige Verpflichtungen sind, die nicht den Ansatzkriterien dieses Standards genügen (entweder, weil 
ein Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen zur Erfüllung dieser Verpflichtungen nicht wahr­
scheinlich ist oder weil die Höhe der Verpflichtung nicht ausreichend verlässlich geschätzt werden kann). 

ANSATZ 

Rückstellungen 

14 Eine Rückstellung ist dann anzusetzen, wenn 

a) einem Unternehmen aus einem Ereignis der Vergangenheit eine gegenwärtige Verpflichtung (rechtlich 
oder faktisch) entstanden ist, 

b) der Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen zur Erfüllung dieser Verpflichtung wahr­
scheinlich ist und 

c) eine verlässliche Schätzung der Höhe der Verpflichtung möglich ist. 

Sind diese Bedingungen nicht erfüllt, ist keine Rückstellung anzusetzen. 

Gegenwärtige Verpflichtung 

15 Vereinzelt gibt es Fälle, in denen unklar ist, ob eine gegenwärtige Verpflichtung existiert. In diesen Fällen 
führt ein Ereignis der Vergangenheit zu einer gegenwärtigen Verpflichtung, wenn unter Berücksichti­
gung aller verfügbaren Anhaltspunkte mehr für das Bestehen einer gegenwärtigen Verpflichtung zum 
Abschlussstichtag als dagegen spricht. 

16 In fast allen Fällen wird es eindeutig sein, ob ein Ereignis der Vergangenheit zu einer gegenwärtigen Verpflichtung 
geführt hat. In Ausnahmefällen, zum Beispiel in einem Rechtsstreit, kann strittig sein, ob bestimmte Ereignisse 
eingetreten sind oder diese zu einer gegenwärtigen Verpflichtung geführt haben. In diesem Fall bestimmt ein 
Unternehmen unter Berücksichtigung aller verfügbaren Anhaltspunkte, einschließlich z. B. der Meinung von 
Sachverständigen, ob zum Abschlussstichtag eine gegenwärtige Verpflichtung besteht. Die zugrunde liegenden 
Anhaltspunkte umfassen alle zusätzlichen durch Ereignisse nach dem Abschlussstichtag entstandenen Anhalts­
punkte. Auf der Grundlage dieser Anhaltspunkte 

a) setzt das Unternehmen eine Rückstellung an (sofern die Ansatzkriterien erfüllt sind), wenn zum Abschluss­
stichtag mehr für das Bestehen einer gegenwärtigen Verpflichtung als dagegen spricht, und 

b) gibt das Unternehmen eine Eventualverbindlichkeit an, wenn mehr Gründe für das Nichtbestehen einer gegen­
wärtigen Verpflichtung zum Abschlussstichtag sprechen als dagegen, es sei denn, ein Abfluss von Ressourcen 
mit wirtschaftlichem Nutzen ist sehr unwahrscheinlich (siehe Paragraph 86). 

Ereignis der Vergangenheit 

17 Ein Ereignis der Vergangenheit, das zu einer gegenwärtigen Verpflichtung führt, wird als verpflichtendes Ereignis 
bezeichnet. Ein Ereignis ist ein verpflichtendes Ereignis, wenn ein Unternehmen keine realistische Alternative zur 
Erfüllung der durch dieses Ereignis entstandenen Verpflichtung hat. Das ist nur der Fall, 

a) wenn die Erfüllung einer Verpflichtung rechtlich durchgesetzt werden kann, oder 

b) wenn, im Falle einer faktischen Verpflichtung, das Ereignis (das aus einer Handlung des Unternehmens 
bestehen kann) gerechtfertigte Erwartungen bei anderen Parteien hervorruft, dass das Unternehmen die Ver­
pflichtung erfüllen wird. 

18 Abschlüsse befassen sich mit der Vermögens- und Finanzlage eines Unternehmens zum Abschlussstichtag und 
nicht mit der möglichen künftigen Lage. Für Aufwendungen der künftigen Geschäftstätigkeit wird daher keine 
Rückstellung angesetzt. In der Bilanz eines Unternehmens werden ausschließlich Schulden angesetzt, die zum 
Abschlussstichtag bestehen.
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19 Rückstellungen werden nur für diejenigen aus Ereignissen der Vergangenheit entstandenen Verpflichtungen 
angesetzt, die unabhängig von den künftigen Handlungen (z. B. der künftigen Geschäftstätigkeit) eines Unter­
nehmens bestehen. Beispiele für solche Verpflichtungen sind Strafgelder oder Kosten für die Beseitigung unrecht­
mäßiger Umweltschäden; diese beiden Fälle würden unabhängig von den künftigen Handlungen des Unterneh­
mens bei Erfüllung zu einem Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen führen. Entsprechend setzt ein 
Unternehmen eine Rückstellung für die Kosten der Beseitigung einer Ölanlage oder eines Kernkraftwerkes inso­
weit an, als das Unternehmen zur Beseitigung bereits entstandener Schäden verpflichtet ist. Dagegen kann ein 
Unternehmen aufgrund von wirtschaftlichem Druck oder Rechtsvorschriften Ausgaben planen oder vornehmen 
müssen, um seine Betriebstätigkeit künftig in einer bestimmten Weise zu ermöglichen (zum Beispiel die Instal­
lation von Rauchfiltern in einer bestimmten Fabrikart). Da das Unternehmen diese Ausgaben durch seine künf­
tigen Handlungen vermeiden kann, zum Beispiel durch Änderung der Verfahren, hat es keine gegenwärtige 
Verpflichtung für diese künftigen Ausgaben und bildet auch keine Rückstellung. 

20 Eine Verpflichtung betrifft immer eine andere Partei, gegenüber der die Verpflichtung besteht. Die Kenntnis oder 
Identifikation der Partei, gegenüber der die Verpflichtung besteht, ist jedoch nicht notwendig — sie kann sogar 
gegenüber der Öffentlichkeit in ihrer Gesamtheit bestehen. Da eine Verpflichtung immer eine Zusage an eine 
andere Partei beinhaltet, entsteht durch eine Entscheidung des Managements bzw. eines Aufsichtsorgans noch 
keine faktische Verpflichtung zum Abschlussstichtag, wenn diese nicht den davon betroffenen Parteien vor dem 
Abschlussstichtag ausreichend ausführlich mitgeteilt wurde, sodass die Mitteilung eine gerechtfertigte Erwartung 
bei den Betroffenen hervorgerufen hat, dass das Unternehmen seinen Verpflichtungen nachkommt. 

21 Ein Ereignis, das nicht unverzüglich zu einer Verpflichtung führt, kann aufgrund von Gesetzesänderungen oder 
Handlungen des Unternehmens (zum Beispiel eine ausreichend spezifische öffentliche Aussage) zu einem späteren 
Zeitpunkt zu einer Verpflichtung führen. Beispielsweise kann zum Zeitpunkt der Verursachung von Umwelt­
schäden keine Verpflichtung zur Beseitigung der Folgen bestehen. Die Verursachung der Schäden wird jedoch zu 
einem verpflichtenden Ereignis, wenn ein neues Gesetz die Beseitigung bestehender Schäden vorschreibt oder das 
Unternehmen öffentlich die Verantwortung für die Beseitigung in einer Weise übernimmt, dass dadurch eine 
faktische Verpflichtung entsteht. 

22 Wenn einzelne Bestimmungen eines Gesetzesentwurfs noch nicht endgültig feststehen, besteht eine Verpflichtung 
nur dann, wenn die Verabschiedung des Gesetzesentwurfs so gut wie sicher ist. Für die Zwecke dieses Standards 
wird eine solche Verpflichtung als rechtliche Verpflichtung behandelt. Aufgrund unterschiedlicher Verfahren bei 
der Verabschiedung von Gesetzen kann hier kein einzelnes Ereignis spezifiziert werden, bei dem die Verabschie­
dung eines Gesetzes so gut wie sicher ist. In vielen Fällen dürfte es nicht möglich sein, die tatsächliche Ver­
abschiedung eines Gesetzes mit Sicherheit vorherzusagen, solange es nicht verabschiedet ist. 

Wahrscheinlicher Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen 

23 Damit eine Schuld die Voraussetzungen für den Ansatz erfüllt, muss nicht nur eine gegenwärtige Verpflichtung 
existieren, auch der Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen muss im Zusammenhang mit der 
Erfüllung der Verpflichtung wahrscheinlich sein. Für die Zwecke dieses Standards ( 24 ) wird ein Abfluss von 
Ressourcen oder ein anderes Ereignis als wahrscheinlich angesehen, wenn mehr dafür als dagegen spricht, d. 
h. die Wahrscheinlichkeit, dass das Ereignis eintritt, ist größer als die Wahrscheinlichkeit, dass es nicht eintritt. Ist 
die Existenz einer gegenwärtigen Verpflichtung nicht wahrscheinlich, so gibt das Unternehmen eine Eventual­
verbindlichkeit an, es sei denn, ein Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen ist sehr unwahrschein­
lich (siehe Paragraph 86). 

24 Bei einer Vielzahl ähnlicher Verpflichtungen (z. B. Produktgarantien oder Ähnlichem) wird die Wahrscheinlichkeit 
eines Mittelabflusses bestimmt, indem die Gruppe der Verpflichtungen als Ganzes betrachtet wird. Auch wenn die 
Wahrscheinlichkeit eines Abflusses im Einzelfall gering sein dürfte, kann ein Abfluss von Ressourcen zur Er­
füllung dieser Gruppe von Verpflichtungen insgesamt durchaus wahrscheinlich sein. Ist dies der Fall, wird eine 
Rückstellung angesetzt (sofern die anderen Ansatzkriterien erfüllt sind). 

Verlässliche Schätzung der Verpflichtung 

25 Die Verwendung von Schätzungen ist ein wesentlicher Bestandteil bei der Aufstellung von Abschlüssen und 
beeinträchtigt nicht deren Verlässlichkeit. Dies gilt insbesondere im Falle von Rückstellungen, die naturgemäß in 
höherem Maße unsicher sind als die meisten anderen Bilanzposten. Von äußerst seltenen Fällen abgesehen dürfte 
ein Unternehmen in der Lage sein, ein Spektrum möglicher Ergebnisse zu bestimmen und daher auch eine 
Schätzung der Verpflichtung vornehmen zu können, die für den Ansatz einer Rückstellung ausreichend verläss­
lich ist. 

26 In äußerst seltenen Fällen kann eine bestehende Schuld nicht angesetzt werden, und zwar dann, wenn keine 
verlässliche Schätzung möglich ist. Diese Schuld wird als Eventualverbindlichkeit angegeben (siehe Paragraph 86).

DE 26.9.2023 Amtsblatt der Europäischen Union L 237/295 

( 24 ) Die Auslegung von „wahrscheinlich“ in diesem Standard als „es spricht mehr dafür als dagegen“ ist nicht zwingend auf andere 
Standards anwendbar.



 

Eventualverbindlichkeiten 

27 Ein Unternehmen darf keine Eventualverbindlichkeit ansetzen. 

28 Eine Eventualverbindlichkeit ist nach Paragraph 86 anzugeben, es sei denn, die Möglichkeit eines Abflusses von 
Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen ist sehr unwahrscheinlich. 

29 Haftet ein Unternehmen gesamtschuldnerisch für eine Verpflichtung, wird der Teil der Verpflichtung, dessen 
Übernahme durch andere Parteien erwartet wird, als Eventualverbindlichkeit behandelt. Das Unternehmen setzt 
eine Rückstellung für den Teil der Verpflichtung an, für den ein Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem 
Nutzen wahrscheinlich ist; dies gilt nicht in den äußerst seltenen Fällen, in denen keine verlässliche Schätzung 
möglich ist. 

30 Eventualverbindlichkeiten können sich anders entwickeln als ursprünglich erwartet. Daher werden sie laufend 
daraufhin beurteilt, ob ein Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen wahrscheinlich geworden ist. Ist 
ein Abfluss von künftigem wirtschaftlichem Nutzen für einen zuvor als Eventualverbindlichkeit behandelten 
Posten wahrscheinlich geworden, so wird eine Rückstellung im Abschluss der Berichtsperiode angesetzt, in der 
die Änderung in Bezug auf die Wahrscheinlichkeit eintritt (mit Ausnahme der äußerst seltenen Fälle, in denen 
keine verlässliche Schätzung möglich ist). 

Eventualforderungen 

31 Ein Unternehmen darf keine Eventualforderungen ansetzen. 

32 Eventualforderungen entstehen normalerweise aus ungeplanten oder unerwarteten Ereignissen, durch die dem 
Unternehmen die Möglichkeit eines Zuflusses von wirtschaftlichem Nutzen entsteht. Ein Beispiel ist ein Anspruch, 
den ein Unternehmen in einem gerichtlichen Verfahren mit unsicherem Ausgang durchzusetzen versucht. 

33 Eventualforderungen werden nicht im Abschluss angesetzt, da dadurch Erträge angesetzt würden, die möglicher­
weise nie realisiert werden. Ist die Realisation von Erträgen jedoch so gut wie sicher, ist der betreffende Ver­
mögenswert nicht mehr als Eventualforderung anzusehen und dessen Ansatz angemessen. 

34 Eventualforderungen sind nach Paragraph 89 anzugeben, wenn der Zufluss wirtschaftlichen Nutzens wahrschein­
lich ist. 

35 Eventualforderungen werden laufend beurteilt, um sicherzustellen, dass etwaige Entwicklungen im Abschluss 
angemessen widergespiegelt werden. Wenn ein Zufluss wirtschaftlichen Nutzens so gut wie sicher geworden 
ist, werden der Vermögenswert und der diesbezügliche Ertrag im Abschluss des Berichtszeitraums erfasst, in dem 
die Änderung eintritt. Ist ein Zufluss wirtschaftlichen Nutzens wahrscheinlich geworden, gibt das Unternehmen 
eine Eventualforderung an (siehe Paragraph 89). 

BEWERTUNG 

Bestmögliche Schätzung 

36 Der als Rückstellung angesetzte Betrag stellt die bestmögliche Schätzung der Ausgabe dar, die zur 
Erfüllung der gegenwärtigen Verpflichtung zum Abschlussstichtag erforderlich ist. 

37 Die bestmögliche Schätzung der zur Erfüllung der gegenwärtigen Verpflichtung erforderlichen Ausgabe ist der 
Betrag, den das Unternehmen bei vernünftiger Betrachtung zur Erfüllung der Verpflichtung zum Abschlussstich­
tag oder zur Übertragung der Verpflichtung auf einen Dritten zu diesem Termin zahlen müsste. Oft dürfte die 
Erfüllung oder Übertragung einer Verpflichtung zum Abschlussstichtag unmöglich oder über die Maßen teuer 
sein. Die Schätzung des vom Unternehmen bei vernünftiger Betrachtung zur Erfüllung oder zur Übertragung der 
Verpflichtung zu zahlenden Betrags stellt trotzdem die bestmögliche Schätzung der zur Erfüllung der gegen­
wärtigen Verpflichtung zum Abschlussstichtag erforderlichen Ausgaben dar. 

38 Die Schätzungen von Ergebnis und finanzieller Auswirkung hängen von Beurteilungen nach Ermessen des 
Managements, zusammen mit Erfahrungswerten aus ähnlichen Transaktionen und, gelegentlich, unabhängigen 
Sachverständigengutachten ab. Die zugrunde liegenden Anhaltspunkte umfassen alle zusätzlichen, durch Ereig­
nisse nach dem Abschlussstichtag entstandenen Anhaltspunkte.
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39 Unsicherheiten in Bezug auf den als Rückstellung anzusetzenden Betrag werden in Abhängigkeit von den 
Umständen unterschiedlich behandelt. Wenn die zu bewertende Rückstellung eine große Anzahl von Positionen 
umfasst, wird die Verpflichtung durch Gewichtung aller möglichen Ergebnisse mit den damit verbundenen 
Wahrscheinlichkeiten geschätzt. Dieses statistische Schätzungsverfahren wird als Erwartungswertmethode bezeich­
net. Daher wird je nach Eintrittswahrscheinlichkeit eines Verlustbetrags, zum Beispiel 60 Prozent oder 90 Prozent, 
eine unterschiedlich hohe Rückstellung gebildet. Bei einer Bandbreite möglicher Ergebnisse, innerhalb derer die 
Wahrscheinlichkeit der einzelnen Punkte gleich groß ist, wird der Mittelpunkt der Bandbreite verwendet. 

Beispiel 

Ein Unternehmen verkauft Güter mit einer Gewährleistung, nach der Kunden eine Erstattung der Reparatur­
kosten für Produktionsfehler erhalten, die innerhalb der ersten sechs Monate nach Kauf entdeckt werden. Bei 
kleineren Fehlern an allen verkauften Produkten würden Reparaturkosten in Höhe von 1 Million entstehen. 
Bei größeren Fehlern an allen verkauften Produkten würden Reparaturkosten in Höhe von 4 Millionen ent­
stehen. Erfahrungswert und künftige Erwartungen des Unternehmens deuten darauf hin, dass 75 Prozent der 
verkauften Güter keine Fehler haben werden, 20 Prozent kleinere Fehler und 5 Prozent größere Fehler 
aufweisen dürften. Nach Paragraph 24 bestimmt ein Unternehmen die Wahrscheinlichkeit eines Abflusses 
der Verpflichtungen aus Gewährleistungen insgesamt. 

Der Erwartungswert für die Reparaturkosten beträgt: 

(75 % von null) + (20 % von 1 Mio.) + (5 % von 4 Mio.) = 400 000 

40 Wenn eine einzelne Verpflichtung bewertet wird, dürfte das jeweils wahrscheinlichste Ergebnis die bestmögliche 
Schätzung der Schuld darstellen. Aber auch in einem derartigen Fall betrachtet das Unternehmen die Möglichkeit 
anderer Ergebnisse. Wenn andere mögliche Ergebnisse entweder größtenteils über oder größtenteils unter dem 
wahrscheinlichsten Ergebnis liegen, ist die bestmögliche Schätzung ein höherer bzw. niedrigerer Betrag. Ein 
Beispiel: Wenn ein Unternehmen einen schwerwiegenden Fehler in einer großen, für einen Kunden gebauten 
Anlage beheben muss und das einzeln betrachtete, wahrscheinlichste Ergebnis sein mag, dass die Reparatur beim 
ersten Versuch erfolgreich ist und 1 000 kostet, wird dennoch eine höhere Rückstellung gebildet, wenn ein 
wesentliches Risiko besteht, dass weitere Reparaturen erforderlich sein werden. 

41 Die Bewertung der Rückstellung erfolgt vor Steuern, da die steuerlichen Konsequenzen von Rückstellungen und 
Veränderungen von Rückstellungen in IAS 12 behandelt werden. 

Risiken und Unsicherheiten 

42 Bei der bestmöglichen Schätzung einer Rückstellung sind die unvermeidbar mit vielen Ereignissen und 
Umständen verbundenen Risiken und Unsicherheiten zu berücksichtigen. 

43 Risiko beschreibt die Unsicherheit zukünftiger Entwicklungen. Eine Risikoanpassung kann den Betrag erhöhen, 
mit dem eine Schuld bewertet wird. Bei einer Beurteilung nach Ermessen unter unsicheren Umständen ist Vor­
sicht angebracht, damit Erträge bzw. Vermögenswerte nicht überbewertet und Aufwendungen bzw. Schulden 
nicht unterbewertet werden. Unsicherheiten rechtfertigen jedoch nicht die Bildung übermäßiger Rückstellungen 
oder eine vorsätzliche Überbewertung von Schulden. Wenn zum Beispiel die prognostizierten Kosten eines 
besonders nachteiligen Ergebnisses vorsichtig ermittelt werden, so wird dieses Ergebnis nicht absichtlich so 
behandelt, als sei es wahrscheinlicher als es tatsächlich ist. Sorgfalt ist notwendig, um die doppelte Berück­
sichtigung von Risiken und Unsicherheiten und die daraus resultierende Überbewertung einer Rückstellung zu 
vermeiden. 

44 Die Angabe von Unsicherheiten im Zusammenhang mit der Höhe der Ausgaben wird in Paragraph 85(b) be­
handelt. 

Barwert 

45 Bei einer wesentlichen Wirkung des Zinseffekts ist eine Rückstellung in Höhe des Barwerts der im 
Zusammenhang mit der Erfüllung der Verpflichtung erwarteten Ausgaben anzusetzen. 

46 Aufgrund des Zinseffekts sind Rückstellungen für bald nach dem Abschlussstichtag erfolgende Mittelabflüsse 
belastender als diejenigen für Mittelabflüsse in derselben Höhe zu einem späteren Zeitpunkt. Wenn die Wirkung 
wesentlich ist, werden Rückstellungen daher abgezinst.
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47 Der Abzinsungssatz ist/Die Abzinsungssätze sind ein Satz/Sätze vor Steuern, der/die die aktuellen Markt­
erwartungen im Hinblick auf den Zinseffekt sowie die für die Schuld spezifischen Risiken widerspiegelt/ 
widerspiegeln. Risiken, an die die Schätzungen künftiger Zahlungsströme angepasst wurden, dürfen 
keine Auswirkung auf den Abzinsungssatz/die Abzinsungssätze haben. 

Künftige Ereignisse 

48 Künftige Ereignisse, die den zur Erfüllung einer Verpflichtung erforderlichen Betrag beeinflussen können, 
sind bei der Höhe einer Rückstellung zu berücksichtigen, sofern es ausreichende objektive Anhalts­
punkte für deren Eintreten gibt. 

49 Erwartete künftige Ereignisse können bei der Bewertung von Rückstellungen von besonderer Bedeutung sein. Ein 
Unternehmen kann beispielsweise der Ansicht sein, dass die Kosten für Aufräumarbeiten bei Stilllegung eines 
Standorts durch künftige technologische Veränderungen reduziert werden. Der angesetzte Betrag berücksichtigt 
eine angemessene Einschätzung technisch geschulter, objektiver Dritter und berücksichtigt alle verfügbaren An­
haltspunkte für zum Zeitpunkt der Aufräumarbeiten verfügbare Technologien. Daher sind beispielsweise die mit 
der zunehmenden Erfahrung bei Anwendung gegenwärtiger Technologien erwarteten Kostenminderungen oder 
die erwarteten Kosten für die Anwendung gegenwärtiger Technologien auf — verglichen mit den vorher aus­
geführten Arbeiten — größere und komplexere Aufräumarbeiten zu berücksichtigen. Ein Unternehmen trifft 
jedoch keine Annahmen hinsichtlich der Entwicklung einer vollständig neuen Technologie für Aufräumarbeiten, 
wenn dies nicht durch ausreichend objektive Anhaltspunkte gestützt wird. 

50 Die Wirkung möglicher neuer Rechtsvorschriften wird bei der Bewertung gegenwärtiger Verpflichtungen berück­
sichtigt, wenn ausreichend objektive Anhaltspunkte vorliegen, dass die Verabschiedung der Rechtsvorschriften so 
gut wie sicher ist. Die Vielzahl von Situationen in der Praxis macht die Festlegung eines einzelnen Ereignisses, das 
in jedem Fall ausreichend objektive Anhaltspunkte liefern würde, unmöglich. Die Anhaltspunkte müssen sich 
sowohl auf die Rechtsvorschriften als auch darauf, dass eine zeitnahe Verabschiedung und Umsetzung so gut wie 
sicher ist, erstrecken. In vielen Fällen dürften bis zur Verabschiedung der neuen Rechtsvorschriften keine aus­
reichenden objektiven Anhaltspunkte vorliegen. 

Erwarteter Abgang von Vermögenswerten 

51 Gewinne aus dem erwarteten Abgang von Vermögenswerten sind bei der Bildung einer Rückstellung 
nicht zu berücksichtigen. 

52 Gewinne aus dem erwarteten Abgang von Vermögenswerten werden bei der Bildung einer Rückstellung nicht 
berücksichtigt; dies gilt selbst dann, wenn der erwartete Abgang eng mit dem Ereignis verbunden ist, aufgrund 
dessen die Rückstellung gebildet wird. Stattdessen erfasst das Unternehmen Gewinne aus dem erwarteten Abgang 
von Vermögenswerten zu dem Zeitpunkt, der in dem für die betreffenden Vermögenswerte maßgeblichen Stan­
dard vorgesehen ist. 

ERSTATTUNGEN 

53 Wenn erwartet wird, dass die zur Erfüllung einer zurückgestellten Verpflichtung erforderlichen Aus­
gaben ganz oder teilweise von einer anderen Partei erstattet werden, ist die Erstattung nur dann zu 
erfassen, wenn es so gut wie sicher ist, dass das Unternehmen die Erstattung bei Erfüllung der Ver­
pflichtung erhält. Die Erstattung ist als separater Vermögenswert zu behandeln. Der für die Erstattung 
angesetzte Betrag darf die Höhe der Rückstellung nicht übersteigen. 

54 In der Gesamtergebnisrechnung kann der Aufwand zur Bildung einer Rückstellung nach Abzug der 
Erstattung netto erfasst werden. 

55 In einigen Fällen kann ein Unternehmen von einer anderen Partei ganz oder teilweise die Zahlung der zur 
Erfüllung der zurückgestellten Verpflichtung erforderlichen Ausgaben erwarten (beispielsweise aufgrund von 
Versicherungsverträgen, Entschädigungsklauseln oder Gewährleistungen von Lieferanten). Entweder erstattet die 
andere Partei die vom Unternehmen gezahlten Beträge oder sie zahlt diese direkt. 

56 In den meisten Fällen bleibt das Unternehmen für den gesamten entsprechenden Betrag haftbar, sodass es den 
gesamten Betrag begleichen muss, falls die Zahlung durch Dritte aus irgendeinem Grunde nicht erfolgt. In dieser 
Situation wird eine Rückstellung in voller Höhe der Schuld und ein separater Vermögenswert für die erwartete 
Erstattung angesetzt, wenn es so gut wie sicher ist, dass das Unternehmen die Erstattung bei Begleichung der 
Schuld erhalten wird. 

57 In einigen Fällen ist das Unternehmen bei Nichtzahlung Dritter für die entsprechenden Kosten nicht haftbar. In 
diesem Fall hat das Unternehmen keine Schuld für diese Kosten und sie werden nicht in die Rückstellung 
einbezogen. 

58 Wie in Paragraph 29 dargelegt, ist eine Verpflichtung, für die ein Unternehmen gesamtschuldnerisch haftet, in 
dem Maße eine Eventualverbindlichkeit, in dem eine Erfüllung der Verpflichtung durch andere Parteien erwartet 
wird.
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ANPASSUNG DER RÜCKSTELLUNGEN 

59 Rückstellungen sind zu jedem Abschlussstichtag zu prüfen und anzupassen, damit sie die aktuell best­
mögliche Schätzung widerspiegeln. Wenn es nicht mehr wahrscheinlich ist, dass mit der Erfüllung der 
Verpflichtung ein Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen verbunden ist, ist die Rück­
stellung aufzulösen. 

60 Bei Abzinsung spiegelt sich der Zeitablauf in der periodischen Erhöhung des Buchwerts einer Rückstellung wider. 
Diese Erhöhung wird als Fremdkapitalkosten erfasst. 

VERBRAUCH VON RÜCKSTELLUNGEN 

61 Eine Rückstellung ist nur für Ausgaben zu verbrauchen, für die sie ursprünglich gebildet wurde. 

62 Gegen die ursprüngliche Rückstellung dürfen nur Ausgaben aufgerechnet werden, für die sie auch gebildet wurde. 
Die Aufrechnung einer Ausgabe gegen eine für einen anderen Zweck gebildete Rückstellung würde die Wirkung 
zweier unterschiedlicher Ereignisse verbergen. 

ANWENDUNG DER BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSVORSCHRIFTEN 

Künftige betriebliche Verluste 

63 Im Zusammenhang mit künftigen betrieblichen Verlusten sind keine Rückstellungen anzusetzen. 

64 Künftige betriebliche Verluste entsprechen nicht der Definition einer Schuld nach Paragraph 10 und den in 
Paragraph 14 dargelegten allgemeinen Ansatzkriterien für Rückstellungen. 

65 Die Erwartung künftiger betrieblicher Verluste ist ein Anzeichen für eine mögliche Wertminderung bestimmter 
Vermögenswerte des Geschäftsbereichs. Ein Unternehmen prüft diese Vermögenswerte nach IAS 36 Wertmin­
derung von Vermögenswerten auf Wertminderung. 

Belastende Verträge 

66 Hat ein Unternehmen einen belastenden Vertrag, ist die gegenwärtige vertragliche Verpflichtung als 
Rückstellung anzusetzen und zu bewerten. 

67 Zahlreiche Verträge (beispielsweise einige Standard-Kaufaufträge) können ohne Zahlung einer Entschädigung an 
eine andere Partei storniert werden; daher besteht in diesen Fällen keine Verpflichtung. Andere Verträge begrün­
den sowohl Rechte als auch Verpflichtungen für jede Vertragspartei. Wenn die Umstände dazu führen, dass ein 
solcher Vertrag belastend wird, fällt der Vertrag unter den Anwendungsbereich dieses Standards und es besteht 
eine anzusetzende Schuld. Noch zu erfüllende Verträge, die nicht belastend sind, fallen nicht in den Anwendungs­
bereich dieses Standards. 

68 Dieser Standard definiert einen belastenden Vertrag als einen Vertrag, bei dem die unvermeidbaren Kosten zur 
Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen höher sind als der daraus erwartete wirtschaftliche Nutzen. Die 
unvermeidbaren Kosten unter einem Vertrag spiegeln den Mindestbetrag der bei Ausstieg aus dem Vertrag 
anfallenden Nettokosten wider; diese stellen den niedrigeren Betrag aus den Kosten der Erfüllung und etwaigen 
aus der Nichterfüllung resultierenden Entschädigungszahlungen oder Strafgeldern dar. 

68A Die Kosten der Erfüllung eines Vertrags umfassen die Kosten, die dem Vertrag einzeln zuordenbar sind. Die 
Kosten, die einem Vertrag einzeln zuordenbar sind, umfassen sowohl 

a) die durch die Erfüllung dieses Vertrags verursachten zusätzlichen Kosten – wie direkte Lohn- und Material­
kosten – als auch 

b) die Zuweisung weiterer der Vertragserfüllung einzeln zuordenbarer Kosten – wie z. B. die anteilige Abschrei­
bung einer unter anderem zur Vertragserfüllung genutzten Sachanlage. 

69 Bevor eine gesonderte Rückstellung für einen belastenden Vertrag gebildet wird, erfasst ein Unternehmen jeg­
lichen Wertminderungsaufwand für die im Rahmen der Vertragserfüllung verwendeten Vermögenswerte (siehe 
IAS 36).
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Restrukturierungsmaßnahmen 

70 Die folgenden als Beispiel angeführten Ereignisse können unter die Definition einer Restrukturierungsmaßnahme 
fallen: 

a) Verkauf oder Beendigung eines Geschäftszweigs, 

b) die Stilllegung von Standorten in einem Land oder einer Region oder die Verlegung von Geschäftstätigkeiten 
von einem Land oder einer Region in ein anderes bzw. eine andere, 

c) Änderungen in der Struktur des Managements, z. B. Auflösung einer Managementebene, und 

d) grundsätzliche Reorganisation mit wesentlichen Auswirkungen auf Art und Schwerpunkt der Geschäftstätig­
keit des Unternehmens. 

71 Eine Rückstellung für Restrukturierungskosten wird nur angesetzt, wenn die in Paragraph 14 aufgeführten all­
gemeinen Ansatzkriterien für Rückstellungen erfüllt sind. In den Paragraphen 72–83 ist dargelegt, wie die all­
gemeinen Ansatzkriterien auf Restrukturierungen anzuwenden sind. 

72 Eine faktische Verpflichtung zur Restrukturierung entsteht nur, wenn ein Unternehmen 

a) einen detaillierten, formalen Restrukturierungsplan hat, in dem zumindest die folgenden Angaben 
enthalten sind: 

i) der betroffene Geschäftsbereich oder Teil eines Geschäftsbereichs, 

ii) die wichtigsten betroffenen Standorte, 

iii) Standort, Funktion und ungefähre Anzahl der Arbeitnehmer, die für die Beendigung ihres Be­
schäftigungsverhältnisses eine Abfindung erhalten werden, 

iv) die entstehenden Ausgaben sowie 

v) der Umsetzungszeitpunkt des Plans, und 

b) bei den Betroffenen durch den Beginn der Umsetzung des Plans oder die Ankündigung seiner we­
sentlichen Bestandteile den Betroffenen gegenüber eine gerechtfertigte Erwartung geweckt hat, dass 
die Restrukturierungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

73 Anhaltspunkte für den Beginn der Umsetzung eines Restrukturierungsplans in einem Unternehmen wären bei­
spielsweise die Demontage einer Anlage oder der Verkauf von Vermögenswerten oder die öffentliche Ankündi­
gung der Hauptpunkte des Plans. Eine öffentliche Ankündigung eines detaillierten Restrukturierungsplans stellt 
nur dann eine faktische Verpflichtung zur Restrukturierung dar, wenn sie in einer Weise und so detailliert (d. h. 
unter Angabe der Hauptpunkte im Plan) erfolgt, dass sie bei anderen Parteien, z. B. Kunden, Lieferanten und 
Mitarbeitern (oder deren Vertretern) gerechtfertigte Erwartungen hervorruft, dass das Unternehmen die Restruk­
turierung durchführen wird. 

74 Voraussetzung dafür, dass ein Plan durch die Bekanntgabe an die Betroffenen zu einer faktischen Verpflichtung 
führt, ist, dass der Beginn der Umsetzung zum frühestmöglichen Zeitpunkt geplant ist und in einem Zeitrahmen 
vollzogen wird, der bedeutende Änderungen am Plan unwahrscheinlich erscheinen lässt. Wenn der Beginn der 
Restrukturierungsmaßnahmen erst nach einer längeren Verzögerung erwartet wird oder ein unverhältnismäßig 
langer Zeitraum für die Durchführung vorgesehen ist, ist es unwahrscheinlich, dass der Plan bei anderen die 
gerechtfertigte Erwartung einer gegenwärtigen Absicht des Unternehmens zur Restrukturierung weckt, denn der 
Zeitrahmen gestattet dem Unternehmen, Änderungen am Plan vorzunehmen. 

75 Allein durch einen Restrukturierungsbeschluss des Managements oder eines Aufsichtsorgans vor dem Abschluss­
stichtag entsteht noch keine faktische Verpflichtung zum Abschlussstichtag, sofern das Unternehmen nicht vor 
dem Abschlussstichtag 

a) mit der Umsetzung des Restrukturierungsplans begonnen hat oder
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b) den Betroffenen gegenüber die Hauptpunkte des Restrukturierungsplans ausreichend detailliert angekündigt 
hat, um in diesen eine gerechtfertigte Erwartung zu wecken, dass die Restrukturierung von dem Unternehmen 
durchgeführt wird. 

Wenn ein Unternehmen mit der Umsetzung eines Restrukturierungsplans erst nach dem Abschlussstichtag 
beginnt oder den Betroffenen die Hauptpunkte erst nach dem Abschlussstichtag ankündigt, ist eine Angabe 
gemäß IAS 10 Ereignisse nach dem Abschlussstichtag erforderlich, sofern die Restrukturierung wesentlich ist und 
unter normalen Umständen davon auszugehen ist, dass ihre Nichtangabe die von den Hauptadressaten eines 
Abschlusses für allgemeine Zwecke, der Finanzinformationen zum berichtenden Unternehmen enthält, getrof­
fenen Entscheidungen beeinflusst. 

76 Auch wenn allein durch die Entscheidung des Managements noch keine faktische Verpflichtung entstanden ist, 
kann, zusammen mit anderen früheren Ereignissen, eine Verpflichtung aus einer solchen Entscheidung entstehen. 
Beispielsweise können Verhandlungen über Abfindungszahlungen mit Arbeitnehmervertretern oder Verhandlun­
gen zum Verkauf von Geschäftsbereichen mit Käufern unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Aufsichtsorgans 
abgeschlossen werden. Nachdem die Zustimmung erteilt und den anderen Parteien mitgeteilt wurde, hat das 
Unternehmen eine faktische Verpflichtung zur Restrukturierung, wenn die Bedingungen in Paragraph 72 erfüllt 
sind. 

77 In einigen Ländern liegt die letztliche Entscheidungsbefugnis bei einem Organ, in dem auch Vertreter anderer 
Interessen als die des Managements (z. B. Arbeitnehmer) vertreten sind, oder eine Bekanntgabe gegenüber diesen 
Vertretern kann vor der Entscheidung dieses Organs erforderlich sein. Da eine Entscheidung durch ein solches 
Organ die Bekanntgabe an die genannten Vertreter erfordert, kann hieraus eine faktische Verpflichtung zur 
Restrukturierung resultieren. 

78 Aus dem Verkauf von Geschäftsbereichen entsteht erst dann eine Verpflichtung, wenn das Unternehmen 
den Verkauf verbindlich abgeschlossen hat, d. h. ein bindender Kaufvertrag existiert. 

79 Auch wenn das Unternehmen eine Entscheidung zum Verkauf eines Geschäftsbereichs getroffen und diese Ent­
scheidung öffentlich angekündigt hat, kann der Verkauf nicht als verpflichtend angesehen werden, solange kein 
Käufer identifiziert wurde und kein bindender Kaufvertrag existiert. Bevor nicht ein bindender Kaufvertrag 
besteht, kann das Unternehmen seine Meinung noch ändern und wird tatsächlich andere Maßnahmen ergreifen 
müssen, wenn kein Käufer zu akzeptablen Bedingungen gefunden werden kann. Wenn der Verkauf eines Ge­
schäftsbereichs im Rahmen einer Restrukturierung geplant ist, werden die Vermögenswerte des Geschäftsbereichs 
nach IAS 36 auf Wertminderung geprüft. Wenn ein Verkauf nur Teil einer Restrukturierung darstellt, kann für die 
anderen Teile der Restrukturierung eine faktische Verpflichtung entstehen, bevor ein bindender Kaufvertrag 
existiert. 

80 Eine Restrukturierungsrückstellung darf nur die direkt im Zusammenhang mit der Restrukturierung 
entstehenden Ausgaben enthalten, die sowohl 

a) zwangsläufig im Zuge der Restrukturierung entstehen als auch 

b) nicht mit den laufenden Tätigkeiten des Unternehmens im Zusammenhang stehen. 

81 Eine Restrukturierungsrückstellung enthält keine Aufwendungen für 

a) Umschulung oder Versetzung weiterbeschäftigter Mitarbeiter, 

b) Marketing oder 

c) Investitionen in neue Systeme und Vertriebsnetze. 

Diese Ausgaben entstehen für die künftige Geschäftstätigkeit und stellen zum Abschlussstichtag keine Restruk­
turierungsverpflichtungen dar. Solche Ausgaben werden auf derselben Grundlage erfasst, als wären sie unabhän­
gig von einer Restrukturierung entstanden. 

82 Bis zum Tag einer Restrukturierung entstehende, identifizierbare künftige betriebliche Verluste werden nicht als 
Rückstellung behandelt, es sei denn sie stehen mit einem belastenden Vertrag im Sinne des Paragraphen 10 im 
Zusammenhang.
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83 Gemäß Paragraph 51 sind Gewinne aus dem erwarteten Abgang von Vermögenswerten bei der Bewertung einer 
Restrukturierungsrückstellung nicht zu berücksichtigen; dies gilt selbst, wenn der Verkauf der Vermögenswerte als 
Teil der Restrukturierung geplant ist. 

ANGABEN 

84 Ein Unternehmen hat für jede Gruppe von Rückstellungen die folgenden Angaben zu machen: 

a) den Buchwert zu Beginn und zum Ende der Berichtsperiode, 

b) zusätzliche, in der Berichtsperiode gebildete Rückstellungen, einschließlich der Erhöhung von beste­
henden Rückstellungen, 

c) während der Berichtsperiode verwendete (d. h. entstandene und gegen die Rückstellung verrechnete) 
Beträge, 

d) nicht verwendete Beträge, die während der Berichtsperiode aufgelöst wurden, und 

e) die Erhöhung des während der Berichtsperiode aufgrund des Zeitablaufs abgezinsten Betrags und die 
Auswirkung von Änderungen des Abzinsungssatzes. 

Vergleichsinformationen sind nicht erforderlich. 

85 Ein Unternehmen hat für jede Gruppe von Rückstellungen die folgenden Angaben zu machen: 

a) eine kurze Beschreibung der Art der Verpflichtung sowie der erwarteten Zeitpunkte resultierender 
Abflüsse von wirtschaftlichem Nutzen; 

b) die Angabe von Unsicherheiten hinsichtlich des Betrags oder der Zeitpunkte dieser Abflüsse. Falls die 
Angabe von adäquaten Informationen erforderlich ist, hat ein Unternehmen die wesentlichen An­
nahmen für künftige Ereignisse nach Paragraph 48 anzugeben und 

c) die Höhe aller erwarteten Erstattungen unter Angabe der Höhe der Vermögenswerte, die für die 
jeweilige erwartete Erstattung angesetzt wurden. 

86 Sofern die Möglichkeit eines Abflusses bei der Erfüllung nicht sehr unwahrscheinlich ist, hat ein Unter­
nehmen für jede Gruppe von Eventualverbindlichkeiten zum Abschlussstichtag eine kurze Beschreibung 
der Eventualverbindlichkeit und, falls durchführbar, die folgenden Angaben zu machen: 

a) eine Schätzung der finanziellen Auswirkungen, bewertet nach den Paragraphen 36–52, 

b) die Angabe von Unsicherheiten hinsichtlich des Betrags oder der Zeitpunkte von Abflüssen und 

c) die Möglichkeit einer Erstattung. 

87 Bei der Bestimmung, welche Rückstellungen oder Eventualverbindlichkeiten zu einer Gruppe zusammengefasst 
werden können, muss überlegt werden, ob die Positionen ihrer Art nach ausreichend ähnlich sind, sodass eine 
zusammenfassende Angabe die Vorschriften der Paragraphen 85(a) und (b) und 86(a) und (b) erfüllen würde. Es 
kann daher angebracht sein, Beträge für Gewährleistungen für unterschiedliche Produkte als eine Rückstellungs­
gruppe zu behandeln; es wäre jedoch nicht angebracht, Beträge für normale Gewährleistungsrückstellungen und 
Beträge, die Gegenstand eines Rechtsstreits sind, als eine Gruppe von Rückstellungen zu behandeln. 

88 Wenn aus denselben Umständen eine Rückstellung und eine Eventualverbindlichkeit entstehen, erfolgt die nach 
den Paragraphen 84–86 erforderliche Angabe durch das Unternehmen in einer Art und Weise, die den Zusam­
menhang zwischen der Rückstellung und der Eventualverbindlichkeit aufzeigt.
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89 Ist ein Zufluss von wirtschaftlichem Nutzen wahrscheinlich, so hat ein Unternehmen eine kurze Be­
schreibung der Art der Eventualforderungen zum Abschlussstichtag und, wenn durchführbar, eine Schät­
zung der finanziellen Auswirkungen, bewertet auf der Grundlage der Vorschriften für Rückstellungen in 
den Paragraphen 36–52 anzugeben. 

90 Es ist wichtig, dass bei Angaben zu Eventualforderungen irreführende Angaben zur Wahrscheinlichkeit des 
Entstehens von Erträgen vermieden werden. 

91 Werden nach den Paragraphen 86 und 89 erforderliche Angaben aus Gründen der Undurchführbarkeit 
nicht gemacht, so ist dies anzugeben. 

92 In äußerst seltenen Fällen kann die teilweise oder vollständige Angabe von Informationen nach den 
Paragraphen 84–89 die Lage des Unternehmens in einem mit anderen Parteien geführten Rechtsstreit 
über den Gegenstand der Rückstellungen, Eventualverbindlichkeiten oder Eventualforderungen ernsthaft 
beeinträchtigen. In diesen Fällen muss das Unternehmen die Angaben nicht machen, es hat jedoch den 
allgemeinen Charakter des Rechtsstreits darzulegen, sowie die Tatsache, dass gewisse Angaben nicht 
gemacht wurden und die Gründe dafür. 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

93 Die Auswirkungen der Anwendung dieses Standards zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens (oder früher) 
ist als eine Berichtigung des Eröffnungsbilanzwerts der Gewinnrücklagen in der Berichtsperiode zu 
erfassen, in der der Standard erstmals angewendet wird. Unternehmen wird empfohlen, jedoch nicht 
zwingend vorgeschrieben, die Anpassung der Eröffnungsbilanz der Gewinnrücklagen für die früheste 
angegebene Berichtsperiode vorzunehmen und die Vergleichsinformationen anzupassen. Falls Vergleichs­
informationen nicht angepasst werden, ist die anzugeben. 

94 [gestrichen] 

94A Durch die im Mai 2020 veröffentlichte Verlautbarung Belastende Verträge — Kosten für die Erfüllung eines Vertrags 
wurde Paragraph 68A eingefügt und Paragraph 69 geändert. Ein Unternehmen hat diese Änderungen auf Verträge 
anzuwenden, bei denen es zu Beginn des Geschäftsjahrs, in der es die Änderungen erstmals anwendet (dem 
Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung), noch nicht alle seine Verpflichtungen erfüllt hat. Vergleichsinformationen 
sind nicht anzupassen. Stattdessen hat das Unternehmen die kumulierte Auswirkung der erstmaligen Anwendung 
der Änderungen als Berichtigung des Eröffnungsbilanzwerts für die Gewinnrücklagen (oder eine andere als 
sachgerecht angesehene Eigenkapitalkomponente) zum Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung zu erfassen. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

95 Dieser Standard ist verbindlich auf Jahresabschlüsse eines am oder nach dem 1. Juli 1999 beginnenden Geschäfts­
jahrs anzuwenden. Eine frühere Anwendung wird empfohlen. Wenn ein Unternehmen diesen Standard auf 
Berichtsperioden an, die vor dem 1. Juli 1999 beginnen, hat es dies anzugeben. 

96 [gestrichen] 

97 [gestrichen] 

98 [gestrichen] 

99 Durch die im Dezember 2013 veröffentlichten Jährlichen Verbesserungen an den IFRS-Standards, Zyklus 2010–2012, 
wurde aufgrund der Änderung von IFRS 3 Paragraph 5 geändert. Ein Unternehmen hat diese Änderung pro­
spektiv auf Unternehmenszusammenschlüsse anzuwenden, für die die Änderung von IFRS 3 gilt. 

100 Durch IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden, veröffentlicht im Mai 2014, wurde Paragraph 5 geändert und 
Paragraph 6 gestrichen. Wendet ein Unternehmen IFRS 15 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

101 Durch IFRS 9 (in der im Juli 2014 veröffentlichten Fassung) wurde Paragraph 2 geändert und wurden die Para­
graphen 97 und 98 gestrichen. Wendet ein Unternehmen IFRS 9 an, hat es diese Änderungen ebenfalls an­
zuwenden.
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102 Durch IFRS 16, veröffentlicht im Januar 2016, wurde Paragraph 5 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 16 
an, hat es diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

103 Durch IFRS 17, veröffentlicht im Mai 2017, wurde Paragraph 5 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 17 an, 
ist diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

104 Durch die im Oktober 2018 veröffentlichte Verlautbarung Definition von „wesentlich“ (Änderungen an IAS 1 und 
IAS 8) wurde Paragraph 75 geändert. Diese Änderungen sind prospektiv auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am 
oder nach dem 1. Januar 2020 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese 
Änderungen früher an, hat es dies anzugeben. Wendet ein Unternehmen die geänderte Definition von „wesent­
lich“ in Paragraph 7 von IAS 1 und in den Paragraphen 5 und 6 von IAS 8 an, hat es diese Änderungen ebenfalls 
anzuwenden. 

105 Durch die im Mai 2020 veröffentlichte Verlautbarung Belastende Verträge — Kosten für die Erfüllung eines Vertrags 
wurden die Paragraphen 68A und 94A eingefügt und Paragraph 69 geändert. Diese Änderungen sind auf Ge­
schäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2022 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. 
Wendet ein Unternehmen diese Änderungen früher an, hat es dies anzugeben.
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 38 

Immaterielle Vermögenswerte 

ZIELSETZUNG 

1 Zielsetzung dieses Standards ist die Regelung der Bilanzierung immaterieller Vermögenswerte, die in keinem 
anderen Standard konkret behandelt werden. Dieser Standard verlangt von einem Unternehmen den Ansatz eines 
immateriellen Vermögenswerts nur dann, wenn bestimmte Kriterien erfüllt sind. Der Standard bestimmt ferner, 
wie der Buchwert immaterieller Vermögenswerte zu ermitteln ist, und verlangt bestimmte Angaben in Bezug auf 
immaterielle Vermögenswerte. 

ANWENDUNGSBEREICH 

2 Dieser Standard ist auf die Bilanzierung immaterieller Vermögenswerte anzuwenden. Davon ausgenom­
men sind 

a) immaterielle Vermögenswerte, die in den Anwendungsbereich eines anderen Standards fallen, 

b) finanzielle Vermögenswerte, wie sie in IAS 32 Finanzinstrumente: Darstellung definiert sind, 

c) der Ansatz und die Bewertung von Vermögenswerten für Exploration und Evaluierung (siehe IFRS 6 
Exploration und Evaluierung von Bodenschätzen) und 

d) Ausgaben für die Erschließung oder die Förderung und den Abbau von Mineralien, Öl, Erdgas und 
ähnlichen nicht regenerativen Ressourcen. 

3 Wenn ein anderer Standard die Bilanzierung für eine bestimmte Art eines immateriellen Vermögenswerts vor­
schreibt, wendet ein Unternehmen diesen anderen Standard anstatt des vorliegenden Standards an. Der vor­
liegende Standard ist beispielsweise nicht anzuwenden auf 

a) immaterielle Vermögenswerte, die von einem Unternehmen zur Veräußerung im Rahmen der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit gehalten werden (siehe IAS 2 Vorräte), 

b) latente Steueransprüche (siehe IAS 12 Ertragsteuern), 

c) Leasingverhältnisse, die immaterielle Vermögenswerte zum Gegenstand haben und gemäß IFRS 16 Leasing­
verhältnisse bilanziert werden, 

d) Vermögenswerte, die aus Leistungen an Arbeitnehmer resultieren (siehe IAS 19 Leistungen an Arbeitnehmer), 

e) finanzielle Vermögenswerte, wie sie in IAS 32 definiert sind. Der Ansatz und die Bewertung einiger finanzieller 
Vermögenswerte werden von IFRS 10 Konzernabschlüsse , IAS 27 Einzelabschlüsse und IAS 28 Beteiligungen an 
assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen abgedeckt, 

f) einen bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbenen Geschäfts- oder Firmenwert (siehe IFRS 3 Unter­
nehmenszusammenschlüsse ), 

g) Verträge im Anwendungsbereich von IFRS 17 Versicherungsverträge und alle als Vermögenswert angesetzten 
Abschlusskosten im Sinne der Definition in IFRS 17,
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h) langfristige immaterielle Vermögenswerte, die gemäß IFRS 5 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögens­
werte und aufgegebene Geschäftsbereiche als zur Veräußerung gehalten eingestuft werden (oder in einer als zur 
Veräußerung gehalten eingestuften Veräußerungsgruppe enthalten sind), 

i) Vermögenswerte aus Verträgen mit Kunden, die gemäß IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden erfasst werden. 

4 Einige immaterielle Vermögenswerte können in oder auf einer physischen Substanz enthalten sein, wie beispiels­
weise einer Compact Disk (im Fall von Computersoftware), einem Rechtsdokument (im Falle einer Lizenz oder 
eines Patents) oder einem Film. Bei der Feststellung, ob ein Vermögenswert, der sowohl immaterielle als auch 
materielle Elemente in sich vereint, gemäß IAS 16 Sachanlagen oder als immaterieller Vermögenswert gemäß dem 
vorliegenden Standard zu behandeln ist, beurteilt ein Unternehmen nach eigenem Ermessen, welches Element 
wesentlicher ist. Beispielsweise ist die Computersoftware für eine computergesteuerte Werkzeugmaschine, die 
ohne diese bestimmte Software nicht betriebsfähig ist, integraler Bestandteil der zugehörigen Hardware und wird 
daher als Sachanlage behandelt. Gleiches gilt für das Betriebssystem eines Computers. Wenn die Software kein 
integraler Bestandteil der zugehörigen Hardware ist, wird die Computersoftware als immaterieller Vermögenswert 
behandelt. 

5 Dieser Standard bezieht sich u. a. auf Ausgaben für Werbung, Aus- und Weiterbildung, Gründung und Anlauf 
eines Geschäftsbetriebs sowie Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten. Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten 
zielen auf die Wissenserweiterung ab. Obwohl diese Tätigkeiten zu einem Vermögenswert mit physischer Sub­
stanz (z. B. einem Prototypen) führen können, ist das physische Element des Vermögenswerts sekundär im 
Vergleich zu seiner immateriellen Komponente, d. h. das durch ihn verkörperte Wissen. 

6 Rechte, die ein Leasingnehmer im Rahmen von Lizenzvereinbarungen beispielsweise für Filme, Videoaufnahmen, 
Theaterstücke, Manuskripte, Patente und Urheberrechte hält, fallen in den Anwendungsbereich des vorliegenden 
Standards und sind aus dem Anwendungsbereich von IFRS 16 ausgeschlossen. 

7 Der Ausschluss aus dem Anwendungsbereich eines Standards kann vorliegen, wenn Tätigkeiten oder Geschäfts­
vorfälle so speziell sind, dass sie zu Rechnungslegungsfragen führen, die gegebenenfalls auf eine andere Art und 
Weise zu behandeln sind. Derartige Fragen entstehen bei der Bilanzierung der Ausgaben für die Erschließung oder 
die Förderung und den Abbau von Erdöl, Erdgas und Bodenschätzen bei der rohstoffgewinnenden Industrie sowie 
im Fall von Versicherungsverträgen. Aus diesem Grund bezieht sich der vorliegende Standard nicht auf Ausgaben 
für derartige Tätigkeiten und Verträge. Dieser Standard gilt jedoch für sonstige immaterielle Vermögenswerte (z. 
B. Computersoftware) und sonstige Ausgaben (z. B. Kosten für die Gründung und den Anlauf eines Geschäfts­
betriebs), die in der rohstoffgewinnenden Industrie oder bei Versicherern genutzt werden bzw. anfallen. 

DEFINITIONEN 

8 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard in der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Planmäßige Abschreibung ist die systematische Verteilung des Abschreibungsbetrags eines immateriellen 
Vermögenswerts über dessen Nutzungsdauer. 

Ein Vermögenswert ( 25 ) ist eine Ressource, 

a) über die ein Unternehmen aufgrund von Ereignissen der Vergangenheit die Verfügungsmacht hat und 

b) von der erwartet wird, dass dem Unternehmen durch sie künftiger wirtschaftlicher Nutzen zufließt. 

Der Buchwert ist der Betrag, mit dem ein Vermögenswert in der Bilanz nach Abzug aller auf ihn 
entfallenden kumulierten planmäßigen Abschreibungen und kumulierten Wertminderungsaufwendungen 
angesetzt wird.
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Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind der zum Erwerb oder zur Herstellung eines Vermögens­
werts aufgewendete Betrag an Zahlungsmitteln oder Zahlungsmitteläquivalenten bzw. der beizulegende 
Zeitwert einer anderen Gegenleistung zum Zeitpunkt des Erwerbs bzw. der Herstellung, oder falls 
zutreffend, der Betrag, der diesem Vermögenswert beim erstmaligen Ansatz gemäß den besonderen 
Vorschriften anderer IFRS, wie z. B. IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütung, beigelegt wird. 

Der Abschreibungsbetrag ist die Differenz zwischen den Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines 
Vermögenswerts oder einem Ersatzbetrag und dem Restwert. 

Entwicklung ist die Anwendung von Forschungsergebnissen oder von anderem Wissen auf einen Plan 
oder Entwurf für die Produktion von neuen oder beträchtlich verbesserten Materialien, Vorrichtungen, 
Produkten, Verfahren, Systemen oder Dienstleistungen; die Entwicklung findet dabei vor Beginn der 
kommerziellen Produktion oder Nutzung statt. 

Der unternehmensspezifische Wert ist der Barwert der Zahlungsströme, von denen ein Unternehmen 
erwartet, dass sie aus der fortgesetzten Nutzung eines Vermögenswerts und seinem Abgang am Ende 
seiner Nutzungsdauer oder bei Begleichung einer Schuld entstehen. 

Der beizulegende Zeitwert ist der Preis, der in einem gewöhnlichen Geschäftsvorfall zwischen Markt­
teilnehmern am Bewertungsstichtag für den Verkauf eines Vermögenswerts eingenommen bzw. für die 
Übertragung einer Schuld gezahlt würde. (Siehe IFRS 13 Bewertung zum beizulegenden Zeitwert.) 

Ein Wertminderungsaufwand ist der Betrag, um den der Buchwert eines Vermögenswerts seinen erziel­
baren Betrag übersteigt. 

Ein immaterieller Vermögenswert ist ein identifizierbarer, nichtmonetärer Vermögenswert ohne physische 
Substanz. 

Monetäre Vermögenswerte sind im Bestand befindliche Geldmittel und Vermögenswerte, für die das 
Unternehmen einen festen oder bestimmbaren Geldbetrag erhält. 

Forschung ist die eigenständige und planmäßige Suche mit der Aussicht, zu neuen wissenschaftlichen 
oder technischen Erkenntnissen zu gelangen. 

Der Restwert eines immateriellen Vermögenswerts ist der geschätzte Betrag, den ein Unternehmen 
gegenwärtig bei Abgang des Vermögenswerts nach Abzug der geschätzten Veräußerungskosten erhalten 
würde, wenn der Vermögenswert alters- und zustandsgemäß schon am Ende seiner Nutzungsdauer 
angelangt wäre. 

Die Nutzungsdauer ist 

a) der Zeitraum, über den ein Vermögenswert voraussichtlich von einem Unternehmen nutzbar ist, oder 

b) die voraussichtlich durch den Vermögenswert im Unternehmen zu erzielende Anzahl an Produktions­
einheiten oder ähnlichen Messgrößen. 

Immaterielle Vermögenswerte 

9 Unternehmen verwenden häufig Ressourcen oder gehen Schulden ein im Hinblick auf die Anschaffung, Entwick­
lung, Erhaltung oder Wertsteigerung immaterieller Ressourcen, wie beispielsweise wissenschaftliche oder tech­
nische Erkenntnisse, Entwurf und Implementierung neuer Verfahren oder Systeme, Lizenzen, geistiges Eigentum, 
Marktkenntnisse und Warenzeichen (einschließlich Markennamen und Verlagsrechte). Gängige Beispiele für 
Rechte und Werte, die unter diese Oberbegriffe fallen, sind Computersoftware, Patente, Urheberrechte, Filmma­
terial, Kundenlisten, Hypothekenbedienungsrechte, Fischereilizenzen, Importquoten, Franchiseverträge, Kunden- 
oder Lieferantenbeziehungen, Kundenloyalität, Marktanteile und Absatzrechte.
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10 Nicht alle der in Paragraph 9 beschriebenen Sachverhalte erfüllen die Definition eines immateriellen Vermögens­
werts, d. h. Identifizierbarkeit, Verfügungsmacht über eine Ressource und Bestehen eines künftigen wirtschaftli­
chen Nutzens. Wenn ein in den Anwendungsbereich dieses Standards fallender Sachverhalt die Definition eines 
immateriellen Vermögenswerts nicht erfüllt, werden die Ausgaben für seinen Erwerb oder seine interne Her­
stellung in der Periode als Aufwand erfasst, in der sie anfallen. Wird der Posten jedoch bei einem Unternehmens­
zusammenschluss erworben, ist er Teil des zum Erwerbszeitpunkt angesetzten Geschäfts- oder Firmenwerts (siehe 
Paragraph 68). 

Identifizierbarkeit 

11 Die Definition eines immateriellen Vermögenswerts verlangt, dass ein immaterieller Vermögenswert identifizierbar 
ist, um ihn vom Geschäfts- oder Firmenwert unterscheiden zu können. Der bei einem Unternehmenszusam­
menschluss angesetzte Geschäfts- oder Firmenwert ist ein Vermögenswert, der den künftigen wirtschaftlichen 
Nutzen anderer bei dem Unternehmenszusammenschluss erworbener Vermögenswerte darstellt, die nicht einzeln 
identifiziert und getrennt angesetzt werden können. Der künftige wirtschaftliche Nutzen kann das Ergebnis von 
Synergien zwischen den erworbenen identifizierbaren Vermögenswerten sein oder aber aus Vermögenswerten 
resultieren, die einzeln nicht im Abschluss angesetzt werden können. 

12 Ein Vermögenswert ist identifizierbar, wenn er entweder 

a) separierbar ist, d. h. er kann vom Unternehmen getrennt und verkauft, übertragen, lizenziert, ver­
mietet oder getauscht werden; dies kann einzeln oder in Verbindung mit einem Vertrag, einem 
identifizierbaren Vermögenswert oder einer identifizierbaren Schuld unabhängig davon erfolgen, 
ob das Unternehmen dies zu tun beabsichtigt, oder 

b) er aus vertraglichen oder anderen Rechten entsteht, unabhängig davon, ob diese Rechte übertragbar 
oder vom Unternehmen oder von anderen Rechten und Verpflichtungen separierbar sind. 

Verfügungsmacht 

13 Ein Unternehmen hat Verfügungsmacht über einen Vermögenswert, wenn es in der Lage ist, sich den künftigen 
wirtschaftlichen Nutzen, der aus der zugrunde liegenden Ressource zufließt, zu verschaffen, und es den Zugriff 
Dritter auf diesen Nutzen beschränken kann. Die Verfügungsmacht eines Unternehmens über den künftigen 
wirtschaftlichen Nutzen aus einem immateriellen Vermögenswert basiert normalerweise auf einklagbaren Rechten. 
Sind derartige Rechte nicht vorhanden, gestaltet sich der Nachweis der Verfügungsmacht schwieriger. Allerdings 
ist die Einklagbarkeit eines Rechts keine notwendige Voraussetzung für Verfügungsmacht, da ein Unternehmen in 
der Lage sein kann, auf andere Weise Verfügungsmacht über den künftigen wirtschaftlichen Nutzen auszuüben. 

14 Marktkenntnisse und technische Erkenntnisse können zu künftigem wirtschaftlichen Nutzen führen. Ein Unter­
nehmen hat Verfügungsmacht über diesen Nutzen, wenn das Wissen geschützt wird, beispielsweise durch Rechte 
wie Urheberrechte, eine Beschränkung eines Handelsvertrags (wo zulässig) oder durch eine den Arbeitnehmern 
rechtlich auferlegte Vertraulichkeitspflicht. 

15 Ein Unternehmen kann über ein Team von Fachkräften verfügen und in der Lage sein, zusätzliche Mitarbeiter­
fähigkeiten zu identifizieren, die aufgrund von Schulungsmaßnahmen zu einem künftigen wirtschaftlichen Nutzen 
führen. Das Unternehmen kann auch erwarten, dass die Arbeitnehmer ihre Fähigkeiten dem Unternehmen 
weiterhin zur Verfügung stellen werden. In der Regel hat ein Unternehmen jedoch keine hinreichende Ver­
fügungsmacht über den erwarteten künftigen wirtschaftlichen Nutzen, der ihm durch ein Team von Fachkräften 
und Schulungsmaßnahmen erwächst, damit diese Werte die Definition eines immateriellen Vermögenswerts 
erfüllen. Aus einem ähnlichen Grund ist es unwahrscheinlich, dass eine bestimmte Management- oder fachliche 
Begabung die Definition eines immateriellen Vermögenswerts erfüllt, es sei denn, dass deren Nutzung und der 
Erhalt des von ihr zu erwartenden künftigen wirtschaftlichen Nutzens durch Rechte geschützt sind und sie zudem 
die übrigen Definitionskriterien erfüllt. 

16 Ein Unternehmen kann über einen Kundenstamm oder Marktanteil verfügen und erwarten, dass die Kunden dem 
Unternehmen aufgrund seiner Bemühungen, Kundenbeziehungen und Kundenloyalität aufzubauen, treu bleiben 
werden. Fehlen jedoch die Rechte zum Schutz oder sonstige Mittel und Wege zur Kontrolle der Kundenbezie­
hungen oder der Loyalität der Kunden gegenüber dem Unternehmen, so hat das Unternehmen in der Regel eine 
unzureichende Verfügungsmacht über den erwarteten wirtschaftlichen Nutzen aus Kundenbeziehungen und 
Kundenloyalität, als dass solche Werte (z. B. Kundenstamm, Marktanteile, Kundenbeziehungen, Kundenloyalität) 
die Definition eines immateriellen Vermögenswerts erfüllen könnten. Sind derartige Rechte zum Schutz der 
Kundenbeziehungen nicht vorhanden, bilden Tauschgeschäfte für dieselben oder ähnliche nicht vertragliche 
Kundenbeziehungen (wenn es sich nicht um einen Teil eines Unternehmenszusammenschlusses handelt) den 
Anhaltspunkt, dass ein Unternehmen dennoch in der Lage ist, Verfügungsmacht über den erwarteten künftigen 
wirtschaftlichen Nutzen aus den Kundenbeziehungen auszuüben. Da solche Tauschgeschäfte auch den Anhalts­
punkt bilden, dass Kundenbeziehungen separierbar sind, erfüllen diese Kundenbeziehungen die Definition eines 
immateriellen Vermögenswerts.
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Künftiger wirtschaftlicher Nutzen 

17 Der künftige wirtschaftliche Nutzen aus einem immateriellen Vermögenswert kann Erlöse aus dem Verkauf von 
Produkten oder der Erbringung von Dienstleistungen, Kosteneinsparungen oder andere Vorteile, die sich für das 
Unternehmen aus der Nutzung des Vermögenswerts ergeben, enthalten. So ist es beispielsweise wahrscheinlich, 
dass die Nutzung geistigen Eigentums in einem Herstellungsverfahren eher die künftigen Herstellungskosten 
reduziert, als dass es zu künftigen Erlössteigerungen führt. 

ANSATZ UND BEWERTUNG 

18 Der Ansatz eines Postens als immateriellen Vermögenswert verlangt von einem Unternehmen den Nachweis, dass 
dieser Posten 

a) die Definition eines immateriellen Vermögenswerts (siehe Paragraphen 8–17) und 

b) die Ansatzkriterien erfüllt (siehe Paragraphen 21–23). 

Diese Vorschrift gilt für Anschaffungs- oder Herstellungskosten, die erstmalig beim Erwerb oder der Erzeugung 
von selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerten entstehen, und für Kosten, die nachträglich anfallen, um 
dem Vermögenswert etwas hinzuzufügen, ihn teilweise zu ersetzen oder zu warten. 

19 Die Paragraphen 25–32 befassen sich mit der Anwendung der Ansatzkriterien auf einzeln erworbene immaterielle 
Vermögenswerte, und die Paragraphen 33–43 befassen sich mit deren Anwendung auf immaterielle Vermögens­
werte, die bei einem Unternehmenszusammenschluss erworben wurden. Paragraph 44 behandelt die Bewertung 
beim erstmaligen Ansatz von immateriellen Vermögenswerten, die durch eine Zuwendung der öffentlichen Hand 
erworben wurden, die Paragraphen 45–47 den Tausch von immateriellen Vermögenswerten und die Paragra­
phen 48–50 die Behandlung von selbst geschaffenem Geschäfts- oder Firmenwert. Die Paragraphen 51–67 be­
fassen sich mit dem erstmaligen Ansatz und der Bewertung beim erstmaligen Ansatz von selbst geschaffenen 
immateriellen Vermögenswerten. 

20 Immaterielle Vermögenswerte sind von Natur aus so beschaffen, dass es in vielen Fällen keine Erweiterungen 
eines solchen Vermögenswerts bzw. keinen Ersatz von Teilen eines solchen gibt. Demzufolge werden die meisten 
nachträglichen Ausgaben wahrscheinlich eher den erwarteten künftigen wirtschaftlichen Nutzen eines bestehen­
den immateriellen Vermögenswerts erhalten, als die Definition eines immateriellen Vermögenswerts und die 
Ansatzkriterien dieses Standards erfüllen. Zudem ist es oftmals schwierig, nachträgliche Ausgaben einem be­
stimmten immateriellen Vermögenswert einzeln zuzuordnen und nicht dem Unternehmen als Ganzes. Aus 
diesem Grund werden nachträgliche Ausgaben – Ausgaben, die nach erstmaligem Ansatz eines erworbenen 
immateriellen Vermögenswerts oder nach der Fertigstellung eines selbst geschaffenen immateriellen Vermögens­
werts anfallen – nur selten im Buchwert eines Vermögenswerts erfasst. In Übereinstimmung mit Paragraph 63 
werden nachträgliche Ausgaben für Markennamen, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten und ihrem Wesen 
nach ähnliche Sachverhalte (ob extern erworben oder selbst geschaffen) immer sofort erfolgswirksam erfasst. 
Dies beruht darauf, dass solche Ausgaben nicht von den Ausgaben für die Entwicklung des Unternehmens als 
Ganzes unterschieden werden können. 

21 Ein immaterieller Vermögenswert ist nur dann anzusetzen, wenn 

a) es wahrscheinlich ist, dass dem Unternehmen der erwartete künftige wirtschaftliche Nutzen aus dem 
Vermögenswert zufließen wird, und 

b) die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Vermögenswerts verlässlich ermittelt werden können. 

22 Ein Unternehmen hat die Wahrscheinlichkeit eines erwarteten künftigen wirtschaftlichen Nutzens an­
hand von angemessenen und vertretbaren Annahmen zu beurteilen; diese Annahmen beruhen auf der 
bestmöglichen Einschätzung seitens des Managements in Bezug auf die wirtschaftlichen Rahmenbedin­
gungen, die während der Nutzungsdauer des Vermögenswerts bestehen werden. 

23 Ein Unternehmen schätzt nach eigenem Ermessen aufgrund der zum Zeitpunkt des erstmaligen Ansatzes zur 
Verfügung stehenden Anhaltspunkte den Grad der Sicherheit ein, der dem Zufluss an künftigem wirtschaftlichen 
Nutzen aus der Nutzung des Vermögenswerts zuzuschreiben ist, wobei externen Anhaltspunkten größeres Ge­
wicht beizumessen ist. 

24 Ein immaterieller Vermögenswert ist beim erstmaligen Ansatz mit seinen Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten zu bewerten.
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Gesonderter Erwerb 

25 Der Preis, den ein Unternehmen für den gesonderten Erwerb eines immateriellen Vermögenswerts zahlt, wird 
normalerweise die Erwartungen in Bezug auf die Wahrscheinlichkeit widerspiegeln, dass der erwartete künftige 
wirtschaftliche Nutzen aus dem Vermögenswert dem Unternehmen zufließen wird. Mit anderen Worten: Das 
Unternehmen erwartet, dass ein Zufluss von wirtschaftlichem Nutzen entsteht, selbst wenn der Zeitpunkt oder 
die Höhe des Zuflusses unsicher sind. Das Ansatzkriterium der Wahrscheinlichkeit in Paragraph 21(a) wird daher 
für gesondert erworbene immaterielle Vermögenswerte stets als erfüllt angesehen. 

26 Zudem können die Anschaffungskosten des gesondert erworbenen immateriellen Vermögenswerts für gewöhnlich 
verlässlich ermittelt werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Gegenleistung für den Erwerb in Zahlungs­
mitteln oder sonstigen monetären Vermögenswerten besteht. 

27 Die Anschaffungskosten eines gesondert erworbenen immateriellen Vermögenswerts umfassen 

a) den Erwerbspreis einschließlich Einfuhrzölle und nicht erstattungsfähiger Umsatzsteuern nach Abzug von 
Rabatten, Boni und Skonti und 

b) Kosten, die der Vorbereitung des Vermögenswerts auf die beabsichtigte Nutzung einzeln zugeordnet werden 
können. 

28 Beispiele für Kosten, die einzeln zugeordnet werden können, sind 

a) Aufwendungen für Leistungen an Arbeitnehmer (wie in IAS 19 definiert), die direkt anfallen, wenn der Ver­
mögenswert in seinen betriebsbereiten Zustand versetzt wird, 

b) Honorare, die direkt anfallen, wenn der Vermögenswert in seinen betriebsbereiten Zustand versetzt wird, und 

c) Kosten für Testläufe, mit denen überprüft wird, ob der Vermögenswert ordnungsgemäß funktioniert. 

29 Beispiele für Ausgaben, die nicht Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines immateriellen Vermögens­
werts sind 

a) Kosten für die Einführung eines neuen Produkts oder einer neuen Dienstleistung (einschließlich Kosten für 
Werbung und verkaufsfördernde Maßnahmen), 

b) Kosten für Geschäftstätigkeiten an einem neuen Standort oder mit einer neuen Kundengruppe (einschließlich 
Personalschulungskosten) und 

c) Verwaltungs- und andere Gemeinkosten. 

30 Der Ansatz als Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Buchwert eines immateriellen Vermögenswerts endet, 
wenn der Vermögenswert sich in dem Zustand befindet, der erforderlich ist, damit er in der vom Management 
beabsichtigten Weise genutzt werden kann. Kosten, die bei der Nutzung oder Verlagerung eines immateriellen 
Vermögenswerts anfallen, sind somit nicht im Buchwert dieses Vermögenswerts eingeschlossen. Die nachstehen­
den Kosten sind beispielsweise nicht im Buchwert eines immateriellen Vermögenswerts erfasst: 

a) Kosten, die anfallen, wenn ein Vermögenswert, dessen Zustand die vom Management beabsichtigte Nutzung 
ermöglicht, noch in Betrieb gesetzt werden muss, und 

b) anfängliche Betriebsverluste, wie diejenigen, die anfallen, bis sich die Nachfrage nach den Produkten des 
Vermögenswerts aufgebaut hat.
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31 Einige Tätigkeiten werden bei der Entwicklung eines immateriellen Vermögenswerts durchgeführt, sind jedoch 
nicht notwendig, um den Vermögenswert in den Zustand zu bringen, der erforderlich ist, damit er in der vom 
Management beabsichtigten Weise genutzt werden kann. Diese Nebentätigkeiten können vor den oder während 
der Entwicklungstätigkeiten auftreten. Da Nebentätigkeiten nicht notwendig sind, um einen Vermögenswert in 
den Zustand zu bringen, der erforderlich ist, damit er in der vom Management beabsichtigten Weise genutzt 
werden kann, werden die Erträge und dazugehörigen Aufwendungen der Nebentätigkeiten unmittelbar erfolgs­
wirksam erfasst und in ihren entsprechenden Ertrags- und Aufwandsposten ausgewiesen. 

32 Wird die Zahlung für einen immateriellen Vermögenswert über das normale Zahlungsziel hinaus aufgeschoben, 
entsprechen seine Anschaffungskosten dem Gegenwert des Barpreises. Die Differenz zwischen diesem Betrag und 
der zu leistenden Gesamtzahlung wird über den Zeitraum des Zahlungsziels als Zinsaufwand erfasst, es sei denn, 
dass sie gemäß IAS 23 Fremdkapitalkosten aktiviert wird. 

Erwerb im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses 

33 Wenn ein immaterieller Vermögenswert gemäß IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse bei einem Unternehmens­
zusammenschluss erworben wird, entsprechen die Anschaffungskosten dieses immateriellen Vermögenswerts 
seinem beizulegenden Zeitwert zum Erwerbszeitpunkt. Der beizulegende Zeitwert eines immateriellen Ver­
mögenswerts wird widerspiegeln, wie Marktteilnehmer zum Erwerbszeitpunkt die Wahrscheinlichkeit einschätzen, 
dass der erwartete künftige wirtschaftliche Nutzen aus dem Vermögenswert dem Unternehmen zufließen wird. 
Mit anderen Worten: Das Unternehmen erwartet, dass ein Zufluss von wirtschaftlichem Nutzen entsteht, selbst 
wenn der Zeitpunkt oder die Höhe des Zuflusses unsicher sind. Das Ansatzkriterium der Wahrscheinlichkeit in 
Paragraph 21(a) wird daher für immaterielle Vermögenswerte, die bei einem Unternehmenszusammenschluss 
erworben wurden, stets als erfüllt angesehen. Wenn ein bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbener 
Vermögenswert separierbar ist oder sich aus vertraglichen oder sonstigen Rechten ergibt, liegen genügend 
Informationen vor, um den beizulegenden Zeitwert des Vermögenswerts verlässlich zu ermitteln. Somit wird 
das Kriterium der verlässlichen Bestimmung in Paragraph 21(b) für immaterielle Vermögenswerte, die bei einem 
Unternehmenszusammenschluss erworben wurden, stets als erfüllt angesehen. 

34 Gemäß diesem Standard und IFRS 3 (in der 2008 überarbeiteten Fassung) setzt ein Erwerber einen immateriellen 
Vermögenswert des erworbenen Unternehmens zum Erwerbszeitpunkt separat vom Geschäfts- oder Firmenwert 
an, unabhängig davon, ob der Vermögenswert vor dem Unternehmenszusammenschluss vom erworbenen Un­
ternehmen angesetzt wurde. Das bedeutet, dass der Erwerber ein laufendes Forschungs- und Entwicklungsprojekt 
des erworbenen Unternehmens als einen vom Geschäfts- oder Firmenwert getrennten Vermögenswert ansetzt, 
wenn das Projekt die Definition eines immateriellen Vermögenswerts erfüllt. Ein laufendes Forschungs- und 
Entwicklungsprojekt eines erworbenen Unternehmens erfüllt die Definition eines immateriellen Vermögenswerts, 
wenn es 

a) die Definition eines Vermögenswerts erfüllt und 

b) identifizierbar ist, d. h. wenn es separierbar ist oder sich aus vertraglichen oder sonstigen Rechten ergibt. 

Bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbener immaterieller Vermögenswert 

35 Wenn ein bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbener immaterieller Vermögenswert separierbar ist 
oder sich aus vertraglichen oder sonstigen Rechten ergibt, liegen genügend Informationen vor, um den bei­
zulegenden Zeitwert des Vermögenswerts verlässlich zu ermitteln. Wenn es für die Schätzungen, die zur Be­
stimmung des beizulegenden Zeitwerts eines immateriellen Vermögenswerts benutzt werden, eine Reihe mögli­
cher Ergebnisse mit verschiedenen Wahrscheinlichkeiten gibt, geht diese Unsicherheit in die Bestimmung des 
beizulegenden Zeitwerts des Vermögenswerts ein. 

36 Ein bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbener immaterieller Vermögenswert könnte separierbar sein, 
jedoch nur in Verbindung mit einem Vertrag oder einem identifizierbaren Vermögenswert bzw. einer identifizier­
baren Schuld. In diesen Fällen setzt der Erwerber den immateriellen Vermögenswert separat vom Geschäfts- oder 
Firmenwert, aber zusammen mit dem zugehörigen Posten an. 

37 Der Erwerber kann eine Gruppe von einander ergänzenden immateriellen Vermögenswerten als einen einzigen 
Vermögenswert ansetzen, sofern die einzelnen Vermögenswerte eine ähnliche Nutzungsdauer haben. Zum Bei­
spiel werden die Begriffe „Marke“ und „Markenname“ häufig als Synonyme für Warenzeichen und andere Zeichen 
benutzt. Es handelt sich hierbei jedoch um allgemeine Marketing-Begriffe, die üblicherweise eine Gruppe einander 
ergänzender Vermögenswerte bezeichnen, wie ein Warenzeichen (oder eine Dienstleistungsmarke) samt zugehö­
rigem Handelsnamen, zugehöriger Rezepturen und zugehörigem technologischen Wissen. 

38–41 [gestrichen]
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Nachträgliche Ausgaben für ein erworbenes laufendes Forschungs- und Entwicklungsprojekt 

42 Forschungs- oder Entwicklungsausgaben, die 

a) sich auf ein laufendes Forschungs- oder Entwicklungsprojekt beziehen, das gesondert oder bei einem 
Unternehmenszusammenschluss erworben und als ein immaterieller Vermögenswert angesetzt wur­
de, und 

b) nach dem Erwerb dieses Projekts anfallen, 

sind gemäß den Paragraphen 54–62 zu bilanzieren. 

43 Die Anwendung der Vorschriften in den Paragraphen 54–62 bedeutet, dass nachträgliche Ausgaben für ein 
laufendes Forschungs- oder Entwicklungsprojekt, das gesondert oder bei einem Unternehmenszusammenschluss 
erworben und als ein immaterieller Vermögenswert angesetzt wurde, 

a) bei ihrem Anfall als Aufwand erfasst werden, wenn es sich um Forschungsausgaben handelt, 

b) bei ihrem Anfall als Aufwand erfasst werden, wenn es sich um Entwicklungsausgaben handelt, die nicht die 
Ansatzkriterien eines immateriellen Vermögenswerts gemäß Paragraph 57 erfüllen, und 

c) zum Buchwert des erworbenen laufenden Forschungs- oder Entwicklungsprojekts hinzugefügt werden, wenn 
es sich um Entwicklungsausgaben handelt, die die Ansatzkriterien gemäß Paragraph 57 erfüllen. 

Erwerb durch eine Zuwendung der öffentlichen Hand 

44 In manchen Fällen kann ein immaterieller Vermögenswert durch eine Zuwendung der öffentlichen Hand kos­
tenlos oder für eine nominelle Gegenleistung erworben werden. Dies kann geschehen, wenn die öffentliche Hand 
einem Unternehmen immaterielle Vermögenswerte überträgt oder zuteilt, wie beispielsweise Flughafenlanderechte, 
Lizenzen zum Betreiben von Rundfunk- oder Fernsehanstalten, Importlizenzen oder -quoten oder Zugangsrechte 
für sonstige begrenzt zugängliche Ressourcen. Gemäß IAS 20 Bilanzierung und Darstellung von Zuwendungen der 
öffentlichen Hand kann sich ein Unternehmen beim erstmaligen Ansatz dafür entscheiden, sowohl den immate­
riellen Vermögenswert als auch die Zuwendung mit dem beizulegenden Zeitwert anzusetzen. Entscheidet sich ein 
Unternehmen dafür, den Vermögenswert beim erstmaligen Ansatz nicht mit dem beizulegenden Zeitwert an­
zusetzen, setzt das Unternehmen den Vermögenswert beim erstmaligen Ansatz zu einem nominellen Wert an (die 
andere durch IAS 20 gestattete Methode), zuzüglich aller Ausgaben, die der Vorbereitung des Vermögenswerts auf 
den beabsichtigten Gebrauch einzeln zugeordnet werden können. 

Tausch von Vermögenswerten 

45 Ein oder mehrere immaterielle Vermögenswerte können im Tausch gegen nichtmonetäre Vermögenswerte oder 
eine Kombination von monetären und nichtmonetären Vermögenswerten erworben werden. Die folgenden Aus­
führungen beziehen sich nur auf einen Tausch von einem nicht-monetären Vermögenswert gegen einen anderen, 
finden aber auch auf alle anderen im vorstehenden Satz genannten Tauschvorgänge Anwendung. Die Anschaf­
fungskosten eines solchen immateriellen Vermögenswerts werden mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet, es 
sei denn, (a) dem Tauschgeschäft fehlt es an wirtschaftlicher Substanz oder (b) weder der beizulegende Zeitwert 
des erhaltenen Vermögenswerts noch der des hingegebenen Vermögenswerts ist verlässlich ermittelbar. Der 
erworbene Vermögenswert wird in dieser Art bewertet, auch wenn ein Unternehmen den hingegebenen Ver­
mögenswert nicht sofort ausbuchen kann. Wenn der erworbene Vermögenswert nicht zum beizulegenden Zeit­
wert bewertet wird, werden die Anschaffungskosten zum Buchwert des hingegebenen Vermögenswerts bewertet. 

46 Ein Unternehmen beurteilt, ob ein Tauschgeschäft wirtschaftliche Substanz hat, indem es prüft, in welchem 
Umfang sich die künftigen Zahlungsströme infolge der Transaktion voraussichtlich ändern. Ein Tauschgeschäft 
hat wirtschaftliche Substanz, wenn 

a) die Zusammensetzung (d. h. Risiko, Zeitpunkt und Betrag) der Zahlungsströme des erhaltenen Vermögens­
werts sich von der Zusammensetzung des übertragenen Vermögenswerts unterscheidet oder
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b) der unternehmensspezifische Wert des Teils der Geschäftstätigkeiten des Unternehmens, der von der Trans­
aktion betroffen ist, sich aufgrund des Tauschgeschäfts ändert und 

c) die Differenz in (a) oder (b) im Verhältnis zum beizulegenden Zeitwert der getauschten Vermögenswerte 
signifikant ist. 

Für den Zweck der Beurteilung, ob ein Tauschgeschäft wirtschaftliche Substanz hat, spiegelt der unternehmens­
spezifische Wert des Teils der Geschäftstätigkeiten des Unternehmens, der von der Transaktion betroffen ist, 
Zahlungsströme nach Steuern wider. Das Ergebnis dieser Analysen kann eindeutig sein, ohne dass ein Unterneh­
men detaillierte Kalkulationen erbringen muss. 

47 Nach Paragraph 21(b) ist die verlässliche Ermittlung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Vermögens­
werts eine Voraussetzung für den Ansatz eines immateriellen Vermögenswerts. Der beizulegende Zeitwert eines 
immateriellen Vermögenswerts gilt als verlässlich ermittelbar, wenn (a) die Schwankungsbandbreite angemessener 
Ermittlungen des beizulegenden Zeitwerts für diesen Vermögenswert nicht signifikant ist oder (b) die Eintritts­
wahrscheinlichkeiten der verschiedenen Schätzungen innerhalb dieser Bandbreite angemessen beurteilt und bei 
der Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts verwendet werden können. Wenn ein Unternehmen den beizulegen­
den Zeitwert entweder des erhaltenen Vermögenswerts oder des hingegebenen Vermögenswerts verlässlich er­
mitteln kann, dann wird der beizulegende Zeitwert des hingegebenen Vermögenswerts benutzt, um die Anschaf­
fungskosten zu ermitteln, es sei denn, der beizulegende Zeitwert des erhaltenen Vermögenswerts ist der offen­
sichtlichere. 

Selbst geschaffener Geschäfts- oder Firmenwert 

48 Ein selbst geschaffener Geschäfts- oder Firmenwert darf nicht aktiviert werden. 

49 In manchen Fällen fallen Ausgaben für die Erzeugung eines künftigen wirtschaftlichen Nutzens an, ohne dass ein 
immaterieller Vermögenswert geschaffen wird, der die Ansatzkriterien dieses Standards erfüllt. Derartige Aus­
gaben werden oft als Beitrag zum selbst geschaffenen Geschäfts- oder Firmenwert beschrieben. Ein selbst ge­
schaffener Geschäfts- oder Firmenwert wird nicht als Vermögenswert angesetzt, da dieser keine in der Ver­
fügungsmacht des Unternehmens stehende identifizierbare Ressource (d. h. er ist weder separierbar noch aus 
vertraglichen oder sonstigen Rechten entstanden) ist, die verlässlich zu Herstellungskosten bewertet werden kann. 

50 In den zu irgendeinem Zeitpunkt auftretenden Unterschieden zwischen dem beizulegenden Zeitwert eines Unter­
nehmens und dem Buchwert seiner identifizierbaren Nettovermögenswerte kann eine Reihe von Faktoren erfasst 
sein, die den beizulegenden Zeitwert des Unternehmens beeinflussen. Derartige Unterschiede gehören jedoch 
nicht zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines in der Verfügungsmacht des Unternehmens stehenden 
immateriellen Vermögenswerts. 

Selbst geschaffene immaterielle Vermögenswerte 

51 Manchmal ist es schwierig zu beurteilen, ob ein selbst geschaffener immaterieller Vermögenswert ansetzbar ist, da 
Probleme bestehen bei 

a) der Feststellung, ob und wann es einen identifizierbaren Vermögenswert gibt, der einen erwarteten künftigen 
wirtschaftlichen Nutzen erzeugen wird, und 

b) der verlässlichen Ermittlung der Herstellungskosten des Vermögenswerts. In manchen Fällen können die 
Kosten für die interne Herstellung eines immateriellen Vermögenswerts nicht von den Kosten unterschieden 
werden, die mit der Erhaltung oder Erhöhung des selbst geschaffenen Geschäfts- oder Firmenwerts des Unter­
nehmens oder mit dem Tagesgeschäft in Verbindung stehen. 

Neben den allgemeinen Vorschriften für den Ansatz und die Bewertung beim erstmaligen Ansatz eines imma­
teriellen Vermögenswerts wendet ein Unternehmen daher die Vorschriften und Anwendungsleitlinien der Para­
graphen 52–67 auf alle selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerte an.
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52 Um zu beurteilen, ob ein selbst geschaffener immaterieller Vermögenswert die Ansatzkriterien erfüllt, unterteilt 
ein Unternehmen den Herstellungsprozess des Vermögenswerts in 

a) eine Forschungsphase und 

b) eine Entwicklungsphase. 

Ungeachtet der Definition der Begriffe „Forschung“ und „Entwicklung“ haben die Begriffe „Forschungsphase “ und 
„Entwicklungsphase “ im Sinne dieses Standards eine umfassendere Bedeutung. 

53 Kann ein Unternehmen die Forschungsphase nicht von der Entwicklungsphase eines internen Projekts zur 
Schaffung eines immateriellen Vermögenswerts unterscheiden, behandelt das Unternehmen die mit diesem Projekt 
verbundenen Ausgaben so, als wären sie nur in der Forschungsphase angefallen. 

Forschungsphase 

54 Ein aus der Forschung (oder der Forschungsphase eines internen Projekts) entstehender immaterieller 
Vermögenswert darf nicht angesetzt werden. Ausgaben für Forschung (oder in der Forschungsphase 
eines internen Projekts) sind in der Periode als Aufwand zu erfassen, in der sie anfallen. 

55 In der Forschungsphase eines internen Projekts kann ein Unternehmen nicht nachweisen, dass ein immaterieller 
Vermögenswert existiert, der einen voraussichtlichen künftigen wirtschaftlichen Nutzen erzeugen wird. Daher 
werden diese Ausgaben in der Periode als Aufwand erfasst, in der sie anfallen. 

56 Beispiele für Forschungsaktivitäten sind: 

a) Aktivitäten, die auf die Erlangung neuer Erkenntnisse ausgerichtet sind, 

b) die Suche nach sowie die Beurteilung und endgültige Auswahl von Anwendungen für Forschungsergebnisse 
und für anderes Wissen 

c) die Suche nach Alternativen für Materialien, Vorrichtungen, Produkte, Verfahren, Systeme oder Dienstleis­
tungen und 

d) die Formulierung, der Entwurf sowie die Beurteilung und endgültige Auswahl von möglichen Alternativen für 
neue oder verbesserte Materialien, Vorrichtungen, Produkte, Verfahren, Systeme oder Dienstleistungen. 

Entwicklungsphase 

57 Ein aus der Entwicklung (oder der Entwicklungsphase eines internen Projekts) entstehender immateriel­
ler Vermögenswert ist nur dann anzusetzen, wenn ein Unternehmen alle folgenden Punkte nachweisen 
kann: 

a) Die Fertigstellung des immateriellen Vermögenswerts kann technisch soweit realisiert werden, dass er 
genutzt oder verkauft werden kann. 

b) Das Unternehmen beabsichtigt, den immateriellen Vermögenswert fertigzustellen und ihn zu nutzen 
oder zu verkaufen. 

c) Das Unternehmen ist in der Lage, den immateriellen Vermögenswert zu nutzen oder zu verkaufen. 

d) Die Art und Weise, wie der immaterielle Vermögenswert voraussichtlich einen künftigen wirtschaft­
lichen Nutzen erzeugen wird. Das Unternehmen kann u. a. die Existenz eines Markts für die Produkte 
des immateriellen Vermögenswerts oder für den immateriellen Vermögenswert an sich oder, falls er 
intern genutzt werden soll, den Nutzen des immateriellen Vermögenswerts nachweisen.
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e) Adäquate technische, finanzielle und sonstige Ressourcen sind verfügbar, sodass die Entwicklung 
abgeschlossen und der immaterielle Vermögenswert genutzt oder verkauft werden kann. 

f) Das Unternehmen ist in der Lage, die Ausgaben, die dem immateriellen Vermögenswert während 
seiner Entwicklung zugeordnet werden können, verlässlich zu ermitteln. 

58 In der Entwicklungsphase eines internen Projekts kann ein Unternehmen in manchen Fällen einen immateriellen 
Vermögenswert identifizieren und nachweisen, dass der Vermögenswert einen voraussichtlichen künftigen wirt­
schaftlichen Nutzen erzeugen wird. Dies ist darauf zurückzuführen, dass ein Projekt in der Entwicklungsphase 
weiter vorangeschritten ist als in der Forschungsphase. 

59 Beispiele für Entwicklungsaktivitäten sind 

a) der Entwurf, die Konstruktion und das Testen von Prototypen und Modellen vor Beginn der eigentlichen 
Produktion oder Nutzung, 

b) der Entwurf von Werkzeugen, Spannvorrichtungen, Prägestempeln und Gussformen unter Verwendung neuer 
Technologien, 

c) der Entwurf, die Konstruktion und der Betrieb einer Pilotanlage, die von ihrer Größe her für eine kommerzielle 
Produktion wirtschaftlich ungeeignet ist, und 

d) der Entwurf, die Konstruktion und das Testen einer ausgewählten Alternative für neue oder verbesserte 
Materialien, Vorrichtungen, Produkte, Verfahren, Systeme oder Dienstleistungen. 

60 Um nachzuweisen, wie ein immaterieller Vermögenswert einen voraussichtlichen künftigen wirtschaftlichen 
Nutzen erzeugen wird, beurteilt ein Unternehmen den aus dem Vermögenswert zu erzielenden künftigen wirt­
schaftlichen Nutzen, indem es die Grundsätze in IAS 36 Wertminderung von Vermögenswerten anwendet. Wird der 
Vermögenswert nur in Verbindung mit anderen Vermögenswerten einen wirtschaftlichen Nutzen erzeugen, 
wendet das Unternehmen das in IAS 36 behandelte Konzept der zahlungsmittelgenerierenden Einheiten an. 

61 Ob Ressourcen vorhanden sind, sodass ein immaterieller Vermögenswert fertiggestellt und genutzt und der 
Nutzen aus ihm erlangt werden kann, lässt sich beispielsweise anhand eines Unternehmensplans nachweisen, 
der die benötigten technischen, finanziellen und sonstigen Ressourcen sowie die Fähigkeit des Unternehmens zur 
Sicherung dieser Ressourcen zeigt. In einigen Fällen weist ein Unternehmen die Verfügbarkeit von Fremdkapital 
mittels einer vom Kreditgeber erhaltenen Absichtserklärung, den Plan zu finanzieren, nach. 

62 Die Kostenrechnungssysteme eines Unternehmens können oftmals die Herstellungskosten eines selbst geschaffe­
nen immateriellen Vermögenswerts verlässlich ermitteln, wie beispielsweise Gehälter und sonstige Ausgaben, die 
bei der Sicherung von Urheberrechten oder Lizenzen oder bei der Entwicklung von Computersoftware anfallen. 

63 Selbst geschaffene Markennamen, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten sowie ihrem Wesen nach ähn­
liche Sachverhalte dürfen nicht als immaterielle Vermögenswerte angesetzt werden. 

64 Ausgaben für selbst geschaffene Markennamen, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten sowie dem Wesen nach 
ähnliche Sachverhalte können nicht von den Ausgaben für die Entwicklung des Unternehmens als Ganzes 
unterschieden werden. Aus diesem Grund werden solche Sachverhalte nicht als immaterielle Vermögenswerte 
angesetzt. 

Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerts 

65 Die Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerts im Sinne des Paragraphen 24 
entsprechen der Summe der Ausgaben, die ab dem Zeitpunkt anfallen, ab dem der immaterielle Vermögenswert 
die in den Paragraphen 21, 22 und 57 beschriebenen Ansatzkriterien erstmals erfüllt. Paragraph 71 untersagt die 
Nachaktivierung von Ausgaben, die zuvor bereits als Aufwand erfasst wurden.
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66 Die Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerts umfassen alle Kosten, die dem 
Entwurf, der Herstellung und der Vorbereitung des Vermögenswerts mit dem Ziel, ihn in einen Zustand zu 
versetzen, der die vom Management beabsichtigte Nutzung ermöglicht, einzeln zugeordnet werden können. 
Beispiele für Kosten, die einzeln zugeordnet werden können, sind 

a) Kosten für Materialien und Dienstleistungen, die bei der Erzeugung des immateriellen Vermögenswerts genutzt 
oder verbraucht werden, 

b) Aufwendungen für Leistungen an Arbeitnehmer (wie in IAS 19 definiert), die bei der Erzeugung des imma­
teriellen Vermögenswerts anfallen, 

c) Registrierungsgebühren eines Rechtsanspruchs und 

d) planmäßige Abschreibungen der Patente und Lizenzen, die zur Erzeugung des immateriellen Vermögenswerts 
genutzt werden. 

IAS 23 bestimmt, nach welchen Kriterien Zinsen als Teil der Herstellungskosten eines selbst geschaffenen im­
materiellen Vermögenswerts angesetzt werden. 

67 Keine Bestandteile der Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerts sind 

a) Vertriebs- und Verwaltungsgemeinkosten sowie sonstige Gemeinkosten, es sei denn, diese Kosten können der 
Vorbereitung des Vermögenswerts auf die Nutzung einzeln zugeordnet werden, 

b) identifizierte Ineffizienzen und anfängliche Betriebsverluste, die auftreten, bevor der Vermögenswert seine 
geplante Ertragskraft erreicht hat, und 

c) Ausgaben für die Schulung von Mitarbeitern im Umgang mit dem Vermögenswert. 

Beispiel zur Veranschaulichung von Paragraph 65 

Ein Unternehmen entwickelt ein neues Produktionsverfahren. Die in 20X5 angefallenen Ausgaben beliefen sich 
auf 1000 WE ( a ), wovon 900 WE vor dem 1. Dezember 20X5 und 100 WE zwischen dem 1. Dezember 
20X5 und dem 31. Dezember 20X5 anfielen. Das Unternehmen kann nachweisen, dass das Produktions­
verfahren zum 1. Dezember 20X5 die Kriterien für einen Ansatz als immaterieller Vermögenswert erfüllte. 
Der erzielbare Betrag des in diesem Verfahren verankerten Know-hows (einschließlich künftiger Zahlungs­
mittelabflüsse, um das Verfahren vor seiner eigentlichen Nutzung fertigzustellen) wird auf 500 WE geschätzt. 

Ende 20X5 wird das Produktionsverfahren als immaterieller Vermögenswert mit Herstellungskosten in Höhe von 
100 WE angesetzt (Ausgaben, die seit dem Zeitpunkt der Erfüllung der Ansatzkriterien, d. h. dem 1. Dezember 
20X5, angefallen sind). Die Ausgaben in Höhe von 900 WE, die vor dem 1. Dezember 20X5 angefallen waren, 
werden als Aufwand erfasst, da die Ansatzkriterien erst ab dem 1. Dezember 20X5 erfüllt wurden. Diese Ausgaben sind 
nicht Teil der in der Bilanz angesetzten Herstellungskosten des Produktionsverfahrens. 

Im Jahr 20X6 betragen die angefallenen Ausgaben 2000 WE. Ende 20X6 wird der erzielbare Betrag des in 
diesem Verfahren verankerten Know-hows (einschließlich künftiger Zahlungsmittelabflüsse, um das Verfahren 
vor seiner eigentlichen Nutzung fertigzustellen) auf 1900 WE geschätzt. 

Ende 20X6 belaufen sich die Herstellungskosten des Produktionsverfahrens auf 2100 WE (Ausgaben von 100 WE 
werden Ende 20X5 angesetzt plus Ausgaben von 2000 WE im Jahr 20X6). Das Unternehmen erfasst einen Wert­
minderungsaufwand in Höhe von 200 WE, um den Buchwert des Verfahrens vor dem Wertminderungsaufwand 
(2100 WE) an seinen erzielbaren Betrag (1900 WE) anzupassen. Dieser Wertminderungsaufwand wird in einer 
Folgeperiode aufgeholt, wenn die in IAS 36 dargelegten Vorschriften für eine Wertaufholung erfüllt sind. 

_____________ 
( a ) In diesem Standard werden Geldbeträge in „Währungseinheiten“ (WE) angegeben.
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ERFASSUNG EINES AUFWANDS 

68 Ausgaben für einen immateriellen Posten sind in der Periode als Aufwand zu erfassen, in der sie anfallen, 
es sei denn, dass 

a) sie Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines immateriellen Vermögenswerts sind, der die 
Ansatzkriterien erfüllt (siehe Paragraphen 18–67), oder 

b) der Posten bei einem Unternehmenszusammenschluss erworben wird und nicht als immaterieller 
Vermögenswert angesetzt werden kann. Ist dies der Fall, sind sie Teil des Betrags, der zum Erwerbs­
zeitpunkt als Geschäfts- oder Firmenwert angesetzt wird (siehe IFRS 3). 

69 Manchmal entstehen Ausgaben, mit denen für ein Unternehmen ein künftiger wirtschaftlicher Nutzen erzielt 
werden soll, ohne dass ein immaterieller Vermögenswert oder sonstiger Vermögenswert erworben oder geschaf­
fen wird, der angesetzt werden kann. Im Falle der Lieferung von Gütern setzt ein Unternehmen solche Ausgaben 
dann als Aufwand an, wenn es ein Recht auf Zugang zu diesen Gütern erhält. Im Falle der Erbringung von 
Dienstleistungen setzt ein Unternehmen solche Ausgaben dann als Aufwand an, wenn es die Dienstleistungen 
erhält. Beispielsweise werden Ausgaben für Forschung, außer wenn sie bei einem Unternehmenszusammenschluss 
anfallen, in der Periode als Aufwand erfasst, in der sie anfallen (siehe Paragraph 54). Weitere Beispiele für 
Ausgaben, die in der Periode als Aufwand erfasst werden, in der sie anfallen, sind 

a) Ausgaben für die Gründung und den Anlauf eines Geschäftsbetriebs (d. h. Gründungs- und Anlaufkosten), es 
sei denn, diese Ausgaben sind in den Anschaffungs- oder Herstellungskosten einer Sachanlage gemäß IAS 16 
enthalten. Zu den Gründungs- und Anlaufkosten zählen Gründungskosten wie Rechts- und sonstige Kosten, 
die bei der Gründung einer juristischen Einheit anfallen, Ausgaben für die Eröffnung einer neuen Betriebsstätte 
oder eines neuen Geschäfts (d. h. Eröffnungskosten) oder Ausgaben für die Aufnahme neuer Tätigkeitsbereiche 
oder die Einführung neuer Produkte oder Verfahren (d. h. Anlaufkosten); 

b) Ausgaben für Aus- und Weiterbildungsaktivitäten; 

c) Ausgaben für Werbekampagnen und Maßnahmen der Verkaufsförderung (einschließlich Versandhauskataloge); 

d) Ausgaben für die Verlegung oder Reorganisation von Unternehmensteilen oder des gesamten Unternehmens. 

69A Ein Unternehmen hat ein Recht auf Zugang zu Gütern, wenn diese in seinem Eigentum stehen. Ebenso hat ein 
Unternehmen ein Recht auf Zugang zu Gütern, wenn sie gemäß einem Liefervertrag von einem Lieferanten 
hergestellt wurden und das Unternehmen ihre Lieferung gegen Bezahlung verlangen kann. Dienstleistungen gelten 
dann als erhalten, wenn sie von einem Dienstleister gemäß einem Dienstleistungsvertrag mit dem Unternehmen 
erbracht werden und nicht, wenn das Unternehmen sie zur Erbringung einer anderen Dienstleistung nutzt (wie z. 
B. für Kundenwerbung). 

70 Paragraph 68 schließt den Ansatz einer Vorauszahlung als Vermögenswert nicht aus, wenn die Zahlung für die 
Lieferung von Gütern vor dem Erhalt des Rechts seitens des Unternehmens auf Zugang zu diesen Gütern erfolgte. 
Ebenso schließt Paragraph 68 den Ansatz einer Vorauszahlung als Vermögenswert nicht aus, wenn die Zahlung 
für die Erbringung von Dienstleistungen vor dem Erhalt der Dienstleistungen erfolgte. 

Keine Erfassung früherer Aufwendungen als Vermögenswert 

71 Ausgaben für einen immateriellen Posten, die ursprünglich als Aufwand erfasst wurden, sind zu einem 
späteren Zeitpunkt nicht als Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines immateriellen Ver­
mögenswerts anzusetzen. 

FOLGEBEWERTUNG 

72 Ein Unternehmen hat als seine Rechnungslegungsmethode entweder das Anschaffungskostenmodell 
gemäß Paragraph 74 oder das Neubewertungsmodell gemäß Paragraph 75 zu wählen. Wird ein immate­
rieller Vermögenswert nach dem Neubewertungsmodell bilanziert, sind alle anderen Vermögenswerte 
seiner Gruppe ebenfalls nach demselben Modell zu bilanzieren, es sei denn, dass kein aktiver Markt für 
diese Vermögenswerte existiert.
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73 Eine Gruppe immaterieller Vermögenswerte ist eine Zusammenfassung von Vermögenswerten, die hinsichtlich 
ihrer Art und Verwendung innerhalb der Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ähnlich sind. Die Posten inner­
halb einer Gruppe immaterieller Vermögenswerte sind gleichzeitig neu zu bewerten, um zu vermeiden, dass 
Vermögenswerte selektiv neubewertet werden und dass Beträge in den Abschlüssen dargestellt werden, die eine 
Mischung aus Anschaffungs- oder Herstellungskosten und neu bewerteten Beträgen zu unterschiedlichen Zeit­
punkten darstellen. 

Anschaffungskostenmodell 

74 Nach dem erstmaligen Ansatz ist ein immaterieller Vermögenswert mit seinen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten zu bilanzieren, abzüglich aller kumulierten planmäßigen Abschreibungen und aller 
kumulierten Wertminderungsaufwendungen. 

Neubewertungsmodell 

75 Nach dem erstmaligen Ansatz ist ein immaterieller Vermögenswert mit einem Neubewertungsbetrag 
fortzuführen, der seinem beizulegenden Zeitwert zum Zeitpunkt der Neubewertung, abzüglich nach­
folgender kumulierter planmäßiger Abschreibungen und nachfolgender kumulierter Wertminderungsauf­
wendungen, entspricht. Im Rahmen der unter diesen Standard fallenden Neubewertungen ist der bei­
zulegende Zeitwert unter Bezugnahme auf einen aktiven Markt zu bestimmen. Neubewertungen sind 
mit einer solchen Regelmäßigkeit vorzunehmen, dass der Buchwert des Vermögenswerts nicht wesent­
lich von seinem beizulegenden Zeitwert am Abschlussstichtag abweicht. 

76 Das Neubewertungsmodell untersagt 

a) die Neubewertung immaterieller Vermögenswerte, die zuvor nicht als Vermögenswerte angesetzt wurden, oder 

b) den erstmaligen Ansatz immaterieller Vermögenswerte mit von ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
abweichenden Beträgen. 

77 Das Neubewertungsmodell wird angewandt, nachdem ein Vermögenswert erstmalig mit seinen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten angesetzt wurde. Wird allerdings nur ein Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
eines immateriellen Vermögenswerts als Vermögenswert angesetzt, da der Vermögenswert die Ansatzkriterien erst 
zu einem späteren Zeitpunkt erfüllt hat (siehe Paragraph 65), kann das Neubewertungsmodell auf den gesamten 
Vermögenswert angewandt werden. Zudem kann das Neubewertungsmodell auf einen immateriellen Vermögens­
wert angewandt werden, der durch eine Zuwendung der öffentlichen Hand zuging und zu einem nominellen 
Wert angesetzt wurde (siehe Paragraph 44). 

78 Auch wenn ein aktiver Markt für einen immateriellen Vermögenswert normalerweise nicht existiert, kann dies 
dennoch vorkommen. Zum Beispiel kann in manchen Ländern ein aktiver Markt für frei übertragbare Taxilizen­
zen, Fischereilizenzen oder Produktionsquoten bestehen. Allerdings gibt es keinen aktiven Markt für Marken­
namen, Drucktitel bei Zeitungen, Musik- und Filmverlagsrechte, Patente oder Warenzeichen, da jeder dieser 
Vermögenswerte einzigartig ist. Und obwohl immaterielle Vermögenswerte gekauft und verkauft werden, werden 
Verträge zwischen einzelnen Käufern und Verkäufern ausgehandelt, und Transaktionen finden relativ selten statt. 
Aus diesen Gründen bildet der für einen Vermögenswert gezahlte Preis möglicherweise keinen ausreichenden 
Anhaltspunkt für den beizulegenden Zeitwert eines anderen. Darüber hinaus stehen der Öffentlichkeit die Preise 
oft nicht zur Verfügung. 

79 Die Häufigkeit von Neubewertungen ist abhängig vom Ausmaß der Schwankung (Volatilität) des beizulegenden 
Zeitwerts der einer Neubewertung unterliegenden immateriellen Vermögenswerte. Weicht der beizulegende Zeit­
wert eines neu bewerteten Vermögenswerts wesentlich von seinem Buchwert ab, ist eine weitere Neubewertung 
notwendig. Manche immateriellen Vermögenswerte können erhebliche und starke Schwankungen ihres beizule­
genden Zeitwerts erfahren, wodurch eine jährliche Neubewertung erforderlich wird. Derartig häufige Neube­
wertungen sind bei immateriellen Vermögenswerten mit nur unerheblichen Bewegungen des beizulegenden Zeit­
werts nicht notwendig. 

80 Bei Neubewertung eines immateriellen Vermögenswerts wird dessen Buchwert an den Neubewertungsbetrag 
angepasst. Zum Zeitpunkt der Neubewertung wird der Vermögenswert wie folgt behandelt: 

a) Der Bruttobuchwert wird in einer Weise angepasst, die mit der Neubewertung des Buchwerts in Einklang 
steht. So kann der Bruttobuchwert beispielsweise unter Bezugnahme auf beobachtbare Marktdaten oder pro­
portional zur Veränderung des Buchwerts angepasst werden. Die kumulierte planmäßige Abschreibung zum 
Zeitpunkt der Neubewertung wird so berichtigt, dass sie nach Berücksichtigung kumulierter Wertminderungs­
aufwendungen der Differenz zwischen dem Bruttobuchwert und dem Buchwert des Vermögenswerts ent­
spricht; oder
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b) die kumulierte planmäßige Abschreibung wird gegen den Bruttobuchwert des Vermögenswerts ausgebucht. 

Der Betrag, um den die kumulierte planmäßige Abschreibung angepasst wird, ist Bestandteil der Erhöhung oder 
Verringerung des Buchwerts, der gemäß den Paragraphen 85 und 86 bilanziert wird. 

81 Kann ein immaterieller Vermögenswert einer Gruppe von neu bewerteten immateriellen Vermögens­
werten aufgrund der fehlenden Existenz eines aktiven Markts für diesen Vermögenswert nicht neu 
bewertet werden, ist der Vermögenswert mit seinen Anschaffungs- oder Herstellungskosten, abzüglich 
aller kumulierten planmäßigen Abschreibungen und Wertminderungsaufwendungen, anzusetzen. 

82 Kann der beizulegende Zeitwert eines neu bewerteten immateriellen Vermögenswerts nicht länger unter 
Bezugnahme auf einen aktiven Markt ermittelt werden, entspricht der Buchwert des Vermögenswerts 
seinem Neubewertungsbetrag, der zum Zeitpunkt der letzten Neubewertung unter Bezugnahme auf den 
aktiven Markt ermittelt wurde, abzüglich aller nachfolgenden kumulierten planmäßigen Abschreibungen 
und aller nachfolgenden kumulierten Wertminderungsaufwendungen. 

83 Die Tatsache, dass ein aktiver Markt nicht länger für einen neu bewerteten immateriellen Vermögenswert besteht, 
kann darauf hindeuten, dass der Vermögenswert möglicherweise in seinem Wert gemindert ist und gemäß IAS 36 
geprüft werden muss. 

84 Kann der beizulegende Zeitwert des Vermögenswerts zu einem nachfolgenden Bewertungsstichtag unter Bezug­
nahme auf einen aktiven Markt bestimmt werden, wird ab diesem Zeitpunkt das Neubewertungsmodell ange­
wandt. 

85 Führt eine Neubewertung zu einer Erhöhung des Buchwerts eines immateriellen Vermögenswerts, ist die 
Wertsteigerung im sonstigen Ergebnis zu erfassen und im Eigenkapital im Posten Neubewertungsrück­
lage zu kumulieren. Allerdings wird die Wertsteigerung in dem Umfang erfolgswirksam erfasst, in dem 
sie eine in der Vergangenheit erfolgswirksam erfasste Abwertung desselben Vermögenswerts aufgrund 
einer Neubewertung aufholt. 

86 Führt eine Neubewertung zu einer Verringerung des Buchwerts eines immateriellen Vermögenswerts, ist 
die Wertminderung erfolgswirksam zu erfassen. Die Wertminderung ist jedoch im sonstigen Ergebnis zu 
erfassen, soweit sie ein Guthaben der Neubewertungsrücklage in Bezug auf diesen Vermögenswert nicht 
übersteigt. Durch die im sonstigen Ergebnis erfasste Wertminderung reduziert sich der Betrag, der im 
Eigenkapital im Posten Neubewertungsrücklage kumuliert wird. 

87 Die im Eigenkapital eingestellte kumulative Neubewertungsrücklage kann bei Realisierung direkt in die Gewinn­
rücklagen umgebucht werden. Die gesamte Rücklage kann bei Stilllegung oder Veräußerung des Vermögenswerts 
realisiert werden. Ein Teil der Rücklage kann jedoch realisiert werden, während der Vermögenswert vom Unter­
nehmen genutzt wird; in solch einem Fall entspricht der realisierte Rücklagenbetrag der Differenz zwischen der 
planmäßigen Abschreibung auf Basis des neu bewerteten Buchwerts des Vermögenswerts und der planmäßigen 
Abschreibung, die auf Basis der historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Vermögenswerts erfasst 
worden wäre. Die Umbuchung von der Neubewertungsrücklage in die Gewinnrücklagen erfolgt nicht erfolgs­
wirksam. 

NUTZUNGSDAUER 

88 Ein Unternehmen hat zu beurteilen, ob die Nutzungsdauer eines immateriellen Vermögenswerts be­
grenzt oder unbegrenzt ist, und, wenn die Nutzungsdauer begrenzt ist, die Laufzeit dieser Nutzungs­
dauer bzw. die Anzahl der Produktions- oder ähnlichen Einheiten, die diese Nutzungsdauer bilden, zu 
bestimmen. Ein immaterieller Vermögenswert ist von einem Unternehmen so anzusehen, als habe er 
eine unbegrenzte Nutzungsdauer, wenn es aufgrund einer Analyse aller relevanten Faktoren keine vor­
hersehbare Begrenzung der Periode gibt, in der der Vermögenswert voraussichtlich Nettomittelzuflüsse 
für das Unternehmen erzeugen wird.
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89 Die Bilanzierung eines immateriellen Vermögenswerts basiert auf seiner Nutzungsdauer. Ein immaterieller Ver­
mögenswert mit begrenzter Nutzungsdauer wird planmäßig abgeschrieben (siehe Paragraphen 97–106), ein im­
materieller Vermögenswert mit einer unbegrenzten Nutzungsdauer hingegen nicht (siehe Paragraphen 107–110). 
Die erläuternden Beispiele zu diesem Standard veranschaulichen die Ermittlung der Nutzungsdauer für verschie­
dene immaterielle Vermögenswerte und die daraus folgende Bilanzierung dieser Vermögenswerte, je nach ihrer 
ermittelten Nutzungsdauer. 

90 Bei der Ermittlung der Nutzungsdauer eines immateriellen Vermögenswerts werden viele Faktoren in Betracht 
gezogen, so auch 

a) die voraussichtliche Nutzung des Vermögenswerts durch das Unternehmen und die Frage, ob der Vermögens­
wert unter einem anderen Management effizient eingesetzt werden könnte, 

b) für den Vermögenswert typische Produktlebenszyklen und öffentliche Informationen über die geschätzte 
Nutzungsdauer von ähnlichen Vermögenswerten, die auf ähnliche Weise genutzt werden, 

c) technische, technologische, kommerzielle oder andere Arten der Veralterung, 

d) die Stabilität der Branche, in der der Vermögenswert zum Einsatz kommt, und Änderungen in der Gesamt­
nachfrage nach den Produkten oder Dienstleistungen, die mit dem Vermögenswert erzeugt werden, 

e) voraussichtliche Handlungen seitens der Wettbewerber oder potenzieller Konkurrenten, 

f) die Höhe der Erhaltungsausgaben, die zur Erzielung des erwarteten künftigen wirtschaftlichen Nutzens aus 
dem Vermögenswert erforderlich sind, sowie die Fähigkeit und Absicht des Unternehmens, dieses Niveau zu 
erreichen, 

g) der Zeitraum der Verfügungsmacht über den Vermögenswert und rechtliche oder ähnliche Beschränkungen 
hinsichtlich der Nutzung des Vermögenswerts, wie beispielsweise das Auslaufen zugehöriger Leasingverhält­
nisse, und 

h) die Frage, ob die Nutzungsdauer des Vermögenswerts von der Nutzungsdauer anderer Vermögenswerte des 
Unternehmens abhängt. 

91 Der Begriff „unbegrenzt“ hat nicht dieselbe Bedeutung wie „endlos“. Die Nutzungsdauer eines immateriellen 
Vermögenswerts spiegelt nur die Höhe der künftigen Erhaltungsausgaben wider, die zur Erhaltung des Ver­
mögenswerts auf dem Niveau der Ertragskraft, die zum Zeitpunkt der Schätzung der Nutzungsdauer des Ver­
mögenswerts festgestellt wurde, erforderlich sind, sowie die Fähigkeit und Absicht des Unternehmens, dieses 
Niveau zu erreichen. Eine Schlussfolgerung, dass die Nutzungsdauer eines immateriellen Vermögenswerts unbe­
grenzt ist, sollte nicht davon abhängen, dass die geplanten künftigen Ausgaben höher sind als diejenigen, die zur 
Erhaltung des Vermögenswerts auf diesem Niveau der Ertragskraft erforderlich sind. 

92 Angesichts der raschen technologischen Entwicklung sind Computersoftware und viele andere immaterielle Ver­
mögenswerte technologischer Veralterung ausgesetzt. Daher wird ihre Nutzungsdauer oftmals kurz sein. Wird für 
die Zukunft mit einem Rückgang des Verkaufspreises eines mithilfe eines immateriellen Vermögenswerts erzeug­
ten Produkts gerechnet, könnte dies ein Indikator dafür sein, dass sich der künftige wirtschaftliche Nutzen des 
Vermögenswerts aufgrund der für ihn erwarteten technischen oder gewerblichen Veralterung vermindert. 

93 Die Nutzungsdauer eines immateriellen Vermögenswerts kann sehr lang sein bzw. sogar unbegrenzt. Bei Un­
gewissheit ist es gerechtfertigt, die Nutzungsdauer eines immateriellen Vermögenswerts vorsichtig zu schätzen, 
allerdings rechtfertigt sie nicht die Wahl einer unrealistisch kurzen Nutzungsdauer. 

94 Die Nutzungsdauer eines immateriellen Vermögenswerts, der sich aus vertraglichen oder sonstigen 
Rechten ergibt, darf den Zeitraum der vertraglichen oder sonstigen Rechte nicht überschreiten, kann 
jedoch kürzer sein, je nachdem über welchen Zeitraum das Unternehmen diesen Vermögenswert vo­
raussichtlich nutzt. Wenn die vertraglichen oder sonstigen Rechte für eine begrenzte Dauer mit der 
Möglichkeit der Verlängerung übertragen werden, darf die Nutzungsdauer des immateriellen Vermögens­
werts den Verlängerungszeitraum/die Verlängerungszeiträume nur mit einschließen, wenn es Anhalts­
punkte dafür gibt, dass eine Verlängerung durch das Unternehmen ohne erhebliche Kosten möglich ist. 
Die Nutzungsdauer eines zurückerworbenen Rechts, das bei einem Unternehmenszusammenschluss als 
immaterieller Vermögenswert angesetzt wird, ist der verbleibende in dem Vertrag, durch den dieses 
Recht zugestanden wurde, vereinbarte Zeitraum und darf keine Verlängerungszeiträume einschließen. 

95 Es kann sowohl wirtschaftliche als auch rechtliche Faktoren geben, die die Nutzungsdauer eines immateriellen 
Vermögenswerts beeinflussen. Wirtschaftliche Faktoren bestimmen den Zeitraum, über den ein künftiger wirt­
schaftlicher Nutzen dem Unternehmen erwächst. Rechtliche Faktoren können den Zeitraum begrenzen, in dem 
ein Unternehmen Verfügungsmacht über den Zugriff auf diesen Nutzen besitzt. Die Nutzungsdauer entspricht 
dem kürzeren der durch diese Faktoren bestimmten Zeiträume.
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96 Unter anderem die folgenden Faktoren deuten darauf hin, dass ein Unternehmen die vertraglichen oder sonstigen 
Rechte ohne erhebliche Kosten verlängern könnte: 

a) es gibt Anhaltspunkte dafür, die möglicherweise auf Erfahrungen basieren, dass die vertraglichen oder sons­
tigen Rechte verlängert werden. Wenn die Verlängerung von der Zustimmung eines Dritten abhängt, gehört 
der Anhaltspunkt dafür, dass der Dritte seine Zustimmung geben wird, dazu; 

b) es gibt Anhaltspunkte dafür, dass etwaige Voraussetzungen für eine Verlängerung erfüllt sind, sowie 

c) die Verlängerungskosten sind für das Unternehmen unerheblich im Vergleich zu dem künftigen wirtschaftli­
chen Nutzen, der dem Unternehmen durch diese Verlängerung zufließen wird. 

Falls die Verlängerungskosten im Vergleich zu dem künftigen wirtschaftlichen Nutzen, der dem Unternehmen 
voraussichtlich durch diese Verlängerung zufließen wird, erheblich sind, stellen die Verlängerungskosten dem 
Wesen nach die Kosten für die Anschaffung eines neuen immateriellen Vermögenswerts zum Verlängerungszeit­
punkt dar. 

IMMATERIELLE VERMÖGENSWERTE MIT BEGRENZTER NUTZUNGSDAUER 

Abschreibungszeitraum und Abschreibungsmethode 

97 Der Abschreibungsbetrag eines immateriellen Vermögenswerts mit begrenzter Nutzungsdauer ist plan­
mäßig über seine Nutzungsdauer zu verteilen. Die planmäßige Abschreibung beginnt, sobald der Ver­
mögenswert nutzungsbereit ist, d. h. wenn er sich an seinem Standort und in dem Zustand befindet, der 
erforderlich ist, damit er in der vom Management beabsichtigten Weise genutzt werden kann. Die 
planmäßige Abschreibung ist zu dem früheren der folgenden Zeitpunkte zu beenden: der Zeitpunkt, 
zu dem der Vermögenswert gemäß IFRS 5 als zur Veräußerung gehalten eingestuft (oder in eine als zur 
Veräußerung gehalten eingestufte Veräußerungsgruppe aufgenommen) wird, und der Zeitpunkt, zu dem 
er ausgebucht wird. Die verwendete Abschreibungsmethode hat dem erwarteten Verlauf des Verbrauchs 
des zukünftigen wirtschaftlichen Nutzens des Vermögenswerts durch das Unternehmen zu entsprechen. 
Kann dieser Verlauf nicht verlässlich ermittelt werden, ist die lineare Abschreibungsmethode anzuwen­
den. Die für jede Periode anfallenden planmäßigen Abschreibungen sind erfolgswirksam zu erfassen, es 
sei denn, dieser oder ein anderer Standard erlaubt oder verlangt, dass sie in den Buchwert eines anderen 
Vermögenswerts einzubeziehen sind. 

98 Für die systematische Verteilung des Abschreibungsbetrags eines Vermögenswerts über dessen Nutzungsdauer 
können verschiedene Abschreibungsmethoden herangezogen werden. Zu diesen Methoden zählen die lineare und 
die degressive sowie die leistungsabhängige planmäßige Abschreibung. Die anzuwendende Methode wird auf der 
Grundlage des erwarteten Verlaufs des Verbrauchs des künftigen wirtschaftlichen Nutzens dieses Vermögenswerts 
ausgewählt und von Periode zu Periode stetig angewandt, es sei denn, der erwartete Verlauf des Verbrauchs des 
künftigen wirtschaftlichen Nutzens ändert sich. 

98A Es besteht die widerlegbare Vermutung, dass eine Abschreibungsmethode, die sich auf die Umsatzerlöse aus einer 
Tätigkeit stützt, die die Verwendung eines immateriellen Vermögenswerts einschließt, als nicht sachgerecht zu 
betrachten ist. Umsatzerlöse aus einer Tätigkeit, die die Verwendung eines immateriellen Vermögenswerts ein­
schließt, spiegeln in der Regel Faktoren wider, die nicht unmittelbar mit dem Verbrauch des wirtschaftlichen 
Nutzens dieses immateriellen Vermögenswerts in Verbindung stehen. So werden die Umsatzerlöse beispielsweise 
durch andere Inputfaktoren und Prozesse, durch die Absatzmenge und durch Veränderungen bei Absatzvolumen 
und -preisen beeinflusst. Die Preiskomponente der Umsatzerlöse kann durch Inflation beeinflusst werden, was 
sich nicht auf den Verbrauch eines Vermögenswerts auswirkt. Diese Vermutung kann nur widerlegt werden, wenn 

a) der immaterielle Vermögenswert gemäß Paragraph 98C nach seinen Erlösen bemessen wird oder
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b) nachgewiesen werden kann, dass eine starke Korrelation zwischen den Erlösen und dem Verbrauch des 
wirtschaftlichen Nutzens des immateriellen Vermögenswerts besteht. 

98B Bei der Wahl einer sachgerechten Abschreibungsmethode nach Paragraph 98 könnte das Unternehmen den für 
den immateriellen Vermögenswert maßgeblichen begrenzenden Faktor bestimmen. So könnte beispielsweise im 
einem Vertrag, der die Rechte des Unternehmens auf Nutzung eines immateriellen Vermögenswerts regelt, diese 
Nutzung auf eine im Voraus festgelegte Anzahl von Jahren (d. h. einen Zeitraum), auf eine bestimmte Stückzahl 
oder auf einen Gesamtbetrag der zu erzielenden Umsatzerlöse begrenzt sein. Für die Feststellung der sachgerech­
ten Abschreibungsbasis könnte die Ermittlung eines solchen maßgeblichen begrenzenden Faktors als Ausgangs­
punkt dienen, doch kann auch eine andere Basis herangezogen werden, wenn diese den erwarteten Verlauf des 
Verbrauchs des wirtschaftlichen Nutzens genauer abbildet. 

98C In Fällen, in denen der für einen immateriellen Vermögenswert maßgebliche begrenzende Faktor die Erreichung 
einer Umsatzschwelle ist, können die zu erzielenden Umsatzerlöse eine angemessene Abschreibungsgrundlage 
darstellen. So könnte ein Unternehmen beispielsweise eine Konzession zur Exploration und Förderung von Gold 
aus einer Goldmine erwerben. Der Vertrag könnte vorsehen, dass er endet, wenn mit der Förderung Gesamt­
umsatzerlöse in bestimmter Höhe erzielt wurden (so könnte der Vertrag die Goldförderung aus der Mine so lange 
zugestehen, bis mit dem Verkauf des Goldes Gesamtumsatzerlöse von 2 Mrd. WE erzielt wurden), und weder eine 
zeitliche noch eine mengenmäßige Vorgabe enthalten. In einem anderen Beispiel könnte das Recht auf Betrieb 
einer mautpflichtigen Straße so lange bestehen, bis mit den Gebühreneinnahmen Gesamtumsatzerlöse in be­
stimmter Höhe erzielt wurden (so könnte der Vertrag den Betrieb der mautpflichtigen Strecke so lange zugeste­
hen, bis die Gesamtgebühreneinnahmen 100 Mio. WE erreichen). In Fällen, in denen im Vertrag über die Nutzung 
des immateriellen Vermögenswerts die Umsatzerlöse als maßgeblicher begrenzender Faktor festgelegt sind, könn­
ten die zu erzielenden Erlöse eine angemessene Grundlage für die planmäßige Abschreibung des immateriellen 
Vermögenswerts darstellen, sofern für die zu erzielenden Umsatzerlöse im Vertrag ein fester Gesamtbetrag 
vorgesehen ist, auf dessen Grundlage die Abschreibung zu bestimmen ist. 

99 Planmäßige Abschreibungen werden in der Regel erfolgswirksam erfasst. Manchmal fließt jedoch der künftige 
wirtschaftliche Nutzen eines Vermögenswerts in die Herstellung anderer Vermögenswerte ein. In diesem Fall stellt 
die planmäßige Abschreibung einen Teil der Herstellungskosten des anderen Vermögenswerts dar und wird in 
dessen Buchwert einbezogen. Beispielsweise wird die planmäßige Abschreibung auf immaterielle Vermögenswerte, 
die in einem Produktionsverfahren verwendet werden, in den Buchwert der Vorräte einbezogen (siehe IAS 2 
Vorräte). 

Restwert 

100 Der Restwert eines immateriellen Vermögenswerts mit begrenzter Nutzugsdauer ist mit null anzusetzen, 
es sei denn, dass 

a) eine Verpflichtung seitens einer dritten Partei besteht, den Vermögenswert am Ende seiner Nutzungs­
dauer zu erwerben, oder 

b) ein aktiver Markt (gemäß Definition in IFRS 13) für den Vermögenswert besteht und 

i) der Restwert unter Bezugnahme auf diesen Markt ermittelt werden kann und 

ii) es wahrscheinlich ist, dass ein solcher Markt am Ende der Nutzungsdauer des Vermögenswerts 
bestehen wird. 

101 Der Abschreibungsbetrag eines Vermögenswerts mit begrenzter Nutzungsdauer wird nach Abzug seines Restwerts 
ermittelt. Ein anderer Restwert als null impliziert, dass ein Unternehmen von einer Veräußerung des immateriel­
len Vermögenswerts vor dem Ende seiner wirtschaftlichen Nutzungsdauer ausgeht. 

102 Eine Schätzung des Restwerts eines Vermögenswerts beruht auf dem bei Abgang erzielbaren Betrag unter Ver­
wendung von Preisen, die zum Zeitpunkt der Schätzung für den Verkauf eines ähnlichen Vermögenswerts gelten, 
der das Ende seiner Nutzungsdauer erreicht hat und unter ähnlichen Bedingungen zum Einsatz kam wie der 
künftig einzusetzende Vermögenswert. Der Restwert wird mindestens am Ende jedes Geschäftsjahrs überprüft. 
Eine Änderung des Restwerts eines Vermögenswerts wird als Änderung einer Schätzung gemäß IAS 8 Rechnungs­
legungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler bilanziert.
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103 Der Restwert eines Vermögenswerts kann bis zu einem Betrag ansteigen, der entweder dem Buchwert des 
Vermögenswerts entspricht oder ihn übersteigt. Wenn dies der Fall ist, ist die planmäßige Abschreibung des 
Vermögenswerts null, solange der Restwert anschließend nicht unter den Buchwert des Vermögenswerts gefallen 
ist. 

Überprüfung des Abschreibungszeitraums und der Abschreibungsmethode 

104 Der Abschreibungszeitraum und die Abschreibungsmethode sind für einen immateriellen Vermögens­
wert mit begrenzter Nutzungsdauer mindestens zum Ende jedes Geschäftsjahrs zu überprüfen. Unter­
scheidet sich die erwartete Nutzungsdauer des Vermögenswerts von vorangegangenen Schätzungen, ist 
der Abschreibungszeitraum entsprechend zu ändern. Hat sich der erwartete Verlauf des Verbrauchs des 
künftigen wirtschaftlichen Nutzens des Vermögenswerts geändert, ist die Abschreibungsmethode an­
zupassen, um dem veränderten Verlauf Rechnung zu tragen. Derartige Änderungen sind als Änderungen 
einer rechnungslegungsbezogenen Schätzung gemäß IAS 8 zu bilanzieren. 

105 Während der Lebensdauer eines immateriellen Vermögenswerts kann es sich zeigen, dass die Schätzung hinsicht­
lich seiner Nutzungsdauer nicht sachgerecht ist. Beispielsweise kann die Erfassung eines Wertminderungsauf­
wands darauf hindeuten, dass der Abschreibungszeitraum geändert werden muss. 

106 Der Verlauf des künftigen wirtschaftlichen Nutzens, der einem Unternehmen aus einem immateriellen Ver­
mögenswert voraussichtlich zufließen wird, kann sich mit der Zeit ändern. Beispielsweise kann es sich zeigen, 
dass eine degressive Abschreibungsmethode geeigneter ist als eine lineare. Ein weiteres Beispiel besteht darin, dass 
sich die Nutzung der mit einer Lizenz verbundenen Rechte verzögert, bis in Bezug auf andere Bestandteile des 
Unternehmensplans Maßnahmen ergriffen worden sind. In diesem Fall kann der wirtschaftliche Nutzen aus dem 
Vermögenswert möglicherweise erst in späteren Perioden erzielt werden. 

IMMATERIELLE VERMÖGENSWERTE MIT UNBEGRENZTER NUTZUNGSDAUER 

107 Ein immaterieller Vermögenswert mit unbegrenzter Nutzungsdauer darf nicht planmäßig abgeschrieben 
werden. 

108 Nach IAS 36 ist ein Unternehmen verpflichtet, einen immateriellen Vermögenswert mit unbegrenzter Nutzungs­
dauer auf Wertminderung zu überprüfen, indem es seinen erzielbaren Betrag 

a) jährlich und 

b) wann immer es einen Anhaltspunkt dafür gibt, dass der immaterielle Vermögenswert wertgemindert sein 
könnte, mit seinem Buchwert vergleicht. 

Überprüfung der Einschätzung der Nutzungsdauer 

109 Die Nutzungsdauer eines immateriellen Vermögenswerts, der nicht planmäßig abgeschrieben wird, ist in 
jeder Periode zu überprüfen, um zu ermitteln, ob für diesen Vermögenswert die Ereignisse und Um­
stände weiterhin die Einschätzung einer unbegrenzten Nutzungsdauer rechtfertigen. Ist dies nicht der 
Fall, ist die Änderung der Einschätzung der Nutzungsdauer von unbegrenzt auf begrenzt als Änderung 
einer rechnungslegungsbezogenen Schätzung gemäß IAS 8 zu bilanzieren. 

110 Gemäß IAS 36 ist die Neueinschätzung der Nutzungsdauer eines immateriellen Vermögenswerts als begrenzt und 
nicht mehr als unbegrenzt ein Hinweis darauf, dass dieser Vermögenswert wertgemindert sein könnte. Dem­
zufolge prüft das Unternehmen den Vermögenswert auf Wertminderung, indem es seinen erzielbaren Betrag, 
ermittelt gemäß IAS 36, mit seinem Buchwert vergleicht und jeden Überschuss des Buchwerts über den erziel­
baren Betrag als Wertminderungsaufwand erfasst. 

ERZIELBARKEIT DES BUCHWERTS — WERTMINDERUNGSAUFWAND 

111 Um zu beurteilen, ob ein immaterieller Vermögenswert in seinem Wert gemindert ist, wendet ein Unternehmen 
IAS 36 an. Dieser Standard erklärt, wann und wie ein Unternehmen den Buchwert seiner Vermögenswerte 
überprüft, wie es den erzielbaren Betrag eines Vermögenswerts ermittelt und wann es einen Wertminderungs­
aufwand erfasst oder aufholt. 

STILLLEGUNGEN UND ABGÄNGE 

112 Ein immaterieller Vermögenswert ist auszubuchen 

a) bei Abgang oder 

b) wenn kein künftiger wirtschaftlicher Nutzen aus seiner Nutzung oder seinem Abgang zu erwarten ist.
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113 Der aus der Ausbuchung eines immateriellen Vermögenswerts resultierende Gewinn oder Verlust ent­
spricht der Differenz zwischen dem eventuellen Nettoveräußerungserlös und dem Buchwert des Ver­
mögenswerts. Diese Differenz ist bei Ausbuchung des Vermögenswerts erfolgswirksam zu erfassen 
(sofern IFRS 16 bei Sale-and-Leaseback-Transaktionen nichts anderes vorschreibt). Gewinne sind nicht 
als Umsatzerlöse auszuweisen. 

114 Der Abgang eines immateriellen Vermögenswerts kann auf verschiedene Arten erfolgen (z. B. Verkauf, Eintritt in 
ein Finanzierungsleasingverhältnis oder Schenkung). Als Abgangsdatum eines immateriellen Vermögenswerts gilt 
das Datum, an dem der Empfänger – gemäß den Vorschriften über die Erfüllung der Leistungsverpflichtung in 
IFRS 15 – die Verfügungsmacht über den Vermögenswert erlangt. IFRS 16 ist auf Abgänge durch Sale-and- 
Leaseback-Transaktionen anzuwenden. 

115 Wenn ein Unternehmen nach dem Ansatzgrundsatz in Paragraph 21 im Buchwert eines Vermögenswerts die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten für den Ersatz eines Teils des immateriellen Vermögenswerts erfasst, dann 
bucht es den Buchwert des ersetzten Teils aus. Wenn es dem Unternehmen nicht möglich ist, den Buchwert des 
ersetzten Teils zu ermitteln, kann es die Anschaffungs- oder Herstellungskosten für den Ersatz als Hinweis für die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des ersetzten Teils zum Zeitpunkt seines Erwerbs oder seiner Herstellung 
nehmen. 

115A Wird ein bei einem Unternehmenszusammenschluss zurückerworbenes Recht zu einem späteren Zeitpunkt an 
einen Dritten weitergegeben (verkauft), ist der dazugehörige Buchwert, sofern vorhanden, zu verwenden, um den 
Gewinn bzw. Verlust aus der Weitergabe zu bestimmen. 

116 Die Höhe der im Falle der Ausbuchung eines immateriellen Vermögenswerts erfolgswirksam zu erfassenden 
Gegenleistung ergibt sich aus den Vorschriften über die Bestimmung des Transaktionspreises in IFRS 15 Para­
graphen 47 bis 72. Spätere Änderungen des erfolgswirksam erfassten geschätzten Gegenleistungsbetrags werden 
gemäß den Vorschriften über Änderungen des Transaktionspreises in IFRS 15 erfasst. 

117 Die planmäßige Abschreibung eines immateriellen Vermögenswerts mit begrenzter Nutzungsdauer endet nicht, 
wenn der immaterielle Vermögenswert nicht mehr genutzt wird, sofern der Vermögenswert nicht voll abge­
schrieben ist oder gemäß IFRS 5 als zur Veräußerung gehalten eingestuft wird (oder zu einer als zur Veräußerung 
gehalten eingestuften Veräußerungsgruppe gehört). 

ANGABEN 

Allgemeines 

118 Ein Unternehmen hat für jede Gruppe immaterieller Vermögenswerte folgende Angaben zu machen, 
wobei zwischen selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerten und sonstigen immateriellen Ver­
mögenswerten zu unterscheiden ist: 

a) ob die Nutzungsdauern unbegrenzt oder begrenzt sind, und wenn die Nutzungsdauer begrenzt ist, die 
zugrunde gelegten Nutzungsdauern oder die angewandten Abschreibungssätze, 

b) die für immaterielle Vermögenswerte mit begrenzter Nutzungsdauer verwendeten Abschreibungs­
methoden, 

c) der Bruttobuchwert und die kumulierten planmäßigen Abschreibungen (zusammengefasst mit den 
kumulierten Wertminderungsaufwendungen) zu Beginn und zum Ende der Periode, 

d) der/die Posten der Gesamtergebnisrechnung, in dem/denen die planmäßigen Abschreibungen imma­
terieller Vermögenswerte enthalten sind, 

e) eine Überleitung des Buchwerts zu Beginn und zum Ende der Periode unter gesonderter Angabe der 

i) Zugänge, wobei solche aus unternehmensinterner Entwicklung, solche aus gesondertem Erwerb 
und solche aus Unternehmenszusammenschlüssen separat zu bezeichnen sind, 

ii) Vermögenswerte, die gemäß IFRS 5 als zur Veräußerung gehalten eingestuft werden oder zu 
einer als zur Veräußerung gehalten eingestuften Veräußerungsgruppe gehören, und anderer Ab­
gänge,
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iii) Wertsteigerungen oder Wertminderungen während der Periode aufgrund von Neubewertungen 
gemäß den Paragraphen 75, 85 und 86 und von im sonstigen Ergebnis erfassten oder aufgeholten 
Wertminderungsaufwendungen gemäß IAS 36 (falls vorhanden), 

iv) Wertminderungsaufwendungen, die während der Periode erfolgswirksam gemäß IAS 36 erfasst 
wurden (falls vorhanden), 

v) Wertminderungsaufwendungen, die während der Periode erfolgswirksam gemäß IAS 36 auf­
geholt wurden (falls vorhanden), 

vi) planmäßigen Abschreibungen, die während der Periode erfasst wurden, 

vii) Nettoumrechnungsdifferenzen aufgrund der Umrechnung des Abschlusses in die Darstellungs­
währung und der Umrechnung einer ausländischen Betriebsstätte in die Darstellungswährung des 
Unternehmens und 

viii) sonstigen Buchwertänderungen während der Periode. 

119 Eine Gruppe immaterieller Vermögenswerte ist eine Zusammenfassung von Vermögenswerten, die hinsichtlich 
ihrer Art und Verwendung innerhalb der Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ähnlich sind. Beispiele für 
separate Gruppen können sein: 

a) Markennamen, 

b) Drucktitel und Verlagsrechte, 

c) Computersoftware, 

d) Lizenzen und Franchiseverträge, 

e) Urheberrechte, Patente und sonstige gewerbliche Schutzrechte, Nutzungs- und Betriebskonzessionen, 

f) Rezepturen, Modelle, Entwürfe und Prototypen und 

g) immaterielle Vermögenswerte in Entwicklung. 

Die oben bezeichneten Gruppen werden in kleinere (größere) Gruppen aufgegliedert (zusammengefasst), wenn 
den Abschlussadressaten dadurch relevantere Informationen zur Verfügung gestellt werden. 

120 Zusätzlich zu den in Paragraph 118 (e)(iii)–(v) verlangten Informationen macht ein Unternehmen nach IAS 36 
Angaben über im Wert geminderte immaterielle Vermögenswerte. 

121 IAS 8 verlangt von einem Unternehmen die Angabe der Art und des Betrags einer Änderung in einer rechnungs­
legungsbezogenen Schätzung, die entweder eine wesentliche Auswirkung auf die aktuelle Berichtsperiode hat oder 
von der angenommen wird, dass sie eine wesentliche Auswirkung auf spätere Perioden haben wird. Derartige 
Angaben resultieren möglicherweise aus Änderungen in Bezug auf 

a) die Einschätzung der Nutzungsdauer eines immateriellen Vermögenswerts, 

b) die Abschreibungsmethode oder 

c) Restwerte.
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122 Darüber hinaus hat ein Unternehmen Folgendes anzugeben: 

a) für einen immateriellen Vermögenswert, dessen Nutzungsdauer als unbegrenzt eingeschätzt wurde, 
den Buchwert dieses Vermögenswerts und die Gründe für die Einschätzung seiner Nutzungsdauer als 
unbegrenzt. Im Rahmen der Begründung hat das Unternehmen den Faktor/die Faktoren zu beschrei­
ben, der/die bei der Feststellung der unbegrenzten Nutzungsdauer des Vermögenswerts eine wesent­
liche Rolle spielte/spielten; 

b) eine Beschreibung, den Buchwert und den verbleibenden Abschreibungszeitraum eines jeden einzel­
nen immateriellen Vermögenswerts, der für den Abschluss des Unternehmens von wesentlicher 
Bedeutung ist; 

c) für immaterielle Vermögenswerte, die durch eine Zuwendung der öffentlichen Hand erworben und 
zunächst mit dem beizulegenden Zeitwert angesetzt wurden (siehe Paragraph 44): 

i) den beizulegenden Zeitwert, der für diese Vermögenswerte zunächst angesetzt wurde, 

ii) ihren Buchwert und 

iii) ob sie in der Folgebewertung nach dem Anschaffungskostenmodell oder nach dem Neubewer­
tungsmodell bewertet werden; 

d) das Vorhandensein Bestehen und die Buchwerte immaterieller Vermögenswerte, mit denen ein be­
schränktes Eigentumsrecht verbunden ist, und die Buchwerte immaterieller Vermögenswerte, die als 
Sicherheit für Schulden verpfändet sind 

e) den Betrag für vertragliche Verpflichtungen für den Erwerb immaterieller Vermögenswerte. 

123 Wenn ein Unternehmen den Faktor/die Faktoren beschreibt, der/die bei der Feststellung, dass die Nutzungsdauer 
eines immateriellen Vermögenswerts unbegrenzt ist, eine wesentliche Rolle spielte/spielten, berücksichtigt das 
Unternehmen die in Paragraph 90 aufgeführten Faktoren. 

Folgebewertung von immateriellen Vermögenswerten nach dem Neubewertungsmodell 

124 Werden immaterielle Vermögenswerte zu ihrem Neubewertungsbetrag bilanziert, hat das Unternehmen 
folgende Angaben zu machen: 

a) für jede Gruppe immaterieller Vermögenswerte: 

i) den Stichtag der Neubewertung, 

ii) den Buchwert der neu bewerteten immateriellen Vermögenswerte und 

iii) den Buchwert, der angesetzt worden wäre, wenn die neu bewertete Gruppe von immateriellen 
Vermögenswerten in der Folgebewertung nach dem Anschaffungskostenmodell in Paragraph 74 
bewertet worden wäre, und 

b) den Betrag der sich auf immaterielle Vermögenswerte beziehenden Neubewertungsrücklage zu Beginn 
und zum Ende der Periode unter Angabe der Änderungen während der Periode und jeglicher Aus­
schüttungsbeschränkungen an die Anteilseigner. 

c) [gestrichen] 

125 Für Angabezwecke kann es erforderlich sein, die Gruppen neu bewerteter Vermögenswerte in größere Gruppen 
zusammenzufassen. Gruppen werden jedoch nicht zusammengefasst, wenn dies zu einer Kombination einer 
Gruppe von immateriellen Vermögenswerten führen würde, die sowohl nach dem Anschaffungskostenmodell 
als auch nach dem Neubewertungsmodell bewertete Beträge enthält.
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Forschungs- und Entwicklungsausgaben 

126 Ein Unternehmen hat die Summe der Ausgaben für Forschung und Entwicklung anzugeben, die während 
der Periode als Aufwand erfasst wurden. 

127 Forschungs- und Entwicklungsausgaben umfassen sämtliche Ausgaben, die Forschungs- oder Entwicklungsaktivi­
täten einzeln zugeordnet werden können (siehe die Paragraphen 66 und 67 als Orientierungshilfe für die Arten 
von Ausgaben, die im Rahmen der Angabevorschrift in Paragraph 126 einzubeziehen sind). 

Sonstige Informationen 

128 Einem Unternehmen wird empfohlen, aber nicht vorgeschrieben, die folgenden Informationen anzugeben: 

a) eine Beschreibung jedes voll abgeschriebenen, aber noch genutzten immateriellen Vermögenswerts und 

b) eine kurze Beschreibung wesentlicher immaterieller Vermögenswerte, die in der Verfügungsmacht des Unter­
nehmens stehen, jedoch nicht als Vermögenswerte angesetzt sind, da sie die Ansatzkriterien in diesem Stan­
dard nicht erfüllten oder weil sie vor Inkrafttreten der im Jahr 1998 veröffentlichten Fassung von IAS 38 
Immaterielle Vermögenswerte erworben oder geschaffen wurden. 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN UND ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

129 [gestrichen] 

130 Ein Unternehmen hat diesen Standard anzuwenden 

a) bei der Bilanzierung immaterieller Vermögenswerte, die bei einem Unternehmenszusammenschluss erworben 
wurden, bei dem das Datum des Vertragsabschlusses der 31. März 2004 oder ein späteres Datum ist, und 

b) prospektiv bei der Bilanzierung aller anderen immateriellen Vermögenswerte in Jahresabschlüssen eines am 
oder nach dem 31. März 2004 beginnenden Geschäftsjahrs. Das Unternehmen hat somit den zu dem Zeit­
punkt angesetzten Buchwert der immateriellen Vermögenswerte nicht anzupassen. Zu diesem Zeitpunkt hat 
das Unternehmen jedoch diesen Standard zur Neueinschätzung der Nutzungsdauer solcher immateriellen 
Vermögenswerte anzuwenden. Falls infolge dieser Neueinschätzung das Unternehmen seine Einschätzung 
der Nutzungsdauer eines Vermögenswerts ändert, ist diese Änderung gemäß IAS 8 als eine Änderung einer 
Schätzung zu bilanzieren. 

130A Die Änderungen in Paragraph 2 sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2006 
beginnen. Wendet ein Unternehmen IFRS 6 auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese Periode auch diese 
Änderungen anzuwenden. 

130B Infolge von IAS 1 Darstellung des Abschlusses (in der 2007 überarbeiteten Fassung) wurde die in den IAS/IFRS 
verwendete Terminologie geändert. Außerdem wurden die Paragraphen 85, 86 und 118(e)(iii) geändert. Diese 
Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Wendet ein 
Unternehmen IAS 1 (überarbeitet 2007) auf eine frühere Periode an, sind auf diese Periode auch diese Änderun­
gen anzuwenden. 

130C Durch IFRS 3 (in der 2008 überarbeiteten Fassung) wurden die Paragraphen 12, 33–35, 68, 69, 94 und 130 
geändert, die Paragraphen 38 und 129 gestrichen sowie Paragraph 115A eingefügt. Durch die Verbesserungen der 
IFRS, veröffentlicht im April 2009, wurden die Paragraphen 36 und 37 geändert. Diese Änderungen sind pro­
spektiv auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnen. Für immaterielle Ver­
mögenswerte und den Geschäfts- oder Firmenwert bei früheren Unternehmenszusammenschlüssen angesetzte 
Beträge sind daher nicht anzupassen. Wendet ein Unternehmen IFRS 3 (überarbeitet 2008) auf eine frühere 
Periode an, so hat es dies anzugeben und auf diese Periode auch diese Änderungen anzuwenden. 

130D Durch die Verbesserungen der IFRS, veröffentlicht im Mai 2008 wurden die Paragraphen 69, 70 und 98 geändert 
und Paragraph 69A eingefügt. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. 
Januar 2009 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen auf 
eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. 

130E [gestrichen]
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130F Durch IFRS 10 und IFRS 11 Gemeinschaftliche Vereinbarungen, veröffentlicht im Mai 2011, wurde Paragraph 3(e) 
geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 10 und IFRS 11 an, ist diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

130G Durch IFRS 13, veröffentlicht im Mai 2011, wurden die Paragraphen 8, 33, 47, 50, 75, 78, 82, 84, 100 und 124 
geändert und die Paragraphen 39–41 sowie 130E gestrichen. Wendet ein Unternehmen IFRS 13 an, sind diese 
Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

130H Durch die Jährlichen Verbesserungen an den IFRS-Standards, Zyklus 2010–2012, veröffentlicht im Dezember 2013, 
wurde Paragraph 80 geändert. Ein Unternehmen hat diese Änderung auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder 
nach dem 1. Juli 2014 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderung 
auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. 

130I Ein Unternehmen hat die durch die Jährlichen Verbesserungen an den IFRS-Standards, Zyklus 2010–2012, vorgenom­
mene Änderung auf alle Neubewertungen anzuwenden, die in Geschäftsjahren erfasst werden, die zu oder nach 
dem Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung dieser Änderung beginnen, sowie im unmittelbar vorangehenden 
Geschäftsjahr erfasst werden. Ein Unternehmen kann auch für jegliche früher dargestellte Geschäftsjahre ange­
passte Vergleichsangaben vorlegen, ist hierzu aber nicht verpflichtet. Stellt ein Unternehmen für frühere Perioden 
keine angepassten Vergleichsinformationen dar, hat es die nicht angepassten Informationen klar zu kennzeichnen; 
außerdem hat es darauf hinzuweisen, dass diese Informationen auf einer anderen Grundlage beruhen, und diese 
Grundlage zu erläutern. 

130J Mit der im Mai 2014 veröffentlichten Klarstellung akzeptabler Abschreibungsmethoden (Änderungen an IAS 16 und 
IAS 38) wurden die Paragraphen 92 und 98 geändert und die Paragraphen 98A–98C eingefügt. Diese Änderun­
gen sind prospektiv auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2016 beginnen. Eine 
frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere Periode an, hat 
es dies anzugeben. 

130K Mit dem im Mai 2014 veröffentlichten IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden wurden die Paragraphen 3, 114 
und 116 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 15 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

130L Durch IFRS 16, veröffentlicht im Januar 2016, wurden die Paragraphen 3, 6, 113 und 114 geändert. Wendet ein 
Unternehmen IFRS 16 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

130M Durch IFRS 17, veröffentlicht im Mai 2017, wurde Paragraph 3 geändert. Mit der im Juni 2020 veröffentlichten 
Verlautbarung Änderungen an IFRS 17, wurde Paragraph 3 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 17 an, sind 
diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

Tausch von ähnlichen Vermögenswerten 

131 Die Vorschrift in den Paragraphen 129 und 130(b), diesen Standard prospektiv anzuwenden, bedeutet, dass bei 
der Bewertung eines Tauschs von Vermögenswerten vor Inkrafttreten dieses Standards auf der Grundlage des 
Buchwerts des hingegebenen Vermögenswerts das Unternehmen den Buchwert des erworbenen Vermögenswerts 
nicht anpasst, um den beizulegenden Zeitwert zum Erwerbszeitpunkt widerzuspiegeln. 
Frühzeitige Anwendung 

132 Unternehmen, auf die der Paragraph 130 anwendbar ist, wird empfohlen, diesen Standard vor dem in Para­
graph 130 spezifizierten Zeitpunkt des Inkrafttretens anzuwenden. Wendet ein Unternehmen diesen Standard vor 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens an, hat es gleichzeitig IFRS 3 und IAS 36 (in der 2004 überarbeiteten Fassung) 
anzuwenden. 

RÜCKNAHME VON IAS 38 (VERÖFFENTLICHT 1998) 

133 Der vorliegende Standard ersetzt IAS 38 Immaterielle Vermögenswerte (veröffentlicht 1998).
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 39 

Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung 

ANWENDUNGSBEREICH 

2 Dieser Standard ist von allen Unternehmen auf sämtliche Finanzinstrumente anzuwenden, die in 
den Anwendungsbereich von IFRS 9 Finanzinstrumente fallen, sofern und soweit 

a) IFRS 9 die Anwendung der in diesem Standard enthaltenen Vorschriften zur Bilanzierung von 
Sicherungsbeziehungen zulässt und 

b) das Finanzinstrument Teil einer Sicherungsbeziehung ist, die für die Bilanzierung von Siche­
rungsbeziehungen gemäß dem vorliegenden Standard infrage kommt. 

2A–7 [gestrichen] 

DEFINITIONEN 

8 Die in IFRS 13, IFRS 9 und IAS 32 definierten Begriffe werden im vorliegenden Standard mit der in 
Anhang A von IFRS 13, Anhang A von IFRS 9 und Paragraph 11 von IAS 32 angegebenen Bedeutung 
verwendet. IFRS 13, IFRS 9 und IAS 32 definieren die folgenden Begriffe: 

— Fortgeführte Anschaffungskosten eines finanziellen Vermögenswerts oder einer finanziellen Verbind­
lichkeit, 

— Ausbuchung, 

— Derivat, 

— Effektivzinsmethode, 

— Effektivzinssatz, 

— Eigenkapitalinstrument, 

— Beizulegender Zeitwert, 

— Finanzieller Vermögenswert, 

— Finanzinstrument, 

— Finanzielle Verbindlichkeit 

und geben Leitlinien zur Anwendung dieser Definitionen. 

9 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Definitionen zur Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen 

Eine feste Verpflichtung ist eine rechtlich bindende Vereinbarung zum Austausch einer bestimmten 
Menge an Ressourcen zu einem festgesetzten Preis und einem festgesetzten Zeitpunkt oder Zeit­
punkten. 

Eine erwartete Transaktion ist eine noch nicht fest zugesagte, aber voraussichtlich eintretende 
künftige Transaktion. 

Ein Sicherungsinstrument ist ein designierter derivativer oder (im Falle einer Absicherung von 
Währungsrisiken) nicht derivativer finanzieller Vermögenswert bzw. eine nicht derivative finan­
zielle Verbindlichkeit, von deren beizulegendem Zeitwert oder Zahlungsströmen erwartet wird, 
dass sie Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts oder der Zahlungsströme eines designierten 
Grundgeschäfts kompensieren (in den Paragraphen 72–77 und Anhang A Paragraphen AL94–AL97 
wird die Definition des Begriffs „Sicherungsinstrument “ weiter ausgeführt).
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Ein Grundgeschäft ist ein Vermögenswert, eine Schuld, eine feste Verpflichtung, eine mit hoher 
Wahrscheinlichkeit eintretende erwartete Transaktion oder eine Nettoinvestition in einen auslän­
dischen Geschäftsbetrieb, der/die (a) das Unternehmen dem Risiko einer Veränderung des bei­
zulegenden Zeitwerts oder der künftigen Zahlungsströme aussetzt und (b) als abgesichert desig­
niert wird (in den Paragraphen 78–84 und Anhang A Paragraphen AL98–AL101 wird die Defini­
tion des Begriffs „Grundgeschäft “ weiter ausgeführt). 

Unter Wirksamkeit der Absicherung versteht man das Ausmaß, in dem Veränderungen beim bei­
zulegenden Zeitwert oder den Zahlungsströmen des Grundgeschäfts, die einem abgesicherten 
Risiko zugerechnet werden können, durch Veränderungen beim beizulegenden Zeitwert oder 
den Zahlungsströmen des Sicherungsinstruments ausgeglichen werden (siehe Anhang A Paragra­
phen AL105–AL113A). 

10–70 [gestrichen] 

SICHERUNGSBEZIEHUNGEN 

71 Wenn ein Unternehmen IFRS 9 anwendet und seine Rechnungslegungsmethoden nicht so gewählt 
hat, dass weiterhin die Vorschriften zur Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen des vorliegen­
den Standards angewandt werden (siehe Paragraph 7.2.21 von IFRS 9), hat es die Vorschriften zur 
Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen in Kapitel 6 von IFRS 9 anzuwenden. Bei der Absiche­
rung des beizulegenden Zeitwerts eines prozentualen Anteils eines Portfolios von finanziellen 
Vermögenswerten oder Verbindlichkeiten gegen das Zinsänderungsrisiko kann ein Unternehmen 
allerdings gemäß Paragraph 6.1.3 von IFRS 9 anstatt der Vorschriften in IFRS 9 die Vorschriften 
zur Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen gemäß dem vorliegenden Standard anwenden. In 
diesem Fall muss das Unternehmen auch die besonderen Vorschriften zur Bilanzierung der Ab­
sicherung des beizulegenden Zeitwerts bei der Absicherung eines Portfolios gegen das Zinsände­
rungsrisiko anwenden (siehe Paragraphen 81A, 89A und A114–A132). 

Sicherungsinstrumente 

Qualifizierende Instrumente 

72 Sofern die in Paragraph 88 genannten Bedingungen erfüllt sind, werden in diesem Standard die Umstände, 
unter denen ein Derivat als Sicherungsinstrument designiert werden kann, nicht beschränkt; davon aus­
genommen sind nur bestimmte geschriebene Optionen (siehe Anhang A Paragraph A94). Nichtderivative 
finanzielle Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten können jedoch nur als Sicherungsinstrumente desig­
niert werden, wenn sie der Absicherung eines Währungsrisikos dienen sollen. 

73 Für die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen können als Sicherungsinstrumente nur Finanzinstrumente 
designiert werden, an denen eine nicht zum berichtenden Unternehmen gehörende externe Partei (d. h. 
außerhalb des Konzerns oder des einzelnen Unternehmens, über den/das berichtet wird) beteiligt ist. Zwar 
können einzelne Unternehmen innerhalb eines Konzerns oder einzelne Abteilungen innerhalb eines Unter­
nehmens mit anderen Unternehmen desselben Konzerns oder anderen Abteilungen desselben Unterneh­
mens Sicherungsbeziehungen eingehen, doch werden solche konzerninternen Transaktionen bei der Kon­
solidierung eliminiert und kommen somit für eine Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen im Konzern­
abschluss nicht infrage. Sie können jedoch die Bedingungen für eine Bilanzierung von Sicherungsbezie­
hungen in den Einzelabschlüssen einzelner Unternehmen des Konzerns erfüllen, sofern sie nicht zu dem 
Einzelunternehmen gehören, über das berichtet wird. 

Designation von Sicherungsinstrumenten 

74 In der Regel existiert für ein Sicherungsinstrument in seiner Gesamtheit nur ein einziger beizulegender 
Zeitwert, und die Faktoren, die bei diesem zu Veränderungen führen, bedingen sich gegenseitig. Daher wird 
eine Sicherungsbeziehung von einem Unternehmen stets für ein Sicherungsinstrument in seiner Gesamtheit 
designiert. Die einzigen zulässigen Ausnahmen sind 

a) die Trennung eines Optionskontrakts in inneren Wert und Zeitwert, wobei nur die Veränderung des 
inneren Werts einer Option als Sicherungsinstrument designiert und die Veränderung des Zeitwerts 
ausgeklammert wird, sowie 

b) die Trennung von Zinskomponente und Kassakurs eines Terminkontrakts. 

Diese Ausnahmen werden zugelassen, da der innere Wert der Option und die Prämie eines Terminkon­
trakts in der Regel getrennt bewertet werden können. Eine dynamische Sicherungsstrategie, bei der sowohl 
der innere Wert als auch der Zeitwert eines Optionskontrakts bewertet werden, kann die Bedingungen für 
die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen erfüllen.
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75 In einer Sicherungsbeziehung kann ein Teil des gesamten Sicherungsinstruments, beispielsweise 50 Prozent 
des Nominalvolumens, als Sicherungsinstrument designiert werden. Jedoch kann eine Sicherungsbeziehung 
nicht nur für einen Teil der Zeit, über die das Sicherungsinstrument noch läuft, designiert werden. 

76 Ein einzelnes Sicherungsinstrument kann zur Absicherung verschiedener Risiken eingesetzt werden, wenn 
(a) die abzusichernden Risiken eindeutig ermittelt werden können, (b) die Wirksamkeit der Absicherung 
nachgewiesen werden kann und (c) es möglich ist, eine exakte Zuordnung des Sicherungsinstruments zu 
den verschiedenen Risikopositionen zu gewährleisten. 

77 Zwei oder mehr Derivate oder Anteile davon (oder im Falle der Absicherung eines Währungsrisikos zwei 
oder mehr nichtderivative Instrumente oder Anteile davon bzw. eine Kombination aus derivativen und 
nicht derivativen Instrumenten oder Anteilen davon) können auch dann in Verbindung berücksichtigt und 
zusammen als Sicherungsinstrument designiert werden, wenn das aus einigen Derivaten resultierende 
Risiko/die aus einigen Derivaten resultierenden Risiken das aus anderen resultierende Risiko/die aus ande­
ren resultierenden Risiken ausgleicht/ausgleichen. Ein Collar oder ein anderes derivatives Finanzinstrument, 
bei dem eine geschriebene Option mit einer erworbenen Option kombiniert wird, erfüllt jedoch nicht die 
Anforderungen an ein Sicherungsinstrument, wenn es sich netto um eine geschriebene Option handelt (für 
die eine Nettoprämie vereinnahmt wird). Ebenso können zwei oder mehr Finanzinstrumente (oder Anteile 
davon) als Sicherungsinstrumente designiert werden, jedoch nur, wenn keines von ihnen eine geschriebene 
Option bzw. netto eine geschriebene Option ist. 

Grundgeschäfte 

Qualifizierende Grundgeschäfte 

78 Ein Grundgeschäft kann ein bilanzierter Vermögenswert oder eine bilanzierte Schuld, eine bilanzunwirk­
same feste Verpflichtung, eine mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretende erwartete Transaktion oder eine 
Nettoinvestition in einen ausländischen Geschäftsbetrieb sein. Dabei kann es sich (a) um einen einzelnen 
Vermögenswert, eine einzelne Schuld, eine einzelne feste Verpflichtung, eine mit hoher Wahrscheinlichkeit 
eintretende erwartete Einzeltransaktion oder eine einzelne Nettoinvestition in einen ausländischen Ge­
schäftsbetrieb oder (b) um eine Gruppe von Vermögenswerten, Schulden, festen Verpflichtungen, erwar­
teten und mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden künftigen Transaktionen oder Nettoinvestitionen in 
ausländische Geschäftsbetriebe mit vergleichbarem Risikoprofil oder (c) bei der Absicherung eines Portfo­
lios gegen Zinsänderungsrisiken um einen Teil eines Portfolios an finanziellen Vermögenswerten oder 
Verbindlichkeiten, die demselben Risiko unterliegen, handeln. 

79 [gestrichen] 

80 Für die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen können als Grundgeschäfte nur Vermögenswerte, Schul­
den, feste Verpflichtungen oder mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretende erwartete Transaktionen desig­
niert werden, an denen eine nicht zum Unternehmen gehörende externe Partei beteiligt ist. Daraus folgt, 
dass Transaktionen zwischen Unternehmen desselben Konzerns nur in den Einzelabschlüssen dieser Un­
ternehmen, nicht aber im Konzernabschluss als Sicherungsbeziehungen bilanziert werden können; davon 
ausgenommen ist der Konzernabschluss einer Investmentgesellschaft im Sinne von IFRS 10, in dem Trans­
aktionen zwischen einer Investmentgesellschaft und ihren erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert 
bewerteten Tochterunternehmen im Konzernabschluss nicht eliminiert werden. Eine Ausnahme stellt das 
Währungsrisiko aus einem konzerninternen monetären Posten (z. B. einer Verbindlichkeit/Forderung zwi­
schen zwei Tochtergesellschaften) dar, das die Voraussetzung für ein Grundgeschäft im Konzernabschluss 
erfüllt, wenn es zu Gewinnen oder Verlusten aus einer Wechselkursrisikoposition führt, die gemäß IAS 21 
Auswirkungen von Wechselkursänderungen bei der Konsolidierung nicht vollständig eliminiert werden. Gemäß 
IAS 21 werden Wechselkursgewinne und -verluste von konzerninternen monetären Posten bei der Kon­
solidierung nicht vollständig eliminiert, wenn der konzerninterne monetäre Posten zwischen zwei Unter­
nehmen des Konzerns mit unterschiedlichen funktionalen Währungen abgewickelt wird. Des Weiteren 
können Währungsrisiken einer mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden künftigen konzerninternen 
Transaktion die Kriterien eines Grundgeschäfts für den Konzernabschluss erfüllen, sofern die Transaktion 
in einer anderen Währung als der funktionalen Währung des Unternehmens, das diese Transaktion ab­
schließt, abgewickelt wird und sich das Währungsrisiko im Konzerngewinn oder -verlust niederschlägt.
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Designation finanzieller Posten als Grundgeschäfte 

81 Ist das Grundgeschäft ein finanzieller Vermögenswert oder eine finanzielle Verbindlichkeit, so kann sich die 
Absicherung — sofern deren Wirksamkeit ermittelt werden kann — auf Risiken beschränken, denen 
lediglich ein Teil seiner Zahlungsströme oder seines beizulegenden Zeitwerts ausgesetzt ist (wie ein oder 
mehrere ausgewählte vertragliche Zahlungsströme oder Teile derer oder ein Anteil am beizulegenden 
Zeitwert). So kann beispielsweise ein identifizierbarer und gesondert bewertbarer Teil des Zinsrisikos eines 
zinstragenden Vermögenswerts oder einer zinstragenden Verbindlichkeit als ein abgesichertes Risiko de­
signiert werden (wie z. B. ein risikoloser Zinssatz oder ein Referenzzinsteil des gesamten Zinsrisikos eines 
abgesicherten Finanzinstruments). 

81A Bei der Absicherung des beizulegenden Zeitwerts gegen das Zinsänderungsrisiko eines Portfolios finanziel­
ler Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten (und nur im Falle einer solchen Absicherung) kann der abge­
sicherte Teil anstatt als einzelner Vermögenswert (oder einzelne Verbindlichkeit) in Form eines Währungs­
betrags (z. B. eines Dollar-, Euro-, Pfund- oder Rand-Betrags) designiert werden. Auch wenn das Portfolio 
für Zwecke des Risikomanagements Vermögenswerte und Verbindlichkeiten beinhalten kann, ist der de­
signierte Betrag ein Betrag von Vermögenswerten oder ein Betrag von Verbindlichkeiten. Die Festlegung 
eines Nettobetrags aus Vermögenswerten und Verbindlichkeiten ist nicht zulässig. Das Unternehmen kann 
einen Teil des mit diesem designierten Betrag verbundenen Zinsänderungsrisikos absichern. So kann es 
beispielsweise bei der Absicherung eines Portfolios aus vorzeitig rückzahlbaren Vermögenswerten etwaige 
Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts, die auf Änderungen beim abgesicherten Zinssatz zurück­
zuführen sind, auf Grundlage der erwarteten statt der vertraglichen Zinsanpassungstermine absichern. […]. 

Designation nichtfinanzieller Posten als Grundgeschäfte 

82 Handelt es sich bei dem Grundgeschäft nicht um einen finanziellen Vermögenswert oder eine 
finanzielle Verbindlichkeit, so ist es entweder als ein gegen Währungsrisiken oder als ein ins­
gesamt gegen alle Risiken abgesichertes Geschäft zu designieren, denn zu ermitteln, in welchem 
Verhältnis die Veränderungen bei Zahlungsströmen und beizulegendem Zeitwert den einzelnen 
Risiken zuzuordnen sind, wäre mit Ausnahme des Währungsrisikos äußerst schwierig. 

Designation von Gruppen von Posten als Grundgeschäfte 

83 Ähnliche Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten sind nur dann zusammenzufassen und als Gruppe gegen 
Risiken abzusichern, wenn die einzelnen Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten in der Gruppe demsel­
ben, als abgesichert designierten Risikofaktor unterliegen. Des Weiteren muss zu erwarten sein, dass die 
dem abgesicherten Risiko der einzelnen Posten der Gruppe zuzuordnende Veränderung des beizulegenden 
Zeitwerts zu der dem abgesicherten Risiko der gesamten Gruppe zuzuordnenden Veränderung des bei­
zulegenden Zeitwerts in etwa in einem proportionalen Verhältnis steht. 

84 Da ein Unternehmen die Wirksamkeit einer Absicherung beurteilt, indem es die Veränderung des bei­
zulegenden Zeitwerts oder der Zahlungsströme eines Sicherungsinstruments (oder einer Gruppe ähnlicher 
Sicherungsinstrumente) mit den entsprechenden Änderungen beim Grundgeschäft (oder einer Gruppe 
ähnlicher Grundgeschäfte) vergleicht, kommt ein Vergleich, bei dem ein Sicherungsinstrument nicht einem 
bestimmten Grundgeschäft, sondern einer gesamten Nettoposition (z. B. dem Saldo aller festverzinslichen 
Vermögenswerte und festverzinslichen Verbindlichkeiten mit ähnlichen Laufzeiten) gegenübergestellt wird, 
nicht für eine Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen infrage. 

Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen 

85 Bei der Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen wird berücksichtigt, dass Veränderungen des beizulegen­
den Zeitwerts des Sicherungsinstruments und des Grundgeschäfts gegenläufige Auswirkungen auf den 
Gewinn und Verlust haben. 

86 Es gibt drei Arten von Sicherungsbeziehungen: 

a) Absicherung des beizulegenden Zeitwerts: Eine Absicherung des Risikos, dass sich der beizule­
gende Zeitwert eines bilanzierten Vermögenswerts oder einer bilanzierten Schuld oder einer 
bilanzunwirksamen festen Verpflichtung oder eines genau bezeichneten Teils eines solchen 
Vermögenswerts, einer solchen Schuld oder festen Verpflichtung verändert, sofern diese mög­
liche Veränderung auf ein bestimmtes Risiko zurückzuführen ist und sich auf den Gewinn oder 
Verlust auswirken könnte.
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b) Absicherung von Zahlungsströmen: Eine Absicherung gegen das Risiko schwankender Zahlungs­
ströme, das (i) auf ein bestimmtes mit dem bilanzierten Vermögenswert oder der bilanzierten 
Schuld (wie beispielsweise ein Teil oder alle künftigen Zinszahlungen einer variabel verzins­
lichen Verbindlichkeit) oder dem mit einer mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden erwar­
teten Transaktion verbundenen Risiko zurückzuführen ist und (ii) sich auf den Gewinn oder 
Verlust auswirken könnte. 

c) Absicherung einer Nettoinvestition in einen ausländischen Geschäftsbetrieb im Sinne von IAS 21. 

87 Eine Absicherung des Währungsrisikos einer festen Verpflichtung kann als eine Absicherung des beizule­
genden Zeitwerts oder als eine Absicherung von Zahlungsströmen bilanziert werden. 

88 Eine Sicherungsbeziehung erfüllt nur dann die Voraussetzungen für die Bilanzierung von Siche­
rungsbeziehungen gemäß den Paragraphen 89–102, wenn alle folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Zu Beginn der Absicherung sind sowohl die Sicherungsbeziehung als auch die Risikomanage­
mentzielsetzungen und -strategien, die das Unternehmen im Hinblick auf die Absicherung 
verfolgt, formal zu designieren und zu dokumentieren. Diese Dokumentation hat die Festlegung 
des Sicherungsinstruments, des Grundgeschäfts oder der abgesicherten Transaktion und die Art 
des abzusichernden Risikos zu beinhalten sowie eine Beschreibung, wie das Unternehmen die 
Wirksamkeit des Sicherungsinstruments bei der Kompensation der Risiken aus Veränderungen 
des beizulegenden Zeitwerts oder der Zahlungsströme des Grundgeschäfts bestimmen wird. 

b) Es wird davon ausgegangen, dass das Ziel, Veränderungen bei beizulegendem Zeitwert oder 
Zahlungsströmen, die dem abgesicherten Risiko zuzuordnen sind, der für diese spezielle Siche­
rungsbeziehung ursprünglich dokumentierten Risikomanagementstrategie entsprechend zu 
kompensieren, mit der betreffenden Absicherung mit hoher Wahrscheinlichkeit erreicht wird 
(siehe Anhang A Paragraphen AL105–AL113A). 

c) Bei Absicherungen von Zahlungsströmen muss eine der Absicherung zugrunde liegende erwar­
tete Transaktion eine hohe Eintrittswahrscheinlichkeit haben und Risiken im Hinblick auf 
Schwankungen der Zahlungsströme ausgesetzt sein, die sich letztlich im Gewinn oder Verlust 
niederschlagen könnten. 

d) Die Wirksamkeit der Absicherung ist verlässlich bestimmbar, d. h. der beizulegende Zeitwert 
oder die Zahlungsströme des Grundgeschäfts, die auf das abgesicherte Risiko zurückzuführen 
sind, und der beizulegende Zeitwert des Sicherungsinstruments können verlässlich ermittelt 
werden. 

e) Die Sicherungsbeziehung wird fortlaufend bewertet und für sämtliche Rechnungslegungsperi­
oden, für die sie designiert wurde, als faktisch hoch wirksam beurteilt. 

Absicherung des beizulegenden Zeitwerts 

89 Erfüllt eine Absicherung des beizulegenden Zeitwerts im Verlauf der Periode die in Paragraph 88 
genannten Voraussetzungen, so ist sie wie folgt zu bilanzieren: 

a) der Gewinn oder Verlust aus der Neubewertung des Sicherungsinstruments zum beizulegenden 
Zeitwert (für ein derivatives Sicherungsinstrument) oder die Währungskomponente seines 
gemäß IAS 21 bewerteten Buchwerts (für ein nichtderivatives Sicherungsinstrument) ist er­
folgswirksam zu erfassen, und 

b) der dem abgesicherten Risiko zuzuordnende Gewinn oder Verlust aus dem Grundgeschäft führt 
zu einer Anpassung des Buchwerts des Grundgeschäfts und ist erfolgswirksam zu erfassen. Dies 
gilt für den Fall, dass das Grundgeschäft ansonsten zu den Anschaffungskosten bewertet wird. 
Der dem abgesicherten Risiko zuzuordnende Gewinn oder Verlust ist erfolgswirksam zu er­
fassen, wenn es sich bei dem Grundgeschäft um einen finanziellen Vermögenswert handelt, der 
gemäß Paragraph 4.1.2A von IFRS 9 zum beizulegenden Zeitwert erfolgsneutral im sonstigen 
Ergebnis bewertet wird. 

89A Bei einer Absicherung des beizulegenden Zeitwerts gegen das Zinsänderungsrisiko eines Teils eines Port­
folios finanzieller Vermögenswerte oder finanzieller Verbindlichkeiten (und nur im Falle einer solchen 
Absicherung) kann die Vorschrift von Paragraph 89(b) erfüllt werden, indem der dem Grundgeschäft 
zuzuordnende Gewinn oder Verlust entweder durch
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a) einen einzelnen gesonderten Posten innerhalb der Vermögenswerte für jene Zinsanpassungsperioden, in 
denen das Grundgeschäft ein Vermögenswert ist, oder 

b) einen einzelnen gesonderten Posten innerhalb der Verbindlichkeiten für jene Zinsanpassungsperioden, 
in denen das Grundgeschäft eine Verbindlichkeit ist, ausgewiesen wird. 

Die unter (a) und (b) genannten gesonderten Posten sind in unmittelbarer Nähe der finanziellen Ver­
mögenswerte bzw. Verbindlichkeiten darzustellen. Die in diesen gesonderten Posten ausgewiesenen Beträge 
sind bei der Ausbuchung der dazugehörigen Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten aus der Bilanz zu 
entfernen. 

90 Werden nur bestimmte mit dem Grundgeschäft verbundene Risiken abgesichert, sind erfasste Veränderun­
gen des beizulegenden Zeitwerts eines Grundgeschäfts, die nicht dem abgesicherten Risiko zuzuordnen 
sind, gemäß Paragraph 5.7.1 von IFRS 9 zu erfassen. 

91 Ein Unternehmen hat die in Paragraph 89 dargelegte Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen 
künftig einzustellen, wenn 

a) das Sicherungsinstrument ausläuft oder veräußert, beendet oder ausgeübt wird. In diesem Sinne 
gilt die Ersetzung oder Fortsetzung eines Sicherungsinstruments durch ein anderes nicht als 
Auslaufen oder Beendigung, wenn eine derartige Ersetzung oder Fortsetzung Teil der doku­
mentierten Sicherungsstrategie des Unternehmens ist. In diesem Sinne liegt ebenfalls kein Aus­
laufen oder keine Beendigung eines Sicherungsinstruments vor, wenn 

i) die Parteien des Sicherungsinstruments infolge bestehender oder neu erlassener Rechts- oder 
Regulierungsvorschriften vereinbaren, dass eine oder mehrere Clearing-Partei oder -Parteien 
ihre ursprüngliche Gegenpartei ersetzt oder ersetzen und zur neuen Gegenpartei aller Par­
teien wird oder werden. Eine Clearing-Gegenpartei in diesem Sinne ist eine zentrale Gegen­
partei (mitunter „Clearingstelle“ oder „Clearinghaus“ genannt) oder ein bzw. mehrere Un­
ternehmen, wie ein Mitglied einer Clearingstelle oder ein Kunde eines Mitglieds einer Clea­
ringstelle, die als Gegenpartei auftreten, damit das Clearing durch eine zentrale Gegenpartei 
erfolgt. Ersetzen die Parteien des Sicherungsinstruments ihre ursprünglichen Gegenparteien 
allerdings durch unterschiedliche Gegenparteien, so gilt dieser Paragraph nur dann, wenn 
jede dieser Parteien ihr Clearing bei derselben zentralen Gegenpartei durchführt; 

ii) etwaige andere Änderungen beim Sicherungsinstrument nicht über den für eine solche 
Ersetzung der Gegenpartei notwendigen Umfang hinausgehen. Auch müssen derartige Än­
derungen auf solche beschränkt sein, die den Bedingungen entsprechen, die zu erwarten 
wären, wenn das Sicherungsinstrument von Anfang an bei der Clearing-Gegenpartei gecleart 
worden wäre. Hierzu zählen auch Änderungen bei den Anforderungen an Sicherheiten, den 
Rechten auf Aufrechnung von Forderungen und Verbindlichkeiten und den erhobenen Ent­
gelten; 

b) die Sicherungsbeziehung nicht mehr die in Paragraph 88 genannten Kriterien für die Bilanzie­
rung von Sicherungsbeziehungen erfüllt, oder 

c) das Unternehmen die Designation zurückzieht. 

92 Jede auf Paragraph 89(b) beruhende Anpassung des Buchwerts eines abgesicherten Finanzinstru­
ments, das zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet wird (oder im Falle einer Absicherung 
eines Portfolios gegen Zinsänderungsrisiken des gesonderten Bilanzpostens, wie in Paragraph 89A 
beschrieben) ist erfolgswirksam abzuschreiben. Sobald es eine Anpassung gibt, kann die Abschrei­
bung beginnen, sie muss aber spätestens zu dem Zeitpunkt beginnen, an dem das Grundgeschäft 
nicht mehr um Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts, die auf das abzusichernde Risiko 
zurückzuführen sind, angepasst wird. Die Anpassung basiert auf einem zum Zeitpunkt des Ab­
schreibungsbeginns neu berechneten Effektivzinssatz. Wenn jedoch im Falle einer Absicherung des 
beizulegenden Zeitwerts gegen Zinsänderungsrisiken eines Portfolios finanzieller Vermögenswerte 
oder finanzieller Verbindlichkeiten (und nur bei einer solchen Absicherung) eine Abschreibung 
unter Einsatz eines neu berechneten Effektivzinssatzes nicht durchführbar ist, so ist der Anpas­
sungsbetrag linear abzuschreiben. Der Anpassungsbetrag ist bis zur Fälligkeit des Finanzinstru­
ments oder im Falle der Absicherung eines Portfolios gegen Zinsänderungsrisiken bei Ablauf des 
entsprechenden Zinsanpassungstermins vollständig abzuschreiben.
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93 Wird eine bilanzunwirksame feste Verpflichtung als Grundgeschäft designiert, so wird die nachfolgende 
kumulierte Veränderung des beizulegenden Zeitwerts der festen Verpflichtung, die dem abgesicherten 
Risiko zuzuordnen ist, als Vermögenswert oder Verbindlichkeit mit einem entsprechenden Gewinn oder 
Verlust erfolgswirksam erfasst (siehe Paragraph 89(b)). Die Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts des 
Sicherungsinstruments sind ebenfalls erfolgswirksam zu erfassen. 

94 Geht ein Unternehmen eine feste Verpflichtung ein, einen Vermögenswert zu erwerben oder eine Schuld 
zu übernehmen, der/die im Rahmen einer Absicherung eines beizulegenden Zeitwerts ein Grundgeschäft 
darstellt, wird der Buchwert des Vermögenswerts oder der Schuld, der aus der Erfüllung der festen Ver­
pflichtung des Unternehmens hervorgeht, im Zugangszeitpunkt um die kumulierte Veränderung des bei­
zulegenden Zeitwerts der festen Verpflichtung, der auf das in der Bilanz erfasste abgesicherte Risiko 
zurückzuführen ist, angepasst. 

Absicherung von Zahlungsströmen 

95 Erfüllt die Absicherung von Zahlungsströmen im Verlauf der Periode die in Paragraph 88 genann­
ten Voraussetzungen, so hat die Bilanzierung folgendermaßen zu erfolgen: 

a) der Teil des Gewinns oder Verlusts aus einem Sicherungsinstrument, der als wirksame Absi­
cherung ermittelt wird (siehe Paragraph 88), ist im sonstigen Ergebnis zu erfassen, und 

b) der unwirksame Teil des Gewinns oder Verlusts aus dem Sicherungsinstruments ist erfolgs­
wirksam zu erfassen. 

96 Ausführlicher dargestellt wird eine Absicherung von Zahlungsströmen folgendermaßen bilanziert: 

a) die eigenständige, mit dem Grundgeschäft verbundene Eigenkapitalkomponente wird um den nied­
rigeren der folgenden Beträge (in absoluten Zahlen) angepasst: 

i) den kumulierten Gewinn oder Verlust aus dem Sicherungsinstrument seit Beginn der Sicherungs­
beziehung, und 

ii) die kumulierte Veränderung des beizulegenden Zeitwerts (Barwerts) der erwarteten künftigen Zah­
lungsströme aus dem Grundgeschäft seit Beginn der Sicherungsbeziehung, 

b) ein verbleibender Gewinn oder Verlust aus einem Sicherungsinstrument oder einer designierten Kom­
ponente davon (das keine wirksame Absicherung darstellt) wird erfolgswirksam erfasst, und 

c) sofern die dokumentierte Risikomanagementstrategie eines Unternehmens für eine bestimmte Siche­
rungsbeziehung einen bestimmten Teil des Gewinns oder Verlusts oder damit verbundener Zahlungs­
ströme aus einem Sicherungsinstrument von der Beurteilung der Wirksamkeit der Absicherung aus­
schließt (siehe Paragraphen 74, 75 und 88(a)), so ist dieser ausgeschlossene Gewinn- oder Verlustteil 
gemäß Paragraph 5.7.1 von IFRS 9 zu erfassen. 

97 Resultiert eine Absicherung einer erwarteten Transaktion später im Ansatz eines finanziellen 
Vermögenswerts oder einer finanziellen Verbindlichkeit, sind die damit verbundenen Gewinne 
oder Verluste, die gemäß Paragraph 95 im sonstigen Ergebnis erfasst wurden, in derselben Periode 
oder denselben Perioden, in der/denen die abgesicherten erwarteten Zahlungsströme erfolgswirk­
sam werden (z. B. in den Perioden, in denen Zinserträge oder Zinsaufwendungen erfasst werden), 
erfolgswirksam umzugliedern und als Umgliederungsbetrag auszuweisen (siehe IAS 1 (in der 2007 
überarbeiteten Fassung)). Erwartet ein Unternehmen jedoch, dass der gesamte oder ein Teil des im 
sonstigen Ergebnis erfassten Verlusts in einer oder mehreren der folgenden Perioden nicht wieder 
hereingeholt wird, hat es den voraussichtlich nicht wieder hereingeholten Betrag als Umglie­
derungsbetrag erfolgswirksam umzubuchen. 

98 Resultiert eine Absicherung einer erwarteten Transaktion später im Ansatz eines nichtfinanziellen 
Vermögenswerts oder einer nichtfinanziellen Verbindlichkeit oder wird eine erwartete Trans­
aktion für einen nichtfinanziellen Vermögenswert oder eine nichtfinanzielle Verbindlichkeit zu 
einer festen Verpflichtung, für die die Bilanzierung für die Absicherung des beizulegenden Zeit­
werts angewendet wird, hat das Unternehmen den nachfolgenden Punkt (a) oder (b) anzuwenden:
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a) Die entsprechenden Gewinne und Verluste, die gemäß Paragraph 95 im sonstigen Ergebnis 
erfasst wurden, sind in derselben Periode oder denselben Perioden, in der/denen der erworbene 
Vermögenswert oder die übernommene Schuld erfolgswirksam wird (wie z. B. in den Perioden, 
in denen Abschreibungsaufwendungen oder Umsatzkosten erfasst werden), erfolgswirksam 
umzugliedern und als Umgliederungsbetrag auszuweisen (siehe IAS 1 (überarbeitet 2007)). Er­
wartet ein Unternehmen jedoch, dass der gesamte oder ein Teil des im sonstigen Ergebnis 
erfassten Verlusts in einer oder mehreren der folgenden Perioden nicht wieder hereingeholt 
wird, hat es den voraussichtlich nicht wieder hereingeholten Betrag erfolgswirksam umzug­
liedern und als Umgliederungsbetrag auszuweisen. 

b) Die entsprechenden Gewinne und Verluste, die gemäß Paragraph 95 im sonstigen Ergebnis 
erfasst wurden, werden entfernt und Teil der Anschaffungskosten im Zugangszeitpunkt oder 
eines anderweitigen Buchwerts des Vermögenswerts oder der Schuld. 

99 Ein Unternehmen hat sich bei seiner Rechnungslegungsmethode entweder für Punkt (a) oder für 
(b) des Paragraphen 98 zu entscheiden und diese Methode konsequent auf alle Sicherungsbezie­
hungen anzuwenden, auf die sich Paragraph 98 bezieht. 

100 Bei anderen als den in Paragraph 97 und 98 angeführten Absicherungen von Zahlungsströmen sind 
die Beträge, die im sonstigen Ergebnis erfasst wurden, in derselben Periode oder denselben Peri­
oden, in der/denen die abgesicherten erwarteten Zahlungsströme erfolgswirksam werden (z. B. 
wenn ein erwarteter Verkauf stattfindet), erfolgswirksam umzugliedern und als Umgliederungs­
betrag auszuweisen (siehe IAS 1 (überarbeitet 2007)). 

101 In allen nachstehend genannten Fällen hat ein Unternehmen die in den Paragraphen 95–100 be­
schriebene Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen einzustellen: 

a) Das Sicherungsinstrument läuft aus oder wird veräußert, beendet oder ausgeübt. In diesem Fall 
verbleibt der kumulierte Gewinn oder Verlust aus dem Sicherungsinstrument, der seit der 
Periode, als die Absicherung als wirksam eingestuft wurde, im sonstigen Ergebnis erfasst wurde 
(siehe Paragraph 95(a)), als gesonderter Posten im Eigenkapital, bis die erwartete Transaktion 
eingetreten ist. Tritt die Transaktion ein, kommen die Paragraphen 97, 98 und 100 zur Anwen­
dung. Für die Zwecke dieses Unterabsatzes gilt die Ersetzung oder Fortsetzung eines Siche­
rungsinstruments durch ein anderes Sicherungsinstrument nicht als Auslaufen oder Beendigung, 
wenn eine solche Ersetzung oder Fortsetzung Teil der dokumentierten Sicherungsstrategie des 
Unternehmens ist. Für die Zwecke dieses Unterabsatzes liegt ebenfalls kein Auslaufen oder 
keine Beendigung des Sicherungsinstruments vor, wenn 

i) die Parteien des Sicherungsinstruments infolge bestehender oder neu erlassener Rechts- oder 
Regulierungsvorschriften vereinbaren, dass eine oder mehrere Clearing-Parteien ihre ur­
sprüngliche Gegenpartei ersetzen und diese die neue Gegenpartei aller Parteien wird. Eine 
Clearing-Gegenpartei in diesem Sinne ist eine zentrale Gegenpartei (mitunter „Clearingstelle“ 
oder „Clearinghaus“ genannt) oder ein bzw. mehrere Unternehmen, wie ein Mitglied einer 
Clearingstelle oder ein Kunde eines Mitglieds einer Clearingstelle, die als Gegenpartei auf­
treten, damit das Clearing durch eine zentrale Gegenpartei erfolgt. Ersetzen die Parteien des 
Sicherungsinstruments ihre ursprünglichen Gegenparteien allerdings durch unterschiedliche 
Gegenparteien, so gilt dieser Paragraph nur dann, wenn jede dieser Parteien ihr Clearing bei 
derselben zentralen Gegenpartei durchführt. 

ii) etwaige andere Änderungen beim Sicherungsinstrument nicht über den für eine solche 
Ersetzung der Gegenpartei notwendigen Umfang hinausgehen. Auch müssen derartige Än­
derungen auf solche beschränkt sein, die den Bedingungen entsprechen, die zu erwarten 
wären, wenn das Sicherungsinstrument von Anfang an bei der Clearing-Gegenpartei gecleart 
worden wäre. Hierzu zählen auch Änderungen bei den Anforderungen an Sicherheiten, den 
Rechten auf Aufrechnung von Forderungen und Verbindlichkeiten und den erhobenen Ent­
gelten.
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b) Die Sicherungsbeziehung erfüllt nicht mehr die in Paragraph 88 genannten Kriterien für die 
Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen. In diesem Fall verbleibt der kumulierte Gewinn oder 
Verlust aus dem Sicherungsinstrument, der seit der Periode, als die Absicherung als wirksam 
eingestuft wurde, im sonstigen Ergebnis erfasst wird (siehe Paragraph 95(a)), als gesonderter 
Posten im Eigenkapital, bis die erwartete Transaktion eingetreten ist. Tritt die Transaktion ein, 
kommen die Paragraphen 97, 98 und 100 zur Anwendung. 

c) Mit dem Eintreten der erwarteten Transaktion wird nicht mehr gerechnet, sodass in diesem Fall 
alle entsprechenden kumulierten Gewinne oder Verluste aus dem Sicherungsinstrument, die 
seit der Periode, als die Absicherung als wirksam eingestuft wurde, im sonstigen Ergebnis 
erfasst wurden (siehe Paragraph 95(a)), erfolgswirksam umzugliedern und als Umgliederungs­
betrag auszuweisen sind. Auch wenn das Eintreten einer erwarteten Transaktion nicht mehr 
hoch wahrscheinlich ist (siehe Paragraph 88(c)), kann damit jedoch immer noch gerechnet 
werden. 

d) Das Unternehmen zieht die Designation zurück. Für Absicherungen einer erwarteten Trans­
aktion wird der kumulierte Gewinn oder Verlust aus dem Sicherungsinstrument, der seit der 
Periode, als die Sicherungsbeziehung als wirksam eingestuft wurde, im sonstigen Ergebnis 
erfasst wird (siehe Paragraph 95(a)), weiterhin gesondert im Eigenkapital ausgewiesen, bis die 
erwartete Transaktion eingetreten ist oder deren Eintreten nicht mehr erwartet wird. Tritt die 
Transaktion ein, kommen die Paragraphen 97, 98 und 100 zur Anwendung. Wenn das Eintreten 
der Transaktion nicht mehr erwartet wird, ist der im sonstigen Ergebnis erfasste kumulierte 
Gewinn oder Verlust erfolgswirksam umzugliedern und als Umgliederungsbetrag auszuweisen. 

Absicherungen einer Nettoinvestition 

102 Absicherungen einer Nettoinvestition in einen ausländischen Geschäftsbetrieb, einschließlich einer 
Absicherung eines monetären Postens, der als Teil der Nettoinvestition behandelt wird (siehe 
IAS 21), sind in gleicher Weise zu bilanzieren wie die Absicherung von Zahlungsströmen: 

a) der Teil des Gewinns oder Verlusts aus einem Sicherungsinstrument, der als wirksame Absi­
cherung ermittelt wird (siehe Paragraph 88) ist im sonstigen Ergebnis zu erfassen, und 

b) der nicht wirksame Teil ist erfolgswirksam zu erfassen. 

Der Gewinn oder Verlust aus einem Sicherungsinstrument, der dem wirksamen Teil der Siche­
rungsbeziehung zuzurechnen ist und im sonstigen Ergebnis erfasst wurde, ist bei der Veräußerung 
oder teilweisen Veräußerung des ausländischen Geschäftsbetriebs gemäß IAS 21 Paragraph 48–49 
erfolgswirksam umzugliedern und als Umgliederungsbetrag (siehe IAS 1 (überarbeitet 2007)) aus­
zuweisen. 

Befristete Ausnahmen von der Anwendung spezieller Vorschriften für die Bilanzierung von Si­
cherungsbeziehungen 

102A Ein Unternehmen hat die Paragraphen 102D–102N und 108G auf alle Sicherungsbeziehungen anzuwen­
den, die von der Reform der Referenzzinssätze unmittelbar betroffen sind. Diese Paragraphen gelten aus­
schließlich für Sicherungsbeziehungen der genannten Art. Eine Sicherungsbeziehung ist nur dann unmittel­
bar von der Reform der Referenzzinssätze betroffen, wenn die Reform Unsicherheiten in Bezug auf 
Folgendes aufwirft: 

a) den als abgesichertes Risiko designierten (vertraglich oder nicht vertraglich spezifizierten) Referenzzins­
satz und/oder 

b) den Zeitpunkt oder die Höhe referenzzinssatzbasierter Zahlungsströme des Grundgeschäfts oder des 
Sicherungsinstruments. 

102B Für die Zwecke der Anwendung der Paragraphen 102D–102N bezeichnet der Begriff „Reform der Refe­
renzzinssätze“ die marktweite Reform von Referenzzinssätzen, einschließlich ihrer Ablösung durch einen 
alternativen Referenzsatz, wie sie sich aus den Empfehlungen im Bericht des Finanzstabilitätsrates „Refor­
ming Major Interest Rate Benchmarks“ ( 26 ) vom Juli 2014 ergibt.
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102C Die in den Paragraphen 102D–102N vorgesehenen Ausnahmen gelten nur für die dort genannten Vor­
schriften. Ein Unternehmen hat alle anderen Vorschriften für die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen 
auch weiterhin auf die von der Reform der Referenzzinssätze unmittelbar betroffenen Sicherungsbezie­
hungen anzuwenden. 

Anforderung einer „hohen Wahrscheinlichkeit “ bei der Absicherung von Zahlungsströmen 

102D Für die Zwecke der Anwendung der Anforderung nach Paragraph 88(c), wonach eine erwartete Trans­
aktion eine hohe Eintrittswahrscheinlichkeit haben muss, hat ein Unternehmen anzunehmen, dass sich der 
(vertraglich oder nichtvertraglich spezifizierte) Referenzzinssatz, auf dem die abgesicherten Zahlungsströme 
beruhen, durch die Reform der Referenzzinssätze nicht verändert. 

Umgliederung des im sonstigen Ergebnis erfassten kumulierten Gewinns oder Verlusts 

102E Für die Zwecke der Anwendung der Anforderung nach Paragraph 101(c) hat ein Unternehmen bei der 
Beurteilung der Frage, ob mit dem Eintreten der erwarteten Transaktion nicht mehr zu rechnen ist, 
anzunehmen, dass sich der (vertraglich oder nichtvertraglich spezifizierte) Referenzzinssatz, auf dem die 
abgesicherten Zahlungsströme beruhen, durch die Reform der Referenzzinssätze nicht verändert. 

Beurteilung der Wirksamkeit 

102F Für die Zwecke der Anwendung der Anforderung der Paragraphen 88(b) und AL105(a) hat ein Unterneh­
men anzunehmen, dass sich der (vertraglich oder nichtvertraglich spezifizierte) Referenzzinssatz, auf dem 
die abgesicherten Zahlungsströme und/oder das abgesicherte Risiko beruhen, oder der Referenzzinssatz, 
auf dem die Zahlungsströme des Sicherungsinstruments beruhen, durch die Reform der Referenzzinssätze 
nicht verändert. 

102G Für die Zwecke der Anwendung der Anforderung des Paragraphen 88(e) muss ein Unternehmen eine 
Sicherungsbeziehung nicht beenden, wenn die tatsächlichen Ergebnisse der Absicherung nicht den An­
forderungen des Paragraphen AL105(b) entsprechen. Um sämtliche Zweifel auszuschließen, hat ein Unter­
nehmen für die Beurteilung der Frage, ob die Sicherungsbeziehung beendet werden muss, die anderen 
Bedingungen des Paragraphen 88 anzuwenden, einschließlich der in Paragraph 88(b) vorgesehenen pro­
spektiven Beurteilung. 

Designation finanzieller Posten als Grundgeschäfte 

102H Sofern nicht Paragraph 102I anwendbar ist, muss ein Unternehmen bei der Absicherung eines nichtver­
traglich spezifizierten Referenzteils des Zinsänderungsrisikos die Anforderungen der Paragraphen 81 und 
AL99F (wonach der designierte Teil gesondert identifizierbar sein muss) nur zu Beginn der Sicherungs­
beziehung erfüllen. 

102I Wenn ein Unternehmen entsprechend seiner Sicherungsdokumentation eine Sicherungsbeziehung häufig 
erneuert (d. h. beendet und neu beginnt), da sich sowohl das Sicherungsinstrument als auch das Grund­
geschäft häufig ändern (d. h. das Unternehmen einen dynamischen Prozess anwendet, bei dem sowohl die 
Grundgeschäfte als auch die zur Steuerung dieses Risikos eingesetzten Sicherungsinstrumente nicht lange 
dieselben bleiben), muss es die Anforderungen der Paragraphen 81 und AL99F (wonach der designierte Teil 
gesondert identifizierbar sein muss) nur bei der erstmaligen Designation eines Grundgeschäfts in dieser 
Sicherungsbeziehung erfüllen. Wurde ein Grundgeschäft bei seiner erstmaligen Designation in einer Siche­
rungsbeziehung einer Beurteilung unterzogen, so muss es unabhängig davon, ob diese Beurteilung zu 
Beginn der Sicherungsbeziehung oder danach erfolgte, bei einer neuerlichen Designation innerhalb dersel­
ben Sicherungsbeziehung nicht erneut beurteilt werden. 

Ende der Anwendung 

102J Ein Unternehmen hat die Anwendung des Paragraphen 102D auf ein Grundgeschäft prospektiv zum 
früheren der nachstehend genannten Zeitpunkte einzustellen: 

a) wenn die durch die Reform der Referenzzinssätze bedingte Unsicherheit, was den Zeitpunkt und die 
Höhe der referenzzinssatzbasierten Zahlungsströme aus dem Grundgeschäft angeht, nicht mehr besteht 
und 

b) wenn die Sicherungsbeziehung, zu der das Grundgeschäft gehört, beendet wird.
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102K Ein Unternehmen hat die Anwendung des Paragraphen 102E prospektiv zum früheren der nachstehend 
genannten Zeitpunkte einzustellen: 

a) wenn die durch die Reform der Referenzzinssätze bedingte Unsicherheit, was den Zeitpunkt und die 
Höhe der referenzzinssatzbasierten künftigen Zahlungsströme aus dem Grundgeschäft angeht, nicht 
mehr besteht und 

b) wenn der im sonstigen Ergebnis erfasste kumulierte Gewinn oder Verlust aus dieser beendeten Siche­
rungsbeziehung in voller Höhe erfolgswirksam umgegliedert wurde. 

102L Ein Unternehmen hat die Anwendung des Paragraphen 102F in folgenden Fällen prospektiv einzustellen: 

a) bei einem Grundgeschäft, wenn die durch die Reform der Referenzzinssätze bedingte Unsicherheit, was 
das abgesicherte Risiko oder den Zeitpunkt und die Höhe der referenzzinssatzbasierten Zahlungsströme 
aus dem Grundgeschäft angeht, nicht mehr besteht und 

b) bei einem Sicherungsinstrument, wenn die durch die Reform der Referenzzinssätze bedingte Unsicher­
heit, was den Zeitpunkt und die Höhe der referenzzinssatzbasierten Zahlungsströme aus dem Siche­
rungsinstrument angeht, nicht mehr besteht. 

Wenn die Sicherungsbeziehung, zu der das Grundgeschäft und das Sicherungsinstrument gehören, vor dem 
in Paragraph 102L(a) oder dem in Paragraph 102L(b) genannten Datum beendet wird, hat das Unterneh­
men die Anwendung des Paragraphen 102F auf diese Sicherungsbeziehung zum Zeitpunkt der Beendigung 
prospektiv einzustellen. 

102M Ein Unternehmen hat die Anwendung des Paragraphen 102G auf eine Sicherungsbeziehung prospektiv 
zum früheren der nachstehend genannten Zeitpunkte einzustellen: 

a) wenn die durch die Reform der Referenzzinssätze bedingte Unsicherheit, was das abgesicherte Risiko 
sowie den Zeitpunkt und die Höhe der referenzzinssatzbasierten Zahlungsströme aus dem Grund­
geschäft und dem Sicherungsinstrument angeht, nicht mehr besteht und 

b) wenn die Sicherungsbeziehung, auf die die Ausnahme angewandt wird, beendet wird. 

102N Wenn ein Unternehmen eine Gruppe von Geschäften als Grundgeschäft oder eine Kombination von 
Finanzinstrumenten als Sicherungsinstrument designiert, hat es die Anwendung der Paragraphen 102D– 
102G auf ein einzelnes Grundgeschäft oder Finanzinstrument gemäß den Paragraphen 102J, 102K, 102L 
oder 102M – je nachdem, welcher im Einzelfall einschlägig ist – einzustellen, wenn die durch die Reform 
der Referenzzinssätze bedingte Unsicherheit, was das abgesicherte Risiko und/oder den Zeitpunkt und die 
Höhe der referenzzinssatzbasierten Zahlungsströme aus diesem Grundgeschäft oder Finanzinstrument an­
geht, nicht mehr besteht. 

102O Ein Unternehmen hat die Anwendung der Paragraphen 102H und 102I prospektiv zum früheren der 
nachstehend genannten Zeitpunkte einzustellen: 

a) wenn an dem nicht vertraglich spezifizierten Risikoanteil unter Anwendung des Paragraphen 102P 
Änderungen vorgenommen werden, die aufgrund der Reform der Referenzzinssätze erforderlich sind, 
oder 

b) wenn die Sicherungsbeziehung, in der der nicht vertraglich spezifizierte Risikoanteil designiert ist, 
beendet wird. 

Weitere durch die Reform der Referenzzinsätze bedingte vorübergehende Ausnahmen 

Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen 

102P Sobald die Bestimmungen der Paragraphen 102D–102I auf eine Sicherungsbeziehung nicht mehr anwend­
bar sind (siehe die Paragraphen 102J–102O), hat ein Unternehmen die formale Designation der jeweiligen 
Sicherungsbeziehung in der zuvor dokumentierten Weise anzupassen, um den aufgrund der Reform der 
Referenzzinssätze erforderlichen Änderungen Rechnung zu tragen, d. h. die Änderungen stehen im Ein­
klang mit den Bestimmungen der Paragraphen 5.4.6–5.4.8 von IFRS 9. In diesem Zusammenhang ist die 
Designation der Sicherungsbeziehung nur anzupassen, wenn eine oder mehrere der folgenden Änderungen 
vorgenommen werden:
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a) eine Designation eines alternativen (vertraglich oder nichtvertraglich spezifizierten) Referenzzinssatzes 
als abgesichertes Risiko, 

b) eine Anpassung der Beschreibung des Grundgeschäfts, einschließlich der Beschreibung des designierten 
Teils der abgesicherten Zahlungsströme oder des abgesicherten beizulegenden Zeitwerts, 

c) eine Anpassung der Beschreibung des Sicherungsinstruments oder 

d) eine Anpassung der Beschreibung der Art und Weise, wie das Unternehmen die Wirksamkeit der 
Absicherung beurteilen wird. 

102Q Die Bestimmungen des Paragraphen 102P(c) sind auch anzuwenden, wenn die folgenden drei Bedingungen 
erfüllt sind: 

a) das Unternehmen nimmt eine aufgrund der Reform der Referenzzinssätze erforderliche Änderung auf 
andere Weise vor als durch eine Änderung der Basis für die Ermittlung der vertraglichen Zahlungs­
ströme des Sicherungsinstruments (wie in Paragraph 5.4.6 von IFRS 9 beschrieben), 

b) das ursprüngliche Sicherungsinstrument wird nicht ausgebucht, und 

c) die gewählte Vorgehensweise ist wirtschaftlich gleichwertig mit einer Änderung der Basis für die 
Ermittlung der vertraglichen Zahlungsströme des ursprünglichen Sicherungsinstruments (wie in den 
Paragraphen 5.4.7 und 5.4.8 von IFRS 9 beschrieben). 

102R Die Bestimmungen der Paragraphen 102D–102I können zu unterschiedlichen Zeitpunkten ihre Anwend­
barkeit verlieren. Daher kann ein Unternehmen in Anwendung des Paragraphen 102P dazu verpflichtet 
sein, die formale Designation seiner Sicherungsbeziehungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten anzupassen 
oder die formale Designation einer Sicherungsbeziehung mehr als einmal anzupassen. Nur dann, wenn 
eine solche Änderung an der Designation der Sicherungsbeziehung vorgenommen wird, hat ein Unter­
nehmen je nach Fall die Paragraphen 102V–102Z2 anzuwenden. Ein Unternehmen hat zudem Para­
graph 89 (bei einer Absicherung des beizulegenden Zeitwerts) oder Paragraph 96 (bei einer Absicherung 
von Zahlungsströmen) anzuwenden, um etwaige Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts des Grund­
geschäfts oder des Sicherungsinstruments zu bilanzieren. 

102S Eine Sicherungsbeziehung ist gemäß Paragraph 102P spätestens bis zum Ende jener Berichtsperiode an­
zupassen, in der eine aufgrund der Reform der Referenzzinssätze erforderliche Änderung des abgesicherten 
Risikos, des Grundgeschäfts oder des Sicherungsinstruments vorgenommen wird. Der Klarheit halber sei 
darauf hingewiesen, dass eine solche Anpassung der formalen Designation einer Sicherungsbeziehung 
weder die Beendigung der Sicherungsbeziehung noch die Designation einer neuen Sicherungsbeziehung 
darstellt. 

102T Werden zusätzlich zu den aufgrund der Reform der Referenzzinssätze erforderlichen Änderungen weitere 
Änderungen an dem/der in einer Sicherungsbeziehung designierten finanziellen Vermögenswert oder fi­
nanziellen Verbindlichkeit (wie in den Paragraphen 5.4.6–5.4.8 von IFRS 9 beschrieben) oder an der 
Designation der Sicherungsbeziehung (gemäß Paragraph 102P) vorgenommen, so hat ein Unternehmen 
zunächst die geltenden Anforderungen dieses Standards anzuwenden, um zu ermitteln, ob diese zusätz­
lichen Änderungen die Beendigung der Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen bewirken. Führen die 
zusätzlichen Änderungen nicht zur Beendigung der Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen, hat ein 
Unternehmen die formale Designation der Sicherungsbeziehung gemäß Paragraph 102P anzupassen. 

102U Die in den Paragraphen 102V–102Z3 vorgesehenen Ausnahmen gelten nur für die dort genannten An­
forderungen. Auf Sicherungsbeziehungen, die von der Reform der Referenzzinssätze unmittelbar betroffen 
sind, sind alle anderen in diesem Standard enthaltenen Vorschriften zur Bilanzierung von Sicherungs­
beziehungen anzuwenden, einschließlich der in Paragraph 88 genannten Kriterien.
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Bilanzierung qualifizierender Sicherungsbeziehungen 

R ü c k w i r k e n d e B e u r t e i l u n g d e r W i r k s a m k e i t 

102V Für die Zwecke der Beurteilung der rückwirkenden Wirksamkeit einer Sicherungsbeziehung auf kumula­
tiver Basis in Anwendung des Paragraphen 88(e) – und nur zu für diese Zwecke – darf sich ein Unter­
nehmen dafür entscheiden, die kumulierten Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts des Grund­
geschäfts und des Sicherungsinstruments zu dem Zeitpunkt auf null zurückzusetzen, ab dem es Para­
graph 102G gemäß der Anforderung des Paragraphen 102M nicht mehr anwendet. Diese Entscheidung 
kann für jede Sicherungsbeziehung gesondert getroffen werden (d. h. auf Grundlage jeder einzelnen Siche­
rungsbeziehung). 

A b s i c h e r u n g v o n Z a h l u n g s s t r ö m e n 

102W Für die Zwecke der Anwendung des Paragraphen 97 wird zu dem Zeitpunkt, zu dem ein Unternehmen die 
Beschreibung eines Grundgeschäfts gemäß Paragraph 102P(b) anpasst, unterstellt, dass der im sonstigen 
Ergebnis erfasste kumulierte Ertrag oder Aufwand auf dem alternativen Referenzzinssatz basiert, anhand 
dessen die abgesicherten künftigen Zahlungsströme ermittelt werden. 

102X Wird bei einer beendeten Sicherungsbeziehung der Referenzzinssatz, auf dem die abgesicherten künftigen 
Zahlungsströme basierten, entsprechend den Anforderungen der Reform der Referenzzinssätze geändert, so 
wird für die Zwecke der Anwendung des Paragraphen 101(c) hinsichtlich der Feststellung, ob mit dem 
Eintreten der abgesicherten künftigen Zahlungsströme zu rechnen ist, unterstellt, dass der im sonstigen 
Ergebnis für die jeweilige Sicherungsbeziehung erfasste kumulierte Betrag auf dem alternativen Referenz­
zinssatz basiert, auf dem die abgesicherten künftigen Zahlungsströme beruhen werden. 

Gruppen von Grundgeschäften 

102Y Wenn ein Unternehmen Paragraph 102P auf Gruppen von Geschäften anwendet, die bei einer Absicherung 
des beizulegenden Zeitwerts oder bei einer Absicherung von Zahlungsströmen als Grundgeschäfte desig­
niert werden, hat es die Grundgeschäfte auf Basis des abgesicherten Referenzzinssatzes Untergruppen 
zuzuordnen und für jede Untergruppe den Referenzzinssatz als abgesichertes Risiko zu designieren. Bei 
einer Sicherungsbeziehung, bei der eine Gruppe von Grundgeschäften gegen Änderungen eines von der 
Reform der Referenzzinssätze betroffenen Referenzzinssatzes abgesichert wird, könnten zum Beispiel die 
abgesicherten Zahlungsströme oder der abgesicherte beizulegende Zeitwert einiger Grundgeschäfte der 
Gruppe auf einen alternativen Referenzzinssatz umgestellt werden, bevor dies bei anderen Grundgeschäften 
der Gruppe der Fall ist. In diesem Beispiel würde das Unternehmen in Anwendung des Paragraphen 102P 
den alternativen Referenzzinssatz als abgesichertes Risiko für diese relevante Untergruppe von Grund­
geschäften designieren. Für die andere Untergruppe von Grundgeschäften würde das Unternehmen wei­
terhin den geltenden Referenzzinssatz als abgesichertes Risiko designieren, bis die abgesicherten Zahlungs­
ströme oder der abgesicherte beizulegende Zeitwert dieser Grundgeschäfte auf den alternativen Referenz­
zinssatz umgestellt werden, oder die Grundgeschäfte auslaufen und durch Grundgeschäfte ersetzt werden, 
denen der alternative Referenzzinssatz zugrunde liegt. 

102Z Ein Unternehmen hat für jede Untergruppe separat zu beurteilen, ob sie die in den Paragraphen 78 und 83 
genannten Anforderungen an ein geeignetes Grundgeschäft erfüllt. Erfüllt eine Untergruppe die Anforde­
rungen der Paragraphen 78 und 83 nicht, hat das Unternehmen die Bilanzierung von Sicherungsbezie­
hungen prospektiv für die Sicherungsbeziehung in ihrer Gesamtheit einzustellen. Ein Unternehmen hat 
auch die Vorschriften der Paragraphen 89 oder 96 anzuwenden, um eine Unwirksamkeit hinsichtlich der 
Sicherungsbeziehung in ihrer Gesamtheit zu bilanzieren. 

Designation finanzieller Posten als Grundgeschäfte 

102Z1 Ein alternativer Referenzzinssatz, der als nichtvertraglich spezifizierter Risikoanteil designiert und zum 
Zeitpunkt der Designation nicht separat identifizierbar ist (siehe die Paragraphen 81 und AL99F), wird 
nur dann als separat identifizierbar zu diesem Zeitpunkt unterstellt, wenn das Unternehmen vernünftiger­
weise davon ausgehen kann, dass der alternative Referenzzinssatz innerhalb eines Zeitraums von 24 Mo­
naten ab dem Zeitpunkt der Designation als Risikokomponente separat identifizierbar sein wird. Der 
Zeitraum von 24 Monaten gilt gesondert für jeden alternativen Referenzzinssatz und beginnt ab dem 
Zeitpunkt, an dem das Unternehmen den jeweiligen alternativen Referenzzinssatz erstmals als nichtver­
traglich spezifizierten Risikoanteil designiert hat (d. h. der Zeitraum von 24 Monaten gilt eigenständig für 
jeden Zinssatz).
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102Z2 Wenn ein Unternehmen zu einem späteren Zeitpunkt vernünftigerweise davon ausgehen muss, dass der 
alternative Referenzzinssatz innerhalb von 24 Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen ihn 
erstmals als nichtvertraglich spezifizierten Risikoanteil designiert hat, nicht separat identifizierbar sein wird, 
hat es die Anwendung der in Paragraph 102Z1 genannten Anforderung auf diesen alternativen Referenz­
zinssatz zu beenden und die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen ab dem Zeitpunkt dieser Neubeur­
teilung prospektiv für alle Sicherungsbeziehungen, bei denen der alternative Referenzzinssatz als nicht 
vertraglich spezifizierter Risikoanteil designiert wurde, einzustellen. 

102Z3 Zusätzlich zu den in Paragraph 102P genannten Sicherungsbeziehungen hat ein Unternehmen die Bestim­
mungen der Paragraphen 102Z1 und 102Z2 auf neue Sicherungsbeziehungen anzuwenden, bei denen ein 
alternativer Referenzzinssatz als nicht vertraglich spezifizierter Risikoanteil designiert wird (siehe die Para­
graphen 81 und AL99F), wenn der jeweilige Risikoanteil aufgrund der Reform der Referenzzinssätze zum 
Zeitpunkt seiner Designation nicht separat identifizierbar ist. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

103 Dieser Standard (einschließlich der im März 2004 veröffentlichten Änderungen) ist auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2005 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Dieser 
Standard (einschließlich der im März 2004 veröffentlichten Änderungen) darf nicht auf vor dem 1. Januar 
2005 beginnende Geschäftsjahre angewandt werden, es sei denn, das Unternehmen wendet IAS 32 (ver­
öffentlicht im Dezember 2003) ebenfalls an. Wendet ein Unternehmen diesen Standard auf Berichtsperi­
oden an, die vor dem 1. Januar 2005 beginnen, hat es dies anzugeben. 

103A [gestrichen] 

103B [gestrichen] 

103C Durch IAS 1 (überarbeitet 2007) wurde die in den IAS/IFRS verwendete Terminologie geändert. Außerdem 
wurden die Paragraphen 95(a), 97, 98, 100, 102, 108 und AL99B geändert. Diese Änderungen sind auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Wendet ein Unternehmen 
IAS 1 (überarbeitet 2007) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese Periode auch diese Änderungen 
anzuwenden. 

103D [gestrichen] 

103E Durch IFRS 27 (in der 2008 geänderten Fassung) wurde Paragraph 102 geändert. Diese Änderung ist auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnen. Wendet ein Unternehmen 
IAS 27 (geändert 2008) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese Periode auch die genannte 
Änderung anzuwenden. 

103F [gestrichen] 

103G Die Paragraphen AL99BA, AL99E, AL99F, AL110A und AL110B sind gemäß IAS 8 Rechnungslegungs­
methoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler rückwirkend auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet 
ein Unternehmen Geeignete Grundgeschäfte (Änderung an IAS 39) auf Berichtsperioden an, die vor dem 1. 
Juli 2009 beginnen, hat es dies anzugeben. 

103H–103J [gestrichen] 

103K Durch die Verbesserungen an den IFRS, veröffentlicht im April 2009, wurden die Paragraphen 2(g), 97 und 
100 geändert. Die Änderungen dieser Paragraphen sind für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 
2010 beginnen, prospektiv auf alle noch nicht abgelaufenen Verträge anzuwenden. Eine frühere Anwen­
dung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderungen auf eine frühere Berichtsperiode an, hat es 
dies anzugeben. 

103L–103P [gestrichen] 

103Q Durch IFRS 13, veröffentlicht im Mai 2011, wurde(n) die Paragraphen 9, 13, 28, 47, 88, AL46, AL52, 
AL64, AL76, AL76A, AL80, AL81 und AL96 geändert, der Paragraph 43A eingefügt und die Paragra­
phen 48–49, AL69–AL75, AL77–AL79 und AL82 gestrichen. Wendet ein Unternehmen IFRS 13 an, sind 
diese Änderungen ebenfalls anzuwenden.
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103R Durch die im Oktober 2012 veröffentlichte Verlautbarung Investmentgesellschaften (Investment Entities) 
(Änderungen an IFRS 10, IFRS 12 und IAS 27) wurden die Paragraphen 2 und 80 geändert. Diese Än­
derungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2014 beginnen. Eine 
frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen früher an, hat es alle in der 
Verlautbarung enthaltenen Änderungen gleichzeitig anzuwenden. 

103S [gestrichen] 

103T Durch IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden, veröffentlicht im Mai 2014, wurden die Paragraphen 2, 9, 
43, 47, 55, AL2, AL4 und AL48 geändert und die Paragraphen 2A, 44A, 55A sowie AL8A–AL8C einge­
fügt. Wendet ein Unternehmen IFRS 15 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

103U Durch IFRS 9 (in der im Juli 2014 veröffentlichten Fassung) wurden die Paragraphen 2, 8, 9, 71, 88–90, 
96, AL95, AL114, AL118 und die Überschriften vor A133 geändert und die Paragraphen 1, 4–7, 10–70, 
103B, 103D, 103F, 103H–103J, 103L–103P, 103S, 105–107A, 108E–108F, AL1–AL93 und AL96 ge­
strichen. Wendet ein Unternehmen IFRS 9 an, hat es diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

103V [Dieser Paragraph wurde für Unternehmen eingefügt, die IFRS 9 nicht angewendet hatten.]. 

104 Soweit in Paragraph 108 nicht anders festgelegt, ist dieser Standard rückwirkend anzuwenden. Der Eröff­
nungsbilanzwert der Gewinnrücklagen für die früheste vorangegangene dargestellte Periode sowie alle 
anderen Vergleichsbeträge sind so anzupassen, als wäre dieser Standard immer angewandt worden, es 
sei denn, eine solche Anpassung wäre undurchführbar. Ist dies der Fall, hat das Unternehmen dies an­
zugeben und aufzuführen, inwieweit die Informationen angepasst wurden. 

105–107A [gestrichen] 

108 Ein Unternehmen darf den Buchwert nichtfinanzieller Vermögenswerte und nichtfinanzieller Verbindlich­
keiten nicht anpassen, um Gewinne und Verluste aus Absicherungen von Zahlungsströmen, die vor dem 
Beginn des Geschäftsjahrs, in dem der vorliegende Standard zuerst angewendet wurde, in den Buchwert 
eingeschlossen waren, auszuschließen. Zu Beginn der Berichtsperiode, in der der vorliegende Standard 
erstmalig angewendet wird, ist jeder nicht erfolgswirksam (im sonstigen Ergebnis oder direkt im Eigen­
kapital) erfasste Betrag für eine Absicherung einer festen Verpflichtung, die gemäß diesem Standard als eine 
Absicherung eines beizulegenden Zeitwerts behandelt wird, in einen Vermögenswert oder eine Verbindlich­
keit umzugliedern, mit Ausnahme einer Absicherung des Währungsrisikos, die weiterhin als Absicherung 
von Zahlungsströmen behandelt wird. 

108A Der letzte Satz des Paragraphen 80 sowie die Paragraphen AL99A und AL99B sind auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2006 beginnen. Eine frühere Anwendung wird empfohlen. 
Wenn ein Unternehmen eine erwartete externe Transaktion, die 

a) auf die funktionale Währung des Unternehmens lautet, das die Transaktion abschließt, 

b) zu einem Risiko führt, das sich auf den Konzerngewinn oder -verlust auswirkt (d. h. auf eine andere 
Währung als die Darstellungswährung des Konzerns lautet), und 

c) die Kriterien für die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen erfüllen würde, wenn sie nicht auf die 
funktionale Währung des abschließenden Unternehmens lautete, 

als Grundgeschäft designiert hat, kann es auf die Periode/die Perioden vor dem Zeitpunkt der Anwendung 
des letzten Satzes des Paragraphen 80 und der Paragraphen AL99A und AL99B im Konzernabschluss die 
Bilanzierung für Sicherungsbeziehungen anwenden. 

108B Ein Unternehmen muss den Paragraphen AL99B nicht auf Vergleichsinformationen anwenden, die sich auf 
Perioden vor dem Zeitpunkt der Anwendung des letzten Satzes des Paragraphen 80 und des Paragraphe­
n AL99A beziehen. 

108C Durch die Verbesserungen der IFRS, veröffentlicht im Mai 2008, wurden die Paragraphen 73 und AL8 
geändert. Durch die Verbesserungen der IFRS, veröffentlicht im April 2009, wurde Paragraph 80 geändert. 
Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. 
Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen für eine frühere Be­
richtsperiode an, hat es dies anzugeben.
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108D Durch die im Juni 2013 unter dem Titel Novation von Derivaten und Fortsetzung der Bilanzierung von 
Sicherungsgeschäften veröffentlichten Änderungen an IAS 39 wurden die Paragraphen 91 und 101 geändert 
und der Paragraph AL113A eingefügt. Diese Paragraphen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder 
nach dem 1. Januar 2014 beginnen. Diese Änderungen sind gemäß IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Än­
derungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler rückwirkend anzuwenden. Eine frühere An­
wendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies 
anzugeben. 

108E–108F [gestrichen] 

108G Durch die im September 2019 veröffentlichte Verlautbarung Reform der Referenzzinssätze , mit der IFRS 9, 
IAS 39 und IFRS 7 geändert wurden, wurden die Paragraphen 102A–102N eingefügt. Diese Änderungen 
sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2020 beginnen. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere Periode an, hat 
es dies anzugeben. Diese Änderungen sind rückwirkend nur auf Sicherungsbeziehungen anzuwenden, die 
zu Beginn des Berichtszeitraums, in dem das Unternehmen diese Änderungen erstmals anwendet, bereits 
bestanden oder danach designiert wurden, und auf den im sonstigen Ergebnis erfassten Gewinn oder 
Verlust, der zu Beginn der Berichtsperiode, in der das Unternehmen diese Änderungen erstmals anwendet, 
bereits angefallen war. 

108H Durch die im August 2020 veröffentlichte Verlautbarung Reform der Referenzzinsätze – Phase 2, mit der 
IFRS 9, IAS 39, IFRS 7, IFRS 4 und IFRS 16 geändert wurden, wurde(n) die Paragraphen 102O–102Z3 und 
108I–108K eingefügt und Paragraph 102M geändert. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwen­
den, die am oder nach dem 1. Januar 2021 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein 
Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. Soweit in den Para­
graphen 108I–108K nicht anders festgelegt, sind diese Änderungen gemäß IAS 8 rückwirkend anzuwen­
den. 

108I Ein Unternehmen darf eine neue Sicherungsbeziehung (z. B. wie in Paragraph 102Z3 beschrieben) nur 
prospektiv designieren (d. h. in Vorperioden darf ein Unternehmen keine neue Sicherungsbeziehung de­
signieren). Ein Unternehmen hat eine beendete Sicherungsbeziehung nur dann wieder herzustellen, wenn 
die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Das Unternehmen hatte die jeweilige Sicherungsbeziehung nur aufgrund von Veränderungen beendet, 
die die Reform der Referenzzinssätze notwendig gemacht hatte, und das Unternehmen hätte die 
Sicherungsbeziehung nicht beenden müssen, wenn diese Änderungen zu diesem Zeitpunkt bereits 
angewandt worden wären, und 

b) zu Beginn der Berichtsperiode, in der ein Unternehmen diese Änderungen erstmals anwendet (Datum 
der erstmaligen Anwendung der Änderungen), erfüllt die beendete Sicherungsbeziehung die Voraus­
setzungen für die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen (nach Berücksichtigung der Änderungen). 

108J Falls ein Unternehmen eine beendete Sicherungsbeziehung in Anwendung des Paragraphen 108I wieder 
herstellt, hat es die in den Paragraphen 102Z1 und 102Z2 enthaltenen Bezugnahmen auf den Zeitpunkt 
der erstmaligen Designation des alternativen Referenzzinssatzes als nichtvertraglich spezifizierten Risiko­
anteil als Bezugnahmen auf den Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung der Änderungen auszulegen (d. h. 
der Zeitraum von 24 Monaten für den jeweiligen alternativen Referenzzinssatz, der als nichtvertraglich 
spezifizierter Risikoanteil designiert ist, beginnt mit dem Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung dieser 
Änderungen). 

108K Ein Unternehmen ist nicht verpflichtet, Vorperioden anzupassen, um der Anwendung dieser Änderungen 
Rechnung zu tragen. Ein Unternehmen darf Vorperioden nur dann anpassen, wenn dabei keine nach­
träglichen Erkenntnisse verwendet werden. Passt ein Unternehmen Vorperioden nicht an, hat es etwaige 
Differenzen zwischen dem bisherigen Buchwert und dem Buchwert zu Beginn des Geschäftsjahrs, in das 
der Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung der Änderungen fällt, im Eröffnungsbilanzwert der Gewinn­
rücklagen (oder einer anderen als sachgerecht angesehenen Eigenkapitalkomponente) des Geschäftsjahrs zu 
erfassen, in das der Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung der Änderungen fällt. 

RÜCKNAHME ANDERER VERLAUTBARUNGEN 

109 Dieser Standard ersetzt IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung in der im Oktober 2000 über­
arbeiteten Fassung. 

110 Dieser Standard und die dazugehörigen Anwendungsleitlinien ersetzen die vom IAS 39 Implementation 
Guidance Committee herausgegebenen Anwendungsleitlinien, die vom früheren IASC festgelegt wurden.
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Anhang A 

Anwendungsleitlinien 

Dieser Anhang ist integraler Bestandteil des Standards. 
AL1–AL93 [gestrichen] 

SICHERUNGSBEZIEHUNGEN (Paragraphen 71–102) 

Sicherungsinstrumente (Paragraphen 72–77) 

Qualifizierende Instrumente (Paragraphen 72 und 73) 

AL94 Der mögliche Verlust aus einer von einem Unternehmen geschriebenen Option kann erheblich höher ausfallen 
als der mögliche Wertzuwachs des dazugehörigen Grundgeschäfts. Mit anderen Worten: Eine geschriebene 
Option ist kein wirksames Mittel zur Reduzierung des Gewinn- oder Verlustrisikos eines Grundgeschäfts. Eine 
geschriebene Option erfüllt daher nicht die Kriterien eines Sicherungsinstruments, es sei denn, sie wird zur 
Glattstellung einer erworbenen Option eingesetzt; hierzu gehören auch Optionen, die in ein anderes Finanz­
instrument eingebettet sind (beispielsweise eine geschriebene Kaufoption, mit der das Risiko aus einer künd­
baren Verbindlichkeit abgesichert werden soll). Eine erworbene Option hingegen führt zu potenziellen Ge­
winnen, die entweder den Verlusten entsprechen oder diese übersteigen; sie beinhaltet daher die Möglichkeit, 
das Gewinn- oder Verlustrisiko aus Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts oder der Zahlungsströme zu 
reduzieren. Sie kann folglich die Kriterien eines Sicherungsinstruments erfüllen. 

AL95 Ein zu fortgeführten Anschaffungskosten bewerteter finanzieller Vermögenswert kann zur Absicherung eines 
Währungsrisikos als Sicherungsinstrument designiert werden. 

AL96 [gestrichen] 
AL97 Die eigenen Eigenkapitalinstrumente eines Unternehmens sind keine finanziellen Vermögenswerte oder Ver­

bindlichkeiten des Unternehmens und können daher nicht als Sicherungsinstrumente designiert werden. 
Grundgeschäfte (Paragraphen 78–84) 

Qualifizierende Grundgeschäfte (Paragraphen 78–80) 

AL98 Eine feste Verpflichtung zum Erwerb eines Unternehmens im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses 
kann – mit Ausnahme der damit verbundenen Währungsrisiken – nicht als Grundgeschäft gelten, da die 
anderen abzusichernden Risiken nicht gesondert ermittelt und bewertet werden können. Bei diesen anderen 
Risiken handelt es sich um allgemeine Geschäftsrisiken. 

AL99 Eine nach der Equity-Methode bilanzierte Finanzinvestition kann kein Grundgeschäft zur Absicherung des 
beizulegenden Zeitwerts sein, da bei der Equity-Methode der Anteil des Investors am Gewinn oder Verlust des 
assoziierten Unternehmens und nicht die Veränderung des beizulegenden Zeitwerts der Finanzinvestition 
erfolgswirksam erfasst wird. Aus einem ähnlichen Grund kann eine Finanzinvestition in ein konsolidiertes 
Tochterunternehmen kein Grundgeschäft zur Absicherung des beizulegenden Zeitwerts sein, da bei einer 
Konsolidierung der Gewinn oder Verlust einer Tochtergesellschaft und nicht etwaige Veränderungen des 
beizulegenden Zeitwerts der Finanzinvestition erfolgswirksam erfasst werden. Anders verhält es sich bei der 
Absicherung einer Nettoinvestition in einen ausländischen Geschäftsbetrieb, da es sich hierbei um die Ab­
sicherung eines Währungsrisikos handelt und nicht um die Absicherung des beizulegenden Zeitwerts hinsicht­
lich etwaiger Änderungen des Investitionswerts. 

AL99A In Paragraph 80 heißt es, dass das Währungsrisiko einer mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden künftigen 
konzerninternen Transaktion die Kriterien eines Grundgeschäfts bei einer Absicherung von Zahlungsströmen 
für den Konzernabschluss erfüllen kann, sofern die Transaktion in einer anderen Währung als der funk­
tionalen Währung des Unternehmens, das diese Transaktion abschließt, abgewickelt wird und sich das Wäh­
rungsrisiko im Konzerngewinn oder -verlust niederschlägt. Diesbezüglich kann es sich bei einem Unterneh­
men um ein Mutterunternehmen, Tochterunternehmen, assoziiertes Unternehmen, ein Gemeinschaftsunter­
nehmen oder eine Niederlassung handeln. Wenn das Währungsrisiko einer erwarteten künftigen konzern­
internen Transaktion sich nicht im Konzerngewinn oder -verlust niederschlägt, kann die konzerninterne 
Transaktion nicht die Definition eines Grundgeschäfts erfüllen. Dies ist in der Regel der Fall bei Zahlungen 
von Nutzungsentgelten, Zinsen oder Verwaltungsgebühren zwischen Mitgliedern desselben Konzerns, sofern 
es sich nicht um eine entsprechende externe Transaktion handelt. Wenn das Währungsrisiko einer erwarteten 
künftigen konzerninternen Transaktion sich jedoch im Konzerngewinn oder -verlust niederschlägt, kann die 
konzerninterne Transaktion die Definition eines Grundgeschäfts erfüllen. Ein Beispiel hierfür sind erwartete 
Verkäufe oder Käufe von Vorräten zwischen Mitgliedern desselben Konzerns, wenn die Vorräte an eine Partei 
außerhalb des Konzerns weiterverkauft werden. Ebenso kann ein erwarteter künftiger Verkauf von Sach­
anlagen des Konzernunternehmens, welches diese gefertigt hat, an ein anderes Konzernunternehmen, welches 
diese Sachanlagen in seinem Betrieb benutzen wird, den Konzerngewinn oder -verlust beeinflussen. Dies 
könnte beispielsweise der Fall sein, weil die Sachanlage von dem erwerbenden Unternehmen abgeschrieben 
wird, und der erstmalig für diese Sachanlage angesetzte Betrag sich ändern könnte, wenn die erwartete 
künftige konzerninterne Transaktion in einer anderen Währung als der funktionalen Währung des erwerben­
den Unternehmens abgewickelt wird.
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AL99B Wenn eine Absicherung einer erwarteten konzerninternen Transaktion die Kriterien für eine Bilanzierung als 
Sicherungsbeziehung erfüllt, sind alle gemäß Paragraph 95(a) im sonstigen Ergebnis erfassten Gewinne oder 
Verluste in derselben Periode oder denselben Perioden, in der/denen das Währungsrisiko der abgesicherten 
Transaktion das Konzernergebnis beeinflusst, erfolgswirksam umzugliedern und als Umgliederungsbeträge 
auszuweisen. 

AL99BA Ein Unternehmen kann in einer Sicherungsbeziehung alle Veränderungen der Zahlungsströme oder des bei­
zulegenden Zeitwerts eines Grundgeschäfts designieren. Es können auch nur die oberhalb oder unterhalb eines 
festgelegten Preises oder einer anderen Variablen liegenden Veränderungen der Zahlungsströme oder des 
beizulegenden Zeitwerts eines Grundgeschäfts designiert werden (einseitiges Risiko). Bei einem Grundgeschäft 
spiegelt der innere Wert einer Option, die (in der Annahme, dass ihre wesentlichen Bedingungen denen des 
designierten Risikos entsprechen) als Sicherungsinstrument erworben wurde, ein einseitiges Risiko wider, ihr 
Zeitwert dagegen nicht. Ein Unternehmen kann beispielsweise die Schwankung künftiger Zahlungsstrom- 
Ergebnisse designieren, die aus einer Preiserhöhung bei einem erwarteten Warenkauf resultieren. In einem 
solchen Fall werden nur Zahlungsstrom-Verluste designiert, die aus der Erhöhung des Preises oberhalb des 
festgelegten Grenzwerts resultieren. Das abgesicherte Risiko umfasst nicht den Zeitwert einer erworbenen 
Option, da der Zeitwert kein Bestandteil der erwarteten Transaktion ist, der den Gewinn oder Verlust beein­
flusst (Paragraph 86(b)). 

Designation finanzieller Posten als Grundgeschäfte (Paragraphen 81 und 81A) 

AL99C Ein Unternehmen kann […] alle Zahlungsströme des gesamten finanziellen Vermögenswerts oder der ge­
samten finanziellen Verbindlichkeit als Grundgeschäft designieren und sie gegen nur ein bestimmtes Risiko 
absichern (z. B. gegen Änderungen, die den Veränderungen des LIBOR zuzuordnen sind). Beispielsweise kann 
ein Unternehmen im Falle einer finanziellen Verbindlichkeit, deren Effektivzinssatz 100 Basispunkte unter dem 
LIBOR liegt, die gesamte Verbindlichkeit (d. h den Kapitalbetrag zuzüglich der Zinsen zum LIBOR abzüglich 
100 Basispunkte) als Grundgeschäft designieren und die gesamte Verbindlichkeit gegen auf Veränderungen des 
LIBORs zurückzuführende Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts oder der Zahlungsströme absichern. 
Das Unternehmen kann auch eine andere Sicherungsquote als eins zu eins wählen, um die Wirksamkeit der 
Absicherung, wie in Paragraph AL100 beschrieben, zu verbessern. 

AL99D Wenn ein festverzinsliches Finanzinstrument einige Zeit nach seiner Emission abgesichert wird und sich die 
Zinssätze zwischenzeitlich geändert haben, kann das Unternehmen einen Teil designieren, der einem Refe­
renzzinssatz entspricht […]. Als Beispiel wird angenommen, dass ein Unternehmen einen festverzinslichen 
finanziellen Vermögenswert über 100 WE mit einem Effektivzinssatz von 6 Prozent zu einem Zeitpunkt 
emittiert, zu dem der LIBOR 4 Prozent beträgt. Die Absicherung dieses Vermögenswerts beginnt zu einem 
späteren Zeitpunkt, zu dem der LIBOR auf 8 Prozent gestiegen ist und der beizulegende Zeitwert des Ver­
mögenswerts auf 90 WE gefallen ist. Das Unternehmen berechnet, dass der Effektivzinssatz 9,5 Prozent 
betragen würde, wenn es den Vermögenswert zu dem Zeitpunkt erworben hätte, als es ihn erstmalig als 
Grundgeschäft zu seinem zu diesem Zeitpunkt geltenden beizulegenden Zeitwert von 90 WE designiert hätte. 
[…]. Das Unternehmen kann einen Anteil des LIBOR von 8 Prozent bestimmen, der zum einen Teil aus den 
vertraglichen Zinszahlungen und zum anderen Teil aus der Differenz zwischen dem aktuellen beizulegenden 
Zeitwert (d. h 90 WE) und dem bei Fälligkeit zu zahlenden Betrag (d. h. 100 WE) besteht. 

AL99E Nach Paragraph 81 kann ein Unternehmen auch einen Teil der Veränderung des beizulegenden Zeitwerts oder 
der Zahlungsstrom-Schwankungen eines Finanzinstruments designieren. So können beispielsweise 

a) alle Zahlungsströme eines Finanzinstruments für Veränderungen der Zahlungsströme oder des beizulegen­
den Zeitwerts, die einigen (aber nicht allen) Risiken zuzuordnen sind, designiert werden, oder 

b) einige (aber nicht alle) Zahlungsströme eines Finanzinstruments für Veränderungen der Zahlungsströme 
oder des beizulegenden Zeitwerts, die allen bzw. nur einigen Risiken zuzuordnen sind, designiert werden 
(d. h. ein „Teil“ der Zahlungsströme des Finanzinstruments kann für Änderungen, die allen bzw. nur 
einigen Risiken zuzuordnen sind, designiert werden). 

AL99F Die designierten Risiken und Teilrisiken sind dann für eine Bilanzierung als Sicherungsbeziehung geeignet, 
wenn sie einzeln identifizierbare Bestandteile des Finanzinstruments sind, und Veränderungen der Zahlungs­
ströme oder des beizulegenden Zeitwerts des gesamten Finanzinstruments, die auf Veränderungen der desig­
nierten Risiken und Teilrisiken beruhen, verlässlich ermittelt werden können. Es folgen einige Beispiele: 

a) Bei festverzinslichen Finanzinstrumenten, die für den Fall, dass sich ihr beizulegender Zeitwert durch 
Änderung eines risikolosen Zinssatzes oder Referenzzinssatzes ändert, abgesichert sind, wird der risikolose 
Zinssatz oder Referenzzinssatz in der Regel sowohl als einzeln identifizierbarer Bestandteil des Finanz­
instruments als auch als verlässlich ermittelbar betrachtet. 

b) Die Inflation ist weder einzeln identifizierbar noch verlässlich ermittelbar und kann nicht als Risiko oder 
Teil eines Finanzinstruments designiert werden, es sei denn, die unter (c) genannten Anforderungen sind 
erfüllt.
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c) Ein vertraglich genau designierter Inflationsanteil der Zahlungsströme einer anerkannten inflationsgebun­
denen Anleihe ist (unter der Voraussetzung, dass keine separate Bilanzierung als eingebettetes Derivat 
erforderlich ist) so lange einzeln identifizierbar und verlässlich ermittelbar, wie andere Zahlungsströme 
des Instruments von dem Inflationsanteil nicht betroffen sind. 

Designation nichtfinanzieller Posten als Grundgeschäfte (Paragraph 82) 

AL100 Preisänderungen eines Bestandteils oder einer Komponente eines nichtfinanziellen Vermögenswerts oder einer 
nichtfinanziellen Verbindlichkeit haben in der Regel keine vorhersehbaren, getrennt bestimmbaren Auswir­
kungen auf den Preis des Postens, die mit den Auswirkungen z. B. einer Änderung des Marktzinses auf den 
Kurs einer Anleihe vergleichbar wären. Daher kann ein nichtfinanzieller Vermögenswert oder eine nicht­
finanzielle Verbindlichkeit nur insgesamt oder für Währungsrisiken als Grundgeschäft bestimmt werden. 
Gibt es einen Unterschied zwischen den Bedingungen des Sicherungsinstruments und des Grundgeschäfts 
(wie für die Absicherung eines geplanten Kaufs von brasilianischem Kaffee durch ein Forwardgeschäft auf den 
Kauf von kolumbianischem Kaffee zu ansonsten vergleichbaren Bedingungen), kann die Sicherungsbeziehung 
dennoch als solche gelten, sofern alle Voraussetzungen aus Paragraph 88, einschließlich derjenigen, dass die 
Absicherung als faktisch hoch wirksam beurteilt wird, erfüllt sind. Für diesen Zweck kann der Wert des 
Sicherungsinstruments größer oder kleiner als der des Grundgeschäfts sein, wenn dadurch die Wirksamkeit 
der Sicherungsbeziehung verbessert wird. Eine Regressionsanalyse könnte beispielsweise durchgeführt werden, 
um einen statistischen Zusammenhang zwischen dem Grundgeschäft (z. B. einer Transaktion mit brasilia­
nischem Kaffee) und dem Sicherungsinstrument (z. B. einer Transaktion mit kolumbianischem Kaffee) auf­
zustellen. Gibt es einen validen statistischen Zusammenhang zwischen den beiden Variablen (d. h zwischen 
dem Preis je Einheit von brasilianischem Kaffee und kolumbianischem Kaffee), kann die Steigung der Regres­
sionskurve zur Feststellung der Sicherungsquote, die die erwartete Wirksamkeit maximiert, verwendet werden. 
Liegt beispielsweise die Steigung der Regressionskurve bei 1,02, maximiert eine Sicherungsquote, die auf 
0,98 Mengeneinheiten der Grundgeschäfte zu 1,00 Mengeneinheiten des Sicherungsinstruments basiert, die 
erwartete Wirksamkeit. Die Sicherungsbeziehung kann jedoch zu einer Unwirksamkeit führen, die im Zeit­
raum der Sicherungsbeziehung erfolgswirksam erfasst wird. 

Designation von Gruppen von Posten als Grundgeschäfte (Paragraphen 83 und 84) 

AL101 Eine Absicherung einer gesamten Nettoposition (z. B. des Saldos aller festverzinslichen Vermögenswerte und 
festverzinslichen Verbindlichkeiten mit ähnlichen Laufzeiten) im Gegensatz zu einer Absicherung eines ein­
zelnen Postens erfüllt nicht die Kriterien für eine Bilanzierung als Sicherungsgeschäft. Allerdings können bei 
einem solchen Sicherungszusammenhang annähernd die gleichen Auswirkungen auf den Gewinn oder Verlust 
erzielt werden wie bei einer Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen, wenn nur ein Teil der zugrunde 
liegenden Posten als Grundgeschäft bestimmt wird. Wenn beispielsweise eine Bank über Vermögenswerte 
von 100 WE und Verbindlichkeiten in Höhe von 90 WE verfügt, deren Risiken und Laufzeiten ähnlich sind, 
und die Bank das verbleibende Nettorisiko von 10 WE absichert, so kann sie 10 WE dieser Vermögenswerte 
als Grundgeschäft bestimmen. Eine solche Bestimmung kann erfolgen, wenn es sich bei den besagten Ver­
mögenswerten und Verbindlichkeiten um festverzinsliche Instrumente handelt, was in diesem Fall einer 
Absicherung des beizulegenden Zeitwerts entspricht, oder wenn es sich um variabel verzinsliche Instrumente 
handelt, wobei es sich dann um eine Absicherung von Zahlungsströmen handelt. Ähnlich wäre dies im Falle 
eines Unternehmens, das eine feste Verpflichtung zum Kauf in einer Fremdwährung in Höhe von 100 WE 
sowie eine feste Verpflichtung zum Verkauf in dieser Währung in Höhe von 90 WE eingegangen ist; in diesem 
Fall kann es den Nettobetrag von 10 WE durch den Kauf eines Derivats absichern, das als Sicherungsinstru­
ment zum Erwerb von 10 WE als Teil der festen Verpflichtung zum Kauf von 100 WE bestimmt wird. 

Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen (Paragraphen 85–102) 

AL102 Ein Beispiel für die Absicherung des beizulegenden Zeitwerts ist die Absicherung des Risikos aus einer 
Veränderung des beizulegenden Zeitwerts eines festverzinslichen Schuldinstruments aufgrund einer Zinsände­
rung. Eine solche Sicherungsbeziehung kann vonseiten des Emittenten oder des Inhabers des Schuldinstru­
ments eingegangen werden. 

AL103 Ein Beispiel für eine Absicherung von Zahlungsströmen ist der Einsatz eines Swap-Kontrakts, mit dem variabel 
verzinsliche Verbindlichkeiten gegen festverzinsliche Verbindlichkeiten getauscht werden (d. h eine Absiche­
rung gegen Risiken aus einer künftigen Transaktion, wobei die abgesicherten künftigen Zahlungsströme 
hierbei die künftigen Zinszahlungen darstellen). 

AL104 Die Absicherung einer festen Verpflichtung (z. B. eine Absicherung gegen Risiken einer Änderung des Kraft­
stoffpreises im Rahmen einer nicht bilanzierten vertraglichen Verpflichtung eines Energieversorgers zum Kauf 
von Kraftstoff zu einem festgesetzten Preis) ist eine Absicherung des Risikos einer Veränderung des bei­
zulegenden Zeitwerts. Demzufolge stellt solch eine Sicherungsbeziehung eine Absicherung des beizulegenden 
Zeitwerts dar. Nach Paragraph 87 könnte jedoch eine Absicherung des Währungsrisikos einer festen Ver­
pflichtung alternativ als eine Absicherung von Zahlungsströmen bilanziert werden.
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Beurteilung der Wirksamkeit der Absicherung 

AL105 Eine Sicherungsbeziehung wird nur dann als hoch wirksam angesehen, wenn die beiden folgenden Voraus­
setzungen erfüllt sind: 
a) Zu Beginn der Sicherungsbeziehung und in den Folgeperioden wird erwartet, dass die Absicherung in Bezug auf 

die Erreichung eines Ausgleichs der auf das abgesicherte Risiko zurückzuführenden Veränderungen des bei­
zulegenden Zeitwerts oder der Zahlungsströme innerhalb der für die Absicherung relevanten Periode hoch­
wirksam ist. Eine solche Einschätzung kann auf verschiedene Weise nachgewiesen werden, u. a. durch einen 
Vergleich bisheriger Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts oder der Zahlungsströme des Grund­
geschäfts, die auf das abgesicherte Risiko zurückzuführen sind, mit bisherigen Veränderungen des beizulegen­
den Zeitwerts oder der Zahlungsströme des Sicherungsinstruments oder durch den Nachweis einer hohen 
statistischen Korrelation zwischen dem beizulegenden Zeitwert oder den Zahlungsströmen des Grundgeschäfts 
und denen des Sicherungsinstruments. Das Unternehmen kann eine andere Sicherungsquote als eins zu eins 
wählen, um die Wirksamkeit der Absicherung, wie in Paragraph AL100 beschrieben, zu verbessern. 

b) Die aktuellen Ergebnisse der Sicherungsbeziehung liegen innerhalb einer Bandbreite von 80–125 Prozent. 
Sehen die aktuellen Ergebnisse so aus, dass beispielsweise der Verlust aus einem Sicherungsinstrument 
120 WE und der Gewinn aus dem monetären Instrument 100 WE beträgt, so kann die Kompensation 
anhand der Berechnung 120/100 bewertet werden, was einem Ergebnis von 120 Prozent entspricht, oder 
anhand der Berechnung 100/120, was einem Ergebnis von 83 Prozent entspricht. Angenommen, dass in 
diesem Beispiel die Sicherungsbeziehung die Voraussetzungen unter (a) erfüllt, würde das Unternehmen 
daraus schließen, dass die Sicherungsbeziehung in hohem Maße wirksam gewesen ist. 

AL106 Eine Beurteilung der Wirksamkeit von Sicherungsbeziehungen hat mindestens zum Zeitpunkt der Aufstellung 
des Jahresabschlusses oder des Zwischenabschlusses zu erfolgen. 

AL107 Dieser Standard schreibt keine bestimmte Methode zur Beurteilung der Wirksamkeit der Absicherung vor. Die 
von einem Unternehmen gewählte Methode zur Beurteilung der Wirksamkeit der Absicherung richtet sich 
nach seiner Risikomanagementstrategie. Wenn beispielsweise die Risikomanagementstrategie eines Unterneh­
mens vorsieht, die Höhe des Sicherungsinstruments periodisch anzupassen, um Änderungen der abgesicherten 
Position widerzuspiegeln, braucht das Unternehmen nur für die Periode bis zur nächsten Anpassung des 
Sicherungsinstruments den Nachweis zu erbringen, dass die Sicherungsbeziehung als in hohem Maße wirksam 
eingeschätzt wird. In manchen Fällen werden für verschiedene Arten von Sicherungsbeziehungen unterschied­
liche Methoden verwendet. In der Dokumentation seiner Sicherungsstrategie macht ein Unternehmen Anga­
ben über die zur Beurteilung der Wirksamkeit eingesetzten Methoden und Verfahren. Diese sollten auch 
angeben, ob bei der Beurteilung sämtliche Gewinne oder Verluste aus einem Sicherungsinstrument berück­
sichtigt werden oder ob der Zeitwert des Instruments unberücksichtigt bleibt. 

AL107A […] 
AL108 Sind die wesentlichen Bedingungen des Sicherungsinstruments und des abgesicherten Vermögenswerts, der 

abgesicherten Schuld, der festen Verpflichtung oder der mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden erwarteten 
Transaktion gleich, so ist wahrscheinlich, dass sich die Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts und der 
Zahlungsströme, die auf das abgesicherte Risiko zurückzuführen sind, gegenseitig vollständig ausgleichen, und 
zwar sowohl zu Beginn der Sicherungsbeziehung als auch danach. So ist beispielsweise ein Zinsswap voraus­
sichtlich eine wirksame Absicherung, wenn Nominal- und Kapitalbetrag, Laufzeiten, Zinsanpassungstermine, 
die Zeitpunkte der Zins- und Tilgungsein- und -auszahlungen sowie die Bemessungsgrundlage zur Festsetzung 
der Zinsen für das Sicherungsinstrument und das Grundgeschäft gleich sind. Außerdem ist die Absicherung 
eines erwarteten Warenkaufs, dessen Eintreten hoch wahrscheinlich ist, durch ein Forwardgeschäft voraus­
sichtlich hoch wirksam, sofern 
a) das Forwardgeschäft den Erwerb einer Ware derselben Art und Menge, zu demselben Zeitpunkt und Ort 

wie das erwartete Grundgeschäft zum Gegenstand hat, 
b) der beizulegende Zeitwert des Forwardgeschäfts zu Beginn null ist und 
c) entweder die Änderung des Disagios oder des Agios des Forwardgeschäfts aus der Beurteilung der Wirk­

samkeit herausgenommen und direkt erfolgswirksam erfasst wird oder die Veränderung der erwarteten 
Zahlungsströme aus der mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden erwarteten Transaktion auf dem For­
wardkurs der zugrunde liegenden Ware basiert. 

AL109 Manchmal kompensiert das Sicherungsinstrument nur einen Teil des abgesicherten Risikos. So dürfte eine 
Sicherungsbeziehung nur zum Teil wirksam sein, wenn das Sicherungsinstrument und das Grundgeschäft auf 
verschiedene Währungen lauten und beide sich nicht parallel entwickeln. Desgleichen dürfte die Absicherung 
eines Zinsrisikos mithilfe eines derivativen Finanzinstruments nur bedingt wirksam sein, wenn ein Teil der 
Veränderung des beizulegenden Zeitwerts des derivativen Finanzinstruments auf das Ausfallrisiko der Gegen­
seite zurückzuführen ist. 

AL110 Um die Kriterien für eine Bilanzierung als Sicherungsbeziehung zu erfüllen, muss sich die Sicherungsbezie­
hung nicht nur auf allgemeine Geschäftsrisiken des Unternehmens, sondern auf ein bestimmtes, identifizier- 
und bestimmbares Risiko beziehen und sich letztlich auf den Gewinn oder Verlust des Unternehmens aus­
wirken. Die Absicherung gegen Veralterung von materiellen Vermögenswerten oder gegen das Risiko einer 
staatlichen Enteignung von Gegenständen kann nicht als Sicherungsbeziehung bilanziert werden, denn die 
Wirksamkeit lässt sich nicht bewerten, da die hiermit verbundenen Risiken nicht verlässlich ermittelt werden 
können.
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AL110A Nach Paragraph 74(a) kann ein Unternehmen inneren Wert und Zeitwert eines Optionskontrakts voneinander 
trennen und nur die Änderung des inneren Werts des Optionskontrakts als Sicherungsinstrument designieren. 
Eine solche Designation kann zu einer Sicherungsbeziehung führen, mit der sich Veränderungen der Zah­
lungsströme, die durch ein abgesichertes einseitiges Risiko einer erwarteten Transaktion bedingt sind, äußerst 
wirksam kompensieren lassen, wenn die wesentlichen Bedingungen der erwarteten Transaktion und des 
Sicherungsinstruments gleich sind. 

AL110B Designiert ein Unternehmen eine erworbene Option zur Gänze als Sicherungsinstrument eines einseitigen 
Risikos einer erwarteten Transaktion, wird die Sicherungsbeziehung nicht gänzlich wirksam sein, da die 
gezahlte Optionsprämie den Zeitwert einschließt, ein designiertes einseitiges Risiko Paragraph AL99BA zufolge 
den Zeitwert einer Option aber nicht einschließt. In diesem Fall wird es folglich keinen vollständigen Aus­
gleich zwischen den Zahlungsströmen aus dem Zeitwert der gezahlten Optionsprämie und dem designierten 
abgesicherten Risiko geben. 

AL111 Im Falle eines Zinsänderungsrisikos kann die Wirksamkeit der Absicherung durch die Erstellung eines Fäl­
ligkeitsplans für finanzielle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten beurteilt werden, aus dem das Nettozins­
änderungsrisiko für jede Periode hervorgeht, vorausgesetzt, das Nettorisiko ist mit einem besonderen Ver­
mögenswert oder einer besonderen Verbindlichkeit verbunden (oder einer besonderen Gruppe von Ver­
mögenswerten oder Verbindlichkeiten bzw. einem bestimmten Teil davon), auf den/die das Nettorisiko zu­
rückzuführen ist, und die Wirksamkeit der Absicherung wird in Bezug auf diesen Vermögenswert oder diese 
Verbindlichkeit beurteilt. 

AL112 Bei der Beurteilung der Wirksamkeit einer Absicherung berücksichtigt ein Unternehmen in der Regel den 
Zeitwert des Geldes. Der feste Zinssatz eines Grundgeschäfts muss dabei nicht exakt mit dem festen Zinssatz 
eines zur Absicherung des beizulegenden Zeitwerts designierten Swaps übereinstimmen. Auch muss der 
variable Zinssatz eines zinstragenden Vermögenswerts oder einer zinstragenden Verbindlichkeit nicht mit 
dem variablen Zinssatz eines zur Absicherung von Zahlungsströmen designierten Swaps übereinstimmen. 
Der beizulegende Zeitwert eines Swaps ergibt sich aus seinem Nettoausgleich. So können die festen und 
variablen Zinssätze eines Swaps ausgetauscht werden, ohne dass dies Auswirkungen auf den Nettoausgleich 
hat, wenn beide in gleicher Höhe getauscht werden. 

AL113 Wenn die Kriterien für die Wirksamkeit der Absicherung nicht erfüllt werden, stellt das Unternehmen die 
Bilanzierung der jeweiligen Sicherungsbeziehung ab dem Zeitpunkt ein, an dem die Wirksamkeit der Siche­
rungsbeziehung letztmals nachgewiesen wurde. Wenn jedoch ein Unternehmen das Ereignis oder die Ände­
rung des Umstands, wodurch die Sicherungsbeziehung die Wirksamkeitskriterien nicht mehr erfüllte, identi­
fiziert und nachweist, dass die Sicherungsbeziehung vor Eintreten des Ereignisses oder des geänderten Um­
stands wirksam war, stellt das Unternehmen die Bilanzierung der Sicherungsbeziehung ab dem Zeitpunkt des 
Ereignisses oder der Änderung des Umstands ein. 

AL113A Der Klarheit halber sind die Auswirkungen der Ersetzung der ursprünglichen Gegenpartei durch eine Clearing- 
Gegenpartei und der in Paragraph 91(a) (ii) und Paragraph 101(a) (ii) dargelegten dazugehörigen Änderungen 
bei der Bewertung des Sicherungsinstruments und damit auch bei der Beurteilung und Bewertung der Wirk­
samkeit der Absicherung zu berücksichtigen. 

Bilanzierung der Absicherung des beizulegenden Zeitwerts zur Absicherung eines Portfolios gegen Zinsänderungsrisiken 

AL114 Für die Absicherung eines beizulegenden Zeitwerts gegen das mit einem Portfolio von finanziellen Ver­
mögenswerten oder finanziellen Verbindlichkeiten verbundene Zinsänderungsrisiko wären die Anforderungen 
dieses Standards erfüllt, wenn das Unternehmen die unter den nachstehenden Punkten (a)–(i) und den Para­
graphen AL115–AL132 dargelegten Verfahren einhält. 

a) Das Unternehmen identifiziert als Teil seines Risikomanagementprozesses ein Portfolio von Posten, deren 
Zinsänderungsrisiken abgesichert werden sollen. Das Portfolio kann nur Vermögenswerte, nur Verbindlich­
keiten oder auch beides, Vermögenswerte und Verbindlichkeiten umfassen. Das Unternehmen kann zwei 
oder mehr Portfolios bestimmen, wobei es die nachstehenden Anleitungen für jedes Portfolio gesondert 
anwendet. 

b) Das Unternehmen teilt das Portfolio nach Zinsanpassungsperioden auf, die nicht auf vertraglich fixierten, 
sondern vielmehr auf erwarteten Zinsanpassungsterminen basieren. Diese Aufteilung in Zinsanpassungs­
perioden kann auf verschiedene Weise durchgeführt werden, einschließlich in Form einer Aufstellung von 
Zahlungsströmen in den Perioden, in denen sie den Erwartungen zufolge anfallen, oder einer Aufstellung 
von nominalen Kapitalbeträgen in allen Perioden, bis zum erwarteten Zeitpunkt der Zinsanpassung. 

c) Auf Grundlage dieser Aufteilung legt das Unternehmen den Betrag fest, den es absichern möchte. Als 
Grundgeschäft designiert das Unternehmen aus dem identifizierten Portfolio einen Betrag von Vermögens­
werten oder Verbindlichkeiten (jedoch keinen Nettobetrag), der dem abzusichernden Betrag entspricht. […] 

d) Das Unternehmen designiert das abzusichernde Zinsänderungsrisiko. Dieses Risiko könnte einen Teil des 
Zinsänderungsrisikos jedes Postens innerhalb der abgesicherten Position darstellen, wie beispielsweise ein 
Referenzzinssatz (z. B. LIBOR). 

e) Das Unternehmen designiert ein oder mehrere Sicherungsinstrumente für jede Zinsanpassungsperiode.
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f) Gemäß den zuvor erwähnten Designationen aus (c)–(e) beurteilt das Unternehmen zu Beginn und in den 
Folgeperioden, ob es die Sicherungsbeziehung innerhalb der für die Absicherung relevanten Periode als in 
hohem Maße wirksam einschätzt. 

g) Das Unternehmen bewertet regelmäßig die Veränderung des beizulegenden Zeitwerts des Grundgeschäfts 
(wie unter (c) designiert), die auf das abgesicherte Risiko zurückzuführen ist (wie unter (d) designiert) […]. 
Sofern bestimmt wird, dass die Sicherungsbeziehung zum Zeitpunkt ihrer Beurteilung gemäß der vom 
Unternehmen dokumentierten Methode zur Beurteilung der Wirksamkeit tatsächlich in hohem Maße wirk­
sam war, erfasst das Unternehmen die Veränderung des beizulegenden Zeitwerts des Grundgeschäfts 
erfolgswirksam im Gewinn oder Verlust und in einem der beiden Posten der Bilanz, wie in Paragraph 89A 
beschrieben. Die Veränderung des beizulegenden Zeitwerts braucht nicht einzelnen Vermögenswerten oder 
Verbindlichkeiten zugeordnet zu werden. 

h) Das Unternehmen bestimmt die Veränderung des beizulegenden Zeitwerts des Sicherungsinstruments/der 
Sicherungsinstrumente (wie unter (e) designiert) und erfasst sie erfolgswirksam als Gewinn oder Verlust. 
Der beizulegende Zeitwert des Sicherungsinstruments/der Sicherungsinstrumente wird in der Bilanz als 
Vermögenswert oder Verbindlichkeit angesetzt. 

i) Jede Unwirksamkeit ( 27 ) wird als Differenz zwischen der unter (g) genannten Veränderung des beizulegen­
den Zeitwerts und der unter (h) genannten Änderung des beizulegenden Zeitwerts erfolgswirksam erfasst. 

AL115 Nachstehend wird dieser Ansatz detaillierter beschrieben. Der Ansatz ist nur auf eine Absicherung des bei­
zulegenden Zeitwerts gegen ein Zinsänderungsrisiko in Bezug auf ein Portfolio von finanziellen Vermögens­
werten oder finanziellen Verbindlichkeiten anzuwenden. 

AL116 Das in Paragraph AL114(a) identifizierte Portfolio könnte Vermögenswerte und Verbindlichkeiten beinhalten. 
Alternativ könnte es sich auch um ein Portfolio handeln, das nur Vermögenswerte oder nur Verbindlichkeiten 
umfasst. Das Portfolio wird verwendet, um die Höhe der abzusichernden Vermögenswerte oder Verbindlich­
keiten zu bestimmen. Das Portfolio als solches wird jedoch nicht als Grundgeschäft designiert. 

AL117 Bei der Anwendung von Paragraph AL114(b) legt das Unternehmen den erwarteten Zinsanpassungstermin 
eines Postens auf den früheren der folgenden Zeitpunkte fest: den Zeitpunkt, zu dem dieser Posten den 
Erwartungen zufolge fällig wird oder den Zeitpunkt, zu dem er an die Marktzinsen angepasst wird. Die 
erwarteten Zinsanpassungstermine werden zu Beginn der Sicherungsbeziehung und während ihrer Laufzeit 
geschätzt, sie basieren auf historischen Erfahrungen und anderen verfügbaren Informationen, einschließlich 
Informationen und Erwartungen über Vorfälligkeitsquoten, Zinssätzen und der Wechselwirkung zwischen 
diesen. Ohne unternehmensspezifische Erfahrungswerte oder bei unzureichenden Erfahrungswerten verwenden 
Unternehmen die Erfahrungen vergleichbarer Unternehmen für vergleichbare Finanzinstrumente. Diese Schätz­
werte werden regelmäßig überprüft und im Hinblick auf Erfahrungswerte angepasst. Im Falle eines festverzins­
lichen, vorzeitig rückzahlbaren Postens ist der erwartete Zinsanpassungstermin der Zeitpunkt, zu dem die 
Rückzahlung erwartet wird, es sei denn, es findet zu einem früheren Zeitpunkt eine Zinsanpassung an 
Marktzinsen statt. Bei einer Gruppe von vergleichbaren Posten kann die Aufteilung in Perioden aufgrund 
von erwarteten Zinsanpassungsterminen in der Form durchgeführt werden, dass ein Prozentsatz der Gruppe 
und nicht einzelne Posten jeder Periode zugewiesen werden. Für solche Zuordnungszwecke können auch 
andere Methoden verwendet werden. Für die Zuordnung von Tilgungsdarlehen auf Perioden, die auf erwar­
teten Zinsanpassungsterminen basieren, kann beispielsweise ein Multiplikator für Vorfälligkeitsquoten ver­
wendet werden. Die Methode für eine solche Zuordnung hat jedoch in Übereinstimmung mit den Risikoma­
nagementverfahren und -zielsetzungen des Unternehmens zu erfolgen. 

AL118 Ein Beispiel für die in Paragraph AL114(c) beschriebene Designation: Wenn ein Unternehmen in einer be­
stimmten Zinsanpassungsperiode schätzt, dass es festverzinsliche Vermögenswerte von 100 WE und festver­
zinsliche Verbindlichkeiten von 80 WE hat, und beschließt, die gesamte Nettoposition von 20 WE abzusi­
chern, so designiert es Vermögenswerte in Höhe von 20 WE (einen Teil der Vermögenswerte) als Grund­
geschäft. Die Designation wird als „Betrag einer Währung“ (z. B. ein Betrag in Dollar, Euro, Pfund oder Rand) 
und nicht als einzelne Vermögenswerte ausgedrückt. Daraus folgt, dass alle Vermögenswerte (oder Verbind­
lichkeiten), aus denen der abgesicherte Betrag resultiert, d. h. im vorstehenden Beispiel alle Vermögenswerte 
von 100 WE, Posten sein müssen, deren beizulegender Zeitwert sich bei Änderung des abgesicherten Zins­
satzes ändern […]. 

AL119 Das Unternehmen hat auch die anderen in Paragraph 88(a) aufgeführten Anforderungen zur Bestimmung und 
Dokumentation zu erfüllen. Die Unternehmenspolitik bezüglich aller Faktoren, die zur Identifizierung des 
abzusichernden Betrags und zur Beurteilung der Wirksamkeit verwendet werden, wird bei einer Absicherung 
eines Portfolios gegen Zinsänderungsrisiken durch die Designation und Dokumentation festgelegt; dies be­
inhaltet Folgendes: 

a) welche Vermögenswerte und Verbindlichkeiten in eine Absicherung des Portfolios einzubeziehen sind und 
auf welcher Basis sie aus dem Portfolio entfernt werden können;
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b) wie Zinsanpassungstermine geschätzt werden, welche Annahmen von Zinssätzen den Schätzungen von 
Vorfälligkeitsquoten unterliegen und welches die Basis für die Änderung dieser Schätzungen ist. Für die 
erstmaligen Schätzungen, die zu dem Zeitpunkt erfolgen, zu dem ein Vermögenswert oder eine Verbind­
lichkeit in das abgesicherte Portfolio eingebracht wird, und für alle späteren Korrekturen dieser Schätzwerte 
wird dieselbe Methode verwendet; 

c) Anzahl und Dauer der Zinsanpassungsperioden; 

d) wie häufig das Unternehmen die Wirksamkeit überprüfen wird […]; 

e) die verwendete Methode, um den Betrag der Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten, die als Grundgeschäft 
designiert werden, zu bestimmen […]; 

f) […]. ob das Unternehmen die Wirksamkeit für jede Zinsanpassungsperiode einzeln oder für alle Perioden 
gemeinsam prüfen wird oder eine Kombination von beidem durchführen wird. 

Die für die Bestimmung und Dokumentation der Sicherungsbeziehung festgelegten Methoden haben den 
Risikomanagementverfahren und -zielsetzungen des Unternehmens zu entsprechen. Die Methoden dürfen 
nicht willkürlich geändert werden. Sie müssen auf Grundlage der Änderungen der Bedingungen am Markt 
und anderer Faktoren gerechtfertigt sein und auf den Risikomanagementverfahren und -zielsetzungen des 
Unternehmens beruhen und mit diesen in Einklang stehen. 

AL120 Das Sicherungsinstrument, auf das in Paragraph AL114(e) verwiesen wird, kann ein einzelnes Derivat oder ein 
Portfolio von Derivaten sein, die alle dem nach Paragraph AL114(d) designierten abgesicherten Zinsänderungs­
risiko ausgesetzt sind (z. B. ein Portfolio von Zinsswaps die alle an den LIBOR gebunden sind). Ein solches 
Portfolio von Derivaten kann gegenläufige Risikopositionen enthalten. Es darf jedoch keine geschriebenen 
Optionen oder geschriebenen Nettooptionen enthalten, weil der Standard ( 28 ) nicht zulässt, dass solche Op­
tionen als Sicherungsinstrumente designiert werden (außer wenn eine geschriebene Option zum Ausgleich 
einer Kaufoption eingesetzt wird). Wenn das Sicherungsinstrument den nach Paragraph AL114(c) designierten 
Betrag für mehr als eine Zinsanpassungsperiode absichert, wird er allen abzusichernden Perioden zugeordnet. 
Das gesamte Sicherungsinstrument muss jedoch diesen Zinsanpassungsperioden zugeordnet werden, da der 
Standard ( 29 ) untersagt, eine Sicherungsbeziehung nur für einen Teil der Zeit, über die das Sicherungsinstru­
ment noch läuft, zu designieren. 

AL121 Bewertet ein Unternehmen die Veränderung des beizulegenden Zeitwerts eines vorzeitig rückzahlbaren Postens 
gemäß Paragraph AL114(g), wird der beizulegende Zeitwert des vorzeitig rückzahlbaren Postens auf zwei 
Arten durch die Änderung des Zinssatzes beeinflusst: Die Änderung des Zinssatzes beeinflusst den beizule­
genden Zeitwert der vertraglichen Zahlungsströme und den beizulegenden Zeitwert der Vorfälligkeitsoption, 
die in dem vorzeitig rückzahlbaren Posten enthalten ist. Paragraph 81 des Standards gestattet einem Unter­
nehmen, einen Teil eines finanziellen Vermögenswerts oder einer finanziellen Verbindlichkeit, der einem 
gemeinsamen Risiko ausgesetzt ist, als Grundgeschäft zu designieren, sofern die Wirksamkeit bewertet werden 
kann. […]. 

AL122 Der Standard gibt nicht die Methoden vor, die zur Bestimmung des in Paragraph AL114(g) genannten Betrags, 
das heißt der Veränderung des beizulegenden Zeitwerts des Grundgeschäfts, die auf das abgesicherte Risiko 
zurückzuführen ist, zu verwenden sind. […]. Es ist unangebracht zu vermuten, dass Veränderungen des 
beizulegenden Zeitwerts des Grundgeschäfts den Änderungen des Sicherungsinstruments wertmäßig gleichen. 

AL123 Wenn das Grundgeschäft für eine bestimmte Zinsanpassungsperiode ein Vermögenswert ist, verlangt Para­
graph 89A, dass die Veränderung seines Werts in einem gesonderten Posten innerhalb der Vermögenswerte 
dargestellt wird. Wenn dagegen das Grundgeschäft für eine bestimmte Zinsanpassungsperiode eine Verbind­
lichkeit ist, wird die Veränderung ihres Werts in einem gesonderten Posten innerhalb der Verbindlichkeiten 
dargestellt. Hierbei handelt es sich um die gesonderten Posten, auf die sich Paragraph AL114(g) bezieht. Eine 
detaillierte Zuordnung zu einzelnen Vermögenswerten (oder Verbindlichkeiten) wird nicht verlangt. 

AL124 Aus Paragraph AL114(i) geht hervor, dass Unwirksamkeit in dem Umfang auftritt, in dem die Veränderung 
des beizulegenden Zeitwerts des dem abgesicherten Risiko zuzuordnenden Grundgeschäfts sich von der 
Änderung des beizulegenden Zeitwerts des Sicherungsderivats unterscheidet. Eine solche Differenz kann aus 
verschiedenen Gründen auftreten, u. a.: 

a) […] 

b) Posten aus dem abgesicherten Portfolio wurden wertgemindert oder ausgebucht,
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c) die Zahlungstermine des Sicherungsinstruments und des Grundgeschäfts sind verschieden und 

d) andere Gründe […]. 

Eine solche Unwirksamkeit ( 30 ) ist zu identifizieren und erfolgswirksam zu erfassen. 

AL125 Die Wirksamkeit der Absicherung wird im Allgemeinen verbessert, 

a) wenn das Unternehmen Posten mit verschiedenen Rückzahlungsmöglichkeiten auf eine Art aufteilt, die den 
unterschiedlichen Verhaltensweisen bei der vorzeitigen Rückzahlung Rechnung trägt. 

b) wenn die Anzahl der Posten im Portfolio größer ist. Wenn nur wenige Posten zu dem Portfolio gehören, 
ist eine relativ hohe Unwirksamkeit wahrscheinlich, wenn bei einem der Posten eine vorzeitige Rück­
zahlung früher oder später als erwartet erfolgt. Umfasst das Portfolio dagegen viele Posten, kann das 
Verhalten in Bezug auf vorzeitige Rückzahlungen genauer vorausgesagt werden. 

c) wenn die verwendeten Zinsanpassungsperioden kürzer sind (z. B. Zinsanpassungsperioden von 1 Monat 
anstelle von 3 Monaten). Kürzere Zinsanpassungsperioden verringern den Effekt von Inkongruenz zwi­
schen dem Zinsanpassungs- und dem Zahlungstermin (innerhalb der Zinsanpassungsperioden) des Grund­
geschäfts und des Sicherungsinstruments. 

d) je größer die Häufigkeit ist, mit der der Betrag des Sicherungsinstruments angepasst wird, um Änderungen 
des Grundgeschäfts widerzuspiegeln (z. B. aufgrund veränderter Erwartungen in Bezug auf vorzeitige Rück­
zahlungen). 

AL126 Ein Unternehmen überprüft regelmäßig die Wirksamkeit. […] 

AL127 Bei der Bewertung der Wirksamkeit unterscheidet das Unternehmen zwischen Überarbeitungen der geschätz­
ten Zinsanpassungstermine der bestehenden Vermögenswerte (oder Verbindlichkeiten) und der Emission neuer 
Vermögenswerte (oder Verbindlichkeiten), wobei nur erstere Unwirksamkeit auslösen. […]. Sobald eine Un­
wirksamkeit, wie zuvor erwähnt, erfasst wurde, erstellt das Unternehmen für jede Zinsanpassungsperiode eine 
neue Schätzung der gesamten Vermögenswerte (oder Verbindlichkeiten), wobei neue Vermögenswerte (oder 
Verbindlichkeiten), die seit der letzten Überprüfung der Wirksamkeit emittiert wurden, einbezogen werden, 
und bestimmt einen neuen Betrag für das Grundgeschäft und einen neuen Prozentsatz für die Absicherung. 
[…] 

AL128 Posten, die ursprünglich in eine Zinsanpassungsperiode aufgeteilt wurden, können ausgebucht sein, da vor­
zeitige Rückzahlungen oder Abschreibungen aufgrund von Wertminderung oder Verkauf früher als erwartet 
stattfanden. In diesem Falle ist der Änderungsbetrag des beizulegenden Zeitwerts des gesonderten Postens 
(siehe Paragraph AL114(g)), der sich auf den ausgebuchten Posten bezieht, aus der Bilanz zu entfernen und in 
den Gewinn oder Verlust, der bei der Ausbuchung des Postens entsteht, einzubeziehen. Zu diesem Zweck ist 
es notwendig, die Zinsanpassungsperiode/die Zinsanpassungsperioden zu kennen, der/denen der ausgebuchte 
Posten zugeteilt war, um ihn aus dieser/diesen zu entfernen und um folglich den Betrag aus dem gesonderten 
Posten (siehe Paragraph AL114(g)) zu entfernen. Wenn bei der Ausbuchung eines Postens die Zinsanpassungs­
periode bestimmt werden kann, zu der er gehörte, wird er aus dieser Periode entfernt. Ist dies nicht möglich, 
wird er aus der frühesten Periode entfernt, wenn die Ausbuchung aufgrund höher als erwarteter vorzeitiger 
Rückzahlungen stattfand, oder in einer systematischen und vernünftigen Weise allen Perioden zugeordnet, die 
den ausgebuchten Posten enthalten, sofern der Posten verkauft oder wertgemindert wurde. 

AL129 Jeder sich auf eine bestimmte Periode beziehende Betrag, der bei Ablauf der Periode nicht ausgebucht wurde, 
wird zu diesem Zeitpunkt erfolgswirksam erfasst (siehe Paragraph 89A). […] 

AL130 […]. 

AL131 Wenn der abgesicherte Betrag für die Zinsanpassungsperiode verringert wird, ohne dass die zugehörigen 
Vermögenswerte (oder Verbindlichkeiten) ausgebucht werden, ist der zu der Wertminderung gehörende Be­
trag, der in dem gesonderten Posten, wie in Paragraph AL114(g) beschrieben, enthalten ist, gemäß Para­
graph 92 abzuschreiben.
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AL132 Möglicherweise möchte ein Unternehmen den in den Paragraphen AL114–AL131 dargelegten Ansatz auf die 
Absicherung eines Portfolios, das zuvor als Absicherung von Zahlungsströmen gemäß IAS 39 bilanziert 
wurde, anwenden. Ein solches Unternehmen würde den vorherigen Einsatz der Absicherung von Zahlungs­
strömen gemäß Paragraph 101(d) rückgängig machen und die Anforderungen des genannten Paragraphen 
anwenden. Es würde gleichzeitig das Sicherungsgeschäft als Absicherung des beizulegenden Zeitwerts neu 
designieren und den in den Paragraphen AL114–AL131 beschriebenen Ansatz prospektiv auf die nachfolgen­
den Bilanzierungsperioden anwenden. 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN (PARAGRAPHEN 103–108C) 

AL133 Ein Unternehmen kann eine künftige konzerninterne Transaktion als ein Grundgeschäft zu Beginn eines 
Geschäftsjahrs, das am oder nach dem 1. Januar 2005 beginnt (oder im Sinne einer Anpassung der Ver­
gleichsinformationen zu Beginn einer früheren Vergleichsperiode), im Rahmen einer Sicherungsbeziehung 
designiert haben, die die Voraussetzungen für eine Bilanzierung als Sicherungsbeziehung gemäß diesem Stan­
dard erfüllt (in der durch den letzten Satz von Paragraph 80 geänderten Fassung). Ein solches Unternehmen 
kann diese Designation dazu nutzen, die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen auf den Konzernabschluss 
ab Beginn des Geschäftsjahrs anzuwenden, das am oder nach dem 1. Januar 2005 beginnt (oder zu Beginn 
einer früheren Vergleichsperiode). Ein solches Unternehmen hat ebenso die Paragraphen AL99A und AL99B 
ab Beginn des Geschäftsjahrs anzuwenden, das am oder nach dem 1. Januar 2005 beginnt. Gemäß Para­
graph 108B muss es jedoch Paragraph AL99B nicht auf Vergleichsinformationen für frühere Perioden an­
wenden.
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 40 

Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien 

ZIELSETZUNG 

1 Zielsetzung dieses Standards ist die Regelung der Bilanzierung von als Finanzinvestition gehaltenen Immobi­
lien und der damit verbundenen Angabeerfordernisse. 

ANWENDUNGSBEREICH 

2 Dieser Standard ist auf Ansatz, Bewertung und Angabe von als Finanzinvestition gehaltenen Immo­
bilien anzuwenden. 

3 [gestrichen] 

4 Dieser Standard ist nicht anwendbar auf 

a) biologische Vermögenswerte, die mit landwirtschaftlicher Tätigkeit im Zusammenhang stehen (siehe 
IAS 41 Landwirtschaft und IAS 16 Sachanlagen), und 

b) Abbau- und Schürfrechte sowie Bodenschätze wie Öl, Erdgas und ähnliche nicht-regenerative Ressourcen. 

DEFINITIONEN 

5 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Der Buchwert ist der Betrag, mit dem ein Vermögenswert in der Bilanz angesetzt wird. 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind der zum Erwerb oder zur Herstellung eines Vermögens­
werts aufgewendete Betrag an Zahlungsmitteln oder Zahlungsmitteläquivalenten oder der beizule­
gende Zeitwert einer anderen Gegenleistung zum Zeitpunkt des Erwerbs oder der Herstellung oder, 
falls zutreffend, der Betrag, der diesem Vermögenswert beim erstmaligen Ansatz gemäß den beson­
deren Bestimmungen anderer IFRS, wie IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütung, beigelegt wird. 

Der beizulegende Zeitwert ist der Preis, der in einem gewöhnlichen Geschäftsvorfall zwischen Markt­
teilnehmern am Bewertungsstichtag für den Verkauf eines Vermögenswerts eingenommen bzw. für 
die Übertragung einer Schuld gezahlt würde. (Siehe IFRS 13 Bewertung zum beizulegenden Zeitwert.) 

Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien sind Immobilien (Grundstücke oder Gebäude – oder Teile 
von Gebäuden – oder beides), die (vom Eigentümer oder vom Leasingnehmer als Nutzungsrecht) zur 
Erzielung von Mieteinnahmen und/oder zum Zweck der Wertsteigerung gehalten werden und nicht 

a) zur Herstellung oder Lieferung von Gütern bzw. zur Erbringung von Dienstleistungen oder für 
Verwaltungszwecke eingesetzt werden oder 

b) im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit des Unternehmens verkauft werden. 

Vom Eigentümer selbst genutzte Immobilien sind Immobilien, die (vom Eigentümer oder vom Lea­
singnehmer als Nutzungsrecht) zum Zweck der Herstellung oder der Lieferung von Gütern bzw. der 
Erbringung von Dienstleistungen oder für Verwaltungszwecke gehalten werden. 

EINSTUFUNG EINER IMMOBILIE ALS EINE ALS FINANZINVESTITION GEHALTENE ODER VOM EIGENTÜMER SELBST GENUTZTE 
IMMOBILIE 

6 [gestrichen] 

7 Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien werden zur Erzielung von Mieteinnahmen und/oder zum Zweck 
der Wertsteigerung gehalten. Daher erzeugen als Finanzinvestition gehaltene Immobilien Zahlungsströme, die 
weitgehend unabhängig von den anderen vom Unternehmen gehaltenen Vermögenswerten anfallen. Darin 
unterscheiden sich als Finanzinvestition gehaltene Immobilien von vom Eigentümer selbst genutzten Immo­
bilien. Die Herstellung oder die Lieferung von Gütern bzw. die Erbringung von Dienstleistungen (oder die 
Nutzung der Immobilien für Verwaltungszwecke) führt zu Zahlungsströmen, die nicht nur den als Finanz­
investition gehaltenen Immobilien, sondern auch anderen Vermögenswerten, die im Herstellungs- oder Liefer­
prozess genutzt werden, zuzuordnen sind. IAS 16 ist auf eigene, vom Eigentümer selbst genutzte Immobilien 
anzuwenden und IFRS 16 Leasingverhältnisse auf von einem Leasingnehmer in Form von Nutzungsrechten 
gehaltene, vom Eigentümer selbst genutzte Immobilien.
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8 Beispiele für als Finanzinvestition gehaltene Immobilien sind 

a) Grundstücke, die langfristig zum Zweck der Wertsteigerung und nicht kurzfristig zum Verkauf im Rahmen 
der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit gehalten werden, 

b) Grundstücke, die für eine noch unbestimmte künftige Nutzung gehalten werden. (Legt ein Unternehmen 
nicht fest, ob das Grundstück zur Selbstnutzung oder kurzfristig zum Verkauf im Rahmen der gewöhn­
lichen Geschäftstätigkeit gehalten wird, gilt das Grundstück als zum Zweck der Wertsteigerung gehalten), 

c) ein Gebäude, welches sich im Eigentum des Unternehmens befindet (oder ein vom Unternehmen gehal­
tenes Nutzungsrecht für ein Gebäude) und im Rahmen eines oder mehrerer Operating-Leasingverhältnisse 
vermietet wird, 

d) ein leer stehendes Gebäude, welches zur Vermietung im Rahmen eines oder mehrerer Operating-Leasing­
verhältnisse gehalten wird, 

e) Immobilien, die für die zukünftige Nutzung als Finanzinvestition erstellt oder entwickelt werden. 

9 Beispiele, die keine als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien darstellen und daher nicht in den Anwen­
dungsbereich dieses Standards fallen, sind 

a) Immobilien, die zum Verkauf im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit vorgesehen sind oder die 
sich im Erstellungs- oder Entwicklungsprozess für einen solchen Verkauf befinden (siehe IAS 2 Vorräte), 
beispielsweise Immobilien, die ausschließlich zum Zweck der Weiterveräußerung in naher Zukunft oder 
zum Zweck der Entwicklung und des Weiterverkaufs erworben wurden, 

b) [gestrichen] 

c) vom Eigentümer selbst genutzte Immobilien (siehe IAS 16 und IFRS 16), darunter (unter anderem) Immo­
bilien, die künftig vom Eigentümer selbst genutzt werden sollen, Immobilien, die für die zukünftige 
Entwicklung und anschließende Selbstnutzung gehalten werden, von Arbeitnehmern genutzte Immobilien 
(unabhängig davon, ob die Arbeitnehmer einen marktgerechten Mietzins zahlen oder nicht) und vom 
Eigentümer selbst genutzte Immobilien, die zur Weiterveräußerung bestimmt sind, 

d) [gestrichen] 

e) Immobilien, die im Rahmen eines Finanzierungsleasingverhältnisses an ein anderes Unternehmen vermietet 
wurden. 

10 Einige Immobilien werden teilweise zur Erzielung von Mieteinnahmen oder zum Zweck der Wertsteigerung 
und teilweise zum Zweck der Herstellung oder Lieferung von Gütern bzw. der Erbringung von Dienstleis­
tungen oder für Verwaltungszwecke gehalten. Wenn diese Teile gesondert verkauft (oder im Rahmen eines 
Finanzierungsleasingverhältnisses gesondert vermietet) werden können, bilanziert das Unternehmen diese Teile 
getrennt. Können die Teile nicht gesondert verkauft werden, stellen die gehaltenen Immobilien nur dann eine 
Finanzinvestition dar, wenn der Anteil, der für Zwecke der Herstellung oder Lieferung von Gütern bzw. 
Erbringung von Dienstleistungen oder für Verwaltungszwecke gehalten wird, unbedeutend ist. 

11 In einigen Fällen bietet ein Unternehmen den Mietern von ihm gehaltener Immobilien Nebenleistungen an. Ein 
Unternehmen behandelt solche Immobilien dann als Finanzinvestition, wenn die Leistungen für die Verein­
barung insgesamt unbedeutend sind. Ein Beispiel hierfür sind Sicherheits- und Instandhaltungsleistungen 
seitens des Eigentümers eines Verwaltungsgebäudes für die das Gebäude nutzenden Mieter. 

12 In anderen Fällen sind die erbrachten Leistungen wesentlich. Besitzt und führt ein Unternehmen beispielsweise 
ein Hotel, ist der den Gästen angebotene Service von wesentlicher Bedeutung für die Vereinbarung insgesamt. 
Daher ist ein vom Eigentümer geführtes Hotel eine vom Eigentümer selbst genutzte und keine als Finanz­
investition gehaltene Immobilie. 

13 Ob die Nebenleistungen so bedeutend sind, dass Immobilien nicht die Kriterien einer Finanzinvestition 
erfüllen, kann schwierig zu bestimmen sein. Beispielsweise überträgt der Hoteleigentümer manchmal einige 
Verantwortlichkeiten im Rahmen eines Geschäftsführungsvertrags auf Dritte. Die Regelungen solcher Verträge 
variieren beträchtlich. Auf der einen Seite kann die Position des Eigentümers de facto der eines passiven 
Investors entsprechen. Auf der anderen Seite kann der Eigentümer einfach alltägliche Funktionen ausgelagert 
haben, während er weiterhin die wesentlichen Risiken aus Schwankungen der Zahlungsströme, die aus dem 
Betrieb des Hotels herrühren, trägt.
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14 Die Feststellung, ob eine Immobilie die Kriterien einer Finanzinvestition erfüllt, erfordert eine Ermessensaus­
übung. Damit ein Unternehmen diese Ermessensausübung einheitlich in Übereinstimmung mit der Definition 
für als Finanzinvestition gehaltene Immobilien und den damit verbundenen Anwendungsleitlinien in den 
Paragraphen 7–13 vornehmen kann, legt es hierfür Kriterien fest. Gemäß Paragraph 75(c) ist ein Unternehmen 
zur Angabe dieser Kriterien verpflichtet, falls die Zuordnung Schwierigkeiten bereitet. 

14A Eine Ermessensausübung ist auch erforderlich, um zu bestimmen, ob es sich beim Erwerb einer als Finanz­
investition gehaltenen Immobilie um den Erwerb eines Vermögenswerts oder einer Gruppe von Vermögens­
werten oder um einen Unternehmenszusammenschluss im Anwendungsbereich von IFRS 3 Unternehmens­
zusammenschlüsse handelt. Bei der Bestimmung, ob es sich um einen Unternehmenszusammenschluss handelt, 
sollte IFRS 3 zugrunde gelegt werden. Die Erörterung in den Paragraphen 7–14 des vorliegenden Standards 
bezieht sich auf die Frage, ob eine Immobilie vom Eigentümer selbst genutzt wird oder als Finanzinvestition 
gehalten wird, und nicht darauf, ob der Erwerb der Immobilie einen Unternehmenszusammenschluss im Sinne 
von IFRS 3 darstellt oder nicht. Um zu bestimmen, ob ein bestimmtes Geschäft der Definition eines Unter­
nehmenszusammenschlusses in IFRS 3 entspricht und eine als Finanzinvestition gehaltene Immobilie im Sinne 
des vorliegenden Standards umfasst, müssen beide Standards unabhängig voneinander angewandt werden. 

15 In einigen Fällen besitzt ein Unternehmen Immobilien, die an sein Mutterunternehmen oder ein anderes 
Tochterunternehmen vermietet und von diesen genutzt werden. Die Immobilien stellen im Konzernabschluss 
keine als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien dar, da sie aus der Sicht des Konzerns selbstgenutzt sind. 
Aus der Sicht des Unternehmens, welches Eigentümer der Immobilie ist, handelt es sich jedoch um eine als 
Finanzinvestition gehaltene Immobilie, sofern die Definition nach Paragraph 5 erfüllt ist. Daher behandelt der 
Leasinggeber die Immobilie in seinem Einzelabschluss als Finanzinvestition. 

ANSATZ 

16 Eigene als Finanzinvestition gehaltene Immobilien sind nur dann als Vermögenswert anzusetzen, 
wenn 

a) es wahrscheinlich ist, dass dem Unternehmen der künftige wirtschaftliche Nutzen, der mit den als 
Finanzinvestition gehaltenen Immobilien verbunden ist, zufließen wird und 

b) die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien ver­
lässlich ermittelt werden können. 

17 Nach diesem Ansatz bewertet ein Unternehmen alle Anschaffungs- oder Herstellungskosten der als Finanz­
investition gehaltenen Immobilien zu dem Zeitpunkt, zu dem sie anfallen. Hierzu zählen die anfänglich 
anfallenden Kosten für den Erwerb von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien sowie die späteren Kosten 
für ihren Ausbau, ihre teilweise Ersetzung oder ihre Instandhaltung. 

18 Gemäß dem Ansatz in Paragraph 16 beinhaltet der Buchwert von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien 
nicht die Kosten der täglichen Instandhaltung dieser Immobilien. Diese Kosten werden sofort erfolgswirksam 
erfasst. Bei den Kosten der täglichen Instandhaltung handelt es sich in erster Linie um Personalkosten und 
Kosten für Verbrauchsgüter, die auch Kosten für kleinere Teile umfassen können. Als Zweck dieser Aufwen­
dungen wird häufig „Reparaturen und Instandhaltung“ der Immobilie angegeben. 

19 Ein Teil der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien kann durch Ersetzung erworben worden sein. Bei­
spielsweise können die ursprünglichen Innenwände durch neue Wände ersetzt worden sein. Gemäß dem 
Ansatz berücksichtigt ein Unternehmen, sofern die Ansatzkriterien erfüllt sind, im Buchwert von als Finanz­
investition gehaltenen Immobilien die Kosten für die Ersetzung eines Teils bestehender als Finanzinvestition 
gehaltener Immobilien zu dem Zeitpunkt, zu dem sie anfallen. Der Buchwert der ersetzten Teile wird gemäß 
den in diesem Standard enthaltenen Ausbuchungsvorschriften ausgebucht. 

19A Eine von einem Leasingnehmer als Finanzinvestition in Form eines Nutzungsrechts gehaltene Immobilie ist 
nach IFRS 16 zu bilanzieren. 

BEWERTUNG BEI ERSTMALIGEM ANSATZ 

20 Eigene als Finanzinvestition gehaltene Immobilien sind bei Zugang mit ihren Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten zu bewerten. Die Transaktionskosten sind in die erstmalige Bewertung mit ein­
zubeziehen. 

21 Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der erworbenen als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien 
umfassen den Kaufpreis und alle etwaigen Ausgaben, die einzeln zugeordnet werden können. Zu den Aus­
gaben, die einzeln zugeordnet werden können, zählen beispielsweise Honorare und Gebühren für Rechts­
beratung, auf die Übertragung der Immobilien anfallende Steuern und andere Transaktionskosten.
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22 [gestrichen] 

23 Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien erhöhen sich 
nicht durch 

a) Anlaufkosten (es sei denn, diese sind notwendig, um die als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien in 
den Zustand zu versetzen, der erforderlich ist, damit sie in der vom Management beabsichtigten Weise 
genutzt werden können), 

b) anfängliche Betriebsverluste, die anfallen, bevor die als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien die ge­
plante Belegungsquote erreichen, oder 

c) außergewöhnlich hohe Materialabfälle, Personalkosten oder andere Ressourcen, die bei der Erstellung oder 
Entwicklung der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien anfallen. 

24 Erfolgt die Bezahlung einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie auf Ziel, entsprechen die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten dem Gegenwert des Barpreises. Die Differenz zwischen diesem Betrag und der zu 
leistenden Gesamtzahlung wird über den Zeitraum des Zahlungsziels als Zinsaufwand erfasst. 

25 [gestrichen] 

26 [gestrichen] 

27 Eine oder mehrere als Finanzinvestition gehaltene Immobilien können im Tausch gegen einen oder mehrere 
nichtmonetäre Vermögenswerte oder eine Kombination aus monetären und nichtmonetären Vermögenswerten 
erworben werden. Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf einen Tausch von einem nichtmonetären 
Vermögenswert gegen einen anderen, finden aber auch auf alle anderen im vorstehenden Satz genannten 
Tauschvorgänge Anwendung. Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten solcher als Finanzinvestition gehal­
tenen Immobilien werden mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet, es sei denn, (a) dem Tauschgeschäft fehlt 
es an wirtschaftlicher Substanz oder (b) weder der beizulegende Zeitwert des erhaltenen noch der des 
hingegebenen Vermögenswerts ist verlässlich ermittelbar. Der erworbene Vermögenswert wird in dieser Art 
bewertet, auch wenn ein Unternehmen den hingegebenen Vermögenswert nicht sofort ausbuchen kann. Wenn 
der erworbene Vermögenswert nicht zum beizulegenden Zeitwert bewertet wird, werden die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten zum Buchwert des hingegebenen Vermögenswerts bewertet. 

28 Ein Unternehmen beurteilt, ob ein Tauschgeschäft wirtschaftliche Substanz hat, indem es prüft, in welchem 
Umfang sich die künftigen Zahlungsströme infolge der Transaktion voraussichtlich ändern. Ein Tauschgeschäft 
hat wirtschaftliche Substanz, wenn 

a) die Zusammensetzung (Risiko, Zeitpunkt und Betrag) der Zahlungsströme des erhaltenen Vermögenswerts 
sich von der Zusammensetzung der Zahlungsströme des übertragenen Vermögenswerts unterscheidet oder 

b) der unternehmensspezifische Wert jenes Teils der Geschäftstätigkeit des Unternehmens, der von der Trans­
aktion betroffen ist, sich durch das Tauschgeschäft ändert und 

c) die Differenz in (a) oder (b) im Verhältnis zum beizulegenden Zeitwert der getauschten Vermögenswerte 
signifikant ist. 

Für den Zweck der Beurteilung, ob ein Tauschgeschäft wirtschaftliche Substanz hat, spiegelt der unterneh­
mensspezifische Wert des Teils der Geschäftstätigkeit des Unternehmens, der von der Transaktion betroffen 
ist, Zahlungsströme nach Steuern wider. Das Ergebnis dieser Analysen kann eindeutig sein, ohne dass ein 
Unternehmen detaillierte Kalkulationen erbringen muss. 

29 Der beizulegende Zeitwert eines Vermögenswerts gilt als verlässlich ermittelbar, wenn (a) die Schwankungs­
bandbreite angemessener Ermittlungen des beizulegenden Zeitwerts für diesen Vermögenswert nicht signifi­
kant ist oder (b) die Eintrittswahrscheinlichkeiten der verschiedenen Schätzungen innerhalb dieser Bandbreite 
angemessen beurteilt und bei der Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts verwendet werden können. Wenn 
ein Unternehmen den beizulegenden Zeitwert entweder des erhaltenen Vermögenswerts oder des hingegebe­
nen Vermögenswerts verlässlich ermitteln kann, wird der beizulegende Zeitwert des hingegebenen Vermögens­
werts benutzt, um die Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu ermitteln, es sei denn, der beizulegende 
Zeitwert des erhaltenen Vermögenswerts ist der offensichtlichere. 

29A Eine von einem Leasingnehmer als Finanzinvestition in Form eines Nutzungsrechts gehaltene Immobilie wird 
bei Zugang gemäß IFRS 16 mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten bewertet.
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FOLGEBEWERTUNG 

Rechnungslegungsmethode 

30 Mit der in Paragraph 32A dargelegten Ausnahme hat ein Unternehmen als seine Rechnungslegungs­
methode entweder das Modell des beizulegenden Zeitwerts gemäß den Paragraphen 33–55 oder das 
Anschaffungskostenmodell gemäß Paragraph 56 zu wählen und diese Methode auf alle als Finanz­
investition gehaltenen Immobilien anzuwenden. 

31 IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler schreibt vor, 
dass eine freiwillige Änderung einer Rechnungslegungsmethode nur dann vorgenommen werden darf, wenn 
die Änderung zu einem Abschluss führt, der verlässliche und relevantere Informationen über die Auswirkun­
gen der Geschäftsvorfälle, sonstiger Ereignisse oder Bedingungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
oder die Zahlungsströme des Unternehmens gibt. Es ist höchst unwahrscheinlich, dass ein Wechsel vom 
Modell des beizulegenden Zeitwerts zum Anschaffungskostenmodell eine relevantere Darstellung zur Folge 
haben wird. 

32 Der vorliegende Standard verlangt von allen Unternehmen die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts der als 
Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, sei es zum Zweck der Bewertung (wenn das Unternehmen das 
Modell des beizulegenden Zeitwerts verwendet) oder der Angabe (wenn es sich für das Anschaffungskosten­
modell entschieden hat). Obwohl ein Unternehmen nicht dazu verpflichtet ist, wird ihm empfohlen, den 
beizulegenden Zeitwert der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien auf der Grundlage einer Bewertung 
durch einen unabhängigen Gutachter, der eine anerkannte, sachgerechte berufliche Qualifikation und aktuelle 
Erfahrungen mit der Lage und der Art der zu bewertenden Immobilien hat, zu bestimmen. 

32A Ein Unternehmen kann 

a) für alle als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, die Schulden bedecken, deren Erträge direkt 
von dem beizulegenden Zeitwert von spezifizierten Vermögenswerten einschließlich von diesen 
als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien bzw. den Erträgen aus diesen als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilien bestimmt werden, entweder das Modell des beizulegenden Zeitwerts oder 
das Anschaffungskostenmodell wählen und 

b) ungeachtet der in (a) getroffenen Wahl für alle anderen als Finanzinvestition gehaltenen Immobi­
lien entweder das Modell des beizulegenden Zeitwerts oder das Anschaffungskostenmodell wäh­
len. 

32B Einige Unternehmen betreiben intern oder extern einen Investmentfonds, der für die Anleger Leistungen 
erbringt, die sich nach der Anzahl der Fondsanteile richten. Ebenso zeichnen einige Unternehmen Versiche­
rungsverträge mit direkter Überschussbeteiligung, unter deren zugrunde liegenden Referenzwerten sich auch 
als Finanzinvestition gehaltene Immobilien befinden. Nur für die Zwecke der Paragraphen 32A–32B umfassen 
Versicherungsverträge auch Kapitalanlageverträge mit ermessensabhängiger Überschussbeteiligung. Para­
graph 32A untersagt einem Unternehmen, die im Fonds gehaltenen Immobilien (bzw. Immobilien, bei denen 
es sich um zugrunde liegende Referenzwerte handelt) teilweise zu Anschaffungskosten und teilweise zum 
beizulegenden Zeitwert zu bewerten. (Siehe IFRS 17 Versicherungsverträge in Bezug auf die in diesem Para­
graphen verwendeten Begriffe, die in IFRS 17 definiert sind.) 

32C Wenn ein Unternehmen für die beiden in Paragraph 32A beschriebenen Kategorien verschiedene Modelle 
wählt, sind Verkäufe von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien zwischen Beständen von Vermögens­
werten, die nach verschiedenen Modellen bewertet werden, zum beizulegenden Zeitwert anzusetzen und die 
kumulierten Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts sind erfolgswirksam zu erfassen. Wenn eine als 
Finanzinvestition gehaltene Immobilie von einem Bestand, für den das Modell des beizulegenden Zeitwerts 
verwendet wird, an einen Bestand, für den das Anschaffungskostenmodell verwendet wird, verkauft wird, wird 
demzufolge der beizulegende Zeitwert der Immobilie zum Zeitpunkt des Verkaufs als deren Anschaffungs­
kosten angesehen. 

Modell des beizulegenden Zeitwerts 

33 Nach dem erstmaligen Ansatz hat ein Unternehmen, welches das Modell des beizulegenden Zeitwerts 
gewählt hat, alle als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien mit Ausnahme der in Paragraph 53 
beschriebenen Fälle mit dem beizulegenden Zeitwert zu bewerten. 

34 [gestrichen] 

35 Ein Gewinn oder Verlust, der durch die Veränderung des beizulegenden Zeitwerts der als Finanz­
investition gehaltenen Immobilien entsteht, ist in der Periode, in der er entstanden ist, erfolgswirk­
sam zu erfassen. 

36–39 [gestrichen]
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40 Bei der Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien gemäß 
IFRS 13 hat ein Unternehmen zu gewährleisten, dass sich im beizulegenden Zeitwert neben anderen Dingen 
die Mieterträge aus den gegenwärtigen Mietverhältnissen sowie andere Annahmen widerspiegeln, auf die sich 
Marktteilnehmer bei der Preisbildung für die als Finanzinvestition gehaltene Immobilie unter den aktuellen 
Marktbedingungen stützen würden. 

40A Verwendet ein Leasingnehmer für die Bewertung einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie, für die er 
ein Nutzungsrecht hat, das Modell des beizulegenden Zeitwerts, so bewertet er das Nutzungsrecht — und 
nicht den zugrunde liegenden Vermögenswert — zum beizulegenden Zeitwert. 

41 IFRS 16 nennt die Grundlage für den erstmaligen Ansatz der Anschaffungskosten für eine von einem Lea­
singnehmer als Finanzinvestition in Form eines Nutzungsrechts gehaltene Immobilie. Gemäß Paragraph 33 ist 
für eine von einem Leasingnehmer als Finanzinvestition in Form eines Nutzungsrechts gehaltene Immobilie 
gegebenenfalls eine Neubewertung mit dem beizulegenden Zeitwert erforderlich, wenn das Unternehmen das 
Modell des beizulegenden Zeitwerts wählt. Erfolgen die Leasingzahlungen zu Marktpreisen, sollte der bei­
zulegende Zeitwert einer von einem Leasingnehmer als Finanzinvestition in Form eines Nutzungsrechts 
gehaltenen Immobilie zum Erwerbszeitpunkt abzüglich aller erwarteten Leasingzahlungen (einschließlich der 
Leasingzahlungen im Zusammenhang mit den erfassten Leasingverbindlichkeiten) null sein. Die Neubewertung 
eines Nutzungsrechts von den Anschaffungskosten gemäß IFRS 16 zum beizulegenden Zeitwert gemäß Para­
graph 33 (unter Berücksichtigung der Vorschriften in Paragraph 50) darf daher zu keinem anfänglichen 
Gewinn oder Verlust führen, sofern der beizulegende Zeitwert nicht zu verschiedenen Zeitpunkten ermittelt 
wird. Dies könnte dann der Fall sein, wenn nach dem ersten Ansatz das Modell des beizulegenden Zeitwerts 
gewählt wird. 

42–47 [gestrichen] 

48 Wenn ein Unternehmen eine als Finanzinvestition gehaltene Immobilie erstmals erwirbt (oder wenn eine 
bereits vorhandene Immobilie nach einer Nutzungsänderung erstmals als Finanzinvestition gehalten wird), 
können in Ausnahmefällen eindeutige Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Bandbreite angemessener 
Ermittlungen für den beizulegenden Zeitwert so groß und die Eintrittswahrscheinlichkeiten der verschiedenen 
Ergebnisse so schwierig zu ermitteln sind, dass die Verwendung eines einzelnen Messwerts für den beizule­
genden Zeitwert nicht zweckmäßig ist. Dies kann darauf hindeuten, dass der beizulegende Zeitwert der als 
Finanzinvestition gehaltenen Immobilie nicht fortlaufend verlässlich ermittelbar ist (siehe Paragraph 53). 

49 [gestrichen] 

50 Bei der Bestimmung des Buchwerts von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien nach dem Modell des 
beizulegenden Zeitwerts hat das Unternehmen Vermögenswerte und Schulden, die bereits als solche einzeln 
erfasst wurden, nicht erneut anzusetzen. Es folgen einige Beispiele: 

a) Ausstattungsgegenstände wie Aufzug oder Klimaanlage sind häufig ein integraler Bestandteil des Gebäudes 
und im Allgemeinen in den beizulegenden Zeitwert der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie mit 
einzubeziehen und nicht gesondert als Sachanlage zu erfassen. 

b) Der beizulegende Zeitwert eines im möblierten Zustand vermieteten Bürogebäudes schließt im Allgemeinen 
den beizulegenden Zeitwert der Möbel mit ein, da die Mieteinnahmen sich auf das möblierte Bürogebäude 
beziehen. Sind Möbel im beizulegenden Zeitwert der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie enthalten, 
erfasst das Unternehmen die Möbel nicht als gesonderten Vermögenswert. 

c) Der beizulegende Zeitwert der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie beinhaltet nicht im Voraus 
bezahlte oder abgegrenzte Mieten aus Operating-Leasingverhältnissen, da das Unternehmen diese als ge­
sonderte Schuld oder gesonderten Vermögenswert erfasst. 

d) Der beizulegende Zeitwert einer von einem Leasingnehmer als Finanzinvestition in Form eines Nutzungs­
rechts gehaltenen Immobilie spiegelt die zu erwartenden Zahlungsströme (einschließlich der zu erwarten­
den variablen Leasingzahlungen) wider. Wurden bei der Bewertung einer Immobilie die erwarteten Zah­
lungen nicht berücksichtigt, müssen daher zur Bestimmung des Buchwerts von als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilien nach dem Modell des beizulegenden Zeitwerts alle erfassten Schulden aus dem 
Leasingverhältnis wieder hinzugefügt werden. 

51 [gestrichen] 

52 In einigen Fällen erwartet ein Unternehmen, dass der Barwert der mit einer als Finanzinvestition gehaltenen 
Immobilie verbundenen Auszahlungen (ausgenommen Auszahlungen, die sich auf erfasste Schulden beziehen) 
den Barwert der damit zusammenhängenden Einzahlungen übersteigt. Zur Beurteilung, ob eine Schuld an­
zusetzen und, wenn ja, wie diese zu bewerten ist, zieht ein Unternehmen IAS 37 Rückstellungen, Eventual­
verbindlichkeiten und Eventualforderungen heran.
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Fehlende Möglichkeit, den beizulegenden Zeitwert verlässlich zu ermitteln 

53 Es besteht die widerlegbare Vermutung, dass ein Unternehmen in der Lage ist, den beizulegenden 
Zeitwert einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie fortlaufend verlässlich zu ermitteln. In 
Ausnahmefällen liegen jedoch in Situationen, in denen ein Unternehmen eine als Finanzinvestition 
gehaltene Immobilie erstmals erwirbt (oder wenn eine bereits vorhandene Immobilie nach einer 
Nutzungsänderung erstmals als Finanzinvestition gehalten wird), eindeutige Anhaltspunkte dafür 
vor, dass eine fortlaufende verlässliche Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts der als Finanzinves­
tition gehaltenen Immobilie nicht möglich ist. Dies wird nur dann der Fall sein, wenn der Markt für 
vergleichbare Immobilien inaktiv ist (wenn es z. B. kaum aktuelle Geschäftsvorfälle gibt, Preisnotie­
rungen nicht aktuell sind oder beobachtete Transaktionspreise darauf hindeuten, dass der Verkäufer 
zum Verkauf gezwungen war) und anderweitige verlässliche Ermittlungen für den beizulegenden 
Zeitwert (beispielsweise basierend auf diskontierten Zahlungsstrom-Prognosen) nicht verfügbar sind. 
Kommt ein Unternehmen zu dem Schluss, dass der beizulegende Zeitwert einer als Finanzinvestition 
gehaltenen, in der Erstellung befindlichen Immobilie nicht verlässlich zu ermitteln ist, geht aber 
davon aus, dass der beizulegende Zeitwert der Immobilie nach Fertigstellung verlässlich ermittelbar 
sein wird, so bewertet es die als Finanzinvestition gehaltene, in der Erstellung befindliche Immobilie 
solange zu den Herstellungskosten, bis entweder der beizulegende Zeitwert verlässlich ermittelt 
werden kann oder die Erstellung abgeschlossen ist (je nachdem, welcher Zeitpunkt früher liegt). 
Lässt sich der beizulegende Zeitwert einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie (bei der es 
sich nicht um eine in der Erstellung befindliche Immobilie handelt) nach Auffassung des Unterneh­
mens nicht fortlaufend verlässlich ermittelt, so hat das Unternehmen die als Finanzinvestition gehal­
tene Immobilie im Falle eigener als Finanzinvestition gehaltener Immobilien gemäß IAS 16 und im 
Falle von von einem Leasingnehmer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien in Form von Nut­
zungsrechten gemäß IFRS 16 nach dem Anschaffungskostenmodell zu bewerten. Der Restwert der als 
Finanzinvestition gehaltenen Immobilie ist mit null anzunehmen. Das Unternehmen hat bis zum 
Abgang der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie weiterhin IAS 16 bzw. IFRS 16 anzuwenden 

53A Sobald ein Unternehmen in der Lage ist, den beizulegenden Zeitwert der als Finanzinvestition gehaltenen, in 
der Erstellung befindlichen Immobilie, die zuvor zu den Herstellungskosten bewertet wurde, verlässlich zu 
ermitteln, hat es diese Immobilie zum beizulegenden Zeitwert anzusetzen. Nach Abschluss der Erstellung 
dieser Immobilie wird davon ausgegangen, dass der beizulegende Zeitwert verlässlich ermittelbar ist. Sollte 
dies nicht der Fall sein, ist die Immobilie gemäß Paragraph 53 im Falle eigener als Finanzinvestition gehaltener 
Immobilien gemäß IAS 16 und im Falle von von einem Leasingnehmer als Finanzinvestition gehaltenen 
Immobilien in Form von Nutzungsrechten gemäß IFRS 16 nach dem Anschaffungskostenmodell zu bewerten. 

53B Die Vermutung, dass der beizulegende Zeitwert einer in der Erstellung befindlichen, als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilie verlässlich ermittelbar ist, kann lediglich beim erstmaligen Ansatz widerlegt werden. 
Ein Unternehmen, das eine in der Erstellung befindliche, als Finanzinvestition gehaltene Immobilie zum 
beizulegenden Zeitwert bewertet hat, kann nicht den Schluss ziehen, dass der beizulegende Zeitwert einer 
als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie, deren Erstellung abgeschlossen ist, nicht verlässlich ermittelbar ist. 

54 In den Ausnahmefällen, in denen ein Unternehmen aus den in Paragraph 53 genannten Gründen gezwungen 
ist, eine als Finanzinvestition gehaltene Immobilie nach dem Anschaffungskostenmodell gemäß IAS 16 oder 
IFRS 16 zu bewerten, bewertet es seine gesamten sonstigen als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, 
einschließlich der in der Erstellung befindlichen, zum beizulegenden Zeitwert. In diesen Fällen kann ein 
Unternehmen zwar für eine einzelne als Finanzinvestition gehaltene Immobilie das Anschaffungskostenmodell 
anwenden, hat jedoch alle anderen Immobilien nach dem Modell des beizulegenden Zeitwerts zu bilanzieren. 

55 Hat ein Unternehmen eine als Finanzinvestition gehaltene Immobilie bisher zum beizulegenden Zeit­
wert bewertet, hat es die Immobilie bis zu deren Abgang (oder bis zu dem Zeitpunkt, ab dem die 
Immobilie selbst genutzt oder für einen späteren Verkauf im Rahmen der gewöhnlichen Geschäfts­
tätigkeit entwickelt wird) weiterhin zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten, auch wenn vergleich­
bare Markttransaktionen seltener auftreten oder Marktpreise seltener verfügbar sind. 

Anschaffungskostenmodell 

56 Sofern sich ein Unternehmen nach dem erstmaligen Ansatz für das Anschaffungskostenmodell ent­
scheidet, hat es seine als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien wie folgt zu bewerten: 

a) gemäß IFRS 5 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte und aufgegebene Geschäfts­
bereiche, sofern sie als zur Veräußerung gehalten eingestuft werden können (oder zu einer als zur 
Veräußerung gehalten eingestuften Veräußerungsgruppe gehören),
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b) gemäß IFRS 16, sofern sie von einem Leasingnehmer in Form eines Nutzungsrechts und nicht 
gemäß IFRS 5 zur Veräußerung gehalten werden, und 

c) in allen anderen Fällen nach den Vorschriften für das Anschaffungskostenmodell gemäß IAS 16. 

ÜBERTRAGUNGEN 

57 Ein Unternehmen hat eine Immobilie nur dann in den oder aus dem Bestand der als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilien zu übertragen, wenn eine Nutzungsänderung vorliegt. Eine Nutzungsänderung 
liegt vor, wenn eine Immobilie die Definition für eine als Finanzinvestition gehaltene Immobilie neu 
erfüllt oder nicht mehr erfüllt und Anhaltspunkte für eine Nutzungsänderung vorliegen. Die alleinige 
Absicht des Managements, eine Immobilie einer anderen Nutzung zuzuführen, stellt keinen solchen 
Anhaltspunkt dar. Zu den Beispielen für Anhaltspunkte für Nutzungsänderungen gehören die folgen­
den: 

a) Beginn der Selbstnutzung oder der Entwicklung mit der Absicht der Selbstnutzung für eine Über­
tragung aus dem Bestand der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien in den Bestand der 
selbst genutzten Immobilien, 

b) Beginn der Entwicklung mit der Absicht des Verkaufs, d. h. Übertragung aus dem Bestand der als 
Finanzinvestition gehaltenen Immobilien in das Vorratsvermögen, 

c) Ende der Selbstnutzung, d. h. Übertragung aus dem Bestand der vom Eigentümer selbst genutzten 
Immobilien in den Bestand der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, und 

d) Beginn eines Operating-Leasingverhältnisses mit einem Dritten für eine Übertragung aus dem 
Vorratsvermögen in den Bestand der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien. 

e) [gestrichen] 

58 Trifft ein Unternehmen die Entscheidung, eine als Finanzinvestition gehaltene Immobilie ohne Entwicklung zu 
veräußern, behandelt es die Immobilie solange weiter als Finanzinvestition und stuft sie nicht als Vorrats­
vermögen ein, bis sie ausgebucht (und damit aus der Bilanz entfernt) wird. Ebenso wird eine als Finanz­
investition gehaltene bestehende Immobilie, die ein Unternehmen zu entwickeln beginnt, um sie weiter als 
Finanzinvestition zu halten, während der Entwicklung nicht in den Bestand der vom Eigentümer selbst 
genutzten Immobilien übertragen, sondern weiter als Finanzinvestition eingestuft. 

59 Die Paragraphen 60–65 behandeln Fragen des Ansatzes und der Bewertung, die das Unternehmen bei der 
Anwendung des Modells des beizulegenden Zeitwerts für als Finanzinvestition gehaltene Immobilien zu 
berücksichtigen hat. Wenn ein Unternehmen das Anschaffungskostenmodell anwendet, führen Übertragungen 
zwischen dem Bestand der als Finanzinvestition gehaltenen, dem Bestand der vom Eigentümer selbst genutz­
ten Immobilien und dem Vorratsvermögen für Bewertungs- oder Angabezwecke weder zu einer Buchwert­
änderung der übertragenen Immobilien noch zu einer Veränderung ihrer Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten. 

60 Bei einer Übertragung aus dem Bestand der als Finanzinvestition gehaltenen und zum beizulegenden 
Zeitwert bewerteten Immobilien in den Bestand der vom Eigentümer selbst genutzten Immobilien 
oder in das Vorratsvermögen entsprechen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Immobilien 
für die Folgebewertung gemäß IAS 16, IFRS 16 oder IAS 2 deren beizulegendem Zeitwert zum Zeit­
punkt der Nutzungsänderung. 

61 Wird eine vom Eigentümer selbst genutzte zu einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie, die 
zum beizulegenden Zeitwert bewertet wird, hat ein Unternehmen bis zum Zeitpunkt der Nutzungs­
änderung für Immobilien in seinem Eigentum IAS 16 und für Immobilien, die von einem Leasing­
nehmer als Finanzinvestition in Form eines Nutzungsrechts gehalten werden, IFRS 16 anzuwenden. 
Das Unternehmen hat eine zu diesem Zeitpunkt bestehende Differenz zwischen dem nach 
IAS 16 bzw. IFRS 16 ermittelten Buchwert der Immobilien und dem beizulegenden Zeitwert in 
derselben Weise zu behandeln wie eine Neubewertung gemäß IAS 16. 

62 Bis zu dem Zeitpunkt, an dem eine vom Eigentümer selbstgenutzte Immobilie zu einer als Finanzinvestition 
gehaltenen und zum beizulegenden Zeitwert bewerteten Immobilie wird, hat ein Unternehmen die Immobilie 
(bzw. das Nutzungsrecht) planmäßig abzuschreiben und jegliche eingetretene Wertminderungsaufwendung zu 
erfassen. Das Unternehmen behandelt eine zu diesem Zeitpunkt bestehende Differenz zwischen dem nach 
IAS 16 bzw. IFRS 16 ermittelten Buchwert der Immobilien und dem beizulegenden Zeitwert in derselben 
Weise wie eine Neubewertung gemäß IAS 16. Mit anderen Worten:
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a) Jede auftretende Minderung des Buchwerts der Immobilie ist erfolgswirksam zu erfassen. In dem Umfang, 
in dem jedoch ein der Immobilie zuzurechnender Betrag in der Neubewertungsrücklage eingestellt ist, ist 
die Minderung im sonstigen Ergebnis zu erfassen und die Neubewertungsrücklage innerhalb des Eigen­
kapitals entsprechend zu kürzen. 

b) Eine sich ergebende Erhöhung des Buchwerts ist folgendermaßen zu behandeln: 

i) Soweit die Erhöhung einem früheren Wertminderungsaufwand für diese Immobilie entspricht, ist die 
Erhöhung erfolgswirksam zu erfassen. Der erfolgswirksam erfasste Betrag darf nicht höher sein als der 
Betrag, der zur Aufstockung auf den Buchwert benötigt wird, der sich ohne die Erfassung des Wert­
minderungsaufwands (abzüglich mittlerweile vorgenommener planmäßiger Abschreibungen) ergeben 
hätte. 

ii) Ein noch verbleibender Teil der Erhöhung wird im sonstigen Ergebnis erfasst und führt zu einer 
Erhöhung der Neubewertungsrücklage innerhalb des Eigenkapitals. Bei einem anschließenden Abgang 
der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie kann die Neubewertungsrücklage unmittelbar in die 
Gewinnrücklagen umgebucht werden. Die Übertragung aus der Neubewertungsrücklage in die Gewinn­
rücklagen erfolgt nicht erfolgswirksam. 

63 Bei einer Übertragung aus dem Vorratsvermögen in die als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, 
die dann zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden, ist eine zu diesem Zeitpunkt bestehende 
Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der Immobilie und dem vorherigen Buchwert er­
folgswirksam zu erfassen. 

64 Die bilanzielle Behandlung von Übertragungen aus dem Vorratsvermögen in die als Finanzinvestition gehal­
tenen Immobilien, die dann zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden, entspricht der Behandlung einer 
Veräußerung von Vorräten. 

65 Wenn ein Unternehmen die Erstellung oder Entwicklung einer selbst erstellten und als Finanzinves­
tition gehaltenen Immobilie abschließt, die dann zum beizulegenden Zeitwert bewertet wird, ist eine 
zu diesem Zeitpunkt bestehende Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der Immobilie und 
dem vorherigen Buchwert erfolgswirksam zu erfassen. 

ABGÄNGE 

66 Eine als Finanzinvestition gehaltene Immobilie ist bei ihrem Abgang oder dann, wenn sie dauerhaft 
nicht mehr genutzt werden soll und ein zukünftiger wirtschaftlicher Nutzen aus ihrem Abgang nicht 
mehr erwartet wird, auszubuchen (und damit aus der Bilanz zu entfernen). 

67 Der Abgang einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie kann durch den Verkauf oder den Abschluss 
eines Finanzierungsleasingverhältnisses erfolgen. Als Abgangsdatum einer veräußerten als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilie gilt das Datum, an dem der Empfänger — gemäß den Vorschriften über die Erfüllung 
der Leistungsverpflichtung in IFRS 15 — die Verfügungsmacht darüber erlangt. IFRS 16 ist beim Abgang 
infolge des Abschlusses eines Finanzierungsleasings oder einer Sale-and-Leaseback-Transaktion anzuwenden. 

68 Wenn ein Unternehmen gemäß dem Ansatzgrundsatz in Paragraph 16 die Kosten für die Ersetzung eines Teils 
einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie im Buchwert berücksichtigt, hat es den Buchwert des ersetz­
ten Teils auszubuchen. Bei als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, die nach dem Anschaffungskosten­
modell bilanziert werden, kann es vorkommen, dass ein ersetztes Teil nicht gesondert planmäßig abgeschrie­
ben wurde. Sollte die Ermittlung des Buchwerts des ersetzten Teils für ein Unternehmen praktisch nicht 
durchführbar sein, kann es die Kosten für die Ersetzung als Anhaltspunkt für die Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten des ersetzten Teils zum Zeitpunkt seines Kaufs oder seiner Erstellung verwenden. Beim Modell 
des beizulegenden Zeitwerts spiegelt der beizulegende Zeitwert der als Finanzinvestition gehaltenen Immobi­
lien unter Umständen bereits die Wertminderung des zu ersetzenden Teils wider. In anderen Fällen kann es 
schwierig sein zu erkennen, um wie viel der beizulegende Zeitwert für das ersetzte Teil gemindert werden 
sollte. Sollte eine Minderung des beizulegenden Zeitwerts für das ersetzte Teil praktisch nicht durchführbar 
sein, können alternativ die Kosten für die Ersetzung in den Buchwert des Vermögenswerts einbezogen werden. 
Anschließend erfolgt eine Neubewertung des beizulegenden Zeitwerts, wie sie bei Zugängen ohne eine Erset­
zung erforderlich wäre.
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69 Gewinne oder Verluste, die bei Stilllegung oder Abgang von als Finanzinvestition gehaltenen Immo­
bilien entstehen, sind als Differenz zwischen dem Nettoveräußerungserlös und dem Buchwert des 
Vermögenswerts zu bestimmen und in der Periode der Stilllegung bzw. des Abgangs erfolgswirksam 
zu erfassen (sofern IFRS 16 bei Sale-and-Leaseback-Transaktionen nichts anderes verlangt). 

70 Die Höhe der Gegenleistung, die bei der Ausbuchung einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie im 
Gewinn oder Verlust auszuweisen ist, wird gemäß den Vorschriften zur Bestimmung des Transaktionspreises 
in den Paragraphen 47–72 von IFRS 15 bestimmt. Spätere Änderungen an der geschätzten Höhe der im 
Gewinn oder Verlust auszuweisenden Gegenleistung werden gemäß den in IFRS 15 festgelegten Vorschriften 
für Änderungen des Transaktionspreises bilanziert. 

71 Ein Unternehmen wendet IAS 37 oder — soweit sachgerecht — andere Standards auf etwaige Schulden an, die 
nach dem Abgang einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie verbleiben. 

72 Entschädigungen von Dritten für die Wertminderung, den Verlust oder die Aufgabe von als Finanz­
investition gehaltenen Immobilien sind bei Erhalt der Entschädigung erfolgswirksam zu erfassen. 

73 Wertminderungen oder der Verlust von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, damit verbundene An­
sprüche auf oder Zahlungen von Entschädigung von Dritten und jeglicher nachfolgende Kauf bzw. jegliche 
nachfolgende Erstellung von Ersatzvermögenswerten stellen einzelne wirtschaftliche Ereignisse dar und sind 
gesondert wie folgt zu bilanzieren: 

a) Wertminderungen von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien werden gemäß IAS 36 erfasst, 

b) Stilllegungen oder Abgänge von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien werden gemäß den Para­
graphen 66–71 des vorliegenden Standards erfasst, 

c) Entschädigungen von Dritten für die Wertminderung, den Verlust oder die Aufgabe von als Finanzinves­
tition gehaltenen Immobilien werden bei Erhalt der Entschädigung erfolgswirksam erfasst und 

d) die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Vermögenswerten, die instand gesetzt oder als Ersatz 
gekauft oder erstellt wurden, werden gemäß den Paragraphen 20–29 des vorliegenden Standards ermittelt. 

ANGABEN 

Modell des beizulegenden Zeitwerts und Anschaffungskostenmodell 

74 Die unten aufgeführten Angaben sind zusätzlich zu denen nach IFRS 16 zu machen. Gemäß IFRS 16 gelten 
für den Eigentümer einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie die Angabepflichten für einen Leasing­
geber zu den von ihm abgeschlossenen Leasingverhältnissen. Ein Leasingnehmer, welcher eine als Finanz­
investition in Form eines Nutzungsrechts gehaltene Immobilie hält, macht die von einem Leasingnehmer 
gemäß IFRS 16 zu machenden Angaben sowie für alle Operating-Leasingverhältnisse, die er abgeschlossen 
hat, die von einem Leasinggeber gemäß IFRS 16 zu machenden Angaben. 

75 Ein Unternehmen hat Folgendes anzugeben: 

a) ob es das Modell des beizulegenden Zeitwerts oder das Anschaffungskostenmodell anwendet. 

b) [gestrichen] 

c) sofern eine Zuordnung Schwierigkeiten bereitet (siehe Paragraph 14), die vom Unternehmen ver­
wendeten Kriterien, nach denen zwischen als Finanzinvestition gehaltenen, vom Eigentümer selbst 
genutzten und Immobilien, die zum Verkauf im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
gehalten werden, unterschieden wird. 

d) [gestrichen]
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e) das Ausmaß, in dem der beizulegende Zeitwert der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien 
(wie in den Abschlüssen bewertet oder angegeben) auf der Grundlage einer Bewertung durch 
einen unabhängigen Gutachter basiert, der eine anerkannte, sachgerechte berufliche Qualifikation 
und aktuelle Erfahrungen mit der Lage und der Art der zu bewertenden, als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilien hat. Hat eine solche Bewertung nicht stattgefunden, ist dies anzugeben. 

f) die erfolgswirksam erfassten Beträge für 

i) Mieteinnahmen aus als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien 

ii) direkte betriebliche Aufwendungen (einschließlich Reparaturen und Instandhaltung), die den­
jenigen als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien einzeln zurechenbar sind, mit denen wäh­
rend der Periode Mieteinnahmen erzielt wurden, 

iii) direkte betriebliche Aufwendungen (einschließlich Reparaturen und Instandhaltung), die den­
jenigen als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien einzeln zurechenbar sind, mit denen wäh­
rend der Periode keine Mieteinnahmen erzielt wurden, und 

iv) die kumulierte Veränderung des beizulegenden Zeitwerts, die beim Verkauf einer als Finanz­
investition gehaltenen Immobilie von einem Bestand von Vermögenswerten, in dem das An­
schaffungskostenmodell verwendet wird, an einen Bestand, in dem das Modell des beizulegen­
den Zeitwerts verwendet wird, erfolgswirksam erfasst wird (siehe Paragraph 32C). 

g) die Existenz und die Höhe von Beschränkungen hinsichtlich der Veräußerbarkeit von als Finanz­
investition gehaltenen Immobilien oder der Überweisung von Erträgen und Veräußerungserlösen. 

h) vertragliche Verpflichtungen, als Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien zu kaufen, zu erstellen 
oder zu entwickeln, oder solche für Reparaturen, Instandhaltung oder Verbesserungen. 

Modell des beizulegenden Zeitwerts 

76 Zusätzlich zu den nach Paragraph 75 vorgeschriebenen Angaben hat ein Unternehmen, welches das 
Modell des beizulegenden Zeitwerts gemäß den Paragraphen 33–55 anwendet, eine Überleitungsrech­
nung zu erstellen, die die Entwicklung des Buchwerts der als Finanzinvestition gehaltenen Immobi­
lien zu Beginn und zum Ende der Periode zeigt und dabei Folgendes darstellt: 

a) Zugänge, wobei diejenigen Zugänge gesondert anzugeben sind, die auf einen Erwerb entfallen, und 
diejenigen, die auf im Buchwert eines Vermögenswerts erfasste nachträgliche Ausgaben entfallen, 

b) Zugänge, die aus einem Erwerb im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen resultieren, 

c) Vermögenswerte, die gemäß IFRS 5 als zur Veräußerung gehalten eingestuft werden oder zu einer 
als zur Veräußerung gehalten eingestuften Veräußerungsgruppe gehören, und andere Abgänge, 

d) Nettogewinne oder -verluste aus der Berichtigung des beizulegenden Zeitwerts, 

e) Nettoumrechnungsdifferenzen aus der Umrechnung von Abschlüssen in eine andere Darstellungs­
währung und aus der Umrechnung eines ausländischen Geschäftsbetriebs in die Darstellungswäh­
rung des berichtenden Unternehmens, 

f) Übertragungen in das bzw. aus dem Vorratsvermögen und in bzw. aus der Kategorie der vom 
Eigentümer selbst genutzten Immobilien und 

g) sonstige Änderungen. 

77 Wird die Bewertung einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie für Abschlusszwecke erheblich 
angepasst, beispielsweise um wie in Paragraph 50 beschrieben einen erneuten Ansatz von Ver­
mögenswerten oder Schulden zu vermeiden, die bereits als gesonderte Vermögenswerte und Schul­
den erfasst wurden, hat das Unternehmen eine Überleitungsrechnung zwischen der ursprünglichen 
Bewertung und der in den Abschlüssen enthaltenen angepassten Bewertung zu erstellen, in der der 
Gesamtbetrag aller erfassten wieder hinzugefügten Leasingverbindlichkeiten und alle anderen wesent­
lichen Anpassungen gesondert dargestellt sind.
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78 In den in Paragraph 53 beschriebenen Ausnahmefällen, in denen ein Unternehmen als Finanzinvesti­
tion gehaltene Immobilien nach dem Anschaffungskostenmodell gemäß IAS 16 oder gemäß IFRS 16 
bewertet, hat die in Paragraph 76 vorgeschriebene Überleitungsrechnung die Beträge dieser als Fi­
nanzinvestition gehaltenen Immobilien getrennt von den Beträgen der anderen als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilien auszuweisen. Zusätzlich hat ein Unternehmen Folgendes anzugeben: 

a) eine Beschreibung der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, 

b) eine Erklärung, warum der beizulegende Zeitwert nicht verlässlich ermittelt werden kann, 

c) wenn möglich, die Schätzungsbandbreite, in der der beizulegende Zeitwert höchstwahrscheinlich 
liegt, und 

d) bei Abgang von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, die nicht zum beizulegenden Zeit­
wert bewertet wurden, 

i) den Umstand, dass das Unternehmen als Finanzinvestition gehaltene Immobilien veräußert hat, 
die nicht zum beizulegenden Zeitwert bewertet wurden, 

ii) den Buchwert dieser als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien zum Zeitpunkt des Verkaufs 
und 

iii) den als Gewinn oder Verlust erfassten Betrag. 

Anschaffungskostenmodell 

79 Zusätzlich zu den nach Paragraph 75 vorgeschriebenen Angaben hat ein Unternehmen, das das 
Anschaffungskostenmodell gemäß Paragraph 56 anwendet, Folgendes anzugeben: 

a) die verwendeten Abschreibungsmethoden, 

b) die zugrunde gelegten Nutzungsdauern oder Abschreibungssätze, 

c) den Bruttobuchwert und die kumulierten panmäßigen Abschreibungen (zusammengefasst mit den 
kumulierten Wertminderungsaufwendungen) zu Beginn und zum Ende der Periode, 

d) eine Überleitungsrechnung, welche die Entwicklung des Buchwerts der als Finanzinvestition ge­
haltenen Immobilien zu Beginn und zum Ende der gesamten Periode zeigt und dabei Folgendes 
darstellt: 

i) Zugänge, wobei diejenigen Zugänge gesondert anzugeben sind, die auf einen Erwerb entfallen, 
und diejenigen, die auf als Vermögenswert erfasste nachträgliche Ausgaben entfallen, 

ii) Zugänge, die aus einem Erwerb im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen resultie­
ren, 

iii) Vermögenswerte, die gemäß IFRS 5 als zur Veräußerung gehalten eingestuft werden oder zu 
einer als zur Veräußerung gehalten eingestuften Veräußerungsgruppe gehören, und andere 
Abgänge, 

iv) planmäßige Abschreibungen, 

v) den Betrag der Wertminderungsaufwendungen, der während der Periode gemäß IAS 36 er­
fasst wurde, und den Betrag an wieder aufgeholten Wertminderungsaufwendungen, 

vi) Nettoumrechnungsdifferenzen aus der Umrechnung von Abschlüssen in eine andere Darstel­
lungswährung und aus der Umrechnung eines ausländischen Geschäftsbetriebs in die Dar­
stellungswährung des berichtenden Unternehmens, 

vii) Übertragungen in das bzw. aus dem Vorratsvermögen in die bzw. aus der Kategorie der vom 
Eigentümer selbst genutzten Immobilien und 

viii) sonstige Änderungen,
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e) den beizulegenden Zeitwert der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien. In den in Para­
graph 53 beschriebenen Ausnahmefällen, in denen ein Unternehmen den beizulegenden Zeitwert 
der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien nicht verlässlich ermitteln kann, hat es Folgendes 
anzugeben: 

i) eine Beschreibung der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien, 

ii) eine Erklärung, warum der beizulegende Zeitwert nicht verlässlich ermittelt werden kann, und 

iii) wenn möglich, die Schätzungsbandbreite, innerhalb der der beizulegende Zeitwert höchst­
wahrscheinlich liegt. 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

Modell des beizulegenden Zeitwerts 

80 Ein Unternehmen, das bisher IAS 40 (2000) angewandt hat und sich erstmals dafür entscheidet, einige 
oder alle im Rahmen von Operating-Leasingverhältnissen geleasten Immobilien als Finanzinvestition 
einzustufen und zu bilanzieren, hat die Auswirkung dieser Entscheidung als eine Anpassung des 
Eröffnungsbilanzwerts der Gewinnrücklagen in der Periode zu erfassen, in der die Entscheidung 
erstmals getroffen wurde. Ferner gilt Folgendes: 

a) Hat das Unternehmen früher (im Abschluss oder anderweitig) den beizulegenden Zeitwert dieser 
Immobilien in vorhergehenden Perioden angegeben und wurde der beizulegende Zeitwert auf 
einer Grundlage ermittelt, die der Definition des beizulegenden Zeitwerts in IFRS 13 genügt, 
wird dem Unternehmen empfohlen, aber nicht vorgeschrieben, 

i) den Eröffnungsbilanzwert der Gewinnrücklagen für die früheste ausgewiesene Periode, für die 
der beizulegende Zeitwert veröffentlicht wurde, anzupassen und 

ii) die Vergleichsinformationen für diese Perioden anzupassen. 

b) Hat das Unternehmen früher keine der unter a) beschriebenen Informationen veröffentlicht, sind 
die Vergleichsinformationen nicht anzupassen und ist diese Tatsache anzugeben. 

81 Dieser Standard schreibt eine andere Behandlung vor als IAS 8. Nach IAS 8 sind Vergleichsinformationen 
anzupassen, es sei denn, dies ist in der Praxis nicht durchführbar. 

82 Wenn ein Unternehmen zum ersten Mal diesen Standard anwendet, umfasst die Anpassung des Eröffnungs­
bilanzwerts der Gewinnrücklagen die Umgliederung aller Beträge, die für als Finanzinvestition gehaltene 
Immobilien in der Neubewertungsrücklage erfasst wurden. 

Anschaffungskostenmodell 

83 IAS 8 ist auf alle Änderungen der Rechnungslegungsmethoden anzuwenden, die vorgenommen werden, wenn 
ein Unternehmen diesen Standard zum ersten Mal anwendet und sich für das Anschaffungskostenmodell 
entscheidet. Zu den Auswirkungen einer Änderung der Rechnungslegungsmethoden gehört auch die Umglie­
derung aller Beträge, die für als Finanzinvestition gehaltene Immobilien in der Neubewertungsrücklage erfasst 
wurden. 

84 Die Vorschriften der Paragraphen 27–29 bezüglich der erstmaligen Bewertung von als Finanzinvesti­
tion gehaltenen Immobilien, die durch einen Tausch von Vermögenswerten erworben werden, sind 
nur prospektiv auf künftige Transaktionen anzuwenden. 

Unternehmenszusammenschlüsse 

84A Durch die Jährlichen Verbesserungen, Zyklus 2011–2013, veröffentlicht im Dezember 2013, wurden 
Paragraph 14A und eine Überschrift vor Paragraph 6 eingefügt. Ein Unternehmen hat diese Änderung 
ab Beginn der ersten Berichtsperiode, in der diese Änderung angewandt wird, prospektiv auf jeden 
Erwerb einer als Finanzinvestition gehaltenen Immobilie anzuwenden. Die Bilanzierung für in frü­
heren Perioden erworbene, als Finanzinvestition gehaltene Immobilien ist somit nicht anzupassen. 
Ein Unternehmen kann allerdings beschließen, die Änderung auf einzelne Erwerbungen von als 
Finanzinvestition gehaltenen Immobilien anzuwenden, die vor Beginn des ersten Geschäftsjahrs, 
das am oder nach dem Datum des Inkrafttretens der Änderung beginnt, getätigt wurden, wenn das 
Unternehmen über die zur Anwendung der Änderung auf frühere Erwerbungen erforderlichen In­
formationen verfügt.
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IFRS 16 

84B Bei der erstmaligen Anwendung von IFRS 16 und der damit in Verbindung stehenden Änderungen 
dieses Standards hat das Unternehmen für seine in Form von Nutzungsrechten als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilien die in Anhang C von IFRS 16 festgelegten Übergangsvorschriften anzuwen­
den. 

Übertragungen in den und aus dem Bestand der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien 

84C Mit der im Dezember 2016 veröffentlichten Verlautbarung Übertragungen in den und aus dem Bestand der als 
Finanzinvestition gehaltenen Immobilien (Änderungen an IAS 40) wurden die Paragraphen 57–58 geändert. Diese 
Änderungen sind auf Nutzungsänderungen anzuwenden, die zu oder nach Beginn des Geschäftsjahrs eintreten, 
in dem die Änderungen zum ersten Mal angewendet werden (Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung). Zum 
Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung hat ein Unternehmen die Einstufung seiner zu diesem Zeitpunkt 
gehaltenen Immobilien zu überprüfen und diese gegebenenfalls gemäß den Paragraphen 7–14 neu einzustufen, 
um sicherzustellen, dass ihre Einstufung den Gegebenheiten zu diesem Zeitpunkt entspricht. 

84D Unbeschadet der Vorschriften in Paragraph 84C darf ein Unternehmen die Änderungen der Paragraphen 57– 
58 gemäß IAS 8 nur dann rückwirkend anwenden, wenn dabei keine nachträglichen Erkenntnisse verwendet 
werden. 

84E Stuft ein Unternehmen Immobilien in Anwendung des Paragraphen 84C zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Anwendung neu ein, so hat es 

a) die Umgliederung unter Beachtung der Vorschriften der Paragraphen 59–64 zu bilanzieren. Bei der An­
wendung der Paragraphen 59–64 hat ein Unternehmen 

i) den Zeitpunkt der Nutzungsänderung als Zeitpunkt der ersten Anwendung zugrunde zu legen und 

ii) sämtliche Beträge, die gemäß den Paragraphen 59–64 erfolgswirksam erfasst worden wären, als An­
passung der Eröffnungsbilanz der Gewinnrücklagen zum Zeitpunkt der ersten Anwendung zu erfassen. 

b) sämtliche gemäß Paragraph 84C in den oder aus dem Bestand der als Finanzinvestition gehaltenen Immo­
bilien umgegliederten Beträge anzugeben. Das Unternehmen hat die umgegliederten Beträge in einer Über­
leitungsrechnung gemäß den Paragraphen 76 und 79 auszuweisen, welche die Entwicklung des Buchwerts 
der als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien zu Beginn und zum Ende der Periode zeigt. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

85 Dieser Standard ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2005 beginnen. Eine 
frühere Anwendung wird empfohlen. Wendet ein Unternehmen diesen Standard auf Geschäftsjahre an, die vor 
dem 1. Januar 2005 beginnen, hat es dies anzugeben. 

85A Infolge von IAS 1 Darstellung des Abschlusses (in der 2007 überarbeiteten Fassung) wurde die in den IAS/IFRS 
verwendete Terminologie geändert. Außerdem wurde Paragraph 62 geändert. Diese Änderungen sind auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Wendet ein Unternehmen 
IAS 1 (überarbeitet 2007) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese Periode auch diese Änderungen 
anzuwenden. 

85B Durch die Verbesserungen der IFRS, veröffentlicht im Mai 2008, wurden die Paragraphen 8, 9, 48, 53, 54 und 
57 geändert, Paragraph 22 wurde gestrichen und die Paragraphen 53A und 53B wurden eingefügt. Diese 
Änderungen sind prospektiv auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. 
Ein Unternehmen kann die Änderungen auf in der Erstellung befindliche, als Finanzinvestition gehaltene 
Immobilien ab jedem beliebigen Stichtag vor dem 1. Januar 2009 anwenden, sofern die jeweils beizulegenden 
Zeitwerte der sich noch in der Erstellung befindlichen, als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien zu den 
jeweiligen Stichtagen ermittelt wurden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese 
Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben und gleichzeitig die Änderungen an Para­
graph 5 und Paragraph 81E von IAS 16 Sachanlagen anzuwenden.
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85C Durch IFRS 13, veröffentlicht im Mai 2011, wurde die Definition des beizulegenden Zeitwerts in Paragraph 5 
geändert. Außerdem wurden die Paragraphen 26, 29, 32, 40, 48, 53, 53B, 78–80 und 85B geändert sowie die 
Paragraphen 36–39, 42–47, 49, 51 und 75(d) gestrichen. Wendet ein Unternehmen IFRS 13 an, sind diese 
Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

85D Durch die Jährlichen Verbesserungen, Zyklus 2011–2013, veröffentlicht im Dezember 2013, wurden vor Para­
graph 6 und nach Paragraph 84 Überschriften eingefügt und die Paragraphen 14A und 84A eingefügt. Diese 
Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Juli 2014 beginnen. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies 
anzugeben. 

85E Durch IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden, veröffentlicht im Mai 2014, wurden die Paragraphen 3(b), 9, 67 
und 70 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 15 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

85F Durch IFRS 16, veröffentlicht im Januar 2016, wurde der Anwendungsbereich von IAS 40 dahin gehend 
geändert, dass eine als Finanzinvestition gehaltene Immobilie einerseits eine eigene als Finanzinvestition 
gehaltene Immobilie und andererseits eine Immobilie, für die der Leasingnehmer ein Nutzungsrecht hat, 
sein kann. Durch IFRS 16 wurden die Paragraphen 5, 7, 8, 9, 16, 20, 30, 41, 50, 53, 53A, 54, 56, 60, 
61, 62, 67, 69, 74, 75, 77 und 78 geändert. Außerdem wurden die Paragraphen 19A, 29A, 40A und 84B 
samt zugehöriger Überschriften eingefügt sowie die Paragraphen 3, 6, 25, 26 und 34 gestrichen. Wendet ein 
Unternehmen IFRS 16 an, sind diese Änderungen ebenfalls anzuwenden. 

85G Mit der im Dezember 2016 veröffentlichten Verlautbarung Übertragungen in den und aus dem Bestand der als 
Finanzinvestition gehaltenen Immobilien (Änderungen an IAS 40) wurden die Paragraphen 57–58 geändert und 
die Paragraphen 84C–84E eingefügt. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder 
nach dem 1. Januar 2018 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese 
Änderungen früher an, hat es dies anzugeben. 

85H Durch IFRS 17, veröffentlicht im Mai 2017, wurde Paragraph 32B geändert. Wendet ein Unternehmen 
IFRS 17 an, ist diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

RÜCKNAHME VON IAS 40 (2000) 

86 Der vorliegende Standard ersetzt IAS 40 Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien (veröffentlicht 2000).
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INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARD 41 

Landwirtschaft 

ZIELSETZUNG 

Zielsetzung dieses Standards ist die Regelung der Bilanzierung, der Darstellung im Abschluss und der Angabepflichten 
für landwirtschaftliche Tätigkeit. 

ANWENDUNGSBEREICH 

1 Dieser Standard ist für die Rechnungslegung über folgende Punkte anzuwenden, wenn sie mit einer 
landwirtschaftlichen Tätigkeit im Zusammenhang stehen: 

a) biologische Vermögenswerte, mit Ausnahme von fruchttragenden Pflanzen, 

b) landwirtschaftliche Erzeugnisse zum Zeitpunkt der Ernte und 

c) Zuwendungen der öffentlichen Hand, die in den Paragraphen 34 und 35 behandelt werden. 

2 Dieser Standard ist nicht anzuwenden auf 

a) Grundstücke, die mit landwirtschaftlicher Tätigkeit im Zusammenhang stehen (siehe IAS 16, Sachanlagen und 
IAS 40, Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien); 

b) fruchttragende Pflanzen, die mit landwirtschaftlicher Tätigkeit im Zusammenhang stehen (siehe IAS 16). Auf 
die Erzeugnisse dieser fruchttragenden Pflanzen ist der Standard jedoch anzuwenden; 

c) Zuwendungen der öffentlichen Hand, die mit fruchttragenden Pflanzen im Zusammenhang stehen (siehe 
IAS 20, Bilanzierung und Darstellung von Zuwendungen der öffentlichen Hand); 

d) immaterielle Vermögenswerte, die mit landwirtschaftlicher Tätigkeit im Zusammenhang stehen (siehe IAS 38, 
Immaterielle Vermögenswerte); 

e) Nutzungsrechte aus einem Grundstücksleasing, das mit einer landwirtschaftlichen Tätigkeit in Verbindung 
steht, (siehe IFRS 16 Leasingverhältnisse ). 

3 Dieser Standard ist auf landwirtschaftliche Erzeugnisse, welche die geernteten Erzeugnisse der biologischen Ver­
mögenswerte des Unternehmens darstellen, zum Zeitpunkt der Ernte anzuwenden. Danach ist IAS 2 Vorräte oder 
ein anderer anwendbarer Standard anzuwenden. Dementsprechend behandelt dieser Standard nicht die Verarbei­
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse nach der Ernte, beispielsweise die Verarbeitung von Trauben zu Wein 
durch einen Winzer, der die Trauben selbst angebaut hat. Obwohl diese Verarbeitung eine logische und natür­
liche Ausdehnung landwirtschaftlicher Tätigkeit sein kann, und die stattfindenden Vorgänge eine gewisse Ähn­
lichkeit zur biologischen Transformation aufweisen können, fällt eine solche Verarbeitung nicht in die in diesem 
Standard zugrunde gelegte Definition der landwirtschaftlichen Tätigkeit. 

4 Die folgende Tabelle enthält Beispiele für biologischen Vermögenswerte, landwirtschaftliche Erzeugnissen und 
Produkte, die das Ergebnis der Verarbeitung nach der Ernte darstellen: 

Biologische Vermögenswerte Landwirtschaftliche Erzeugnisse Produkte aus Weiterverarbeitung nach 
der Ernte 

Schafe Wolle Garne, Teppiche 

Bäume einer Waldflur Gefällte Bäume Bauholz, Nutzholz 

Milchvieh Milch Käse 

Schweine Schlachtkörper Würste, geräucherte Schinken
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Biologische Vermögenswerte Landwirtschaftliche Erzeugnisse Produkte aus Weiterverarbeitung nach 
der Ernte 

Baumwollpflanzen Geerntete Baumwolle Fäden, Kleidung 

Zuckerrohr Geerntetes Zuckerrohr Zucker 

Tabakpflanzen Gepflückte Blätter Getrockneter Tabak 

Teesträucher Gepflückte Blätter Tee 

Weinstöcke Gepflückte Trauben Wein 

Obstbäume Gepflücktes Obst Verarbeitetes Obst 

Ölpalmen Gepflückte Früchte Palmöl 

Kautschukbäume Geernteter Latex Gummiwaren 

Einige Pflanzen, zum Beispiel Teesträucher, Weinstöcke, Ölpalmen und Kautschukbäume, erfüllen in der Regel 
die Definition einer fruchttragenden Pflanze und fallen in den Anwendungsbereich von IAS 16. Die Erzeug­
nisse, die auf fruchttragenden Pflanzen wachsen, zum Beispiel Teeblätter, Weintrauben, Palmölfrüchte und 
Latex, fallen jedoch in den Anwendungsbereich von IAS 41. 

DEFINITIONEN 

Definitionen, die mit der Landwirtschaft im Zusammenhang stehen 

5 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Landwirtschaftliche Tätigkeit liegt vor, wenn ein Unternehmen die biologische Transformation oder 
Ernte biologischer Vermögenswerte betreibt, um diese abzusetzen oder in landwirtschaftliche Erzeug­
nisse oder in zusätzliche biologische Vermögenswerte umzuwandeln. 

Ein landwirtschaftliches Erzeugnis ist das geerntete Erzeugnis der biologischen Vermögenswerte des 
Unternehmens. 

Eine fruchttragende Pflanze ist eine lebende Pflanze, die 

a) zur Herstellung oder Gewinnung landwirtschaftlicher Erzeugnisse verwendet wird, 

b) den Erwartungen zufolge mehr als eine Periode Frucht tragen wird und 

c) mit Ausnahme des Verkaufs nach Ende der Nutzbarkeit nur mit sehr geringer Wahrscheinlichkeit als 
landwirtschaftliches Erzeugnis verkauft wird. 

Ein biologischer Vermögenswert ist ein lebendes Tier oder eine lebende Pflanze. 

Die biologische Transformation umfasst den Prozess des Wachstums, des Rückgangs, der Fruchtbringung 
und der Vermehrung, welcher qualitative oder quantitative Änderungen eines biologischen Vermögens­
werts verursacht. 

Verkaufskosten sind die zusätzlichen Kosten, die dem Verkauf eines Vermögenswerts einzeln zugeordnet 
werden können, mit Ausnahme der Finanzierungskosten und der Ertragsteuern. 

Eine Gruppe biologischer Vermögenswerte ist die Zusammenfassung ähnlicher lebender Tiere oder Pflan­
zen. 

Ernte ist die Abtrennung des Erzeugnisses von dem biologischen Vermögenswert oder das Ende der 
Lebensprozesse eines biologischen Vermögenswerts.
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5A Keine fruchttragenden Pflanzen sind 

a) Pflanzen, die kultiviert werden, um als landwirtschaftliches Erzeugnis geerntet zu werden (zum Beispiel 
Bäume, die als Nutzholz angebaut werden), 

b) Pflanzen, die kultiviert werden, um landwirtschaftliche Erzeugnisse zu gewinnen, wenn mehr als nur eine sehr 
geringe Wahrscheinlichkeit besteht, dass das Unternehmen auch die Pflanze selbst als landwirtschaftliches 
Erzeugnis ernten und verkaufen wird (zum Beispiel Bäume, die sowohl um der Früchte als auch um des 
Nutzholzes willen kultiviert werden); Verkäufe nach Ende der Nutzbarkeit sind hiervon ausgenommen und 

c) einjährige Kulturen (zum Beispiel Mais und Weizen). 

5B Wenn fruchttragende Pflanzen nicht mehr zur Gewinnung landwirtschaftlicher Erzeugnisse genutzt werden, 
können sie gefällt/abgeschnitten und verkauft werden, zum Beispiel als Brennholz. Solche Verkäufe nach Ende 
der Nutzbarkeit sind mit der Definition einer fruchttragenden Pflanze vereinbar. 

5C Die Erzeugnisse, die auf fruchttragenden Pflanzen wachsen, sind biologische Vermögenswerte. 

6 Die landwirtschaftliche Tätigkeit deckt eine breite Spanne von Tätigkeiten ab, zum Beispiel Viehzucht, Forstwirt­
schaft, jährliche oder kontinuierliche Ernte, Kultivierung von Obstgärten und Plantagen, Blumenzucht und 
Aquakultur (einschließlich Fischzucht). Innerhalb dieser Vielfalt bestehen bestimmte gemeinsame Merkmale: 

a) Fähigkeit zur Änderung. Lebende Tiere und Pflanzen sind zur biologischen Transformation fähig; 

b) Management der Änderung. Das Management fördert die biologische Transformation durch Verbesserung oder 
zumindest Stabilisierung der Bedingungen, die für den Ablauf des Prozesses notwendig sind (beispielsweise 
Nahrungssituation, Feuchtigkeit, Temperatur, Fruchtbarkeit und Helligkeit). Ein solches Management unter­
scheidet die landwirtschaftliche Tätigkeit von anderen Tätigkeiten. Beispielsweise ist die Nutzung unbewirt­
schafteter Ressourcen (wie Hochseefischerei und Entwaldung) keine landwirtschaftliche Tätigkeit; und 

c) Beurteilung von Änderungen. Die durch biologische Transformation oder Ernte herbeigeführte Änderung der 
Qualität (beispielsweise genetische Eigenschaften, Dichte, Reife, Fettabdeckung, Proteingehalt und Faserstärke) 
oder Quantität (beispielsweise Nachkommenschaft, Gewicht, Kubikmeter, Faserlänge oder –dicke und die 
Anzahl der Knospen) wird als routinemäßige Managementfunktion d beurteilt und überwacht. 

7 Biologische Transformation führt zu folgenden Arten von Ergebnissen: 

a) Änderungen des Vermögenswerts durch (i) Wachstum (eine Zunahme der Quantität oder Verbesserung der 
Qualität eines Tieres oder einer Pflanze), (ii) Rückgang (eine Abnahme der Quantität oder Verschlechterung 
der Qualität eines Tieres oder einer Pflanze), oder (iii) Vermehrung (Erzeugung zusätzlicher lebender Tiere 
oder Pflanzen) oder 

b) Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse wie Latex, Teeblätter, Wolle und Milch. 

Allgemeine Definitionen 

8 Die folgenden Begriffe werden in diesem Standard mit der angegebenen Bedeutung verwendet: 

Der Buchwert ist der Betrag, mit dem ein Vermögenswert in der Bilanz angesetzt wird. 

Der beizulegende Zeitwert ist der Preis, der in einem gewöhnlichen Geschäftsvorfall zwischen Markt­
teilnehmern am Bewertungsstichtag für den Verkauf eines Vermögenswerts eingenommen bzw. für die 
Übertragung einer Schuld gezahlt würde. (Siehe IFRS 13 Bewertung zum beizulegenden Zeitwert.) 

Zuwendungen der öffentlichen Hand sind in IAS 20 definiert. 

9 [gestrichen]
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ANSATZ UND BEWERTUNG 

10 Ein Unternehmen hat biologische Vermögenswerte und landwirtschaftliche Erzeugnisse nur dann an­
zusetzen, wenn 

a) das Unternehmen aufgrund von Ereignissen der Vergangenheit Verfügungsmacht über den Ver­
mögenswert hat, 

b) es wahrscheinlich ist, dass dem Unternehmen ein mit dem Vermögenswert verbundener künftiger 
wirtschaftlicher Nutzen zufließen wird, und 

c) der beizulegende Zeitwert oder die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Vermögenswerts 
verlässlich ermittelt werden können. 

11 Bei landwirtschaftlichen Tätigkeiten kann die Verfügungsmacht beispielsweise durch das rechtliche Eigentum an 
einem Rind und durch das Brandzeichen oder eine andere Markierung, die bei Erwerb, Geburt oder Entwöhnung 
des Kalbes von der Mutterkuh angebracht wurde, nachgewiesen werden. Der künftige Nutzen wird gewöhnlich 
durch die Bewertung der wesentlichen körperlichen Eigenschaften ermittelt. 

12 Ein biologischer Vermögenswert ist beim erstmaligen Ansatz und an jedem Abschlussstichtag zu seinem 
beizulegenden Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten zu bewerten; davon ausgenommen ist der in 
Paragraph 30 beschriebene Fall, in dem der beizulegende Zeitwert nicht verlässlich bewertet werden 
kann. 

13 Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die von den biologischen Vermögenswerten des Unternehmens geern­
tet werden, sind zum Zeitpunkt der Ernte mit dem beizulegenden Zeitwert abzüglich der Verkaufs­
kosten zu bewerten. Für die Anwendung von IAS 2 Vorräte oder eines anderen anwendbaren Standards 
stellt eine solche Bewertung die Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu diesem Zeitpunkt dar. 

14 [gestrichen] 

15 Die Bewertung eines biologischen Vermögenswerts oder eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses zum beizulegen­
den Zeitwert kann vereinfacht werden durch die Gruppierung biologischer Vermögenswerte oder landwirtschaft­
licher Erzeugnisse nach wesentlichen Eigenschaften, beispielsweise nach Alter oder Qualität. Als Grundlage für 
die Preisbildung wählt ein Unternehmen die Eigenschaften aus, die den auf dem Markt herangezogenen ent­
sprechen. 

16 Unternehmen schließen oft Verträge ab, um ihre biologischen Vermögenswerte oder landwirtschaftlichen Erzeug­
nisse zu einem späteren Zeitpunkt zu verkaufen. Die Vertragspreise sind nicht notwendigerweise für die Ermitt­
lung des beizulegenden Zeitwerts relevant, da der beizulegende Zeitwert die aktuellen Marktbedingungen wider­
spiegelt, unter denen am Markt teilnehmende Käufer und Verkäufer eine Geschäftsbeziehung eingehen würden. 
Demnach ist der beizulegende Zeitwert eines biologischen Vermögenswerts oder eines landwirtschaftlichen 
Erzeugnisses aufgrund der Existenz eines Vertrags nicht anzupassen. In einigen Fällen kann der Vertrag über 
den Verkauf eines biologischen Vermögenswerts oder landwirtschaftlichen Erzeugnisses ein belastender Vertrag 
sein, wie in IAS 37 Rückstellungen, Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen definiert. Auf belastende Ver­
träge ist IAS 37 anzuwenden. 

17–21 [gestrichen] 

22 Ein Unternehmen berücksichtigt nicht die Zahlungsströme für die Finanzierung der Vermögenswerte oder für die 
Wiederherstellung biologischer Vermögenswerte nach der Ernte (beispielsweise die Kosten für die Wiederanpflan­
zung von Bäumen einer Waldflur nach der Abholzung). 

23 [gestrichen] 

24 Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten können mitunter dem beizulegenden Zeitwert näherungsweise ent­
sprechen, insbesondere wenn 

a) seit der erstmaligen Kostenverursachung kaum biologische Transformation stattgefunden hat (beispielsweise 
unmittelbar vor dem Abschlussstichtag gepflanzte Sämlinge oder neu erworbener Viehbestand) oder 

b) der Einfluss der biologischen Transformation auf den Preis voraussichtlich nicht wesentlich ist (beispielsweise 
das Anfangswachstum in einem 30-jährigen Produktionszyklus eines Kiefernbestandes). 

25 Biologische Vermögenswerte sind oft körperlich mit dem Grundstück verbunden (beispielsweise Bäume in einer 
Waldflur). Möglicherweise besteht kein eigenständiger Markt für biologische Vermögenswerte, die mit dem 
Grundstück verbunden sind, jedoch ein aktiver Markt für die kombinierten Vermögenswerte, d. h. biologische 
Vermögenswerte, unbestellte Grundstücke und Bodenverbesserungen als ein Bündel. Ein Unternehmen kann die 
Informationen über die kombinierten Vermögenswerte zur Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts der biologi­
schen Vermögenswerte nutzen. Beispielsweise kann zur Bestimmung des beizulegenden Zeitwerts der biologi­
schen Vermögenswerte der beizulegende Zeitwert des unbestellten Grundstücks und der Bodenverbesserungen 
von dem beizulegenden Zeitwert der kombinierten Vermögenswerte abgezogen werden.
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Gewinne und Verluste 

26 Ein Gewinn oder Verlust, der beim erstmaligen Ansatz eines biologischen Vermögenswerts zum bei­
zulegenden Zeitwert abzüglich Verkaufskosten und durch eine Änderung des beizulegenden Zeitwerts 
abzüglich der Verkaufskosten eines biologischen Vermögenswerts entsteht, ist in der Periode, in der er 
angefallen ist, erfolgswirksam zu erfassen. 

27 Ein Verlust kann beim erstmaligen Ansatz eines biologischen Vermögenswerts entstehen, weil bei der Ermittlung 
des beizulegenden Zeitwerts abzüglich der Verkaufskosten eines biologischen Vermögenswerts die Verkaufskos­
ten abgezogen werden. Ein Gewinn kann beim erstmaligen Ansatz eines biologischen Vermögenswerts entstehen, 
wenn beispielsweise ein Kalb geboren wird. 

28 Ein Gewinn oder Verlust, der beim erstmaligen Ansatz von landwirtschaftlichen Erzeugnissen zum 
beizulegenden Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten entsteht, ist in der Periode, in der er angefallen 
ist, erfolgswirksam zu erfassen. 

29 Ein Gewinn oder Verlust kann beim erstmaligen Ansatz von landwirtschaftlichen Erzeugnissen als Folge der Ernte 
entstehen. 

Fehlende Möglichkeit, den beizulegenden Zeitwert verlässlich zu ermitteln 

30 Es wird angenommen, dass der beizulegende Zeitwert für einen biologischen Vermögenswert verlässlich 
ermittelt werden kann. Diese Annahme kann jedoch lediglich beim erstmaligen Ansatz eines biologi­
schen Vermögenswerts widerlegt werden, für den keine Marktpreisnotierungen verfügbar sind und für 
den alternative Ermittlungen des beizulegenden Zeitwerts als eindeutig nicht verlässlich gelten. In einem 
solchen Fall ist dieser biologische Vermögenswert mit seinen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
abzüglich aller kumulierten planmäßigen Abschreibungen und aller kumulierten Wertminderungsauf­
wendungen zu bewerten. Sobald der beizulegende Zeitwert eines solchen biologischen Vermögenswerts 
verlässlich ermittelbar wird, hat ein Unternehmen ihn zum beizulegenden Zeitwert abzüglich der 
Verkaufskosten zu bewerten. Der beizulegende Zeitwert gilt als verlässlich ermittelbar, sobald ein 
langfristiger biologischer Vermögenswert gemäß IFRS 5 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Ver­
mögenswerte und aufgegebene Geschäftsbereiche die Kriterien für eine Einstufung als zur Veräußerung 
gehalten erfüllt (oder in eine als zur Veräußerung gehalten eingestufte Veräußerungsgruppe aufgenom­
men wird). 

31 Die Annahme in Paragraph 30 kann lediglich beim erstmaligen Ansatz widerlegt werden. Ein Unternehmen, das 
bislang einen biologischen Vermögenswert zum beizulegenden Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten bewertet 
hat, fährt mit der Bewertung des biologischen Vermögenswerts zum beizulegenden Zeitwert abzüglich der 
Verkaufskosten bis zum Abgang fort. 

32 In jedem Fall bewertet ein Unternehmen landwirtschaftliche Erzeugnisse zum Zeitpunkt der Ernte zum bei­
zulegenden Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten. Dieser Standard folgt der Auffassung, dass der beizulegende 
Zeitwert der landwirtschaftlichen Erzeugnisse zum Zeitpunkt der Ernte immer verlässlich ermittelt werden kann. 

33 Bei der Ermittlung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten, der kumulierten planmäßigen Abschreibungen 
und der kumulierten Wertminderungsaufwendungen berücksichtigt ein Unternehmen IAS 2, IAS 16 und IAS 36 
Wertminderung von Vermögenswerten. 

ZUWENDUNGEN DER ÖFFENTLICHEN HAND 

34 Eine unbedingte Zuwendung der öffentlichen Hand, die mit einem biologischen Vermögenswert im 
Zusammenhang steht, der zum beizulegenden Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten bewertet wird, 
ist nur dann erfolgswirksam zu erfassen, wenn die Zuwendung der öffentlichen Hand einforderbar 
wird. 

35 Wenn eine Zuwendung der öffentlichen Hand (einschließlich einer Zuwendung der öffentlichen Hand 
für die Nichtausübung einer bestimmten landwirtschaftlichen Tätigkeit), die mit einem biologischen 
Vermögenswert im Zusammenhang steht, der zum beizulegenden Zeitwert abzüglich der Verkaufskos­
ten bewertet wird, bedingt ist, hat ein Unternehmen die Zuwendung der öffentlichen Hand nur dann 
erfolgswirksam zu erfassen, wenn die mit der Zuwendung der öffentlichen Hand verbundenen Bedin­
gungen eingetreten sind. 

36 Die Bedingungen für Zuwendungen der öffentlichen Hand sind vielfältig. Beispielsweise kann eine Zuwendung 
der öffentlichen Hand an die Bedingung geknüpft sein, dass ein Unternehmen eine bestimmte Fläche fünf Jahre 
bewirtschaftet und die Rückzahlung aller Zuwendungen der öffentlichen Hand vorsehen, wenn das Unternehmen 
die Fläche weniger als fünf Jahre bewirtschaftet. In diesem Fall wird die Zuwendung der öffentlichen Hand erst 
nach Ablauf der fünf Jahre erfolgswirksam erfasst. Wenn die Bedingungen der Zuwendung der öffentlichen Hand 
es jedoch erlauben, einen Teil der Zuwendung aufgrund des Zeitablaufs zu behalten, erfasst das Unternehmen 
diesen Teil der Zuwendung der öffentlichen Hand zeitproportional im Gewinn oder Verlust. 

37 Wenn eine Zuwendung der öffentlichen Hand mit einem biologischen Vermögenswert im Zusammenhang steht, 
der zu seinen Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich aller kumulierten planmäßigen Abschreibungen 
und aller kumulierten Wertminderungsaufwendungen bewertet wird (siehe Paragraph 30), ist IAS 20 anzuwen­
den.
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38 Dieser Standard schreibt eine andere Behandlung als IAS 20 vor, wenn eine Zuwendung der öffentlichen Hand 
mit einem biologischen Vermögenswert im Zusammenhang steht, der zum beizulegenden Zeitwert abzüglich der 
Verkaufskosten bewertet wird, oder wenn eine Zuwendung der öffentlichen Hand die Nichtausübung einer 
bestimmten landwirtschaftlichen Tätigkeit verlangt. IAS 20 wird lediglich auf eine Zuwendung der öffentlichen 
Hand angewendet, die mit einem biologischen Vermögenswert im Zusammenhang steht, der zu seinen Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten abzüglich aller kumulierten planmäßigen Abschreibungen und aller kumulierten 
Wertminderungsaufwendungen bewertet wird. 

ANGABEN 

39 [gestrichen] 

Allgemeines 

40 Ein Unternehmen hat den Gesamtbetrag des Gewinns oder Verlusts anzugeben, der während der lau­
fenden Periode beim erstmaligen Ansatz biologischer Vermögenswerte und landwirtschaftlicher Erzeug­
nisse und durch die Änderung des beizulegenden Zeitwerts abzüglich der Verkaufskosten der biologi­
schen Vermögenswerte entsteht. 

41 Ein Unternehmen hat jede Gruppe von biologischen Vermögenswerten zu beschreiben. 

42 Die nach Paragraph 41 geforderten Angaben können in Form verbaler oder wertmäßiger Beschreibungen erfol­
gen. 

43 Einem Unternehmen wird empfohlen, eine wertmäßige Beschreibung jeder Gruppe von biologischen Vermögens­
werten zur Verfügung zu stellen, erforderlichenfalls unterschieden nach verbrauchbaren und produzierenden 
biologischen Vermögenswerten oder nach reifen und unreifen biologischen Vermögenswerten. Beispielsweise 
kann ein Unternehmen den Buchwert von verbrauchbaren biologischen Vermögenswerten und von produzie­
renden biologischen Vermögenswerten nach Gruppen angeben. Ein Unternehmen kann diese Buchwerte weiter 
nach reifen und unreifen Vermögenswerten unterteilen. Diese Unterscheidungen stellen Informationen zur Ver­
fügung, die hilfreich sein können, um den zeitlichen Anfall künftiger Zahlungsströme abschätzen zu können. Ein 
Unternehmen gibt die Grundlage für solche Unterscheidungen an. 

44 Verbrauchbare biologische Vermögenswerte sind solche, die als landwirtschaftliche Erzeugnisse geerntet oder als 
biologische Vermögenswerte verkauft werden sollen. Beispiele für verbrauchbare biologische Vermögenswerte 
sind der Viehbestand für die Fleischproduktion, der Viehbestand für den Verkauf, Fische in Farmen, Getreide wie 
Mais und Weizen, die Erzeugnisse, die auf fruchttragenden Pflanzen wachsen, sowie Bäume, die als Nutzholz 
wachsen. Produzierende biologische Vermögenswerte unterscheiden sich von verbrauchbaren biologischen Ver­
mögenswerten; zum Beispiel Viehbestand, der für die Milchproduktion gehalten wird, oder Obstbäume, deren 
Früchte geerntet werden. Produzierende biologische Vermögenswerte sind keine landwirtschaftlichen Erzeugnisse, 
sondern dienen der Gewinnung landwirtschaftlicher Erzeugnisse. 

45 Biologische Vermögenswerte können entweder als reife oder als unreife biologische Vermögenswerte eingestuft 
werden. Reife biologische Vermögenswerte sind solche, die den Erntegrad erlangt haben (für verbrauchbare 
biologische Vermögenswerte) oder gewöhnliche Ernten tragen können (für produzierende biologische Ver­
mögenswerte). 

46 Wenn nicht an anderer Stelle innerhalb von Informationen, die mit dem Abschluss veröffentlicht 
werden, angegeben, hat ein Unternehmen Folgendes zu beschreiben: 

a) die Art seiner Tätigkeiten, die mit jeder Gruppe von biologischen Vermögenswerten verbunden sind 
und 

b) nichtfinanzielle Messgrößen oder Schätzungen für die körperlichen Mengen 

i) jeder Gruppe von biologischen Vermögenswerten des Unternehmens zum Periodenende und 

ii) der Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse während der Periode. 

47–48 [gestrichen] 

49 Ein Unternehmen hat Folgendes anzugeben: 

a) die Existenz und die Buchwerte biologischer Vermögenswerte, mit denen ein beschränktes Eigen­
tumsrecht verbunden ist, und die Buchwerte biologischer Vermögenswerte, die als Sicherheit für 
Verbindlichkeiten begeben sind, 

b) den Betrag von Verpflichtungen für die Entwicklung oder den Erwerb von biologischen Vermögens­
werten und
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c) Finanzrisikomanagementstrategien, die mit der landwirtschaftlichen Tätigkeit im Zusammenhang ste­
hen. 

50 Ein Unternehmen hat eine Überleitungsrechnung der Änderungen des Buchwerts der biologischen Ver­
mögenswerte zwischen dem Beginn und dem Ende der Berichtsperiode anzugeben. Die Überleitungs­
rechnung hat Folgendes zu enthalten: 

a) den Gewinn oder Verlust aufgrund von Änderungen der beizulegenden Zeitwerte abzüglich der 
Verkaufskosten, 

b) Erhöhungen infolge von Käufen, 

c) Verringerungen, die Verkäufen und biologischen Vermögenswerten, die gemäß IFRS 5 als zur Ver­
äußerung gehalten eingestuft werden (oder zu einer als zur Veräußerung gehalten eingestuften Ver­
äußerungsgruppe gehören), zuzurechnen sind, 

d) Verringerungen infolge der Ernte, 

e) Erhöhungen, die aus Unternehmenszusammenschlüssen resultieren, 

f) Nettoumrechnungsdifferenzen aus der Umrechnung von Abschlüssen in eine andere Darstellungs­
währung und aus der Umrechnung eines ausländischen Geschäftsbetriebs in die Darstellungswährung 
des berichtenden Unternehmens und 

g) sonstige Änderungen. 

51 Der beizulegende Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten eines biologischen Vermögenswerts kann sich infolge 
von körperlichen Änderungen und infolge von Preisänderungen auf dem Markt ändern. Eine gesonderte Angabe 
von körperlichen Änderungen und von Preisänderungen ist nützlich, um die Ertragskraft der Berichtsperiode und 
die Zukunftsaussichten zu beurteilen, insbesondere wenn ein Produktionszyklus länger als ein Jahr dauert. In 
solchen Fällen wird einem Unternehmen empfohlen, den erfolgswirksam berücksichtigten Betrag der Änderung 
des beizulegenden Zeitwerts abzüglich der Verkaufskosten aufgrund von körperlichen Änderungen und aufgrund 
von Preisänderungen je Gruppe oder auf andere Weise anzugeben. Diese Informationen sind grundsätzlich 
weniger nützlich, wenn der Produktionszyklus weniger als ein Jahr dauert (beispielsweise bei der Hühnerzucht 
oder dem Getreideanbau). 

52 Biologische Transformation führt zu vielen Arten der körperlichen Änderung — Wachstum, Rückgang, Frucht­
bringung und Vermehrung –, welche sämtlich beobachtbar und bewertbar sind. Jede dieser körperlichen Än­
derungen hat einen unmittelbaren Bezug zu künftigen wirtschaftlichen Nutzen. Eine Änderung des beizulegenden 
Zeitwerts eines biologischen Vermögenswerts aufgrund der Ernte ist ebenfalls eine körperliche Änderung. 

53 Landwirtschaftliche Tätigkeit ist häufig klimatischen, krankheitsbedingten und anderen natürlichen Risiken aus­
gesetzt. Tritt ein Ereignis ein, durch das ein wesentlicher Ertrags- bzw. Aufwandsposten entsteht, sind die Art und 
der Betrag dieses Postens gemäß IAS 1 Darstellung des Abschlusses anzugeben. Beispiele für solche Ereignisse sind 
das Ausbrechen einer Viruserkrankung, eine Überschwemmung, starke Dürre oder Frost sowie eine Insekten­
plage. 

Zusätzliche Angaben für biologische Vermögenswerte, wenn der beizulegende Zeitwert nicht verläss­
lich ermittelt werden kann 

54 Wenn ein Unternehmen biologische Vermögenswerte am Periodenende zu ihren Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten abzüglich aller kumulierten planmäßigen Abschreibungen und aller kumulierten 
Wertminderungsaufwendungen (siehe Paragraph 30) bewertet, hat ein Unternehmen für solche biologi­
schen Vermögenswerte Folgendes anzugeben: 

a) eine Beschreibung der biologischen Vermögenswerte, 

b) eine Erklärung, warum der beizulegende Zeitwert nicht verlässlich ermittelt werden kann, 

c) sofern möglich eine Schätzungsbandbreite, innerhalb welcher der beizulegende Zeitwert höchstwahr­
scheinlich liegt, 

d) die verwendete Abschreibungsmethode, 

e) die verwendeten Nutzungsdauern oder Abschreibungssätze und
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f) den Bruttobuchwert und die kumulierten planmäßigen Abschreibungen (zusammengefasst mit den 
kumulierten Wertminderungsaufwendungen) zu Beginn und zum Ende der Periode. 

55 Wenn ein Unternehmen während der Berichtsperiode biologische Vermögenswerte zu ihren Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten abzüglich aller kumulierten planmäßigen Abschreibungen und aller 
kumulierten Wertminderungsaufwendungen (siehe Paragraph 30) bewertet, hat ein Unternehmen jeden 
bei Abgang solcher biologischen Vermögenswerte erfassten Gewinn oder Verlust anzugeben; in der in 
Paragraph 50 verlangten Überleitungsrechnung sind die Beträge, die mit solchen biologischen Ver­
mögenswerten im Zusammenhang stehen, gesondert anzugeben. Die Überleitungsrechnung muss zu­
sätzlich die folgenden erfolgswirksam erfassten Beträge, die mit diesen biologischen Vermögenswerten 
im Zusammenhang stehen, enthalten: 

a) Wertminderungsaufwendungen, 

b) Wertaufholungen aufgrund früherer Wertminderungsaufwendungen und 

c) planmäßige Abschreibungen. 

56 Wenn der beizulegende Zeitwert der biologischen Vermögenswerte, die bislang zu den Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten abzüglich aller kumulierten planmäßigen Abschreibungen und aller kumulier­
ten Wertminderungsaufwendungen bewertet wurden, während der Berichtsperiode verlässlich ermittel­
bar wird, hat ein Unternehmen für diese biologischen Vermögenswerte Folgendes anzugeben: 

a) eine Beschreibung der biologischen Vermögenswerte, 

b) eine Begründung, warum der beizulegende Zeitwert verlässlich ermittelbar wurde, und 

c) die Auswirkung der Änderung. 

Zuwendungen der öffentlichen Hand 

57 Ein Unternehmen hat folgende mit der in diesem Standard abgedeckten landwirtschaftlichen Tätigkeit in 
Verbindung stehenden Punkte anzugeben: 

a) die Art und das Ausmaß der im Abschluss erfassten öffentlichen Zuwendungen der öffentlichen 
Hand, 

b) unerfüllte Bedingungen und andere Erfolgsunsicherheiten im Zusammenhang mit Zuwendungen der 
öffentlichen Hand und 

c) wesentliche zu erwartende Verringerungen des Umfangs der Zuwendungen der öffentlichen Hand. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

58 Dieser Standard ist verbindlich auf Jahresabschlüsse für Berichtsperioden anzuwenden, die am oder nach dem 1. 
Januar 2003 beginnen. Eine frühere Anwendung wird empfohlen. Wendet ein Unternehmen diesen Standard auf 
Berichtsperioden an, die vor dem 1. Januar 2003 beginnen, hat es dies anzugeben. 

59 Dieser Standard enthält keine besonderen Übergangsvorschriften. Die erstmalige Anwendung dieses Standards 
wird gemäß IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler 
behandelt. 

60 Durch die Verbesserungen der IFRS, veröffentlicht im Mai 2008, wurden die Paragraphen 5, 6, 17, 20 und 21 
geändert und Paragraph 14 gestrichen. Ein Unternehmen hat diese Änderung prospektiv auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet 
ein Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. 

61 Durch IFRS 13, veröffentlicht im Mai 2011, wurden die Paragraphen 8, 15, 16, 25 und 30 geändert sowie die 
Paragraphen 9, 17–21, 23, 47 und 48 gestrichen. Wendet ein Unternehmen IFRS 13 an, sind diese Änderungen 
ebenfalls anzuwenden. 

62 Mit der im Juni 2014 veröffentlichten Verlautbarung Landwirtschaft: Fruchttragende Pflanzen (Änderungen an 
IAS 16 und IAS 41) wurden die Paragraphen 1–5, 8, 24 und 44 geändert sowie die Paragraphen 5A–5C und 
63 eingefügt. Diese Änderungen sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2016 
beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere 
Periode an, hat es dies anzugeben. Diese Änderungen sind rückwirkend gemäß IAS 8 anzuwenden.
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63 In der Berichtsperiode, in der die Verlautbarung Landwirtschaft: Fruchttragende Pflanzen (Änderungen an IAS 16 
und IAS 41) erstmals angewendet wird, braucht das Unternehmen die gemäß IAS 8 Paragraph 28(f) für die 
laufende Periode vorgeschriebenen quantitativen Angaben nicht zu machen. Es hat jedoch die gemäß IAS 8 
Paragraph 28(f) vorgeschriebenen quantitativen Angaben für jede frühere dargestellte Periode zu machen. 

64 Durch IFRS 16, veröffentlicht im Januar 2016, wurde Paragraph 2 geändert. Wendet ein Unternehmen IFRS 16 
hat, hat es diese Änderung ebenfalls anzuwenden. 

65 Durch die Jährlichen Verbesserungen an den IFRS-Standards 2018–2020, veröffentlicht im Mai 2020, wurde Para­
graph 22 geändert. Diese Änderung ist auf Bewertungen zum beizulegenden Zeitwert anzuwenden, die zu oder 
nach Beginn des ersten Geschäftsjahrs vorgenommen werden, das am oder nach dem 1. Januar 2022 beginnt. 
Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung auf eine frühere Periode an, hat es 
dies anzugeben.
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